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Vorwort. 


Seit  mehi'eren  Jalu-en  habe  ich  den  Problemen  der 
städtischen  Bodenreform  —  sowohl  nach  der  theoretischen, 
wie  nach  der  praktischen  Seite  hin  —  meine  Aufmerk- 
samkeit zugewandt,  tmd  zwar  mit  besonderer  Berück- 
sichtigung der  ausländischen  Erfahrimgen.  Persönliche 
Verhältnisse  und  unerwartete  TJberliäufung  mit  Berufs- 
arbeiten machen  es  mir  in  den  nächsten  Semestern  voraus- 
sichtlich nicht  möglich,  diese  Studien  zum  Abschlüsse  zu 
bringen.  Ich  übei'gebe  daher  einen  Teil  meiner  bisherigen 
Untersiichvmgen  —  aufser  einer  historischen  Skizze  der 
Bodem-eformbewegung  und  einer  kiu'zen  Übersicht  der 
praktischen  Fragen,  im  wesentlichen  die  theoretische  Grmid- 
lage  der  Bodenreform  —  der  Ötfentlichlieit. 

Es  geschieht  das  nicht  ohne  grofse  Bedenken.  Die 
Ergebnisse  dieser  Arbeit  weichen  in  wesentlichen  Punkten 
von  der  herrschenden  Meinung  ab,  die,  wie  es  scheint,  zum 
unerschütterlichen  Dogma  aller  Parteien  und  des  grölsten 
Teiles  der  Theoretiker  geworden  ist.  (iegen  Dogmen  zu 
kämpfen,  ist  aber  immer  eine  wenig  angenehme  und  meist 
leider  auch  vergebliche  Mühe.  Auch  mufs  ich  befürchten, 
dafs  meine  Ausführungen  von  manchen,  auf  deren  Seite 
meine  Sj'mpathien  nicht  stehen,  als  eine  zu  ihren  Gunsten 
gehaltene  Verteidigungsrede  betrachtet  werden.  Doch  der 
wissenschaftliche  Forscher  hat  sich  nicht  zu  ft'agen,  was 
ilnn  sjTnpathisch  oder  imsympathisch  ist,  seine  Aufgabe  ist 
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•  es  vielmehi-,  unbefangen  an  die  Frage  heranzutreten :  Was 
ist  die  "Wahi-licit?  Diese  Aufgabe  versuchte  ich  zu  lösen. 
Niemand  wird  sich  aufi-ichtiger  freuen  über  jede  Kritik, 
die  nicht  mit  den  hergebrachten  Phrasen  und  Schlagworten, 
sondern  mit  Gründen,  die  in  dieser  Schrift  niedergelegten 
Ansichten  zu  widerlegen  sucht,  als  der  Verfasser. 

Bonn,    Oktober  1004. 

Adolf  Weber. 
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die  Konsequenz  der  Bewegung  im  Innern.  —  Die  für  die  Nachfrage 
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Einwände.  —  Die  Bedeutung  der  modernen  Verkehrsverbesserung 
für  das  Bodenproblem;  —  es  kommen  dabei  insbesondere  in  Betracht: 
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vom  Markte  ferngehalten,  so  geschieht  dies  nicht  durch  gewerbs- 
mäfsige  Spekulanten.  —  Die  Grundstücksspekulation  bewirkt  eher 
zu  raschen  als  zu  langsamen  Besitzwechsel ;  Gegenwirkungen.  —  Hat 
die  Bauspekulation  ein  Interesse  daran,  baureifen  Boden  unbebaut 
zu  lassen?  —  Zwischenfrage:  Wann  ist  der  Boden  liaureif?  Es 
kommt  für  Beantwortung  der  Frage  in  Betracht  Rücksichtnahme 
auf  die  Quantität  und  auf  die  Qualität  der  Nachfrage,  auf  die 
Richtung,  in  der  sich  die  Stadt  weiterentwickeln  wird;  im  Interesse 
der  Volkswirtschaft  ist  auch  die  wahrscheinliche  Entwicklung  in  der 
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wart weit  vorsichtiger  sind,  ihr  Bauland  wesentlich  länger  unliebaut 
lassen  als  die  Spekulation.  —  Die  Gründe,  welche  vorgebracht  werden, 
um  die  Berechtigung  der  Bodenspekulation  zu  widerlegen,  sind  nicht 
stichhaltig:  a.  Das  Land  sei  nicht  transportabel,  —  b.  es  gebe  bei 
der  Bodenspekulation  keine  Spekulation  ä  la  baisse,  —  c.  „im  Gegen- 
satz etwa  zum  Getreideniarkt  liege  beim  Boden  der  vorhandene  Be- 
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Einleitung. 


Zur  Vergangenheit  und  Gegenwart  der 
Bodenreformbewegung. 


Ad.  Weber,  Über  Bodenrente. 


-sd 


Der  3Iifserfolg  der  Bodeiirefoiiuer  vor  Henry 

George*). 


Hemy  George  widmet  sein  Buch  „Schutzzoll  oder  Frei- 
handel":  „dem  Andenken  jeuer  berühmten  Franzosen  des 
vorigen  Jahrhunderts,  Quesuay,  Turgot,  Mirabeau,  Condorcet, 
Dupont  und  ihren  Genossen,  die  in  der  Nacht  des  Despotismus 
die  Glorie  der  kommenden  Tage  vorhersahen."  Es  kann 
kein  Zweifel  darüber  obwalten,  dafs  George  diese  Männer 
für  seine  Vorläufer  hi;4t,  dafs  er  sie  als  die  ersten  Boden- 
refoi'mer  beti-aclitete.  Aber  in  "Wirklichkeit  besteht  zwischen 
den  Lehi-en  des  Amerikaners  und  denen  der  Physioki-aten 
ein  sehr  grofser  Unterschied :  die  „single  taxe"  des  ersteren 
und  der  „impot  unique"  der  letztei'en  sind  in  ihrem  "Wesen, 
in  ilu-er  Begilindung,  in  ihi-en  vorausgesetzten  Wirkungen 
so  verschieden,  dafs  sie  eigentlich  nichts  als  den  Namen 
gemeinsam  haben'). 

Die  wesentlichen  Gedanken  Georgi's  wurden  doch 
bereits  im  18.  Jahrhundert  ausgesprochen,  es  gab  damals 
schon  .Bodem-eformer",  d.  h.  JVIäimer,  denen  die  Privat- 
ausnutzung des  Bodeneigentums  aus  sozial  -  ökonomischen 
Gründen  als  verkehrt  galt;  ich  betone  aus  sozial-ökonomischen 


*)  Eine  Geschichte  der  Bodeureformbewegung  sowie  jede  Vor- 
aa'beit  zu  einer  solchen  wäre  mit  Freuden  zu  begrüfseu  ;  man  sucht 
dergleichen  sowohl  in  der  deutschen  wie  in  der  ausländischen  Literatur 
Vergebens.  Die  hier  gegebene  Skizze  beruht  zum  gröfsten  Teile  auf 
eigenen   Quellenforschungen  des  Verlassers. 

1* 
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■  Gründen,  natnrrechtliche  Bedenken  gegen  das  Privat- 
grundeigentum lassen  sich  von  der  Bibel  angefangen  in 
zahlreichen  Schriften  aller  Zeiten  ausfindig  machen. 

Nach  dem  Vorgange  von  Anton  Menger '^j  hat  man  sich 
daran  gewöhnt,  Thomas  Spence  als  den  ersten  Boden- 
reformer zu  bezeichnen.  Er  soll  eine  beträchtUche  Anzahl 
Ajihänger  hmterlassen  haben,  die  sogar  im  Jahre  1817  in 
London  einen  Aufstand  zwecks  Durchführimg  der  Absichten 
ihres  Meisters  versuchen  wollten. 

Spence  hat  im  Jahre  1706  eiiie  Schrift  veröffentlicht, 
unter  dem  Titel  „The  meridian  sun  of  liberty".  Angeb- 
lich handelte  es  sich  dabei  um  Publikation  eines  Vortrages, 
der  schon  im  Jahre  1775  in  Newcastle  von  ihm  gehalten 
worden  ist.  Der  Grundgedanke  der  Schrift^)  ist  weder 
originell  noch  besonders  geistreich :  „Es  gibt  keine  Lebens- 
möglichkeit als  durch  den  Boden  und  seine  Erzeugnisse, 
folglich  haben  wir  an  dem,  ohne  das  wir  nicht  leben  können, 
dasselbe  Eigentumsrecht,  wie  an  unserem  Leben."  Eigen- 
artig sind  dagegen  Spences  praktische  Vorschläge:  „Das 
Land  mit  allem  Zubehör  wird  in  jedem  Gemeindebezirk 
Eigentmn  der  Körperschaft  oder  der  Gemeinde  mit  eben- 
derselben freien  Befugnis  zum  Verpachten,  Wiederherstellen 
oder  Veränderung  des  Ganzen  oder  eines  Teiles,  wie  sie 
der  Gutsherr  genieist;  aber  das  Recht,  auch  nur  das  kleinste 
Stück,  in  welcher  Art  es  auch  sei,  aus  dem  Gemeindebesitz 
zu  veräufsern,  wird  für  jetzt  und  für  immer  versagt.  Denn 
es  wird  feierlich  von  der  ganzen  Nation  verein- 
bart, dafs  eine  Gemeinde,  die  irgendeinen  Teil 
ihres  Grundbesitzes  entweder  verkaufen  oder 
verschenken  sollte,  mit  demselben  Abscheu 
und  Entsetzen  angesehen  und  ebenso  behandelt 
werden  soll,  als  hätte  sie  die  eigenen  Kinder  in 
die  Sklaverei  verkauft,  oder  mit  eigenen  Händen 
niedergemetzelt." 

„Um  unter  der  arbeitenden  Klasse  richtige  Ideen  ihrer 
Lage,  ihrer  Wichtigkeit  und  ihrer  Rechte"  zu  verbreiten, 
veröffentlichte  Spence  seit  dem  Jahi-e  1793  eine  Zeitschrift, 


genannt  ,,Pig's  Mcat",  geziert  mit  einem  fetten  Schweine 
und  der  Aufschrift:  „This  is  that  matchless  Pig's  raeat  so 
famous  far  and  near,  Oppressors  hearts  it  fills  with  dread, 
but  poor  men's  hearts  does  cheer".  Der  Kampf  gegen  das 
private  (xrundeigentum  tritt  hier  erheblich  hinter  der  Ver- 
hen-licliung  der  Republik  und  der  Hetze  gegen  die  staat- 
liche Ordniuig  ziuiick.  Deshalb  machte  Spence  auch  mehi-ere- 
male  Bekanntschaft  mit  dem  (refängnisse. 

Entgegen    der    Behauptung    Mengers    und    Diehls    hat 

Spence  nie  zahlreiche  Anhänger  für  seine  Ideen  gefunden; 

Mackencie,  der  Spence  in  seiner  „Historj-  of  Newcastle"  (Ge- 

biu'tsstadt  Spences)  erwähnt,  hebt  dies  ausdrücklich  hervor*). 

Richtig  ist  freilich,    dafs   seine    „Anhänger"    im   Jahre 

1817    einen    Aufstand    versuchten:    aber    ein    Blick    in    die 

veröfiFentlichten  Akten  zeigt,  dafs  es  sich  lediglich  um  einen 

äufsorst    lächerlichen   Putschversuch    eines  kleinen  Haufens 

handelte,  der  angestachelt  wurde  durch  ein  halbes  Dutzend 

verkommener  Menschen.    Nichts  scheint  mir  besser  die  An- 

.sicht .    dafs    die    Spenceaner  Bodeiireformer   gewesen   seien^ 

zu  widerlegen  ,    als  der  Aufruf,    den  die  Aufständischen  im 

Jahre    1817    veröffentlichten.     Er  lautet: 

„Britons  to  Arms. 

The  whole   country  waits   the  signal  from  London  to  fly 

to   arms  I   haste ,   break   open  gmismith   and    other   likeh- 

places  to  lind  armes !  .  .  .  no  rise  of  bread,  no  Regent, 

HO     Castlereagh,      off    with     their     heads;      no 

p  1  a  c  e  m  e  n  ,    t  y  t  h  e  s  ,    o  r  e  n  c  1  o  s  u  r  e  s  ,  n  o  t  a  x  e  s  ,  n  o 

bishops,  only  useless  lumber!    stand  true  or  be 

slaves  for  ever!"^) 

Mit  dem  Inhalte  dieses  Aufrufes  stimmt  die  Tatsache 
überein,  dafs  jeder,  der  in  den  Bund  aufgenommen  werden 
wollte,  auf  die  Frage :  „Wollt  ihr  ohne  Gott  und  ohne 
König  leben  V  antworten  mufste :  „Wir  verwünschen  jede 
Art  von  T\Tannei." 

William  Cobliett,  der  bekannte  Führer  der  englischen 
Radikalen    im    Anfange    des    U'.   Jahrhunderts    urteilt    über 


die  Spenceaner  folgendermalsen :  „So  monströs  die  niedrige 
Gesinnung,  die  Bosheit  nnd  die  Grausamkeit  dieser  Leute 
auch  sein  mag,  das  wird  noch  übertroflt'en  dureli  ihre  Tor- 
heit";  ein  Urteil,    das  mir  nicht  ungerecht  zu  sein  scheint. 

Wie  aUe  englischen  Bekämpfer  des  Privateigentums 
Ende  des  18.  und  Anfang  des  19.  .Jahrhunderts  —  ich  er- 
innere nur  an  Godwin  —  sich  mit  besonderem  Nachdruck 
gegen  das  Grundeigentum  wandten,  so  tat  dies  auch  Spence. 
Es  ■würde  höchst  auffallend  sein,  wenn  es  anders  ^silre.  Es 
war  ja  gerade  um  die  Zeit,  wo  die  ländliche  Grundrente  in 
England  so  gewaltig  in  die  Höhe  ging.  Nach  Mulhall  stieg 
der  Grundrentenwert  des  Vereinigten  Königreichs  von 
23V  2  Mill.  ^  im  .Jahi-e  1780  auf  49  Mül.  ^  im  Jahi-e  1814, 
d.  h.  in  drei  .Jahrzehnten  um  mehr  als  das  doppelte'').  Di© 
SoziaKsten  und  Kommunisten  jener  Tage  Bodem-eformer  zu 
nennen ,  ist  ungefäkr  ebenso  verkehrt',  als  wollte  man  die 
modernen  Sozialisten,  bei  deren  Agitation  der  Kampf  gegen 
das  Privateigentum  am  Gnmd  imd  Boden  aus  taktischen 
Gründen  zurzeit  mehr  in  den  Hintergrund  tritt,  deshalb  als 
Freiuide  des  privaten  Bodeneigentums  bezeichnen. 

Mit  viel  gröfserem  Eechte  als  die  Spenceaner,  darf 
"William  Ogilvie  zu  den  Bodenreformen!  gerechnet  werden. 
Es  ist  charakteristisch,  dafs  seine  1782  erschienene  Schrift : 
„An  Essay  on  the  right  of  Property  in  Land"  so  wenig 
Beachtung  gefunden  hat,  dafs  sie  selbst  einem  so  hervor- 
ragenden Forschertalente,  wie  Anton  Menger,  entgehen  konnte. 

Während  in  den  Sckriflen  Speuces  nm-  zu  viele  Stellen 
verraten,  dafs  der  Verfasser  ein  fanatischer  Agitator  war, 
ist  Ogilvies  Buch  die  Arbeit  eines  vornehmen,  nihigen  Ge- 
lehi-ten  —  Ogilvie  war  Professor  der  Humanität  an  der 
Universität  in  Aberdeen  — ,  der  sine  ira  et  studio  das  Eigen- 
tumsproblem, sowohl  vom  naturrechtlichen  als  auch  vom 
sozialökonomischen  Standpimkte  aus  würdigt. 

Für  ihn  ist  gleicher  Anteil  am  Boden  ein  Geburtsrecht 
(birthright)  für  jeden  Menschen,  aber  er  fügt  gleich  hinzu, 
dafs  dui-ch  Eintritt  in  die  Gesellschaft  imd  Teilnahme  an 
ihren   Vorteilen,    der   einzelne   seine   Bereitwilligkeit    kund 


gebe,  sich  solchen  Mal'sregeLii  zu  unterwerfen,  die  zum 
Besten  der  Gesamtheit  notwendig  seien.  "Weiter  wird  be- 
tont, dafs  gToise  plötzliche  Umwälzimgen  wohl  niemals 
minschenstwert  seien,  „pai'tialreformation,gradual  progressive 
Innovation"  ist  das,  was  Ogilvio  wünscht.  Für  ilm  ist  unter 
zwei  Nationen  diejenige  am  glücklichsten,  welche  die  meisten 
unabhängigen  Ackerbauer  besitzt.  Förderung  der  inneren 
Kolonisation,  um  einen  modernen  Ausdruck  zu  gebrauchen, 
liegt  ihm  besonders  am  Herzen^). 

Ogilvie  yerlang-t,  dafs  man  unterscheide  zwischen  1.  dem 
m-sprüngiichen  Bodenwert,  2.  dem  durch  menschliche  Ar- 
beit verbesserten  Bodenwert,  3.  dem  Bodenwert,  der  sich 
für  die  Gegenwart  aus  der  zuliünftigen  Wortsteigerungs- 
möglichkeit  ergebe.  Niu-  der  unter  2.  genannte  Wei-t  komme 
dem  Eigentümer  zu ,  alles  andere  gehöre  der  Gesellschaft. 
Sehr  wohl  sieht  Ogilvie,  dafs  eine  Scheidung  zwischen  den 
einzelnen  Bestandteilen  des  Bodenwertes  aufserordentlich 
schwiei-ig  sei.  Er  kommt  daher  zu  der  Forderung,  dafs 
man  den  Gnmdoigentümem  auch  den  Wert  lassen  solle,  der 
ihnen  eigentlich  nicht  zukomme ,  dafür  sollten  sie  aber  für 
die  Ausgaben  des  Staates  sorgen. 

„no  scheine  of  taxation  can  be  so  equitable  as  ,i  landtaxe,  by 
wbich  aloiie  the  expenses  of  the  State  ovight  to  be  supported,  until 
the  wbole  amount  of  that  original  value  be  exhausted."  (a.  a.  0. 
Part.  I,  sec.  I.) 

Dabei  fordert  er  ferner,  dafs  die  Grundeigentümer 
sich  bewufst  bleiben  sollten,  dafs  der  m-sprüngliche  Boden- 
wert ihnen  nur  ziar  Ver^^■altung  seitens  der  Gesellschaft  an- 
vertraut sei.  Der  Boden  müsse  daher  möglichst  intensiv 
bearbeitet  werden.  Das  sei  gegenwärtig  nicht  der  Fall,  weil 
eben  niu"  sehr  wenige  Einwohner  des  Landes  Eigentümer 
des  gesamten  Gnmd  imd  Bodens  seien;  das  sei  verderblich. 

Nicht  allen  Ausführimgen  Ogüvies  wird  man  beistimmen 
können,  das  gilt  insbesondere  auch  von  seinen  praktischen 
Vorschlägen ,  im  ganzen  rechtfertigen  es  aber  die  von  ihm 
ausgesprochenen  Gedanken,  dafs  man  ihn  den  ersten  Sozial- 
reformer nennt,  der  gegen  das  unbeschränkte  Privateigentum 


nicht  lim-  die  üblichen  naturi'echtlichen,  sondern  auch  sozial- 
ökonomische Erwägungen  geltend  macht. 

Ogilvies  Einflufs  war  unbedeutend ,  zwar  hat  G-odwin, 
der  ihn  wiederholt  zitiert,  manches  von  ihm  entlehnt,  sonstige 
Zusammenhänge  zwischen  ihm  und  den  ökonomischen  Ge- 
lehrten und  Agitatoren  der  Folgezeit  lassen  sich  nicht  aus- 
findig machen. 

Man  wird  sagen,  dafs  Ogilvies  Ideen  deshalb  so  wenig 
Erfolg  hatten,  weü  er  zu  viel  Gelehrter,  zu  wenig  Agitator 
war.  Das  mag  schon  stimmen.  Was  Foxwell  ^)  einmal 
von  Godwins  „Politischer  Gerechtigkeit"  sagt:  „Die  Schrift 
war  viel  besser  geeignet  Gelehrte  zum  Denken  anziu-egen, 
als  die  weitverbreitete  Unzufriedenheit  ernster  Männer  in 
revolutionäre  Bahnen  zu  lenken",  das  gilt  auch  von  Ogüvies 
Essay. 

Ebenso  wie  Ogilvie  darf  jedoch  einer  der  hervorragendsten 
Agitatoren,  die  um  die  Wende  des  18.  zum  19.  Jahrhundert 
lebten,  Thomas  Paine,  zu  den  Bodenbesitzreformern  gezählt 
werden.  Er,  den  Holyoake  den  „Begründer  politischer  Ideen 
unter  dem  englischen  Volke"  genannt  hat,  schilderte  in 
seiner  1797  veröffentlichtenSchrift  „Agrarische  Gerechtig- 
keit", die  Übelstände  des  „Monopol  des  Landbesitzes"  mit 
einer  so  einschneidenden  und  furchtlosen  Logik,  in  einer 
so  wdrksamen  Weise,  dafs  man  nicht  behaupten  kann,  es 
habe  den  Bodenreformern  damals  an  geeigneten  Agitatoren 
gefehlt. 

„Die  Erde  in  ihi-em  natürlichen  Zustande",  so  führt  Paine 
aus,  „vermag  nur  eine  kleine  Zahl  von  Menschen  zu  er- 
halten. Sie  mufs  bearbeitet  werden.  Der  Wert  der  dadiurch 
erzielten  Verbesserung  überstieg  anfangs  den  Wert  der 
natürlichen  Kraft  des  Bodens  so  sehr ,  dafs  man  bald  das 
Recht  aller  am  Grund  und  Boden  mit  diesem  Rechte  des 
einzelnen  an  dem  Resultate  seiner  Ai'beit  verwechselte. 
Deshalb,  luid  weil  es  überhaupt  schwer  ist  zu  trennen,  was 
der  Natur  und  was  der  Ai-beit  zuzuschreiben  ist,  entstand 
die  Vorstellung  von  dem  Privateigentum  des  Bodens."  In 
Wirklichkeit   schulde    aber  jeder  Grundbesitzer  der  Gesell- 


Schaft  einen  Grunilziu.s  (grouiitl  rent)  für  das  Land,  welches 
er  inne  habe.  De«hall)  weil  dieser  Grundzins  der  Gesell- 
schaft vorenthalten  wiu'de,  sei  der  Gegensatz  von  Reichtum 
und  Armut  entstanden,  „der  unserem  Auge  beständig  ent- 
gegentritt und  es  beleidigt,  als  wemi  tote  iind  lebende 
Körjior  aneinandergekettet  sind". 

Um  der  Gesellschaft  wieder  das  zuzufühi'on ,  was  ihr 
mit  B.echt  zukomme,  entwickelt  Paine  einen  höchst  inter- 
essanten Plan  einer  Art  Volksversichermig '"). 

Tom  Paines  politische  Ideen  fanden  im  allgemeinen 
zahlreiche  gläubige  Jünger;  Cobbett  sagt  einmal  in  seinem 
..Politischen  Register"  von  ihm:  „Das  Grab  dieses  ,Noble 
of  Nature'  wii-d  das  Ziel  der  Pilgei-fahrten  des  Volkes"  "). 
Aber  so  wenig  Cobbett  auch  selbst  den  Landlords  gewogen 
war,  die  bodenreformerischen  Pläne  wurden  weder  von  ihm, 
noch  von  einem  anderen  Politiker  seiner  Zeit  aufgenommen. 

Eine  neue  Basis  für  eine  Bodenreformbewegung  war 
durch  die  allgemeine  Anerkennung  der  klassischen  Grund- 
rententheorie gegeben.  Es  ist  bekannt,  dafs  diese  in  ihrem 
wesentlichen  Punkte  bereits  1777  dm'cli  Anderson  aiifgestellt 
wiu'de.  Aber  man  irrt  m.  E. ,  wenn  man  annimmt ,  dais 
seine  theoretischen  Ansichten  deshalb  so  wenig  beachtet 
wurden,  weil  er  sie  „nur  gelegentlich  bei  der  Erörterung- 
praktischer  agrarpolitischer  Fragen  vorbrachte"  *-).  Er  tat 
dies  auch  in  einem  besonderen,  die  Grundrente  speziell 
behandehiden  Aufsatze,  der  im  Jahre  1791  in  der  schotti- 
schen Zeitschi-ift  „TheBee  or  a  Literary  Weekly  Intelligenzer" 
■(Edinbiu'gh ,  vol.  VI)  erschien;  ein  Aufsatz,  der,  wie  ich 
glaube,  bis  jetzt  von  der  wissenschaftlichen  Forschung  über- 
sehen wurde.  Im  Jahi-e  1 802  kam  dann  Anderson  nochmals  in 
längeren  Ausfülu'ungen  anf  seine  Theorie  zm-ück,  in  der  von 
ilim  herausgegebenen  Zeitsckrift  „Recreatious  in  agriculture" 
'(London,  vol.  IV).  Wemi  Anderson  so  wenig  Erfolg  hatte, 
so  lag  das  hauptsächlich  daran,  dafs  ihm  die  schätzbaren  Er- 
fahrungen, welche  die  .lahre  der  Kontinentalsperre  „mit  ihrem 
Überflusse  an  Tatsachen"  brachten,  noch  nicht  von  Nutzen 
.sein  konnten:  auf  sie  stützte  sich  aber  Ricardo,  wie  er  selbst 
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■sagt,  und  daher  brauchte  er  nicht  tauben  Ohren  zu  predigen. 
Dietzel  sagt  einmal  gelegentlich'*),  dats  Ricardos  Lelirsatz 
von  der  Grundrente  nichts  anderes  sei  als  die  theoretische 
Formulierung  einer  handgreiflichen  Wirklichkeit,  der  Tat- 
sache nämlich,  dai's  zur  Zeit  der  Kontinentalsperre  infolge 
der  Erhöhung  der  Produktionskosten  des  Getreides  eine 
Steigerung  der  Pachtzinsen  eintreten  mufste. 

Durch  die  Zeugenaussagen  vor  der  Kommission  der 
Lords  vom  Jahre  1818  wurde  diese  Tatsache  auch  denen 
klar,  die  keine  Gelegenheit  oder  Fähigkeit  hatten ,  dem 
Gange  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklimg  mit  eigenen 
Augen  zu  folgen. 

So  Ijann  man  sich  nicht  wundern,  dai's  derselbe  theo- 
retische Satz  ziemlich  gleichzeitig  von  einer  Reilie  von 
Männern  ausgesprochen  wurde.  Zu  den  bisher  bekannten 
Namen  -.  Torrens,  West,  Malthus,  Ricardo,  mul's  nach  neueren 
Forschungen  von  Selignian  ")  John  Rooke  treten,  der  im 
Februar  1815  einen  bereits  im  Jahre  1814  geschi-iebenen  Essay 
veröfi'enthchte,  in  dem  er  zu  dem  Ergebnisse  kam  „the  cost 
of  j)rodiTcing   com    on   the    worst    soils    is  the  regiilator    of 

natural  price," „the  rent  of  land  is  the  clear  sm'- 

plus  produce  whicli  remains  after  the  expenses  that  conduce 
to  production  and  the  ordinary  profits  of  capital  are  de- 
ducted." 

Seit  Mitte  des  2.  Jahrzelmts  des  vorigen  Jahrhunderts 
stand  jedenfalls  für  die  Wissenschaft  folgender  Satz  im 
wesentlichen  fest:  Bei  der  ersten  Bebauung  eines  Gebietes, 
bei  welcher  der  reiche  und  fruchtbare  Boden  im  Überflüsse 
vorhanden  ist,  wird  keine  Rente  bezahlt;  nm-  wenn  der 
Boden  weder  quantitativ  begrenzt  noch  qualitativ  gleichartig 
ist,  und  wenn  bei  fortschreitender  Bevölkerinigsvermehrung 
Boden  schlechterer  Qiiahtät  imd  schlechterer  Lage  bebaut 
werden  mufs,  entsteht  Rente.  Die  Rente  ist  also  eine  Folge 
der  fortschreitenden  Entwicklung  der  Gesellschaft.  Sie  ist 
nicht  „Verdienst"  des  Rentenberechtigten,  sondern  „Ver- 
dienst" der  Gesellschaft. 

Man  mufs  sich  ■«T.indern,    dafs    aus   diesem  Satze    nicht 
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sofort  Folgerungen  für  die  praktische  Politik  gezogen  wurden. 
Es  geschah  dies  erst  einige  Jahre  später  iind  z«'ar  durch 
.lames  Mill  ''). 

Er  betont,  dafs  Gemeineigentiun  am  Grund  luid  Boden 
in  der  Urzeit  grol'se  Vorzüge  gehabt  habe,  er  weist  ferner 
mit  Nachdruck  darauf  liin,  dafs  in  der  späteren  Zeit  die 
Grundeigentümer  dafür,  dafs  sie  das,  was  allen  rechtmäfsig 
gehörte ,  in  Privatbesitz  nahmen ,  auch  alle  öffentlichen 
Lasten  der  Gesamtheit  getragen  hätten. 

Wenn  das  im  Laufe  der  Zeit  anders  geworden  sei,  so 
gehe  OS  nicht  an,  den  Fehler  der  Vergangenheit  wieder  gut 
zu  machon  unter  Aufserachtlassung  der  wohlerworbenen 
Rechte  der  jetzigen  Eigentümer.  Aber,  so  fährt  er  fort, 
wenn  ein  Gesetz  möglich  wäre ,  auf  Grund  dessen  d  i  e 
Grundrente  verdoppelt  würde,  wälu'end  alle  anderen 
Einkünfte  gleich  blieben,  so  wäre  es  durchaus  gerecht,  wenn 
die  Regierung  aus  dieser  durch  sie  geschaffenen  Vermögens- 
vermehrung in  erster  Linie  ihre  Auslagen  deckte.  „Der  be- 
ständige Wertzuwachs,  der  sieh  herleitet  von  den  Verhältnissen, 
in  denen  sich  die  Gesellschaft  befindet  und  von  nichts,  woran 
die  Grundeigentümer  selbst  einen  besonderen  Anteil  haben, 
scheint  nicht  weniger  besonders  geeignet  zu  sein,  für  Staats- 
zwecke Verwendimg  zu  finden."  Damit  ist  die  später  soviel 
verwertete  Theorie  vom  unverdienten  Wertzuwachse  auf- 
gestellt. Das  Verdienst  .lohn  Stuart  Mills  besteht  nur  darin, 
dafs  er  den  zum  Schlagworte  gewordenen  Namen  „unearned 
increment"  geschaffen  hat. 

Die  allgemeine  Aufmerksamkeit  des  englischen  Volkes 
■mtrde  in  den  nächsten  beiden  Jahrzehnten  auf  andere,  für 
den  Atigenblick  wichtigere,  iimerpolitische  Fragen  gelenkt. 
Immerhin  fehlte  es  auch  in  der  Zeit  der  Chartisten-  und 
Freihandelsbewegauig  nicht  an  Männern,  die  sich  gegen  das 
irnbesckränkte  Privateigentum  am  Grund  und  Boden  wandten. 

Ich  nenne  nur  zwei :  John  Francis  Bray  imd  E.  P.  Thomjj- 
son:  ersterer,  imter  dem  Einflüsse  von  Bentham  und  Owen 
stehend,  veröffentlichte  im  .Jahre  1839  ein  nicht  mibe- 
deiitendes  Buch  „Labours  Wrongs  and  Labours  Remedies"  **). 
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Die  GleicUieit  aller  Menschen  ist  nach  ihm  ein  Satz, 
der  vorkündet  steht  im  „grofsen  Buche  der  Natur".  Jeder 
Mensch  habe  sin  Recht  zu  tun,  was  er  wolle,  vorausgesetzt, 
dafs  sein  Vorgehen  nicht  die  gleichen  Rechte  seiner  Neben- 
menschen verletze.  Unrecht  aber  sei  es,  wenn  ein  ein- 
zelner einen  Teil  des  gemeinsamen  grofsen  Arbeitsfeldes, 
d.  h.  irgend  einen  bestimmten  Fleck  Erde  sich  aneigne, 
denn  dann  gerate  er  in  Kollision  mit  dem  gleichen  Rechte 
jedes  anderen  Menschen,  gerade  dasselbe  Stück  Land  für 
sich  zu  erwerben.  Daraus  folgert  er  den  weiteren  Satz, 
dafs  Gnmd  und  Boden  (remeingut  aller  Erdenl)ewohner 
sein  müsse.  Das  private  Bodeneigentum  ist  für  Bray  nicht 
die  einzige  Ursache  der  sozialen  Not,  aber  doch  eine  Haui)t- 
ursache  derselben. 

Weit  gemäfsigter  ist  Thompson"):  er  will  das  Privat- 
eigentum aus  Zweckmäfsigkeitsgi'ünden  nicht  antasten.  Aber 
er  verhehlt  sich  doch  nicht,  dafs  die  Rente  ein  eigenartiger 
Gewinn  ist,  die  Folge  eines  wenn  auch  „harmlosen"  Mono- 
pols; er  neimt  sie  „an  impost  upon  other  people's  industry". 

Eine  weise  Gesellschaft  werde  die  Politik  befolgen, 
keine  Steuern  iind  Lasten  auf  die  Lidustrie  zu  legen,  so 
lange  es  möglich  sei,  dafs  sie  der  Grundrente  entnommen 
-werden  könnte.  Eine  Steuer  auf  Industrie  vermindere 
gleichzeitig  die  Produktivität;  eine  Steuer  auf  die  Grund- 
rente dagegen  werde  einfach  aus  der  Tatsache  des  Renten- 
empfängers genommen,    iind  damit   sei    die  Sache    erledigt. 

Li  der  Freihandelsbewegung  selbst  lag  auch  ein  ge- 
wisser Anreiz  zrn-  Bodenbesitzreform. 

Cobden  und  seine  Genossen  hatten  wiederholt  in  ihren 
Reden  und  Schriften  die  Grundbesitzer  gewarnt  und  sie 
aufgefordert,  beizeiten  einzulenken,  sonst  könne  das  Volk 
sich  daran  erinnern,  wie  es  von  ihnen  „beraubt"  worden 
sei.  Auch  das  Bemühen  der  Freihändler  —  bekanntlich  zu- 
nächst aus  politischen  Rücksichten  —  möglichst  viele  kleine 
Grundeigentümer  zu  schaffen,  legte  bodenreformerische  Ge- 
danken nahe. 

Gegen    Ende    der    Freihandelsbewegung    aber    trat    ein 


—    l;{    — 

Ereignis  ein,  das  eine  Zeitlang  berufen  zu  sein  schien, 
eine  wirklich  ernste  und  allgemeine  Bodenret'ormbewegung 
einzuleiten. 

Seit  dem  Sommer  1846  war  in  Mand  eine  flirchterliche 
Hiuigersnot  ausgebrochen,  Tausende  starben  Hungers. 
OConnell,  der  Führer  der  gemäi'sigten  L'en,  starb  während 
dieser  Krisis.  Die  radikale  Partei,  das  junge  Irland  war 
alsbald,  unterstützt  durch  die  allgemeine  Not,  d  i  e  irische 
Partei  geworden.  Alle  gesetzlichen  Bande  waren  völlig 
gelockert,  Gewalttätigkeit  folgte  auf  Gewalttätigkeit. 
Die  Habeas  Corpus  Acte  wurde  suspendiert,  und  es 
gelang  der  Regierung  nach  Gefangennahme  des  „Königs 
von  Münster"  0  Brien  die  politische  Bewegung  einzudämmen 
—  aber  nicht  den  Hunger  der  Bewohner  zu  stillen ,  ihr 
Elend  zu  mildern.  Viele  ehi-liche  Engländer  erhoben  in 
jener  Zeit  ihre  lauten  Anlclagen  gegen  die  englisch-irischen 
Landlords,  die  man  allgemein  für  die  Hauptschuldigen  hielt. 

In  dieser  Stinmnmg  schrieben  die  beiden  berühmtesten 
englischen  Bodenreformer  Herbert  Spencer  und  John  Stuart 
Mill  ihre  später  so  häufig  von  den  Bodem-eformern  aller 
Länder  als   Waffen  benutzten  Werke. 

Herbert  Spencer  hat  es  wohl  oft  bedauert,  dafs  er  in 
seinen  jungen  Jahren  auch  einmal  zeitweise  unter  die  Radi- 
kalen gegangen  ist.  Er  verlangte  damals  völlige  Beseiti- 
gung des  privaten  Bodeneigentums,  „so  schwierig  es  auch 
seiu  mag,  die  Theorie  von  dem  Gemeineigentmn  aller 
Menschen  am  Boden  zu  verwü'klichen,  die  Billigkeit  fordert 
nachdriicklich,  dafs  dies  doch  geschieht".  Es  ist  bekannt, 
dai's  er  diese  Ideen,  die  er  in  seiner  Schrift:  „Social  Statics" 
(veröffentHcht  1850)'*)  niederlegte,  später  widerrufen  hat. 
Henry  George  hat  diese  Gesinnungsänderung  in  geschickter 
Weise  benutzt,  um  ein  ziemlich  umfangi-eiches  Buch  über 
Spencers  Ansichten  zu  veröftentlichen.  Es  trägt  den  Titel : 
„A  Perplexed  Philosopher",  imd  das  Motto:  „Just  for  a 
handful  of  silver  he  left  us .  just  for  a  ribbon  to  stick  in 
bis  coat"  (Robert  Browning)  läfst  vermuten  wie  George  mit 
Spencer  umspringt,'*). 
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Jolui  Stuart  Mill  war  ein  gemäl'sigteror  Bodem-eformer 
als  der  junge  Spencer  in  seinen  „Social  Statics".  Er  ver- 
liefs  im  wesentlichen  nicht  den  Boden  der  von  James  Mill 
a^if'gestellten  Theorie  vom  unverdienten  Wertzuwachse.  "Wie 
selir  gerade  auf  ihn  die  irischen  Zustände  einwirkten,  be- 
weist ein  Blick  in  die  1848  erschienene  erste  Auflage  seiner 
„Principles"  (besonders  Book  II  Ch.  II  §  (>  S.  2721.  Die 
eigentliche  agitatorische  Tätigkeit  Mills  fällt  wesentlich 
später;  wir  werden  gleich  darauf  zurückkommen. 

Vielleicht  wäre  es  in  England  schon  nm  die  Mitte  des 
vorigen  .lahrhunderts  tatsächlich  zu  einer  Volksbewegung 
für  Bodenreform  gekommen ,  wenn  nicht  zu  viele  Refor- 
matoren mit  verschiedenem  Programm  aufgetreten  wären. 
Spencer  forderte  Beseitigung  des  privaten  Bodeneigentums, 
das  „Wie"  Immmerte  ihn  nicht.  Andere  glaubten  diese 
Frage  für  ihn  beantworten  zu  müssen,  hier  verlangte  man 
Enteigiiung  ohne  Entschädigimg,  dort  erklärte  man  dies  für 
nm-echt  und  gi-ausam ,  ohne  aber  über  die  Höhe  und  Be- 
messung der  Entschädigung  einig  zu  sein.  Auch  der  Ge- 
danke einer  „Wegbesteuerung"  der  Bodenrente  tauchte  auf, 
so  imter  anderen  in  einer  1850  erschienenen  anonymen 
Schrift:  „The  Land  of  England  belongs  to  the  People  of 
England  2")". 

Als  Begründung  der  Vorschläge  dienten  vorzugsweise 
noch  immer  natiuTechtliche  Erörterungen,  aber  doch  traten 
sozialökonomische  Erwägungen  demgegenüber  nicht  ganz 
zm-ück.  In  letztgenannter  Schrift  wird  z.  B.  die  Boden- 
rente dafür  verantwortüch  gemacht,  dafs  die  Reichen  immer 
reicher,  die  Armen  aber  immer  ärmer  würden,  trotz  des 
stai'k  gestiegenen  Reichtirms  der  Nation.  In  einer  anderen 
Schrift  jener  Zeit  (Robert  Dick:  „On  the  Evils"  s.  unten 
Anm.  2U)  fanden  sich  folgende  Sätze :  „It  is  out  of  the  labour 
of  such  pauper  masses  that  capital  is  originallj^  formed. 
and  is,  thereafter,  enabled  absolutely  to  dictate  to  the  very 
labour  that  ereates  it,  and  to  defraud  that  labour  of  those 
i^m-plusses  which  ought  to  remain  whoUy  with  the  latter."  . .  . 
.,This  Capital   erects   itself  out   of  the  helpless.   optionless 
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classes  of  men  detached  from  tlie  soil ,    and  not  having  its 
.solid  and  certain  indopendence  to  plant  tlioniselves  on.'" 

Es  würde  vielleicht  zu  sehr  interessanten  Ergebnissen 
führen,  wenn  man  die  Frage  zu  beantworten  suchte,  ob 
und  inwiefern  die  modernen  Sozialisten,  insbesondere  Marx 
durch  die  englischen  Bodenreformer  beeinflufst  sind. 

Ich  erwähnte  schon  oben  gelegentlich,  dafs  John  Stuart 
Mills  bekannte  Agitation  erst  längere  Zeit,  nachdem  er  in 
seinen  wissenschaftlichen  Scliriften  für  Bodem-eform  ein- 
getreten war,  begann.  Sie  nimmt  ihren  Anfang  mit  der 
Gründung  der  „Land  Tenure  Reform  Association".  Der  für 
uns  wichtigste  Punkt  des  Programms  dieser  Gesellschaft 
gibt  zugleich  die  Ideen  John  Stuart  Mills  in  knapper  Form 
am  besten  wieder.  Es  ist  Ai-tikel  IV:  „Der  Staat  soll  durch 
eme  Steuer  den  steigenden  Mehi-wert  dos  Bodens ,  soweit 
man  ihn  festhalten  kaim,  oder  wenigstens  einen  grofsen  Teil 
dieses  Melu'werts  zm-ückfordern ,  denn  dieser  folgt  ganz 
natürlich  aiis  dem  Wachstum  der  Bevölkerung  und  des 
Eeichtums,  ohne  dafs  der  Eigentümer  etwas  dazu  beiträgt; 
doch  l)leibt  den  Eigentümern  das  Recht  vorbehalten,  ilire 
Ländereien  dem  Staate  zu  überlassen  gegen  den  Marktpi'eis, 
der  zu  der  Zeit  gilt,  wo  dieser  Grundsatz  Gesetz  wird." 
Es  war  eine  glänzende  Versammlung  geistig  bedeiitsamer 
Männer,  welche  im  Jahre  1871  die  L.  T.  R.  A.  gilindeten,  aufser 
John  Stuart  Mill  u.  a.  Henry  Fawcett,  Charles  Dilke,  Taylor. 

Es  war  zunächst  niu"  beabsichtigt,  dafs  die  Vereinigimg 
im  w'esentlicheu  für  „free  trade  in  land"  agitieren  solle,  der 
obengenannte  Ai'tikel  IV  feldte  in  dem  Entwurf  des  ur- 
sprünglichen Programmes.  Melu'ere  Arbeiter  fanden  sich 
jedoch  in  der  Gründungssitzung  ein,  die  erklärten,  dafs  sie 
und  ihre  Genossen  mit  den  aufgestellten  Forderungen  nicht, 
einverstanden  seien,  weil  sie  nicht  weit  genug  gingen.  Mr. 
Mill,  dem  die  Opposition  der  „working  men"  walu-scheinlich 
nicht  unerwünscht  war,  erklärte,  dafs  mau  ihnen  entgegen- 
kommen müsse.  Die  Versammlung  ^^urde  vertagt  und  in 
der  nächsten  Sitzung  ein  neuei;  Programm  vorgelegt,  das 
auch  den  gegen  den  unverdienten  Wertzuwachs  gerichteten 
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Artikel  entJiielt.  Die  Arbeiter  waren  nun  ebenfalls  zur 
Mitarbeiterschaft  bereit.  Es  war  so  eine  feste  —  und  wie 
es  schien  —  einflnlsreiche  Organisation  geschaffen,  die  in 
glücklichster  Weise  die  ersten  Intelligenzen  des  Landes- 
und Vertreter  der  gi-ofsen  Masse,  der  Arbeiterschaft,  in  sich 
vereinigte.  Erreicht  wurde  dadurch  natiu-lich  sofort,  dafs  die 
allgemeine  Atifmerksamkeit  auf  das  Problem  der  Bodenbesitz- 
reform gelenkt  wurde  ;  das  war  und  blieb  freilich  alles,  was 
dm'ch  die  Gesellschaft  überhaupt  zu  Wege  gebracht  -nnorde. 
Mit  dem  Tode  Mills  (1873)  hörte  ihre  Tätigkeit  in  der  Haupt- 
sache auf. 

Ich  verlasse  uuumekr  fiü'  eiiieu  Augenblick  die  Ge- 
schichte der  englischen  Bodenreformbewegung  und  wende 
mich  zu  den  übrigen  Kulturländern. 

In  Deutschland  traten  zuerst  in  den  5Uer  J  ahren  des  vorigen 
.Jahrhmiderts  mehi'ere  Bodenreformer  auf.  Bekannt  ist  von 
diesen  wohl  niu"  Hermann  Heinrich  Gossen.  In  seinem 
1852  erschienenen  Buche  „Entwicklimg  der  Gesetze  des 
menschlichen  Verkehrs  und  der  daraus  fliefsenden  Regel" 
entwickelt  er  seine  diesbezüglichen  Anschauungen,  die  ver- 
hältnismäfsig  sein:  gemäfsigt  sind.  „Das  freie  Walten  wirt- 
schaftlicher Kräfte  will  er  nicht  gestört  sehen.  Ankauf 
allen  Grund  und  Bodens  diu'ch  den  Staat  ist  für  ihn  „die 
einzig  richtige  Methode,  welche  dem  Menschen  mit  ursprüng- 
licher Sicherheit  die  Bahn  bezeichnet,  welche  er  zu  wandeln 
hat,  lun  seinen  Lebenszweck  in  vollkommenster  Weise  zu 
erreichen",  aber  jedes  Stück  Land  soll  demjenigen  zur 
Produktion  überlassen  werden,  welcher  die  höchste  Rente 
zu  zahlen  sich  erbietet. 

Ungefähr  gleichzeitig  erschien  eine  Schrift  von  Cai'I 
Amd:  „Die  naturgemäfse  Steuer"  (Frankfurt  1852).  Er 
fühlt  darin  etwa  folgende  Gedanken  näher  aus :  Der  Titel, 
mit  welchem  der  aiisschliefsliche  Besitz  bestimmter  Teile 
des  iirsprünglich  und  naturgemäi's  gemeinschaftlichen  Bodens 
anfangs  erworben  und  später  vererbt  wurde ,  ist  überall 
so  schwer  zu  begründen ,  dafs  ein  eigentliches  Eigentimis- 
recht    in  Beziehmig    auf   den   Grimdbesitz   nicht  wohl  zu- 
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«jegeben  werden  kann.  Nur  Gründe  der  Zweckinälsigkeit 
machen  es  ratsam ,  übei'all  den  bestehenden  Besitz  an- 
zuerkennen, weil  dieser  ansschlielsliche  Besitz  als  eine  Be- 
dinfjnnii'  erscheint,  unter  welcher  allein  für  die  Gesell- 
schatt  der  gröiste  Ertrag  aus  jedem  Grundstücke  gezogen 
werden  kann. 

Sind  es  aber  nielit  unerschütterliche  Rechte ,  sondern 
Gründe  tler  Zweckmäl'sigkeit,  auf  denen  das  Eigentum  be- 
ruht, so  mul's  es  sich  auch  jenen  Modifikationen  unter- 
werfen, welche  von  ZweckmäfsigkeitsgTünden  vorgeschrieben 
werden.  Zwoclcmäfsigkeitsgi'ünde  aber  sprechen  dafür,  dafs 
der  Staat,  was  er  bedarf,  sofern  er  es  nicht  aus  eignem 
Grundgesitze  bestreiten  kann,  in  e r s t e r  L i n i e  durch 
Besteuerung  des  privaten  Grundbesitzes  zu  er- 
langen sucht.  Diese  Grundsteuer  mufs  nacli  Amd  recht 
hoch  sein.  Betrüge  der  Staatsbetrag  3ü  Mill.  Taler,  so  seien 
etwa  aus  der  Erbschaftssteuer  1  Mill.,  aus  der  Hundesteuer 
1  Mill.,  durch  Einkommen  aus  der  Staatsgnmdfläche  (j  Mill.  zu 
decken,  der  Rest,  also  nicht  weniger  als  22  Mill.  käme  auf 
die  Grundsteuer.  Dabei  schätzt  Ai'nd  die  der  Steuer  zu 
unterwerfende  Bodem'ente  auf  48  Mill.  „Es  ist  dies," 
meint  er.  „keine  Beraubung  irgend  eines  rechtlichen  Er- 
werbes, es  ist  die  Erfüllung  einer  Bedingung,  unter  welcher 
die  übrigen  Gesellschaftsglieder  auf  die  Mitbenutzung  der 
betreffenden  Fläche  verzichten."  Offenbar  steht  Amd  unter 
dem  Einflüsse  von  James  Mill,  dessen  Elemente  der  National- 
ökonomie ilim  in  der  Übersetzung,  die  im  Jalii'e  1824  durch 
L.  V.  Jakob  besorgt  worden  war,  bekannt  wurden. 

Der  Gedanke  einer  teilweisen  Konfiskation  der  Grund- 
rente dm-ch  Besteuerung  fiel  in  Deutscliland  ebensowenig 
wie  in  England  auf  fruchtbaren  Boden. 

Gröfseren  Anklang  sclieint  in  den  60  er  Jahren  die 
Agitation  für  Verstaatlichung  des  Griind  und  Bodens  ge- 
funden zu  haben.  Mit  dieser  Frage  beschäftigte  sich  auch 
der  vierte  Kongrefs  des  internationalen  Arbeiterbundes  in 
Basel  im  Jahre  1869.  Es  wurde  dort  ein  Beschlui's  gefafst, 
der  Abschaffung    des    privaten    Eigentums    an   Grund   und 

A.I.  Weber,  Über  BodenrenU-.  2 
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Boden  forderte.  Die  Begiäindiuifj;  uiaelitc  man  sicli  leicht. 
„Die  Erde  ist  mit  allem,  was  darin  ist,  ein  Geschenk  der 
Natur  und  somit  ein  Tinveräui'serliches  Gemeingut  der  ganzen 
Menschheit."  Mitveranlafst  durch  diesen  Beschhifs  erschien 
das  Sclu'iftchen  Adolf  Wagners :  „Über  die  Abschaffimg  des 
jirivaten  Grundeigentums'"  (Leipzig  1870),  das  eine  scharfe, 
man  darf  wohl  sagen  vernichtende  Kritik  des  Agi-ar- 
kommunismus  enthält.  Anderseits  war  es  Wagner,  der  mit 
zuerst  in  Deutscliland  —  schon  in  den  70er  Jalu-en  —  mit 
gTöfstem  Nachdruck  hinwies  auf  die  „ökonomisch  persönlich 
unverdienten"  Wertzuwüchse  zum  städtischen  Boden.  „Ich 
bm  keiner  Art  von  Grundeigentum  gegenüber  hinsichtlich 
seiner  volkswirtschaftlichen  und  sozialiDolitischen  Funktion 
"so  skeptisch  wie  inbezug  auf  das  grofsstädtische.  Aber  die 
mindeste  Forderung  ist  jedenfalls  eine  angemessene  Be- 
steuerung der  Baustellen  wie  der  Häiiser.  Ich  vermag  es 
wenigstens  nicht  zu  rechtfertigen,  dafs  jemand,  der  ein 
(Grundstück  wohlfeü  erwü'bt,  es  jahrelang  ruhig  liegen 
läfst,  es  zu  nichts  benutzt,  wohl  aber  es  der  Benutzung 
anderer  und  der  Gemeinschaft  entzieht,  mithin  ohne  jede 
entsprechende  persönliche  Leistung,  riesige  Konjmiktur- 
"gewimie  für  diesen  Boden  als  Baustelle  einstreicht."  So 
äufserte  sich  Wagner  im  Oktober  1877  in  der  Versammlung 
des  Vereins  für  Sozialpolitik. 

Schon  eine  Reihe  von  Jahren  vorher  hatte  ähnliche 
Gedanken  August  Theodor  Stamm  geäufsert.  Liest  man 
t>eine  Schrift  „die  Erlösung  der  darbenden  Menschheit" 
(II.  Auflage,  Zlü'ich  1873),  so  glaubt  man  eine  eben  erst 
herausgekommene  Schrift  der  Bodenreformer  ^'or  sich  zu 
liaben.  „Wäre  der  Grund  und  Boden,"  so  schreibt  er,  „in 
den  Händen  des  Volkes,  so  müfste  sich  das  Volk  seine 
Wolmungen  viel  besser,  billiger  und  schneller  b.auen  können 
als  früher.  Da  aber  der  Grund  und  Boden  in  den  Händen 
einzelner  Besitzer  und  Kapitahnächte  ist,  so  sclu-auben 
diese,  je  nachdem  das  Bedürfnis  der  Massen  für  Wohnimgen 
wächst ,  die  Preise  der  Baustellen  und  Baumaterialien 
immer   höher."   .  .  .  Dem    Grundbesitzer   komme    vor  allem 
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auch  der  .sich  mit  der  Zunahme  der  Bevölkerung,  lutelligeuz 
und  Ai'beitsgeschicklichkeit  stets  steigernde  Grund-  und 
Bodenwert  zugute.  Diese  Steigerungen  des  Urund-  und 
Bodenwortes,  die  dessen  Besitzer  ohne  alle  Arbeit  erziele, 
seien  enorm. 

„In  Jicrlin  /..  B.  stehen  grolse  Stadtteile  auf  Griuid 
und  Boden,  der  noch  vor  30  Jahren  Ackerland  war.  Der 
(lamaHge  Wert  dieses  Sandbodens,  meist  Bauern  und  Acker- 
bürgern gehörig,  war  50 — 100  Taler  pro  Morgen  und  ohne 
den  Stadtdünger  wäre  er  auch  das  kaum  wert  gewesen  .  .  . 
Nun  ^\•ächst  die  Bevölkerung  Berlins  und  das  Land  wird 
mit  in  den  Bebauungskreis  gezogen  .  .  .  Das  Land  steigt 
und  steigt  im  Werte,  der  Besitzer  wuchert  damit  nach 
besten  Ki'äften,  iDrofessionelle  Baustellenwucherer  kaufen  es 
ihm  zmu  Teile  ab  und  schwindeln  die  Preise  noch  mehr 
empor.  Ich  weil's  Grundstücke,  die  mit  einem  Haus  darauf 
vor  etwa  80  Jahren,  im  nächsten  Umkreise  von  Berlin,  für 
.")i)0  Taler  verkauft  ^\Tirden,  die  jetzt  als  Baustellen  lOOOOO 
bis  L'OOOOO  Taler  wert  sind.  Wer  liat  dafür  gearbeitet? 
Die  Besitzer  gewifs  nicht.  .  .  .'■ 

Als  erster  f  r  a  n  z  ö  sisc  her  Bodenreformer  gilt  der  Baron 
Hippolj-fe  De  Colins.  Wie  ich  glaube,  nicht  ganz  mit  Recht. 
Es  ist  richtig,  da  sich  bereits  in  seiner  Schrift  „der  soziale 
Vertrag",  die  1885  erschien,  einige  bodenreformerische  Ge- 
danken finden:  aber  sie  waren  nicht  bestimmt  und  klar 
genug,  um  den  Anstofs  zu  einer  Bodenreformbewegmig  zu 
geben.  Das  geschah  erst  durch  die  erhebUch  später  von 
Colins  veröftentliehten  Schriften,  vor  allem  dvu'cli  sein  1849 
erschienenes  Buch  „Socialisme  Rationnel  ou  Association 
Universelle  des  Amis  de  FHumanite." 

Diese  Schrift  ist  aber  ofienbar  beeinflul'st  von  einem 
mehrere  Jahre  vorher  erschienenen  Buche  F,  Vidars:  „De 
la  Repartition  des  Richesses"  (Paris  1846),  das  sich  in 
.schärfster  und  wirksamster  Weise  gegen  die  Privilegien 
der  Grundbesitzer  wendet :  „um  sich  zu  bereichern,  braucht 
der  Gnmdbesitzer    nicht    zu    arbeiten,    er  braucht    nicht    zu 
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sparen,  es  genügt,  wenn  er  warten  kann :  die  Zeit  arbeitet 
für  ihn."     (Seite  149.) 

Colins  hat  jedenfalls  das  Verdienst  für  sich,  diu-ch  eine 
ivngemein  riihrige  schriftstellerische  Tätigkeit  boden- 
refonnerische  Ideen  in  weiten  Kreisen  Frankreichs  und 
Belgiens  verbreitet  zu  haben.  Nach  seinem  oben  gcnaimten 
Werke  neimen  sich  seine  Anhänger  „Rationelle  Sozialisten." 

Die  wesentlichen  Gedanken  Colins  scheinen  mir  etwa 
diese  zu  sein:  Jedes  wirtschaftliche  Gut  entsteht  durch 
Verarbeitung  dessen,  was  die  Erde  hervorbringt.  Der  Grund 
und  Boden  ist  also  der  wesentliche  Faktor  für  die  mensch- 
liche Ai'beit.  Da  jeder  Mensch  arbeiten  soU,  mufs  er  auch 
Anteil  am  Boden  haben.  Dieser  darf  daher  nicht  Privat- 
eigentum, sondern  mufs  KoUektiveigentmn  sein :  so  zwar, 
dafs  die  private  Ausnutziuig  nicht  verhindert  wird.  Mau 
verpachtet  das  Land,  die  Pacht  hat  dami  aber  der  Gesell- 
schaft zugiite  zu  kommen.  Jedes  Individuum  soll  das  Recht 
haben,  entweder  als  Arbeiter  in  den  Dienst  eines  Pächters 
des  Nationalgutes  zu  treten,  oder  aber  auf  diesem,  sei  es 
allein,  sei  es  in  Association  mit  anderen  Arbeitern,  für 
eigene  Rechniuig  zu  arbeiten.  Die  Folge  würde  nach  CoHns 
sein,  dafs  der  Lohn,  den  der  Pächter  zu  zahlen  habe, 
mindestens  so  hoch  sei,  wie  der  Gewiim.  den  der  Arbeiter 
durch  seine  Tätigkeit  für  eigene  Reclmung  erzielen  könnte. 

Von  den  Nachfolgern  Colins^')  —  er  starb  1859  — 
nenne  ich  Francois  Huet  (1840 — 1869),  Agathen  de  Potter 
(178d — 1859)  Cesar  de  Paepe,  Bufqivin  des  Essarts,  der 
letztere  (Belgischer  Senator)  formulierte  die  praktischen 
ForderiTngen  der  rationellen  Sozialisten  vor  wenigen  Jahren 
folgendermafsen : 

Erstens:  Gemeineigentum  des  Bodens. 

Zweitens:  Vereinigmig  der  Menschheit  in  einer  einzigen 
Klasse,  derjenigen  der  Ai'beiter,  deren  Lohn  ihrer  Arbeit 
zu  entsprechen  hat. 

Drittens:  Jeder  soll  Anrecht  auf  Erziehung  haben. 

Viertens:  Herrschaft  der  Arbeit  über  den  Reichtum. 
Ruskin   war    von    der    Theorie    und    dem    ProgTamme    der 
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rationellen  Sozialisten  so  begeistert,  dal's  er  ihr  System, 
„das  vollendetste  System  sozialer  und  politischer  Reform, 
welches  jemals  aufgestellt  worden  ist"  nannte ''2). 

Bemerken  will  ich  noch,  dafs  man  aiich  in  den  Schriften 
Emil  de  Laveloyes  Gedanken  findet ,  die  sehr  an  die 
rationellen  Sozialisten  erinnern:  und  TUiter  ihrem  Einflüsse 
stehen  auch  einige  christliche  Sozialisten  Belgiens  und 
Frankixnchs .  zu  denen  man  schon  den  obengenaimten 
Franijois  Huet  rechnen  darf. 

Aber  so  grols  auch  die  Ajihängerschar  Colins  in  Belgien 
und  Frankreich  —  aufserhalb  dieser  Länder,  namentlich  in 
X)eutsclüand,  keimt  man  seinen  Namen  nicht  einmal  —  sein 
mag,  was  bedeutet  sie  gegen  die  grofse  Menge  begeisterter 
Verehrer,  die  zwei  Jahrzehnte  nach  ihm  ein  Sohn  der  neuen 
"Welt  Hemy  George  sich  zu  erwerben  wuiste.  In  seinem 
Heimatsstaat  selbst  hatte  George  wohl  keine  nennenswerte 
Vorläufer,  grofse  Sozialreformer  wurden  in  den  Vereinigten 
Staaten  vor  ihm  nicht  geboren.  Vom  alten  Em'opa  waren  es 
hauptsächlich  Owen,  Fourier  und  Proudhon,  deren  Ideen 
gröfsereVerbreitung  unter  den  Yankees  erfuhren.  Zwar  blieben 
die  Vereinigten  Staaten  von  der  englischen  Bodenreform- 
bewegung um  die  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  nicht  ganz 
unberührt,  einige  Bodenreformer  traten  auch  dort  auf,  der  Ein- 
tlufs  blieb  aber  unbedeutend.  Die  bekannte  Anti-Rent  Agitation 
in  den  Jahren  1839 — 1846  richtete  sich  mu-  gegen  die  Un- 
gerechtigkeit der  damals  bestehenden  Pachtverhältnisse,  die 
Bewegimg  hatte  mit  dem  Kamjife  gegen  die  Grundi-ente 
nichts  zu  tun. 

Es  liegt  nicht  in  meiner  Absicht,  hier  die  Lehren  Georges 
eingehender  darzustellen.  Sie  sind  bekannt  genug.  Wenige 
Sätze  mögen  genügen,  mn  die  Hauptgedanken  zu  skizzieren. 
Sein  praktischer  Vorschlag  ist  die  Single  taxe  d.  h.  Weg- 
steuenuig  der  Grundrente,  Abschaffung  aller  anderen  Steuern, 
Das  ist  nichts  Neues ;  Ogilvie,  Thompson,  Ai'nd  u.  a.  haben 
einen  ähnlichen  Vorschlag  gemacht.  Zur  Begi-ündmig  seines 
Vorschlages  führt  George  an 

a)  naturrechtliche  Gründe:    Der  Grund   und  Boden   ist 
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von  Gott  nicht  einzelnen,  sondern  allen  gegeben.  Jeder 
hat  gleichen  Anspi-uch  auf  die  vom  Schöpfer  der  Mensch- 
lieit  dargeboteneu  Natui'kräfte.  Ich  brauche  nicht  besonders 
zu  sagen ,  dafs  diese  Sätze  ebensowenig  etwas  Neues  ent- 
halten. 

b)  Sozialökonomische  Gründe :  Die  Quelle  des  sozialen 
Übels,  insbesondere  der  sozialen  Ungleichheit  ist  das  Privat- 
eigentimi  am  Gnmd  iind  Boden.  Je  gröfser  der  Fortschritt 
und  die  Summe  des  durch  die  Arbeit  geschaflenen  Reich- 
tums ist,  um  so  gröfser  ist  der  Anteil,  der  auf  die  Grund- 
rente entfällt.  In  demselben  Mafse,  in  dem  der  Anteil  des 
Grimdeigentums,  die  Grundi'ente  wächst,  nimmt  der  Ajiteil 
des  Kapitals  (Zinsen)  und  der  Arbeit  (Lohn)  ab.  Auch 
das  sind  im  wesentlichen  nur  Wiederhohuigen  von  Ge- 
danken, die  schon  viele  Jahrzehnte  vor  George  durch  andere 
in  ähnlicher  Weise  ausgesprochen  wurden.  Und  trotzdem 
ein  so  aufserordentlich  gröfser  Erfolg! 

IchwiU  nicht  den  „Siegeslauf"  Georges  näher  beschreiben. 
Es  war  jedenfalls  nicht  sehr  übertrieben ,  wenn  George  im 
Eebruar  1890  in  San  Francisco,  als  er  eben  im  Begriffe 
stand ,  nach  Australien  hinüberzufahren ,  imi  auch  dort  für 
seine  Lehre  persönlich  einzutreten,  mit  Stolz  erklärte  :  „Never 
in  the  history  of  thought  has  a  movement  come  forward  so 
fast  and  so  well."  Namentlich  in  England  waren  seine  Er- 
folge achtimggebietend  ^^). 

Bemerkenswert  ist  es ,  dafs  nicht  niu-  Henry  George, 
sondern  auch  andere  Bodenreformer.  die  in  ihren  theore- 
tischen Anschauungen  und  jiraktischen  Vorsclilägen  erheb- 
lich von  ihm  abweichen,  in  jüngerer  Zeit  in  England  weit 
mehr  Erfolg  haben,  als  irgendeiner  der  älteren  Boden- 
reformer. 

Ich  erinnere  insbesondere  an  die  Wirkung  des  Auf- 
satzes, der  im  November  1880  von  Alfred  Rüssel- Wallace 
im  Contemporary  Review  veröffentlicht  wiu-de.  Sein  und 
seiner  Anhänger  Programm  —  sie  sind  seit  1881  in  der  Land 
Nationalization  Society  —  vereinigt ,  lautet  nicht  wie  das- 
jenige  Georges    „taxe   the  land"    sondern    „take   tho   land" 


(unter  Entschädigiuig  des  Grundoigentümors  !).  Dieser  Zweig 
der  modernen  Bodenreformbewegnng  ist  freilich  schwächer 
als  derjenige,  der  eine  ausschlielslicho  oder  doch  vorzugs- 
weise Besteuerung  der  (xrunch'ente  verlangt. 

Übrigens  ist  der  Unterschied  zwischen  den  Anhängern, 
Wallaces  imd  Georges  z  n  r  z  o  i  t  nur  ein  theoretischer,  auch 
die  ersteren  erklären  jetzt,  dal's  der  erste  „practica!  step" 
sein  müsse  „The  taxation  of  all  land  at  its  proper  value". 
Man  will  die  bestehende  Bodensteuer  zwar  zu  dem  Satze 
von  11)92  (4  Sh.  vom  £  Gi'undrcnto)  weiter  erheben,  aber 
von  dem  heutigen  Bodenwert  und  nicht  mein-  von  dem  des 
Jahres  1602,  so  dal's  heute  diese  Steuer  etwa  40  mal  so  viel 
abwerfen  würde  als  1()92,  da  man  annimmt,  dafs  seitdem 
der  Gnmdwert  imi  etwa  das  40  fache  gestiegen  ist.  Es  soll 
Selbstschätzung  stattfinden  mit  der  Bedingung,  dafs  dem 
Staate  das  Kaufrecht  zum  Preise,  von  dem  die  Steuer  ge- 
zahlt wird,  jederzeit  zusteht.  Das  so  erzielte  Mehr- 
einkommen soll  dann  aber  nicht  zu  einer  Erleichterung  der 
Steuerzahler  benutzt  werden,  sondern  zra-  Ablösimg  des 
ganzen  Bodens,  zum  Ankauf  desselben  für  die  Volksgemein- 
schaft. Dabei  nimmt  man  an,  dafs  der  zu  zahlende  An- 
kaufspreis infolge  der  Steuer  sofort  um  ein  Fünftel  reduziert 
werde  ^*). 

Welch  wachsender  Einflufs  die  deutschen Aixhänger, 
oder  \'ielleicht  besser  gesagi  Nachfolger  von  Henry  Geoi'ge, 
die  namentlich  im  Bunde  der  deutschen  Bodenreformer  ver- 
einigt sind,  ausüben,  ist  so  bekannt,  dafs  ich  ein  weiteres 
Wort  kaum  darüber  zu  verlieren  brauche.  Adolf  Damaschke 
schrieb  jüngst:  „Im  aUgemeiuen  dürfen  wir  sagen:  Jeder 
alte  Rat,  der  m  den  Ruhestand  tritt,  bedeutet  für  uns  einen 
Gegner  weniger.  Und  jeder  Begabte ,  jede  arbeitsfreudige 
Ki-aft,  die  hineintritt  in  den  Organismus  der  Staatsverwaltung, 
bedeutet  für  uns  einen  Freund  mehr  .  .  .  Mit  der  Boden- 
reform ist  die  steigende  Flut^')." 


11. 

Der  Erfolg  der  Bodeiiiefoniibeweguiig  in  der 
Gregeinvart  und  seine  Ursachen. 


Wir  haben  geselieu ,  dals  die  lange  Reihe  volkswirt- 
schaftlicher Schriftsteller,  welche  ihre  Kenntnisse  und  Fähig- 
keiten in  den  Dienst  des  Kampfes  gegen  die  Grundrente 
stellten,  ohne  gTöfseren  Erfolg  tätig  waren.  Erst  seit  etwa 
zwei  Jahi-zehnten  können  wir  von  einer  gröfseren  Boden- 
reformb  ewegung  sprechen.  Zeitlich  fällt  ilu'  Anfang  mit 
der  ersten  Verbreitung  der  Schriften  von  Henry  George 
zusammen .  aber  kein  besonnener  Verehrer  des  grofsen 
Amerikaners  wird  behaiipten,  dafs  seine  Ideen  imd  die 
Worte,  in  die  er  sie  kleidete,  allein  stark  genug  waren, 
um  ilim  zu  dem  zu  verhelfen ,  was  seinen  Vorläufern  ver- 
sagt war.  Die  Ideen  waren  nicht  neu,  und  die  Worte  allein, 
mögen  sie  auch  noch  so  agitatorisch  wirksam  gewählt  werden, 
vermögen  nie  eine  dauernde  Volksbewegung  hervorzurufen. 
Die  Ursachen  der  modernen  Bodenreformbewegung  sind 
tiefer  zu  suchen. 

So  lange  man  bei  der  Agitation  gegen  die  Grundrente 
vorwiegend  die  AckeiTente  im  Auge  hatte,  konnte  der  Dvux-h- 
sckoitts-Staatsbürger  nicht  einsehen,  inwiefern  man  den, 
der  sein  Geld  in  Land  angelegt  hatte ,  anders  behandeln 
sollte,  wie  den,  welcher  es  vorgezogen  hatte,  sich  sonstige 
Werte  dafür  zu  verschaffen.  Die  Theorie,  die  beweisen 
sollte,  dafs  durch  das  Privateigentum  an  Grund  und  Boden 
die  Gemeinschaft  in  gi-öfserem  Mafse  benachteiligt  werde, 
als  dui-ch  anderes  Privateieentum.    war  für  ihn  Unverstand- 
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lieh.  Dazu  kam ,  dal's  die  Tatsachen  doutlich  zeigten,  wie 
unrichtig  die  Behauptung  war,  dal's  die  Beschaifung  von 
Getreide  sich  in  einem  fortschreitenden  Lande  immer 
schwerer  gestalte,  die  (irundrente  infolgedessen  immer  mehr 
steige.  Die  Prophezeiiing,  dafs  die  ländlichen  (irundrentner 
den  Löwenanteil  von  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung 
einheimsen  würden,  erwies  sich  als  durchaus  falsch.  Seit 
Aufhebung  der  KontinentalspeiTe  sind  die  Klagen  der  eng- 
lischen Agrarier  über  Rückgang  der  Grundrente  wohl  in 
allen  Perioden,  zur  Zeit  des  Hochsclmtzzolles  ebenso  wie 
zur  Zeit  des  Freihandels,  äufserst  lebhaft  gewesen.  Trotz- 
dem betrag  das  Einkommen  aus  Ackerland  Ende  des 
19.  Jahrhunderts  in  England  und  Wales  1()  Mill.  ^  mehr, 
als  Ende  des  18.  Jahrhunderts,  wobei  allerdings  zu  beachten 
bleibt ,  dafs  der  Flächenraum  des  kultivierten  Landes  in 
England  nicht  unerheblich  zugenommen  hat :  er  betrug 
1870:  26  564  901  acres 
1895:     27  829  736      „ 

Der  prozentuale  Anteil  des  Einkommens  aus  ländlichem 
Grundvermögen  am  gesamten  steuerpflichtigen  Einkommen 
war  jedoch  wälu-end  des  19.  Jakrhunderts  sehr-  stark,  von 
75 "o  auf  17,68 "'o  gesunken^'').  Wie  gewaltig  war  dem- 
gegenüber das  Anwachsen  der  städtischen  Grundrente  absolut 
und  prozentual ! 

Ich  verweise  auf  die  folgende  Tabelle^'). 

Ergebnis  der  jährlichen  Veranlagungen  (Grofs  Annual 
Assessmen  ts)  für  die  Income   Tax. 


Jahr  endet 

Sched 
Ländliches 

nie  A 
Städtisches 

Total 

Ländl. 

Stadt. 

am   5.  April 

Grund- 
eigentum 

Grund- 
eigentum 

einschl. 
Schedule  D 

Grundeigentum 
in  *^/o  des  Totale 

in  Tau 

senden 

£ 

£ 

£ 

1798 

30  000 

6  250 

40  000 

75,00 

15,62 

1814 

37  063 

14  895 

53  495 

69,28 

27,84 

1843 

42  127 

35  556 

85  «02 

49,10 

41,44 

1860 

42  994 

48  779 

112  082 

38,36 

43,52 

1870 

48  481 

70  949 

146  839 

33,02 

48,32 

1880 

52  474 

100  080 

195  933 

26,78 

51,08 

1885 

48  326 

112  791 

209  794 

23.04 

53,76 

1890 

42  235 

123  721 

219  554 

19,24 

56,35 

1895 

40  236 

133  512 

227  492 

17,68 

.58,70 
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Die  Zahlen  für  1798  sind  nur  Scliätzungon,  die  damals  von  Pitt 
gemacht  wurden.  Die  erste  Kolonne  „ländliches  Grundeigentum"  um- 
fafst  nicht  nur  Ackerland  mit  den  dazu  gehörigen  Gebäulichkeiten, 
sondern  auch  solche  Park-  und  Gartenanlagen,  welche  gröfser  sind 
als  ein  acre. 

Georges  erster  Erfolg  in  seinem  Heiniatlande  traf  sogar 
zusammen  mit  einer  besonders  schweren  Krisis  der  Land- 
wirtschaft, welche  den  amerikanischen  Farmern  ganz  ge- 
waltige Verluste  beibrachte  ^*). 

Nach  David  A.  Wells  kostete  ein  acre  beispielsweise 
in  Georgia  IStiO  durchschnittlich  ü  $.,  188(i  dagegen  nur 
noch  3.5U  $.  In  den  New  England  Staaten  wurde  Mitte  und 
Ende  der  8Uer  Jahre  Ackerland  verkauft  zu  einem  Preise, 
der  nicht  einmal  den  Kostenpreis  der  darauf  stehenden  Ge- 
bäulichkeiten deckte^*). 

Und  in  Deutschland  V  Unseren  notleidenden  Agi'ariern 
gegenüber  zu  behaupten,  die  Gerechtigkeit  verlange,  dai's 
ihnen  nicht  gegeben,  sondern  ein  guter  Teil  ihres  „mageren" 
Einkommens  genommen  werde,  das  wagen  doch  auch  die 
Überzeugungstreuesten  Bodenreformer  nur  ganz  im  geheimen. 

Der  Feind  ist  ein  anderer  geworden.  Die  Ackerrente 
läfst  man  —  vorläufig  wenigstens  —  auf  sich  rulien,  gegen 
die  Baubodenrente  wird  mobil  gemacht.  Gegen  sie  predigen 
auch  George"")  und  die  modernen  Bodenreformer  haupt- 
sächlich den  Krieg  und  deshalb  haben  sie  so  grossen  Er- 
folg. Die  „städtischen  AgTarier"  als  solche  sichtbar  ge- 
macht zu  haben  nennt  Friedländer  „em  Hauptverdienst  des 
grofsen  Amerikaners"^'). 

Das  amerikanische  Organ  der  Bodenreformer  The  Single  Tax 
Review  gab  sich  jüngst  (1903  Januar)  Mühe  zu  zeigen ,  wie  viel 
wichtiger  die  städtische  im  Vergleiche  zur  ländlichen  Grundrente  sei, 
trotzdem  werde  erstere  von  der  sozialökonomischen  Wissenschaft 
weit  weniger  beachtet  als  letztere.  Der  Unterschied  sei  so  grofs, 
dafs  die  Nationalökonomie  „to  restore  a  lost  equilibrium  from  now 
on  give  one  hundred  and  forty  times  more  study  to  the  subject  of 
urban  or  city  rect  than  they  have  been  in  the  habit  of  doing  in  the 
past".  ■  Diese  extravagante  Schlufsfolgerung  werde  aufgestellt,  damit 
sie  als  Magnet  wirke,  um  die  Aufmerksamkeit  von  der  Ackerrente, 
die  ruhig  ignoriert  werden  könne,  hinzulenken  auf  die  45  Mill.  Grund- 


rente,  ilie  von  den  Einwohnern  Bostons,  auf  die  150- '200  Mill.,  die  von 
Greater  New  York  für  die  Benutzung  des  Boden  gezahlt  werden  müssen. 

Das  Kriegsgeschrei  gegen  die  städtischen  Agi-arier  war 
imd  ist  höchst  zeitgomäl's.  Warum  das?  Der  Stadthürger 
sah  vor  seinen  Augen,  wie  mancher  von  seinen  Mitbürgern 
in  kurzer  Zeit  dtirch  „Nichtstun"  unerhörte  Schätze  infolge  des 
Steigens  der  Bodenpreise  ansammehi  konnte,  und  er  glaubte 
es  gern,  als  man  ihm  sagie,  dals  er  als  Glied  der  Gesamt- 
heit tue  Wertsteigerung  mitgeschafien  habe.  Vor  allem 
jedocli  licl's(?n  es  ihm  die  stetig  wachsenden  Zahlen  auf 
seinem  Steuerzettel  sein*  wünschenswert  erschemen,  dal's 
die  Bodenrentner,  die  den  Hauptnutzen  von  den  städtischen 
Auslagen  hatten,  auch  für  die  nötigen  Kosten  aufkommen 
sollten,  ziunal  das  geltende  Recht  den  städtischen  Grund- 
besitzern in  der  Gemeindeverwaltung  ein  entschiedenes 
Übergewicht  gibt.  Es  sei  nur  darauf  hingewiesen,  dafs  im 
gTöfsten  Teile  Preiü'sens  mindestens  die  Hälfte  der  Stadt- 
verordneten aus  Hausbesitzern  bestehen  mufs. 

Schneller  als  in  anderen  Staaten  entwickelte  sich  der 
„Urbanisierungsprozefs"  in  England.  A.  F.  Weber  teilt  da- 
für folgende  Zahlen  mit^^): 

Von  100  Personen  lebten  in  Eueland  und  Wales  in 


anderen 

Städten   zw. 

London 

Grofs- 

20000  und 

Städten  über 

städten 

10000  Einw. 

20000  Einw. 

ISdl 

9,73 

0 

7,L'l 

i(;,94 

1811 

9,93 

2.8 

(3,10 

18,11 

1821 

10,20 

3.27 

7,35 

20,82 

1831 

10,64 

5,71 

8,70 

25,05 

1841 

11,75 

6,52 

10,63 

28,90 

1851 

13,18 

9,40 

12,42 

35,00 

1861 

13,97 

11,02 

13,22 

38,21 

1871 

14,33 

11,50 

16,20 

42,00 

1881 

14,69 

14,91 

18,40 

48,00 

1891 

14,52 

17,30 

21,76 

53,58 

In  den  Vereinigten  Staaten  wohnten  dagegen  im  Jahi-e 
1880  erst  22,5  "/o,    1890:  29,20  »/o  in  den  Städten. 
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Im  deutschen  Reiche  lebten  in  den  Städten'^): 
1871     ....,...=  36,1  o/o. 

1885 =  43,7  »/«, 

1909 =  54,3  »/o. 

In  Städten  über  20000  Einwohner 

1871 =12     o/o, 

1900 ==  28,8  »/o, 

Diese  Zahlen  mögen  ans  Gründen,  die  jeder  Kenner 
der  Verhältnisse  sich  sofort  selbst  sagen  wird,  kein  ganz 
zuverlässiges  Bild  bieten,  sie  zeigen  jedoch  deutlich  geung, 
wie  gewaltig  das  Ansammeln  von  Menscheimiassen  an 
einigen  wenigen  Punkten  geworden  ist. 

Ich  weifs  nicht  ob  die  Frage :  Ist  die  Verwaltung  einer 
Grofsstadt  relativ  teurer  als  die  Verwaltmig  einer  Mittel- 
oder Kleinstadt?  jemals  aufgeworfen  und  beantwortet  wurde 
Ich  wäre  geneigt  sie  zu  bejahen.  .Jedenfalls  sind  die  ästhe- 
tischen, sanitären,  sozialen  Aufgaben,  deren  Lösung  von 
einer  modernen  Stadt  —  namentlich  Grofsstadtverwaltung 
verlangt  werden,  so  gewaltig  gestiegen,  dafs  man  sich  nicht 
wundern  darf,  dafs  die  Aiislagen  noch  stärker  gewachsen 
sind  als  die  Einwohnerzahl. 

Es  wird  genügen,  an  zwei  Beispielen  zu  illustrieren, 
"wie  sehr  sich  die  Verhältnisse  geändert  haben.  Der  Kriegs - 
rat  Colin ^*)  berichtet  im  Jahi-e  1800  folgendes  von  Berlin: 
„Hat  man  im  Tore  die  iinleidhche  Revision  der  Accise- 
beamten  überstanden  .  .  .  .  ,  so  sieht  man  sich  in  die  Mitte 
ärmlicher  Hütten,  Wiesen  imd  Felder  versetzt,  oft  sieht 
man  aber  nichts,  denn  der  kleinste  Zeplm*  erregt  einen  so 
unerträglichen  Staub,    dafs   man  die  Augen    fest    zudrücken 

mufs Man  watet  in  Berlin  stets   im  Kot  oder 

Staube Jn  Berlin  kannst  du  unaufhörlich  deine 

Nase   im   Schnupftuch    tragen,    demi   gegen   Morgen    diiften 
noch    die  Ausbeuten    der    erst    m    die  Rinnsteine   geleerten 
Nachtstühle  dir  entgegen  ....     Wenig   sieht   man  darauf, 
tote    Hunde   und    Katzen   zu   entfernen,   und    ich  habe    oft  ■ 
einen   halben   Tag  tote   Pferde   in  sein"   lebhaften   Strafsen 
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liegen   t-ehen."'     So    war    Berlin    vor   lUO  Jahren:    man  ver- 
gleiche damit  das  moderne  Berlin  ! 

Ein  anderes  Beispiel!  Eine  der  brennendsten  Fragen 
unserer  Kolonialpolitik  ist  die  Wohuiuigsfrage ;  wieviel  ist 
und  wird  geschrieben,  verhandelt  und  gehandelt,  um  mög- 
lichst alle  Einwoluier  der  Stadt  in  menschenwürdiger  "Weise 
unterzubringen.  In  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
gab  es  auch  in  England,  namenthch  in  London,  zeitweise 
Mangel  an  Wohnungen,  und  die  damaligen  Sozialökonomen 
freuten  sich  daräber.  Ein  Geistlicher  Jos.  To^Tisend  ver- 
öffentlichte 178(5  eine  Schrift  „Dissertation  on  the  Poor 
Laws,  by  a  Well  =  Wisher  to  Mankind." 

Die  Schrift  fand  solchen  Anklang,  dafs  noch  1817  ein 
Neudriick  veranstaltet  wm'cle.  Auf  Seite  67  dieser  Schrift 
findet  man  folgenden  Satz :  „  H  a  p  p  i  1  y  the  justices  of 
peace  have  no  legal  authority  to  augment  the  number  of 
om'  cottages  ....  Hence  the  number  of  houses  becomes 
a  gauge,  at  once  to  measure  and  to  regulato  the  extent  of 
population.  —  It  has  been  chiefly  from  the  want  of  houses 
that  the  poor  have  not  more  rapidly  inci'eased." 

Nun  die  Kehrseite  der  Medaille! 

Li  England  sind  die  Lokalsteuem  nicht  nur  erhebhch 
stärker  gestiegen  als  die  Bevölkerimgsziffer,  sondern  auch 
erhebUch  stärker  als  die  Vermögenswerte,  welche  der  Be- 
steuervmg  zu  Grunde  gelegt  werden.  Nach  Goschen  war 
der  Gesamtbetrag  der  Kommunalsteueru  von  1821  bis  1870 
von  imgefälir  8  MiU.  ^  auf  lt)V2  Mill.  £  angewachsen, 
1891  waren  es  nach  Sil-  H.  H.  Fowler  bereits  27,818U(»0  ^ 
imd  1898  39,935  000  £.  Während  1890/91  pro  Kopf  der 
Bevölkerung  nui'  19  s  4  d  aufgebracht  werden  mufsten, 
waren  dies  1898/99  1  i^  5  sh.  4  d!  Gleichzeitig  stiegen  die 
Kommimalschulden  ganz  enorm.  Lii'  Gesamtbetrag  belief 
sich  1875  auf  ca.  93  Mill.  ^,  1894  auf  224  Mill.  £,  1901 
auf  mehr  als  300  Mill.  £.  Im  Jahre  1894  entfielen  von 
diesen  Schulden  noch  nicht  P/o  auf  die  rein  ländlichen  Ge- 
meinden. 

Sir  A.  Henderson  stellte  fest,  dafs  die  städtischen  Schulden 
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im  Verhältnis  zu  dem  zu  verstenci-nden  Ertra<>'e  betrugen  in 
Manchester  534  «/o,  Bradford  438  »/o,  Nottingham  3itu  »'o, 
Birmingham  38tj  "/o,  Leeds  3i)7  »/o,  Sheffield  30")  "/c,  Liverpool 
230  "o.  Während  in  den  letzten  25  Jaliren  der  Stetiorwert 
in  den  englischen  Gemeinden  nur  ungefsilu'  30  "/o  zunahm. 
hat  sich  die  lokale  Schuld  verdreifacht^"). 

In  den  Vereinigten  Staaten*®)  win-deu  nach  dem  11. 
Census  die  gesamten  Verwaltungskosten  bcziti'ei't  für  die 
Nationalregierung  auf  352  Mill.  ^,  für  die  Staats- 
und Territorialregierung  auf  77  MilL,  für  die 
Lokalverwaltung   auf  486   Mill. 

In  den  15  gröfsten  amerikanischen  Städten  wuchs  von 
1 800 -1875,  also  km-z  vor  dem  Auftreten  Georges,  die  Be- 
völkerung auf  70,5  "/o,  der  Steuertaxwert  um  150,9  "/o,  die 
Schuld  um  270,9  "/o,  die  Steuer  um  363,2  "/o. 

Die  dauernden  Munizipalschulden  beliefen  sich  in  New- 
York  1840  auf  lO,  1850  auf  12,  1800  auf  18,  1870  auf  73, 
1870  auf  113  MÜ1.3'). 

Wie  in  Deutschland  die  Kommunalsteiiem  gestiegen 
sind ,  wii'd  durch  nachfolgende  Tabelle  veranschaulicht , 
welche  Einwohnerzahl  und  Steuerbetrag  von  5  rheinischen 
Städten  zusammenstellt  ^*) : 


1SÖ4 

1874 

Ort 

Ein- 

Steuer- 

Steuer- 

Ein- 

Steuer- 

Steuer- 

wohner- 

summe 

betrag 

wohner- 

summe 

!    betrag 

zahl 

Mk. 

pro  Kopf 

zahl 

Mk. 

pro  Kopf 

Barmen 

40  502 

131  100 

3,24 

83  000 

912  929 

10,99 

Duisburg 

13  447 

57  060 

4,24 

36  027 

.54?  335 

15,13 

Essen 

10  500 

33  991 

3,24 

54  000 

633  816 

11,74 

Düsseldorf 

44  307 

263  958 

5,95 

.-3  000 

941 .592 

I     11,38 

M.  Gladbach 

4  158 

18  192 

4,62 

30  014 

306  813 

10,23 

31 


1899'00 


Ort 

,,.         ,             ,  ,    '   o^                        -v.i            t?teuerbetrag 
iiinwohnerzahl       Steuersumme  Mk.                     ,.       ° 

pro  Kopf 

Barmen 
Ihiisburg 
Essen 
Düsseldorf 
51.  Gladbacli 

141900                        3  432  000 

92  730                        2  268  000 

llssii-J                        4  040  000 

213  711            ,            C 140  000 

58  000            1             1  357  000 

L'4  20 
24,25 
33  99 
28.72 
23,41 

Der  Durcli.stliiiitt  pro  Kopf  1854  4.2Ü  Mk.,  1874  11. U4   Mk., 
1899/01)  2(3.91  Mk. 

Dabei  ist  zu  beachten,  dai's  die  Erhöhung  der  Steuern 
vor  allem  von  dem  „Mittelstände"  schwer  empfunden  wird: 
das,  was  die  ärmeren  Schichten  (solche  mit  weniger  als  OOü  Mk. 
Einkommen)  an  städtischen  Steuern  aufzubi'ingen  haben , 
dürfte  seit  1854  nicht  gestiegen,  walu-scheinlich  sogar  im 
Durchschnitte  gesunken  sein. 

Verhältnismiiisig  noch  stärker  als  die  Steuern  sind  die 
Schulden  der  meisten  deutschen  Städte  gestiegen.  In  Essen 
z.  B.  beliefen  sie  sich  1854  auf  29  000  Mk.,  1874  auf  2.2  Mill. 
Mv.,  1899  00  auf  18.5  MiU.  Mk.  Für  Duisbm-g  waren  die 
entsprechenden  Zahlen :  87  000  Mk.,  930  000  Mk.,  14.7()  Mill. 
Mk.  1899/1900  betrug  die  Gesamtschuld  der  Stadt  BerHn 
300  700000  Mk.,  der  Stadt  München  134  300000  Mk.,  der 
Stadt  Frankfurt  9402(3000  Mk.  Die  Gesamtschulden  von 
52  deutschen  Städten  mit  mehr  als  50000  Einwohnern  be- 
liefen .sich  nach  dem  statistischen  Jaluiuiche  deutscher 
Städte 

98/99  auf:   1511(397  343  Mk., 
99''00     .,    :  1(35(U19  48()      „ 
Zunahme  in  einem  .lahre:      144  422  137  Mk. 

Um  in  etwa  eine  Vorstellung  zu  geben  von  der  Ver- 
wendungsart der  Anleihen,  teile  ich  den  Verwendungsplan 
eines  Schuldbestandteils  der  Stadt  Barmen  in  Höhe  von 
3  Mill.  Mk.,  der  im  Jahre  1899/1900  begeben  wm-de,  mit^a): 
Erweiterung  der  Kunstgewerbeschule,  Bau  einer  staatlichen 
Baugewerkschule,  Bau  einer  "Webeschule,  einer  Realschule, 
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eines  Polizeidienstgebäiides.  einer  Volksküche  und  Koch- 
-scliule,  Bau  von  Tin-nhallen.  Einrichtung  eines  Schwimm- 
ba-ssins,  Erweiterung  des  städtischen  Krankenhauses,  Anlage 
von  elektrischen  Strai'senbahnen,  Stral'sen-  und  Brückenbauten, 
Plufsregulierungen ,  Kanalanlagen,  Regelung  des  Abfuhr- 
wesens,  Ei-w^eiterung  der  städtischen  Wasser-,  Gas-  mid 
Elektrizitätswerke. 

Angesichts  der  oben  mitgeteilten  Zahlen  kann  man  es 
wohl  verstehen,  wenn  man  die  Finanztrage  „the  ver\'  core  of 
the  municipal  problem"  genannt  hat*"). 

Dafs  die  kommunale  Finanzpolitik  sich  wesentlich  von 
der  staatlichen  Finanzjjolitik  imterscheiden  mul's,  dürfte  jetzt 
wohl  überall  —  wenigstens  in  der  Theorie  —  anerkannt 
sein;  vor  allem  aus  zwei  Gründen: 

1.  „Der  Staat  hen-scht  —  die  Gemeinde  whtschaftet." 
Unverhältnismäfsig  mehr  als  die  staatlichen,  haben  kommunale 
Leistmigen  direkt  oder  indirekt  materielle  Vorteile  für 
die  Gemeindegeuossen  im  Gefolge,  Vorteile,  die  nicht  allen 
in  gleicher  Weise,  sondern  vorzugsweise  den  Grund- 
eigentümern zugute  kommen.  Öffentliche  Stral'sen-, 
Park-,  Garten-  imd  Schmuckanlageu,  die  Sorge  für  Wasser 
und  Licht,  die  Kanalisation,  die  Regelung  des  Abfuhrwesens, 
manche  sanitäre  Einrichtungen  usw.  sind  zu  einem  grofsen 
Teile  Meliorationen  der  städtischen  Giimdstücke*'). 

2.  Die  Lokalverwaltung  hat  mehr  als  die  Zentral- 
vei-waltmig  zu  befürchten,  dafs  infolge  zu  starker  Besteuenmg 
der  mobile  Reichtum  auswandert.  Ist  es  daher  aus  dem 
unter  1.  genaimten  Grimde  gerechtfertigt,  so  ist  es  mit  Rück- 
sicht auf  die  letztgenaimte  Ei-wägung  im  höchsten  Mai'se 
zweckmäfsig  den  Gmndbesitz  stäi'ker  als  das  mobile  Kapital 
zur  Steuer  hei-anzuziehen  *- ). 

Nirgendswo  ist  man  diesen  Forderungen  wohl  mehr 
gerecht  geworden,  als  in  den  Städten  der  Vereiuig-ten  Staaten 
—  freilich  mit  solchen  Mitteln-,  dafs  in  Deutschland  das 
amerikanische  Vorgehen  imter  keinen  Umständen  als  Muster 
dienen  kann.  Noch  gilt,  so  dürfen  wü'  hoffen,  bei  uns  der  Satz, 
den  vor  vielen  Jahi-en  Rudolf  Gneist  einmal  ausgesprochen 
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hat:  ^Keine  andere  Nation  hat  von  ihren  ersten 
Anfängen  an  ein  solches  Mai's  von  Abscheu 
gegen  eine  S  t  e  u  e  r  w  i  1 1  k  ü  r  bekundet,  wie  die 
uns  er  ige." 

Aus  Fiu-cht,  das  bewegliche  Vermögeu  könne  sich 
wenden  „to  more  hospitable  jurisdictions"*^)  ist  man  in  den 
amerikanischen  Städten  so  weit  gekommen ,  luid  zwar  mit 
Hilfe  eines  „absm-den"  **)  Veranlagungssystems,  dafs  —  ob- 
wohl nominell  „personal"  luid  „real",  Kapital-  und  Grund- 
vermögen in  gleicher  Weise  zm-  Steuer  herangezogen  werden 
soll  —  vor  km'zem  ein  Autor  in  der  Yale  Review^  *^)  schreiben 
konnte :  ..Es  hat  den  Anschein,  als  ob  unsere  Lokalsteuem 
langsam,  aber  sicher  ausschliefslich  Steuern  auf  Grund- 
eigentum werden,  als  wenn  wir  unbewufst  in  das  Lager  der 
Single  tax  Männer  hinüberwanderten  .  .  .  The  taxation  of 
personal  property  is  doomed  t(i  be  given  up  in  practica  if 
not  in  theory." 

Diese  „langsame,  aber  sichere"  Bewegung  zvu  single  tax 
ist  schon  seit  vielen  Jahrzehnten  in  den  Vereinigten  Staaten 
zu  beobachten.  Sie  begann  lange  bevor  George  seinen  Plan 
oifenbarte.  In  diesem  Falle  folgte  also  einmal  die  Theorie 
der  Praxis. 

Das  amerikanische  Lokalsteuersystem  hofft  Verfasser,  wenigstens 
soweit  es  für  die  Besteuerung  der  Grundi-ente  in  Betracht  kommt, 
demnächst  in  anderem  Zusammenhange  etwas  eingehender  schildern 
und  kritisieren  zu  können.  Hier  genügt  die  "Wiedergabe  einiger  un- 
befangener amerikanischer  Urteile. 

In  einem  offiziellen  Berichte  einer  Kommission,  die  der  Staat 
New  York  im  Jahre  1871  eingesetzt  hatte,  hiefs  es,  dafs  „the  crudities, 
irregularities  and  absurdities"  des  gegenwärtigen  lokalen  Steuersystems 
„dem  Sozialökonomen  der  alten  Welt  äufserst  wunderbar  und  über- 
raschend, nicht  übereinstimmend  mit  der  Intelligenz  und  dem  Cha- 
rakter des  amerikanischen  Volkes  erscheinen  müfsten"*"). 

Im  Jahre  1879  wurde  in  einem  anderen  amtlichen  Schriftstücke 
erklärt:  „The  system  is  a  farce,  sham,  humbug"^''). 

In  einem  Vortrage,  den  im  Jahre  1892  Prof.  S.  M.  Dick  über  das 
amerikanische  kommunale  Steuersystem  vor  der  American  Economic 
Association  hielt,  kam  es  zu  dem  Ergebnisse,  dafs  allgemeine 
Einstimmigkeit  darüber  herrsche,  dafs  das  System  äufserst 
mangelhaft    sei.     Als    dessen   Hauptmangel    nannte    er    1.    die    „Aus- 

Ad.  Weber,  tjber  Bodenrente.  3 
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Setzung  einer  Prämie"  für  Uiiflirlichkeit ;  2.  aufserordentliche  Koin- 
plizicrtlieit ;  3.  Tendenz,  die  in  der  Gesellschaft  schon  bestehende 
Kluft  zu  erweitern-*"). 

Kndlicli,  in  jüngster  Zeit  schrieb  die  angesehene  amerikanische 
Zeitschrift  „Municiijal  Affairs"  in  einem  Aufsatze  der  die  Überschrift 
trägt  „The  Citys  Purse" :  „Unser  Steuersystem  ist  in  seiner  tatsäch- 
lichen Ausführung  in  wenig  wünschenswerter  Weise  dadurch  aus- 
gezeichnet, dafs  es  eines  der  schlechtesten  Steuersysteme  der  zivili- 
sierten Völker  isf^)." 

Mufste  demgegenüber  nicht  George  mit  seinem  schein- 
bar so  einfachen,  klaren,  wohlbegründeten  Vorschlage,  der 
zudem  mit  der  bislang  in  der  Praxis  widerrechtlich  gelten- 
den Tendenz  dm'chaus  harmonierte,    groi'sen  Erfolg  haben V 

Ich  wende  mich  zum  englischen  Steuersystem.  Es  ist 
bekannt,  dafs  Rudolf  Gneist  ein  grofser  Verehi-er  des  eng- 
lischen lokalen  Steuerwesens  war;  da  er  auch  hauptsächlich 
derjenige  ist,  welcher  uns  die  Kenntnis  des  englischen 
kommunalen  Finanzwesens  vermittelte,  so  waren  mid  blieben 
seine  Ansichten  für  die  deutsche  "Wissenschaft  im  gi'ofsen 
nnd  ganzen  mafsgebend.  Ich  greife  zur  Kennzeichnung 
seiner  Anschauungen  einen  Satz  aus  seinen  Schi'iften  heraus. 

Im  Jalire  1881   sclmeb  er^"):   Aus  der  bis  dahin  wenig 

gekamiten  englischen  Ki'eis-  und  Gemeindeverfassuug  ergab 
sich  ein  festes  gleichmäfsiges  System  direkter  Kommunal- 
abgaben ,  welches  .  .  .  den  Bedürfnissen  seit  zwei  Jalu'- 
himderten  genützt  hat,  welches  dm-ch  die  Rechtsprechung 
in  allen  Einzelheiten  diu'chgebildet  und  in  seiner  Elastizität 
gerade  in  den  letzten  Jahrzehnten  jeder  neuen  Aufgabe  ge- 
recht geworden  ist."  Es  mag  sem,  dafs  das  aufserordent- 
lich  komplizierte  englische  System  den  Verwaltungsjm'isten 
imponierte  ;  der  Sozialökonom  wü'd  es  unter  allen  Umständen 
mit  ganz  anderen  Gefühlen  betrachten  und  zu  den  entgegen- 
gesetzten Urteilen  kommen. 

Es  gibt  in  England  acht  verschiedene  Alien  von  Lokal- 
steuern :  Poor  rate ,  Highway  rates ,  General  district  rates, 
"Water  rate,  Private  improvement  rate,  Lighting  rate.  Public 
library  rate,  Parish  improvement  rate  (dazu  kommen  noch 
omige    besondere   Arten    in   einzelnen   Städten).     Für  jede 
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dieser  Steuern  gibt  es  eine  besondere  Steuerbohördo ,  ein 
besonderes  Veranlagtmgs  verfahren,  einen  besonderen  Stotier- 
bezirk,  meist  auch  eine  besondere  Steuerquelle ^').  Der 
Grundeigentümer  geht  durchweg  steuerfrei  aus. 
Nur  in  einigen  wenigeir,  fast  bedeutmigslosen  Ausuahme- 
fiillen  wird  er  zur  Steuer  herangezogen"-). 

Schon  .Jahrzehnte,  bevor  Gneist  die  oben  zitierten 
Worte  sclu'ieb,  war  in  England  bereits  eine  Bewegung  gegen 
diese  „Ungeheuerlichkeit"  eingeleitet,  sie  ist  im  Laufe  der 
Zeit  immer  stärker  find  stärker  geworden.  Ihr  ist  es  vor 
allem  zuzuschreiben,  dafs  das  Parlament  vor  einigen  .Jahren 
eine  umfangreiche  Enquete  über  die  lokale  Besteuerung  an- 
ordnete, deren  Ergebnisse  seit  einiger  Zeit  vorliegen.  Eine 
gründliche  Änderung  in  der  Regelung  der  engiischon  Lokal- 
finanzen scheint  jedenfalls  unmittelbar  bevorstehend  zu  sein. 

Das,  was  Gneist  als  einen  Vorzug  des  englischen 
Systems  geltend  macht,  dafs  es  „zwei  Jalirhunderte  den  Be- 
dürfnissen genügt  hat",  wii'd  ihm,  wie  mir  scheint,  mit 
Recht  von  einsichtigen  Engländern  gerade  zum  Haupt- 
vorwiu'f  gemacht.  S.  AVebb''^)  schi-eibt  speziell  mit  Rück- 
sicht auf  London:  „AVährend  unser  Budget  hinsichtlich 
seiner  Gröfse  und  seines  Umfanges  dasjenige  eines  König- 
reichs geworden  ist,  sind  unsei'e  Einnahmequellen  noch  die- 
selben wie  die  eines  „Borough"  zur  Zeit  Henry  11.  oder 
eines  ländlichen  Kirchspiels  im  vorigen  Jahrhundert."  Prof. 
Th.  Rogers  berichtet  auf  Ersuchen  der  Regierung  der  Ver- 
einigten Staaten:  „Die  Ai-t  und  Weise  in  der  tmsere  lokalen 
Steiiern  erhoben  werden  ist  skandalös  .  .  .  Die  gi'ofse  Mass© 
der  Gesellschaft  wird  geplündei't  im  Literesse  einer  kleinen 
Klasse  —  der  Landeigentümer''*)." 

Bereits  1.^70  wurde  eine  Kommis-sion  eingesetzt,  um  die  Be- 
rechtigung der  Klagen  zu  prüfen.  Sie  kam  zu  folgendem  Ergebnisse. 
„That  the  present  System  of  looal  taxation,  vinder  which  the  exclusive 
Charge  of  almost  all  local  rates  leviable  upon  rateable  property  both 
for  curent  expenditure  and  permanont  works  is  placed  by  law  upon 
the  occupiers  (Mieter)  of  such  propertj^,  is  contrary  to  sound 
policy  ''■■')." 

HO  Jahre  später  —   1901  —  war   trotzdem   iin  wesentlichen   noch 

3* 
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alles  beim  alten  geblieben.  Im  Final  Report  der  oben  erwähnten 
Kommission  wird  konstatiert,  dafs  vor  wie  nach  darüber  geklagt 
werde  „that  in  urban  districts  the  whole  burthen  of 
taxation  falls  upon  occupiers,  and  that  the  owners  of 
land,  who  benefit  largely  by  much  of  the  expenditure 
met  out  of  rates,  contribute  comparati vely  little  .  .  ."*)" 

In  Schottland  sind  die  Verhältnisse  etwas  besser,  aber  auch  hier 
strebt  man  eine  Reform  des  lokalen  Steuersystems  an.  Im  Oktober 
1897  nahm  der  Rat  der  Stadt  Glasgow  eine  Resolution  an,  aus  der 
ich  folgende  Sätze  hervorhebe:  .  .  .  That  the  present  system  of  local 
taxation  is  imperfect  and  unsatisf actory,  and  is  capable  of  improvement 
.  .  .  The  taxation  of  land  seems  to  the  Corporation  a  just 
proposal,  and  they  recommend  that  the  taxation  of  land 
values  is  the  niost  equitable  method  of  removing  the 
present  inequalities  of  local  taxation''^)." 

Wie  in  Schottland  will  man  auch  in  Egland  vor  allen 
Dingen  eine  stärkere  Herauziehitng  des  Griuideigentiims  zu 
den  lokalen  Steuerlasten.  Hier  wie  dort  finden  daher  die 
Anhänger  von  George  in  den  zahlreichen  Fretinden  einer 
gründlichen  Revision  des  lokalen  Steuerwesens  wilLkommene 
Bvtndesgenossen,  die  wenigstens  ein  Stück  Weg  mit  ihnen 
zu  gehen  bereit  sind. 

Im  allgemeinen  darf  man  jedenfalls  sagen .  dafs  die 
Mii'sstände  im  lokalen  Steuer-  imd  Finanzwesen  in  Deutsch- 
land nie  so  arg  waren  wie  in  England  und  in  den  Vereinigten 
Staaten,  gewifs ,  man  hatte  tmd  hat  auch  bei  uns  über 
mancherlei  zu  raisonieren,  vor  allem  ist  die  alte  Klage  noch 
immer  nicht  verstummt,  dafs  bei  unseren  Kommunalabgaben 
das  Prinzip  „Leistmig  gegen  Gegenleistimg"  arg  vernach- 
lässigt wird.  Es  würde  aber  luirecht  sein,  leugnen  zu  wollen, 
dafs  sich  auch  in  diesem  Punkte  im  Laufe  der  Jahre 
manches  zum  Besseren  gewandt  hat.  Karl  Braim  konnte 
im  Jahre  18(3(5  mit  Recht  schreiben'^): 

„Die  Gemeindesteuersyäteme  haben  das  miteinander 
gemeinsam ,  dafs  die  Masse  der  Bevölkerung  be- 
steuert, d.  h.  wirtschaftlich  ausgebeutet  wird  zu  gunston 
der  Inhaber  der  „praedia  m-bana",  also  zu  gimsten  der 
Eigentümer  von  Bauplätzen    und  Häusern   itnd   namentlich 
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zu  gunsten  der  Bauspekulanteu  .  .  .  Zur  Aufmunterung  der 
Baulust  -wird  eine  Reihe  gemeinschädlicher  Mittel  ange- 
wandt. Die  Regiei-ung  zwingt  die  Gemeinde,  Opfer  zur 
Erbauung  neuer  Bauquartiere  zu  bringen,  dem  Bau.sjDeku- 
lanten  die  Strafsonfläche,  das  Trottoir,  das  Pflaster,  die 
Kanäle,  die  Gaseim'ichtung  für  die  Strafse  usw.  aus  Ge- 
meindemittehi  zu  stellen,  die  Gemeinde  also  trägt  20  "lo  der 
Baukosten  ohne  Ersatz  und  Anteil  am  Profit."  Das  gilt 
heute  nach  Ausbildung  der  Interessenbeiträge,  die  in  Deutsch- 
land ebenso  gut  entwickelt  sind,  wie  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  weit  besser  als  in  England,  nur  noch  in  wesent- 
lich besclu'änkterem  Umfange. 

Das,  was  in  England  ruid  m  den  Vereinigten  Staaten 
trotz  aller  Resolutionen  und  Enqueten  noch  nicht  erreicht 
worden  ist,  ist  in  Deutschland  doch  wenigstens  in  durchaus 
gesunder  Weise  augebahnt:  Eine  den  modei'nen  Ver- 
hältnissen entsprechende  Reform  des  kommunalen  Finanz- 
wesens. 

In  Previfsen  speziell  verzichtete  der  Staat  auf  die  Real- 
steueru.  und  wies  diese  Steuerquelle  ausscUiefslieh  den 
Gemeinden  zu.  In  dem  Kommunalabgabengesetze  vom  14. 
7.  1893  wurde  dami  die  notwendige  Rechtsordnung  ge- 
schaffen, welche  eine  sachgemäfse  Bewirtschaftung  dieser 
zur  Verfügamg  gestellten  Steuerquelle  sicherte ,  und  An- 
ordnmig  dariiber  traf,  in  welchem  Umfange  und  miter 
welchen  Voraussetzungen  die  vom  Staate  aufgegebenen 
Realsteueni  künftig  von  den  Gemeinden  weiter  erhoben 
werden  müssen  °^). 

Lj  der  die  preufsischen  Steuergesetze  von  1892  ein- 
leitenden amtlichen  Denkschrift  heifst  es:  „Die  Real- 
steuern sollen  den  Grund  und  Boden  und  die  Ge- 
werbebetriebe für  die  ihnen  vorzugsweise  zu  gute  kommen- 
den oder  durch  sie  veranlafsten  Ausgaben  nach  dem  Grund- 
satz der  Leistung  mid  Gegenleistung  in  Anspruch 
nehmen,  wälnend  die  Aufwendimg  für  allgemeine  öffentliche 
Zwecke    allen   Einwolmern   zm*  Last    fallen,    und   von   den- 
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selben  '  auch  innerhalb  der  Gemeinde  nacli  Mafsgabe  der 
persönlichen  Leistungsfähigkeit,  also  im  "Wege  der 
Einlvommenbesteuenmg  aufzubringen  sind " 

„Die  Freigabe  der  Realsteiiem  von  selten  des  Staates 
erhält  erst  dadurch  ihre  volle  Bedeutung  für  die  Gememden, 
dafs  dieselben  an  die  bisherigen  Steuerfomien  nicht  ge- 
bunden, sondern  in  der  Lage  sind,  ilu-  Steuersystem  nach 
den  besonderen  Verhältnissen  der  Gemeinden 
auszugestalten.  Nach  dieser  Richtung  eröffnet  sich 
ein  neues  und  fnichtbares  Feld  für  die  Betätigung  der 
Selb  st  vei-waltmig  * "). " 

Die  Motive  zum  Kommunalabgabengesetz  ergänzen  diese 
Sätze  wie  folgt:  „Bei  der  Ausgestaltung  der  besonderen 
ßealsteuern  wird  vor  allem  auf  die  Vermeidung  derjenigen 
Mängel  Gewicht  zu  legen  sein,  welche  den  staatlich  ver- 
anlagten Steuern  von  Grundbesitz  anhaften  imd  auch  deren 
Wert  als  konmaunale  Leistungsformen  beeinträchtigen.  Las- 
besondere werden  die  Gemeinden  gegenüber  der  völligen 
Starrheit  und  Unveränderliohkeit  der  staatlichen  Grandsteuer, 
sowie  gegenüber  der  Bemessung  der  staatlichen  Gebäude- 
steuer nach  weit  zurückliegenden  Zeiträumen  und  ihrer 
Festlegung  für  je  15jährige  Perioden,  aiif  Eim-ichtungen 
hinzuAvirken  haben,  welche  hinsichtlich  der  Höhe  der  Be- 
steuerung eine  dem  wechselnden  Steuerbedarfe  entsprechende 
volle  Beweglichkeit  und  rücksichtlich  der  Veranlagmig  die 
tunlichste  Anpassung  an  die  Gegenwart  gewährleisten." 
(Mot.  S.  51,  52).  Lisbesondere  wird  in  der  Bauplatz- 
steuer (§§  27,  54  A.  2,  58)  „den  Gemeinden  eine  neue 
Steuerquelle  eröffnet,  welche  ohne  empfindlichen  Druck 
eine  billige  und  gerechte  Vorbelastung  bewirkt  luid  einen 
vorzugsweise  kommunalen  Charakter  trägt".  (Mot.  S.  53  zu 
§  22,  jetzt  27). 

Das  Konununalabgabengesetz  —  es  geht  das  aus  den 
zitierten  Worten  ganz  deutlich  hervor  —  soll  nicht  selbst 
die  Reform  sein,  sondern  nur  eine  Grundlage  bilden  für 
die  eigentliche  Reform,  die  den  Städten  selbst  überlassen 
bleibt.     Damit  ist  natürlich  für  die  Bodenreformer  ein  über- 
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aus  starker  Anreiz  yoyubcu,  ilaraul'  hüizuwirken,  dals  ilu'O 
Ideen  in  die  Praxis  übersetzt  werden,  imd  es  kann  kein 
Zweifel  sein,  die  Grefalu'  oder  wenn  man  will,  die  IloÜnung, 
dai's  sie  dieses  erreichen,  lie<i"t  sekr  ualie. 

Ein  Sieg  der  Bodenreformer  in  Deutschland  ist  ins- 
besondere auch  deshalb  nicht  nnwalirscheinlich,  weil  hier 
mehr  als  in  anderen  Ländern  nicht  nur  von  der  grofsen 
Masse,  sondern  auch  von  vorurteilsfreien  Gelelurten  und 
Verwaltimgsbeamten  den  Grundrentnern  sehr  schwere  Vor- 
würfe gemacht  werden.  Man  weii's,  in  wie  enge  Beziehung 
Bodenfrage  imd  Wohnungsfrage  bei  uns  gebracht  wird,  man 
darf  es  als  die  fast  unbestrittene  herrschende  Meinung  der 
Theoretiker  und  Praktiker  bezeichnen,  dafs  die  Grundeigen- 
tümer Vinci  Grundstücksspekulanten  schuld  seien  an  der 
modernen  Wohnungskrisis.  Aber  nicht  nur  das  -.  Die  Grund- 
rente macht  man  mit  verantwortlich  für  den  Untergang  des 
Handwerks,  so  schreibt  Sombart:  „Es  ist  liier  festzustellen, 
dafs  es  das  Steigen  der  städtischen  Grundrente  ist,  das  die 
Chance  des  Handwerks  zu  giinsten  der  kapitalistischen 
Unternehmung  bei  der  Preisbildung  wesentlich  versclilech- 
tert''')."  Ja  sogar  die  Wirtschaftslaisen  hat  jüngst  em 
Nationalökonom  den  Grimd-  und  Bauspekulanten  aufs  Konto 
schreiben  wollen:  „Man  weifs,"  sagt  Liefmami,  „was  für 
eine  krisenfördernde  Macht  die  Bauspekulation  mit  ilu-en 
Schwankungen  darstellt,  wie  die  wichtigsten  Industrien,  die 
ganze  Eisenindustrie,  die  Ziegel-,  Zement-  und  Tonindustrie, 
die  Holzindustrie,  die  Glasindustrie  usw.,  von  ihr  beeiiiflufst 
werden.  Daraus  ergibt  sich,  welch  wichtige  Aufgabe  die 
kommimale  Boden-  und  Wohnimgspolitili  auch  in  dieser 
Richtung  zu  erfüllen  hat°^)." 

Nicht  unerwähnt  darf  endlich  bleiben,  dafs  in  der  mo- 
dernen, namentlich  deutschen  Bodem'eformbewegung  selbst 
etwas  liegt,  was  uns  zwingt,  ikf  unsere  volle  Aufmerksam- 
keit zu  schenken''^):  Nicht  nur  sind  die  Fühi-er  aufserordent- 
lich  geschickt  in  ihrer  Organisation,  es  kommt  dazu,  dafs 
sie  in  ihren  Reden  und  Schiüften  sich  meist  fernhalten  von 
utopischen  Zukimftsplänen,    sie  bleiben  bei  der  Gegenwart, 
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wie  Damaschke  es  einmal  ausgedrückt  hat:  „Mir  hat  immer 
das  Motto  des  „bergischen  Vereins  für  (Gemeinwohl'"  gut 
gefallen : 

„Stets  habe  ich  mir  ein  nahes  Ziel  gewählt,  doch  hat 
ein  fernes  mich  dazu  beseelt!" 

Es  ist  nicht  meine  Absicht,  mich  auf  den  folgenden 
Blättern  mit  den  Bodenreformem  auseinander  zu  setzen  — 
einige  ilu-er  Fordeningen  scheinen  mir  sehr  vernünftig  und 
wohl  ausführbar  zu  sein. 

Auch  erkenne  ich  gerne  an,  dafs  die  umfangreiche  und 
mühevolle  Arbeit,  die  unsere  Bodenrefoi'mer  —  ihre  Fühi'er 
Damaschke  imd  Pohhnann  allen  voran  —  geleistet  haben, 
von  nicht  geringem  praktischen  Werte  gewesen  ist.  Mit 
Interesse  habe  ich  ilu'  Wirken,  ebenso  wie  das  ilu'er  Freunde 
in  England  und  Amerika  seit  Jalu-en  verfolgt,  und  es  ist 
daher  gewifs  nicht  Übelwollen ,  das  mich  veranlafst.  auf 
den  folgenden  Blättern  den  Nachweis  zu  versuchen,  dafs 
die  theoretische  Unterlage  eines  Teiles  ihrer  Forderung-en 
der  Revision  bedarf. 


Aiimei'kiiiigeii  zu  der  Einleitung. 


')  Folgende^  ist  bekanntlich  ein  FunJamentalsatz  von  Henry 
Oeorge  „Der  Grund,  weshalb  der  Lohn  trotz  der  Vermehrung  der 
produktiven  Kräfte  stets  einem  Minimum  sich  zuneigt,  das  nur  das 
Notwendigste  des  Lebensbedarfes  gibt,  ist  der,  dafs  die  Rente  die 
Neiguxig  hat  noch  mehr  als  die  Produktionskraft  sich  zu  vermehren 
und  derart  den  Lohn  stets  herabzudrücken  bestrebt  ist."  Fortschritt 
und  Armut,  deutsch  von  Güstrow.  Man  vergleiche  damit  etwa 
einen  Gedanken,  den  Quesnay  in  der  Encj-clopaedie  Art.  Graius 
S.  301  ausspricht  (zit.  nach  Berens,  Versuch  einer  kritischen  Dogmen- 
geschichte der  Grundrente) :  „Die  Städte  und  Provinzen  eines  Reiches, 
wo  die  Nahrungsmittel  teurer  sind,  haben  eine  gröfsere  Bevölkerung 
als  die,  wo  alle  Nahrungsmittel  in  zu  niedrigem  Preise  stehen,  weil 
dieser  niedrige  Preis  die  Einnahmen  verringert,  den 
Handel  zerstört.  .  .  ." 

-)  Das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag.  2.  Aufl.  S.  143  ff. 
Vgl.  auch  H.  W.  B.    Bd.  II.    S.  952. 

^)  Die  Schrift  wurde  vor  kurzem  unter  dem  Titel  „Das  Gemein- 
eigentum am  Boden",  aus  dem  Englischen  übersetzt  von  F.  von  Eich- 
maim,  mit  einer  Einleitung  von  Georg  Adler,  Leipzig  1904. 

*)  WörtlichsagtMackenzie(1826):  „Hisuprightintentions  havenever 
been  disputed :  his  disciples  do  not  appear  ever  to  have  been  numerous." 

")  Genaueres  über  den  „Aufstand"  und  seine  Führer  findet  man 
vor  allem  in  den  gedruckten  Prozefsakten :  High  Treason.  The  trials 
of  Thistlewood  .  .  .  Taken  in  short  band  by  a  Gentleman  of  the  Bar. 
London  1817.  Vgl.  dazu:  The  Life  and  Opinions  of  T.  Preston, 
Patriot  and  shoemaker  1817.  Thistlewood  und  Preston  waren  die 
Führer  der  „Bewegung"' 

«)  Cobbetfs  Register  5.  X.  1816. 

')  „In  England  hatte  während  der  Jahi-e  der  Kontinentalsperre 
eine  schroffe  Verschiebung  der  Einkommensverhältnisse  stattgefunden. 
Eine  so  starke  und  so  rasche  Steigerung  der  Grund- 
renten war  bisher  noch   nicht  dagewesen.    Die  eine  Klasse, 
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die  der  Landlords,  bereicherte  sich  mehr  und  mehr  auf  Kosten  der 
übrigen  Schichten."     H.  Dietzel :  Theoretische  Sozialökononiik  S.  133. 

")  Folgende  Sätze  scheinen  mir  besonders  gut  Ogilvies  Grund- 
gedanken wiederzugeben :  „While  the  cultivable  lands  reniain  locked 
up,  as  it  were,  under  the  present  monopoly,  any  considerable  increase 
of  population  in  a  particular  State,  though  it  seems  to  add  to  the 
public  strength,  must  have  a  pemicious  influence  on  the  relaitive  in- 
terests  of  society,  and  the  happiness  of  the  greater  nuniber.  By 
diminishing  the  wages  of  labour,  it  favours  the  rieh,  fosters  their 
luxury,  their  vanity,  their  arrogance;  while  on  the  other  hand,  it  de- 
prives  the  poor  of  some  share  of  their  ju.st  reward  and  necessary 
svibsistence."     Essay  ...  §  36. 

')  In  der  Einleitung  zu  der  englischen  Übersetzung  von  Menger's: 
„Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag",  London  1899. 

'")  Vgl.  meine  Abhandlung:  „Zwangsversicherungspläne  in  Eng- 
land während  des  18.  Jahrhunderts"  in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte 
Tersicherungswissenschatt.    Bd.  III.     Heft  4. 

'1)  Cobbett's  Register  1819  (November)  und  Register  1816  (14.  9.) 

'2)  Vgl.  Lexis  H.  W.  B.    Art.  Grundrente   S.  882. 

'^)  Theoretische  Sozialökonomik,  Bd.  I,  S.  107. 

'')  Economic  Journal  1903,  S.  512. 

"■')  Elements  of  Political  Economy  1.  Ed.  1821.  —  3.  Ed.  1826, 
S.  248  ff. 

16)  Ygi  dazu  neuerdings  Zeitschrift  für  Soziahvissenschaft, 
VI.  Jahrgang,  Heft  2  u.  3:  v.  Heintze  Das  sozialökonomische  System 
J.  F.  Bray's. 

")  Thompson 's  Ansichten  sind  namentlich  ausgesprochen  in  zwei 
Artikeln,  von  denen  der  eine  im  Perth  Chronicle  (8.  2.  1841),  der 
andere  in  der  Leeds  Times  (16.  4.  1841)  veröffentlicht  sind,  beide  findet 
man  wieder  abgedruckt  in  den  gesammelten  Werken  Thompson's, 
6  Bde.  1842. 

'")  Vgl.  insbesondere  den  IV.  Teil  von  Spencers  Ethik  (The  Ethics 
of  Social  Life-.Tustice),  insbesondere  Chap.  XI  imd  App.  B. 

")  Es  war  George  deshalb  besonders  leicht  gemacht,  vrirkungs- 
voll  gegen  Spencer  aufzutreten,  weü  dieser  in  der  Anmerkung  17 
zitierten  Schrift  offenbar  nur  an  die  Ackerbodenrente  denkt.  George 
sagt  darüber  unter  anderem:  „The  assumption  is  that  farmers  are 
the  only  users  of  land,  whereas  the  obvious  truth  is  that  there  is  no 
occupation  that  cau  be  carried  on  'vvithout  the  use  of  land,  and  that 
manj'  other  occupations  require  the  use  of  much  more  valuable  land 
than  does  farming.  In  the  occupancy  of  his  London  apart- 
ments  Mr.  Spencer   hiniself  is  more  of  a  land  user,   value 
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considered,    than    man}-    a    small    farmer"    Perplexed    Philo- 
sopher.   London  1893.     S.  228,  Anm.  1. 

-")  Von  den  damals  erschienenen  bodenreformerischen  Schriften 
nenne  ich  aufser  den  im  Texte  genannten  folgende:  Ebenezer 
Jones:  The  Land  Monopoly,  the  Suffering  and  Demoralization  caused 
by  it  London  1849;  John  Noakes:  Tlie  Right  of  the  Aristocracy 
to  the  soil  London  1847;  Robert  Dick:  Ün  the  Evils  of  Individuais 
being  Landlords  and  Nations  Tenants  1856. 

-')  Ich  mache  folgende  Schi-iften  von  Colins  und  seinen  Nach- 
folgern namhaft: 

Colins:  Qu'est-ce  que  la  Science  Sociale?   4  vol.  Paris  1854. 

L'Economie  politique  185G. 

De  la  justice  dans  la  science  1860. 

Fraufois  Huet  (Professor  der  Philosophie  an  der  Universität 
Genf  von  1836—1850)  Regne  social  du  christianisme  1853. 

Agathon  de  Potter:  Economie  sociale,  2  Bde.  Brüssel  1874. 
(Seite  175:  „Ainsi  Thomme  etre  personnel,  temporel,  mortel  ne  peut 
etre  proprietaire  que  de  choses  temporelles,  perissables  ou  de  la 
matiere  mobiliöre.) 

Delaporte,  J. :  Les  collectivistes  du  Socialisme  rationnel,  science 
sociale  decouverte  par  Colins,  ne  sont  pas  des  communistes  1878. 

Bufquin  des  Essarts:  Le  Socialisme  Rationnel  d'api'es  le 
collectivisme  de  Colins  1897.  Die  Schrift  Charite,  justice,  propriete 
von  Ponthiere  (Paris  1899),  der  insbesondere  entschieden  für  gänzliche 
oder  doch  teilweise  Konfiskation  des  unearned  increment  eintritt,  ist 
mehr  von  George  beeinflufst  als  von  den  Rationalisten. 

-•)  Vgl.  Rae,  Contemporai-y  Socialisme.     London  1901.     S.  72. 

-')  Über  den  Einflufs,  den  George  in  Englaml  ausübte  vgl. 
C.  T.  H.  (1890)  Q.  2647  und  Q.  4511. 

^*)  Vgl.  dazu  den  Aufsatz  von  Michal  i'lürschcim :  Die  Krankheit 
des  Wirtschaftskörpers  in  „Die  Zeit".     3.  9.  1904. 

^'•)  Deutsche  Volksstimme.     1903.     S.  149. 

2«)  R.  C.  L.  T.  Min.  of  Ev.  Vol.  III.    S.  343. 

-')  R.  C.  L.  T.  Min.  of  Ev.  Vol.  II.    S.  253. 

"")  Vgl.  Price  a.  a.  O.  S.  214  .  .  .  the  popularit}^  of  Mr.  George's 
book  was  simultaneous  with  the  occurrence  of  a  serious  and  prolonged 
depression  in  the  agriculture  of  the  old  world,  which  has  rendered 
the  landed  classes,  generally  so  called,  aspecially  distressed  rather 
than  a  prosperous  section  of  the  Community,  yet  the  increasing 
tendency  of  the  inhabitants  of  old  and  new  countries   alike  to 
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gatlier  together  in  towns  has  resulted  in  a  marked  rise 
of  urban  rent." 

■-")  Eecent  Economic  Changes.     London  1890.     S.  426. 

=")  Social  Problems  S.  192  u.  S.  226.  Cond.  of  Lab.  S.  19  f. 
Vgl.  auch  Single  Taxe  Review.    Vol.  2.    S.  2  ff. 

"')  a.  a.  O.  S.  158. 

äi)  a.  a.  0.  S.  47. 

")  Vgl.  Sombart,  Der  moderne  Kapitalismus.  Bd.  IL  S.  17ö. 
u.  von  Maj'er,  Statistik  1897.   IL    S.  57. 

^')  Zit.  nach  Sombart,  Deutsche  Volkswirtschaft.    S.  17  f. 

^^)  Vgl.  die  Artikelserie  Wunicipal  Socialisme  in  der  Times  vom 
16.  8 ,  23.  8.,  28.  8.,  2.  9.  1902.  Dazu :  „The  Times  v.  Municipal  Enter- 
prise" in  The  Daily  News  vom  5.  9.  1902. 

=■«)  Wealth,  Debt  and  Taxation   Part.  IL   S.  400. 

ä'j  Vgl.  Bryce  a.  a.  0.  Vol.  I.    S.  636. 

=«)  Die  Zahlen  für-  1854  und  1874  nach  G.  Brecht:  Die  wirtschaft- 
liche und  finanzielle  Lage  der  Stadtgemeinden  Berlin  1875.  Die  An- 
gaben für  1899/1900  nach  dem  statistischen  Jahrbuche  deutscher 
Städte. 

^')  Statistisches  Jahrbuch  deutscher  Städte.     1902.    S.  435. 

'"')  Quaterly  Journal  of  Econ.   Vol.  V  (1896).   S.  455. 

■")  Im  Jahre  1878  stellte  Adolf  Wagner  im  Vereine  für  Social- 
politik  folgende  These  auf:  „Wie  im  Staate  mufs  zwar  auch  in  der 
Kommune  das  Prinzip  der  Besteuerung  nach  Mafsgabe  der  Leistungs- 
fähigkeit im  ganzen  vorwalten,  aber  nicht  in  demselben  Grade  wie 
dort.  Nach  der  Art  der  kommunalen  Aufgaben  und  Ausgaben  und 
nach  den  wirtschaftlichen  Wirkungen  dieser  Ausgaben  auf  die 
ökonomische  Lage  der  einzelnen  hat  vielmehr  das  Prinzip  der  Be- 
steuerung nach  Mafsgabe  des  Interesses  hier  eine  gröl'sere  Berechtigung 
und  gestattet  es  auch  leichter  eine  umfassendere  Anwendung  in  der 
Kommune  als  im  Staat.  Vgl.  auch  Friedberg,  Die  Besteuerimg  der 
Gemeinden,  Berlin  1877,  S.  8  ff.  u.  Carl  Braun,  Vierteljahrsschrift  1866, 
Bd.  II  und  sein  Referat  auf  dem  XL  Kongresse  deutscher  Volks- 
wirte. 

")  Vgl.  Bastable:  „The  Taxation  of  Ground  Rents.'"  Econ.  Jour. 
Bd.  IIL     1893.     S.  259. 

*^)  Schon  im  Jahre  1871  schrieb  Enoch  Ensley  von  Tennessee  an 
den  Gouverneur  Brown,  an  der  Wand  des  Sitzungssaales  der  gesetz- 
gebenden Versammlung  müsse  in  goldenen  Buchstaben  der  Satz  an- 
gebracht werden  :  „Never  tax  anything  that  would  be  of  value  to 
your  State,   could  and  would  run  awaj-,  or  could  and  would  come  to 
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you."  Derselbe  Gedanke  kehrt  auch  in  amtlichen  Scliriftstilcken  häufig 
wieder  s.  u.  a.  im  8.  Jahresbericht  des  Arbeitsamtes  des  Staates  Illinois 
(1895,  besonders  S.  265  ff.). 

**)  So  wird  das  amerikanische  Lokalsteuersystem  genannt  im 
Comptroller's  Annual  Report  to  the  Common  Council  1894. 

"■)  Yale  Review  1900:  The  Local  Tax  Question  S.  12. 

^*)  Report  of  the  Commissioners  appointed  to  revise  the  laws 
for   the  assesment  and  coUection  of  taxes  in  New  York.     1871.     S.  4. 

*~)  Annual  Report  of  the  State  Assessors.     1879.     S.  23. 

*^)  Paper  read  before  the  American  Economic  Association 
24.  8.  1892. 

")  Municii)al  Affnirs.     Vol.  I.     1897.     S.  329  ff. 

^"'j  Die  preufsische  Finanzreform  durch  Regulierung  der  Gemeinde- 
steuern.    Berlin  1881.     S.  42. 

'S')  Vgl.  insbesondere  R.  C.  L.  T.  Min.  of  Ev.  Vol.  1.  App.  Part.  1 
S.  31  ff. 

"')  ,,Thc  gi-ound  values  at  present  escape,  in  the  great  majority 
of  cases,  all  share  of  contribution  to  local  taxation."  C.  H.  Blunden 
Memoranda.    S.  194. 

^')  The  London  Programme.     S.  198. 

s<)  Reports  from  the  Consuls  of  the  United  States.  Vol.  XXVIII. 
Washinghton  1888.     S.  715. 

''")  In  einer  Eingabe  des  Londoner  Grafschaftsrates  an  das  Haus 
der  Gemeinen  am  16.  Mai  1890  heifst  es  speziell  mit  Rüsksicht  auf 
die  "Wirkungen  des  Lokalsteuersystems  in  London :  The  hardship  of 
the  rating  S3'stem  is  feit  more  acutely  in  London  than  in  many  other 
large  towns,  owing  to  the  circumstanoe  that  in  London  the  leasehold 
System  has  prevailed,  and  comparatively  few  plots  of  land  are  occu- 
pied  by  persons  who  have  a  permanent  interest  in  them.  We  have 
reason  to  believe  that  this  State  of  things  is  feit  very  gene- 
rally  throughout  London,  not  only  as  a  hardship,  but 
as  an  in  justice  which  admits  of  remedy.  Several  London 
vestries  have  passed  resolutions  protesting  against  the  existing  System. 
Vgl.  auch  C.  T.  H.     1890.     S.  355  f. 

56)  Final  Report  of  R.  C.  L.  T.     1901.     S.  112. 

")  R.  C.  L.  T.  Min  of  Ev.    Vol.  IV.     S.  2.57, 

^*)  Staats-  und  Gemeindesteuern.  Viertel jahr.s.schrift  für  Volks- 
wirtschaft.    Bd.  XIV.     IL  Teil.     1866  S.  1  ff. 

°^)  Vgl.  Adickes,  Kommunalabgabengesetz.  Kommentar  und 
Studien    über    die    weitere   Entwicklung    des    Gemeindesteuerwesens. 
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TCibhigen  1894,  sowie  Zeitschrift  itlr  die  gesamte  Staatswissenschaft. 
Jalirg.  1894.     S.  410  ff.  u.  S.  5S;Hf. 

"")  Die  Denkschrift  ist  abgedruckt  in  einem  Beilageheft  zum  Ver- 
waltungsarchiv von  Schulzenstein  und  Keil.  Motive  zitiert  nach 
Adickes,  Kommunalabgabengesetz  S.  20. 

"')  Der  moderne  Kapitalismus.    Bd.  II.     S.  473. 

6-)  Liefmann  in  Schmollers  Jahrb.     1902.     S.  219. 

^')  Für  die  Erfolge  der  Bodonreformer  kommen  freilich  noch 
andere  Gründe  als  die  im  Texte  genannten  in  Betracht :  der  auf- 
merksame Beobachter  kann  sich  insbesondere  des  Eindrucks  nicht 
ganz  erwehren ,  dafs  namentlich  manche  Freunde  des  „mobilen" 
Kapitals  angesichts  der  durch  den  Sozialismus  drohenden  Gefahr, 
die  Bodenreformbevvegung  —  wenn  auch  vielleicht  ganz  unbewufst  — 
als  eine  Art  Blitzableiter  betrachten.  Einen  ähnlichen  Gedanken 
spricht  Herkner  aus,  wenn  er  meint,  dafs  für  die  Bodenreform- 
bewegung fördernd  gewesen  sei,  „die  individualistische  Abneigung 
gegen  eine  Bureaukratisierung  und  Verstaatlichung  des  ganzen  Wirt- 
schaftslebens, wie  sie  als  Kon.sequenz  des  Kommunismus  erscheint." 
Arbeiterfrage,  II.  Aufh,  S.  354. 


Hauptteil. 


Erstes  Kapitel. 
Ackerboden-  und  Baubodeniente. 


Kein  Satz  clor  theoretisclaen  Sozialökononiik  scheint  mir 
so  wohl  begn'indet,  fast  möchte  ich  sagen,  so  selbstverständ- 
lich zu  sein,  wie  die  Grundrententheorie  Ricardos.  Freilich 
ist  zu  allen  Zeiten  die  Zalil  derer  nicht  gering  gewesen,  die  mit 
einem  der  ersten  Kritiker  Ricardos  überzeugt  sind,  dal's  die 
Grmidrententheorie  „Unkraut  in  der  politischen  Ökonomie 
ist,  und  dal's  ihr  als  verdientes  Los  beschieden  sein  müsse, 
imter  der  Last  der  eigenen  Dummheit  zusammenzubrechen". 
(Quarterly  Review  Vol.  3(5) 

Derartige  imgerechtfertigte  Verdanunungsurteile  sind 
gewiis  zum  Teil  daraus  zu  erklären,  dais  man  sich  nicht 
die  Mühe  gab,  die  Lehre  selbst  zu  verstehen,  dafs  man  ins- 
besondere aus  ihr  manches  entnelimen  wollte ,  was  nicht 
hineingelegt  worden  war. 

Ricardo  war  sich  wohl  bewni'st,  dals  seine  Ausführimgen 
nur  Theorie  sind,  dafs  sie  für  die  Praxis  keine  unmittelbare 
Bedeutimg  haben,  dafs  sie  lediglich  ein  Werkzeug  sein 
können,  welches  richtig  benutzt,  allerdings  auch  dem  prak- 
tischen Politiker  wertvolle  Dienste  leistet.  Unumwunden 
gab  er  in  einem  Briefe  an  Malthus  zu,  dafs  er  sei  „too  mueli 
disposed  to  imdeiwalue  the  intermediate  and  temporary 
effects",  fügt  aber  gleich  hinzu,  dafs  Malthus  diese  ebenso 
sehr  überschätze,  wie  er  sie  imterschätze. 

Mir  scheint  nun ,  dafs  die  Gefahr  in  das  eine  oder 
andere  Extrem  zu  fallen,  besonders  nahe  liegt  bei  den  Prob- 

A<1.  Weber,  Über  15o(lenrente.  4 
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lenieu  der  luock'nieii  Stadtwirtscliult.  Jvs  ist  ja  uaturyemäl's, 
dal's  blofs  lokale  und  temporäre  Wirksamkeiten  und 
"Wii-kungen,  wirtschaftliche  Gebräuche  und  Gewolmheiten 
um  so  mein-  in  die  Augen  fallen,  je  begrenzter  das  Gebiet 
ist,  welches  es  zxi  beobachten  gilt.  Es  mag  sein,  dafs  dann 
bei  der  Fülle  der  Gegenwu-kimgen  das  theoretische  Gesetz 
manchmal  ganz  verduialvelt.  vielleicht  in  sein  Gegenteil  um- 
gekehrt erscheint,  und  vorschnell  mag  der  Forscher  dazu 
kommen,  wirtschaftliche  Theorien  aufzustellen,  wo  es  sich 
in  Wirklichkeit  um*  um  „intermediate  and  temporary  effects" 
handelt,  während  anderseits  ein  gänzliches  aufser  acht  lassen 
derselben  zu  Resultaten  fülu-en  ■fti.irde,  die  doch  allzu  hj^o- 
thetisch  wären,  um  die  Grundlage  für  die  Erörterang 
wirtschaftspolitischer  Probleme  zu  bilden. 

Das  gilt  insbesondere  auch,  weim  die  Frage  «nach  dem 
Wesen  der  städtischen  Bodenrente ,  nach  den  Umständen, 
die  ihre  Höhe  büden,  aufgeworfen  wird. 

Schmoller  hat  ganz  richtig  beobachtet'):  „Die  Ver- 
schiedenheit des  Urteils  über  das  Steigen  der  städtischen 
Bodem'ente  und  des  Iläuserwertes  scheint  bei  den  einzelnen 
Schriftstellern  wesentlich  mit  beeiniliifst  von  verschiedener 
lokaler  Beobachtung.  Der  eine  hat  Gegenden  und  Städte 
vor  Augen  mit  mäfsiger  Steigermig  oder  gar  stillstehender 
Grundrente,  wo  eine  gxofse  Spekulation  fehlt,  der  andere 
hat  die  Gegenden  und  Städte  beobachtet,  wo  die  Spekulation 
und  die  Bauordnung  ganz  andere  sind,  wo  ein  starkes  ilifs- 
verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage,  eine  sehr-  starke 
Monopolrentenbildung,  ja  ihi'e  Steigerrmg  durch  gefälschte 
Taxen  und  Preistreiberei  vorhanden  ist."  Aber  weil  dem 
so  ist,  scheint  es  notwendig  zu  sein,  sich  zunächst  auf 
deduktivem  Wege  einige  Klarheit  zu  verschaffen ,  um  sich 
nicht  im  LabjTinth  der  Tatsachen  zu  veriiTen. 

Ich  glaube,  dafs  Ricardo  bei  Aufstellimg  der  Renten- 
theorie nur  an  den  Ackerboden  gedacht  hat.  Manche  seiner 
Verehrer  behaupten  allerdings  das  Gegenteil.  Der  Amerikaner 
Shearman  fülu-t  z.  B.  aus^),  dafs  Ricardo,  der  sein  ganzes 
Leben   m  London    zugebracht    habe ,    ganz  aewifs  auch  die 
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städtische  Bodenrente  beachtet  und  sie  in  Gedanken  mit 
<'inf!;eschlossen  habe ,  als  er  sein  Bodenrentengesetz  for- 
mulierte. Seine  „prinziples"  seien  zu  vergleichen  mit  den 
zelin  Geboten,  insofern  als  es  ihm  nur  dai'auf  angekommen 
sei,  ein  einziges,  besondoi's  Idares  Beispiel  heraus  zu  greifen, 
um  damit  seine  Regeln  deutlich  zu  machen. 

Rein  äufscrlicii  mag  gegen  diese  Behauptung  schon  der 
Umstand  sprechen,  dafs  Ricardo  dem  zweiten  Hauptstück 
mit  dem  Titel  „Von  der  Rente"  ein  solches  über  die  Berg- 
werksrente folgen  läfst,  obwohl  er  ausdrücklich  betont,  dafs 
auch  liier  das  nämliche  Grundgesetz  gelte ,  das  er  für  die 
Ackerbaureute  aufgestellt  habe.  Vor  allem  aber  ist  zu  be- 
achten, dafs  die  theoretischen  Schriften  Ricardos  doch  zu- 
gleich hervorragend  jjraktisch  in  dem  Sinne  waren,  als  es 
sich  darin  um  Probleme  der  Zeit  handelts,  wo  sie  geschi'ieben 
A\T.irden,  nicht  um  mögliche  Probleme  der  Zukunft,  oder  solche 
der  Vergangenheit.  Die  städtische  Bodem'cnte  war  jedoch 
im  Anfange  des  19.  Jahrhunderts  kein  Problem.  In  jener 
Zeit  war  ein  auffallend  hoher  unverdienter  Wertzuwachs  in 
der  Stadt  so  selten,  dafs  die  Gerichte  es  wagen  durften,  in 
solchen  aufsergewöhnlichen  Fällen  Urteile  zu  sprechen,  die 
man  heutzutage  für-  uimiöglich  halten  würde.  So  entschied 
im  Jahre  1811  Lord  Elleuborough :  „That  wherever  a  man 
had  so  peculiarly  favorable  situated  a  place  of  property 
that  he  had  power  to  exact  monopoly  rates,  it  was  part  of 
the  doctrine  of  the  common  law  to  limit  him  to  reasonable 
rates  so  as  to  prevent  him  from  taking  an  undue  proportion 
of  other  men's  wealth,  because  the  policy  of  the  Englisch 
law  frowned  upon  monopolj'  and  favored  freedom." 

Der  erste,  welcher  eine  theoretische  Bemerkung  über 
den  städtischen  Bauboden  macht,  ist,  soweit  ich  sehe, 
William  Thompson  der  Altere.  In  dem  Abschnitte  seiner 
Untersuchung  über  die  Grundsätze  des  Reichtums ,  wo  er 
nachweisen  will,  dafs  Reichtum  durch  Ai'beit  erzeugt  werde, 
sagt'  er:  .^Der  Wert  von  Barigrund  liängt  von  der  Älenge 
der  in  Fuhi'en  oder  anderer  Form  geleisteten  erforder- 
lichen Arbeit  ab  und  der  AVahrscheinlichkeit  einer 
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schnelleren  Veräul'serung  oder  Vermietung. 
Alle  diese  Werte  lassen  sich  a u f  g e  1  e i s t e t e  Ar- 
beit  zurückführen*)." 

Etwas  gröfseren  Raum  gewahrt  Sismondie  in  der  1827 
erschienenen  zweiten  Auflage  seiner  „neuen  (Trundsätze"  der 
Besprechung  des  städtischen  Bodenertrages.  Er  weist  darauf 
hin ,  dafs  in  den  Städten  Westamerikas ,  die  erst  vor  zehn 
Jahren  gegründet  seien,  in  den  besseren  Stadtteilen  der 
Boden  viel  teurer  sei  als  in  den  schönsten  Strafsen  Londons. 
Im  übrigen  macht  er  hinsichtlich  der  städtischen  Grundrente 
folgende  Bemerkung:  zuweilen  ruhe  der  Nettoertrag,  den 
die  Natiu-  gewäkre,  vollständig,  während  der  Nettoertrag, 
den  das  Eigentum  dem  Monopol  verdanke ,  an  Wert  zu- 
nehme. Die  Grärten  im  Umlcreise  einer  gröfseren  Stadt 
brächten  einen  sehr  erheblichen  Zins ;  baue  man  jetzt  eine 
Geschäftsstrafse  durch  diese  Gärten,  so  werde  der  Boden 
vollständig  aufhören  zu  produzieren,  aber  doch  viel  teiirer 
verkaiift  werden,  als  wenn  er  von  den  reichsten  Ernten  be- 
deckt wäre.  „Der  Eigentümer  wird  sich  den  Vorzug  des 
Ortes  bezahlen  lassen  und  aufserdem  alle  Früchte,  auf  deren 
Hervorbringung  er  verzichtet.  Diese  Vei-pachtung  von  Grund 
und  Boden,  den  man  daran  verhindert,  Früchte  hervor- 
zubringen, findet  man  in  allen  aufsti'ebenden  Städten^)." 

In  älmlicher  —  sagen  wir  es  nur  —  oberflächlicher 
Weise  äui'sert  sieh  John  Stuart  Millüber  die  Baubodem-ente  °). 

Mit  Recht  konnte  jedenfalls  Adolf  Wagner  in  seiner 
Grundleg-ung  der  politischen  Ökonomie  sagen ^):  „Der  Boden 
als  Standort  und  das  private  städtische  Grundeigentum  ist 
in  der  Nationalökonomie  bis  vor  kurzem  noch  sehr  wenig 
genauer  imtersucht,  meist  niir  nebenbei  .  .  .  berührt  worden. 
Dies  ist  ein  grofser  Mangel." 

Heute  freilich  darf  man  wohl  behaupten,  dafs  die 
städtische  Bodem-ente  in  einem  Mafse  das  allgemeine  Interesse 
erregt,  wie  die  Ackerbodem-ente  es  nie  vermochte.  Es  kann 
daher  auch  nicht  wunder  nehmen,  dafs  ihr  die  Wissenschaft 
in  der  Gegenwart  erhöhte  Aufmerksamkeit  schenkt. 

Die  Ansicht  derer,  dafs  der  Ertrag  des  städtischen  Bau- 


—     53     — 

"bodens  wesentlich  verschieden  sei  von  domjonigon  des 
Ackerbodens,  hat  in  neuerer  Zeit  namentlich  Pantalcoui  in 
eingehender  Weise  zu  vertreten  gesucht.  Er  kommt  zu  dem 
Ergebnis,  dafs  zwischen  Ackerbodenrente  und  Bauboden- 
profit folgender  Unterschied  bestehe  ') :  Wähi-eud  die  eigent- 
liche Bodenrente  infolge  des  Gesetzes  vom  abnehmenden 
Ertrage  sich  ergebe .  weil  bei  gleichbleibenden  Preisen  die 
Produktionskosten  verschiedt>n  seien,  leite  sich  umgekehi't 
der  Profit  beim  Baulande  von  der  Tatsache  her,  dais  die 
Preise  verschieiden  seien ,  während  die  Produktionskosten 
dieselben  blieben. 

Pantaleoni  sieht  richtig,  dafs  hier  ein  gewisser  Unter- 
schied liegt,  aber  er  überschätzt  seine  Bedeutung  ei'heblich. 
Für  die  Ackerbodeiu^ente  ist  ebenso  wie  füi"  die  Bauboden- 
rente die  Lage  von  Bedeutung;  Verscliiedenheit  der  Lage 
bedeutet  aber  zugleich  eine  Verschiedenheit  der  Kosten,  sei 
es  positiver  Kosten  in  Form  von  erhöhter  Auslage  für 
Transport,  für  Zeitverlust  und  dergi.  oder  negativer  Kosten 
in  Form  von  entgehendem  Gewinne.  Nm"  weil  infolge  Ver- 
schiedenheit der  Lage  die  dem  Mieter  entstehenden  Kosten 
verschieden  sind ,  scheinen  auch  die  Preise  verscliieden  zu 
sein.  Ln  grofsen  und  ganzen  darf  man  auch  für  die  städtische 
Bodenrente  den  Satz  aufstellen,  dafs  sie  entsteht,  weil  bei 
verschiedenen  Kosten  die  Preise  gleich  bleiben,  wenn  es 
auch  in  der  Stadt  von  dieser  Regel  noch  weit  mein-  Aus- 
nahmen geben  mag  als  auf  dem  Lande. 

Der  Unterschied  besteht  lediglich  darin,  dafs  das  Moment 
<ler  negativen  Kosten  bei  der  Ackerbodenrente  zurücktritt, 
imd  dafs  Transportkosten  umnittelbar  zur  Fortbewegung  der 
die  Rente  in  sich  schliefsenden  Früchte  erforderlich  sind, 
wähi-end  dagegen  das  ..Rentenmittel"  bei  der  Baubodenrente 
d.  h.  das  Gebäude  selbst  untransportabel  ist,  also  nicht 
direkt .  sondern  nur  indii'ekt  Transportkosten  verm'sachen 
kann. 

Der  Umstand ,  dafs  das  Rentenniittel  bei  dem  Acker- 
boden transportabel  ist,  bei  dem  Bauboden  dagegen  nicht, 
scheint   mir   allerdings   ein   wichtiger  Unterschied   zu   sein. 
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Andomngcn  in  den  Vcrkelirsbcdingiingen,  in  der  Knnkun-enz, 
Stanflortverlegiingen  des  Kapitals,  Verlegung  von  wichtigen 
öffentliclien  Anstalten  usw.  sind  Umstände,  welclic  die.  Höh© 
der  städtischen  Bodenrente  sehr  beeinflussen ,  denen  aber 
der  Rentenberechtigte  ganz  machtlos  gegenübersteht ,  weil 
er  nicht  wie  ländliche  Gruudrentner  das  Rentenniittel  ver- 
packen und  in  einen  Eisenbahnwagen  werfen  kann.  Des- 
halb wird  der  Eigentümer  eines  Giimdstücks  vernünftiger- 
weise mit  dem  Hausbaii  warten,  bis  er  einigermafsen  sicher 
gehen  kann,  dafs  die  vermehrte  Nachfrage  nicht  nur  vorüber- 
gehend sondern  dauernd  ist :  imi  so  mehr  weil  ein  längerer 
Zeitraum  vergeht ,  bevor  das  neu  zu  errichtende  Haus  be- 
zogen werden  kann.  Anderseits  ist  wohl  zii  beachten,  dafs 
der  städtische  Mieter  aus  Gründen,  die  wir  alsbald  kennen 
lernen,  bei  weitem  nicht  so  leicht  zu  transportieren  ist  wie 
das  Rentenmittel  des  Ackerbodens. 

Während  ferner  beim  Ackerbau  in  kürzeren  oder  länge- 
ren Zeiträumen  das  Kapital,  das  in  den  Boden  gesteckt 
wird,  durch  bald  intensivere,  bald  extensivere  Bewirtschaf- 
tung je  nach  der  Konjunktur  verändert  werden  kann,  ist 
der  Baubodenrentner  genötigt,  abgesehen  von  den  Repa- 
raturen, eine  einmalige  in  Zukunft  nicht  mehr  zu  ver- 
mindernde und  meist  auch  ohne  wesentlichen  Schaden  nicht 
zu  vermehrende  Kapitalaufwendung  zu  machen:  die  Rück- 
sichtnahme auf  deren  Verzinsung  und  Amortisation  er- 
schwert ihm  in  der  Regel  die  Anpassung  an  die  jeweihgen  Be- 
dürfnisse erheblich.  Das  alles  bewirkt,  dafs  bei  dem  städti- 
schen Bauboden  die  Ausgleichung  von  Angebot  und  Nach- 
frage nicht  miwesentlich  schwerlalliger  ist  als  beim  Acker- 
boden. 

Daraus  folgt,  dafs  es  für  die  "Ware  „Ha^s"  einen  weit 
weniger  bestimmten  Marktpreis  gibt,  als  wie  für  die  Ware 
Getreide,  bei  ersterer  ist  das  Individuum  viel  mein*  auf  sich 
angewiesen,  als  bei  letzterer:  das  ist  es  wohl  auch,  was 
Sidney  Webb  vorschwebte,  als  er  vor  der  Kommission  über 
Town  Holdings  betonte,  dafs  die  Höhe  der  Rente  -s-iel  mehr 
abhängig    sei    von    dem    Handel    zwischen    Landlord    und 
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Tcuant  als  von  ii'gend  eiuci"  Frage  der  ökonomischen  Rente, 
und  dals  der  Spielrai;m  für  Angebot  luid  Nachfrage  hierbei 
weit  gröfser  sei  als  man  gemeinhin  annelinie^). 

Das  alles  vermag  jedoch  nicht  die  Tatsache  zu  er- 
schüttern, dat's  der  städtische  reine  Bodenprofit  ebenso  wie 
der  ländliche  eine  Difierentiah'ente  im  Sinne  Ricardos  ist. 
Daraus  ergibt  sich,  dals  die  städtische  Bodenrente  als  Faktor 
der  Preisbildung  wenigstens  auf  die  Dauer  nicht  wirkend 
sein  kann,  sondern  ihi'erseits  erst  durch  den  Preis  des 
Rentenmittels,  d.  h.  diu'ch  den  Mietpreis  bestimmt  wird, 
ganz  entsprechend  dem  Satze  Ricardos :  „Der  Getreidepreis 
ist  nicht  hoch,  weil  eine  Rente  bezahlt  wird,  sondern  eine 
Rente  wird  bezahlt,  weil  der  Geti-eidepreis  hoch  ist."  Und 
wenn  Ricardo  weiter  sagt,  dafs  Korn  nicht  billiger  werden 
würde,  wenn  die  Landeigentümer  auf  die  Rente  verzich- 
teten, so  wird  man  auch  hier  ähnliches  in  Bezug  auf  die 
städtische  Grimdi-ente  sagen  dürfen. 

Es  sind  nicht  nur  Theoretiker,  die  solche  kühne  Be- 
hauptungen aufstellen,  in  schärfster  Weise  tritt  für  sie  z.  B. 
der  hervorragende  holländische  Staatsmami,  der  frühere 
Ministerpräsident  N.  G.  Pierson  in  seinem  ausgezeichneten 
„Leerboek  der  Staatshuishoudkunde"  em^). 

Ja  selbst  einer  der  hervorragendsten  Bodenreformer 
der  Gegenwart,  Michael  Flürscheim,  erklärt  in  seinem 
neuesten,  m  englischer  Sprache  erschienenen  Werke :  „Rent 
(Miete)  determines  landvalues,  not  laud  values  renf  und 
damit  steht  die  wichtige  Konsequenz,  die  er  zieht,  im  Ein- 
klänge :  ,We  must  once  for  all  make  up  om-  mind  that 
economic  rent  is  not  an  exaction  of  the  land  -  owmer,  but 
the    result    of  ine  vi  table    conditions '")." 

Aber  es  handelt  sich  da  um  Theorie,  karni  sie  nicht 
mit  dem  nötigen  Tatsachenmaterial  belegt  werden,  so  geht 
man  achtlos  an  ihr  vorüber. 

Sehen  wir  daher,  iii  wie  fern  die  in  den  theoretischen 
Sätzen  ausgesprochene  „Tendenz"  durch  eine  auf  den  tat- 
säclilichen  Verhältnissen  fufsende  Analyse  von  Angebot  imd 
Nachfrage  modifiziert  wird. 
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Dals  der  Preis  (hirch  Aiioebot  und  Nachfrage  bestimmt 
wird,  ist  liier  wie  überall  nur  eine  bedingt  richtige  Zwischen- 
antwort,  als  solche  hat  sie  aber  bei  städtischen  Immobilien 
genau  dieselbe  Berechtigung  •wie  bei  moliilen  Werten. 

Die  Bodenrefbrmer  wenden  ein  '^):  „Der  Handel  in  Grund 
und  Boden  kann  nur  verglichen  werden  mit  dem  einer 
Ware,  die  zwar  in  grofsen  Quantitäten  vorhanden  ist.  die 
auch  unvergänglich  ist,  von  der  aber  nichts  mehr  produziert 
^\-ird.  Daher  ist  es  durchatts  unangebracht,  das  fiu-  Waren 
geltende  Gesetz  von  Angebot  imd  Nachfrage  einfach  auf 
den  Grund  und  Boden  anzuwenden."  Setzt  man  Grund 
und  Boden=  „Mutter  Erde",  wie  es  im  Zusammenhange  in 
diesem  Falle  geschieht,  so  kann  man  den  Satz  vielleicht  als 
richtig  gelten  lassen,  weim  man  an  den  Ackerboden  denkt. 

Es  gilt  aber  nicht  für  den  Bauboden.  Oder  sollte  -nöi-k- 
lich  zu  glauben  sein,  dafs  sich  der  Handel  im  städtischen 
Bauboden  wesentlich  ändern  würde,  wenn  —  sit  venia 
verbis  —  unserem  Planeten  noch  ein  Stück  zugesetzt  oder 
die  Ozeane  in  Festland  verwandelt  werden  könnten  V  Falsch 
ist  auch  die  Annahme,  städtischer  Bauboden  könne  durch 
Prodiiktion  nicht  vermehi't  werden.  Ebenso  gut  wie  man 
imangefochten  von  „Goldproduktion"  spricht,  kann  man 
die  Verwandhuig  des  Ackerlandes  in  Bauland  ..Produktion" 
nennen.  Diese  ist  aber  in  der  Gegenwart  und  für-  eine  un- 
absehbare Zukunft  —  wenigstens  quantitativ  —  regelmäisig 
so    gut   wie    gar    nicht    begrenzt  ^^). 


Zweites  Kapitel. 
Die  NiM'litrage  nach  städtischem  Baulaiide. 


Mit  Paul  Schwarz  stimme  icli  darin  übereüi,  dals  der 
städtische  Grundwert  bestimmt  wird  einerseits  durch  die 
Höhe  des  ErträgTiisses  eines  Gebäudes,  welches  auf  dem 
betreifenden  Grund  bei  entsprechender  Ausnutzung  des- 
selben errichtet  werden  kann,  selbstverständlich  unter  Be- 
rücksichtigung nicht  nur  der  eifektiveu  Auslagen,  sondern 
auch  einer  angemessenen  Amortisation,  anderseits  dmxh  den 
jeweilig"  geltenden  Zinsfufs ,  welcher  der  Kapitalisierung 
dieses  Erti'ägnisses  zu  Grunde  gelegt  werden  mui's'^). 
Offenbar  ist  dieser  Satz  ceteris  paribixs  zu  verstehen,  daher 
ist  es  kein  Beweis  gegen  die  Richtigkeit  desselben,  wenn, 
imter  Umständen  bei  steigendem  Zinsfufs  auch  der  Griuid- 
wert  in  die  Höhe  gehen  kaim  '*) ;  aber  es  handelt  sich  auch 
hier  wieder  um  eine  Zwischenautwort,  es  bleibt  die  Frage 
zu  beantworten:  Wie  wü'd  die  Höhe  des  Erträgnisses  eines 
Gebäitdes  bestimmt? 

Adam  Smith'")  imd  wohl  die  meisten  Nationalökonomen 
nach  ilim  gehen  von  der  Überzeugung  aus,  dafs  der  Be- 
trag, den  der  Mieter  fiü-  seine  Wohintng  auszugeben  pflegt ; 
im  allgemeinen  eine  feststehende  Quote  seines  Einkommens 
sei,  über  die  er  nicht  hinausgehe.  Fordere  man  höhere 
Miete  dann  würde  sich  der  Mieter  eben  mit  einer  weniger 
g"uten  Wohnung  zufrieden  geben. 

Diese  Aiaschauitng  scheint  sich  auch  PnilipjDOvich  in 
seinem  ausgezeichneten  Referate  bei  den  Verhandlimgen 
des   Vereins    für   Sozialpolitik    in   München   anzitschliefseu. 
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Freilich fonrmliert  er  seine  Ansiclit  sehr  vorsichtig"'):  „Dio 
gegebenen  Einkommcnsverhähnisse  i;nd  die  Lebensge- 
wohnheiten bestimmen  die  Snmmc ,  die  man  für  die 
Miete  auszugeben  bereit  sein  wirrl.  In  jedem  Augenblicke 
haben  wir  mit  einem  solchen  bestimmten  Mafse  zu  rechnen, 
wenn  wii-  zu  einer  gegebenen  Zeit,  sagen  wir  25"  o  unseres 
Einkommens  für  das  Wohnen  ausgeben  imd  dabei  ein 
Bodenpreis  von  x  resultiert,  so  kann  dieser  nicht  Ijeliebig 
auf  X  und  x  I  erhöht  werden,  denn  die  infolgedessen  not- 
wendige Steigermig  der  ]\Iietzinse  fände  in  dem  gegebenen 
Einkommen  eine  schwer  zu  übei-Avindende  Grenze."  Wie 
mii'  scheint,  ist  in  dem  angeführten  zweiten  Satze  ganz 
übersehen,  dafs  nach  dem  ersten  Satze  auch  die  Lebens- 
gewolmlieiten  als  ein  den  Mietpreis  bestimmendes  Moment 
zu  berücksichtigen  sind. 

Wird  die  Miete  bei  gleichbleibendem  Einkommen  ge- 
steigert, so  fragt  es  sich  was  stärker  ist,  die  Scheu  bei 
anderen  Bedürfnissen  mehr  zu  sparen,  oder  das  Unbehagen, 
das  man  empfindet ,  wenn  es  sich  darum  handelt ,  eine 
Wohniing,  an  die  man  sich  gewöhnt  hat,  aufzugeben,  was 
zudem  meist  mit  nicht  unbedeutenden  Umzugskosten  ver- 
bunden ist.  Natürlich  wird  diese  Frage  von  Fall  zu  Fall 
verschieden  beantwortet,  aber  eine  gewifse  Regel  läfst  sich 
meines  Erachtens  dafür  doch  aufstellen. 

Von  den  Schriftstellern,  die  der  Frage,  ob  im  Haus- 
haltungsbudget der  für  die  Miete  ausgegebene  Teil  des 
Einkommens  ein  feststehender  und  infolgedessen  die  Nach- 
frage nach  Wohniangen  mit  Steigen  oder  Sinken  des  Ein- 
kommens eine  mehi-  oder  minder  wechselnde  ist,  oder  ob 
das  qualitative  und  quantitative  Wohnungsbedürfnis  auf" 
Kosten  anderer  Bedürfnisse  auch  bei  sinkendem  Lohne  die 
Tendenz  hat,  stabil  zu  bleiben.  —  von  denen,  die  dieser  Frage 
näher  getreten  sind ,  verteidigten  namentlich  in  jüngster 
Zeit  manche  Sckciftsteller  zum  Teil  mit  grofser  Entschieden- 
heit die  letztere  Alternative.  So  insbesondere  der  Engländer 
Blunden").  der  sich  dabei  auf  seine  langjährige. praktische 
Erfakrung    berieft,    ferner    der    scharfsiimige    amerikanische 
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FinanztliooretikerSeligniaiin  "*).  Ei- betont,  dafs  die  Wohnung 
teils  eine  absolute  Not-\vendigkeit ,  teils  ein  die  soziale 
Stelliuig  äulsorlich  kennzeichnender  Luxus  sei,  die  oberen 
wie  die  unteren  Stufen  suchten  erst  an  manchen  anderen 
Dingen  zu  sparen,  ehe  sie  auf  eine  ihren  bisherigen  Lebens- 
gewohnhoiten  entsprechende  Wohnung  verzichteten.  Da- 
her komme  es,  dafs  sehr  wesentliche  Änderungen  im  Miet- 
preise docli  nur  sehr  geringe  Andei'ungcn  in  der  Nachfrage 
im  (Tcfolgc  liätten. 

Versuclien  wir  dem  Probleme  diu'ch  einiges  induktives 
Material  etwas  näher  zu  kommen.  Das  Ai'beitsamt  von 
Massachusetts  veranstaltete  vor  einigen  Jahren  eine  Er- 
hebung über  die  Kosten  der  Produktion,  dabei  ■«"urden  auch 
die  Kosten  der  Lebensunterhaltung  festzustellen  versucht. 
Es  ergab  sich  folgendes  Bild  von  den  Prozentsätzen,  welche 
die  einzelnen  Familien  für  ihre  Wohnungen  ausztigeben 
pflegten'"). 

Vprhältnis  der  Miete  zu  den  gesamten  Ausgaben. 


Maxim. 

Min. 

Mittel 

Einkommen  unter              200  Doli. 

23,28 

7,65 

15.4S 

von      200-  800      ., 

23.56 

8,72 

14,65 

„        300-  400      ., 

19,17 

10,75 

14.98 

400—  500      „ 

20,30 

10,58 

15,29 

„        500-  600      „ 

18,19 

9,22 

15.15 

,               „        600—  700      ., 

21,82 

8,82 

15,54 

„        700-  800      „ 

22,74 

7,76 

15,60 

„        800-  900      ., 

18,28 

7,79 

16,00 

„               „        900—1000      „ 

26,62 

8,44 

14,96 

„      1000-1100      „ 

19,11 

6,78 

15,12 

„               „      1100-1200      , 

14,30 

5,63 

12,23 

über              1200      „ 

18,35 

7,21 

12,59 

Durchschnitt 

19,21 

lO.l'O 

15,05 

Es  zeigt  sich  in  der  obenstehenden  Tabelle  ein  über- 
raschend grofser  Unterschied  zwischen  dem  Maximum  und 
Minimimi.  das  bei  gleichem  Einkommen  für  die  Wohnung 
aufgewandt  wh-d.  Sieht  man  sich  in  den  einzelnen 
Staaten  die  Angaben  genauer  an,  so  findet  man,  dafs  im  all- 


—    60    — 

gemeinen  der  Satz  aufgestellt  werden  kann,  je  reicher  die 
Gegend  desto  mehr  wii-d  füi'  die  Wohnung  aufgewandt, 
nicht  nur  absolut,  was  ja  selbstverständlich  ist,  sondern  auch 
relativ.  Dies  ist  ja  gewifs  zum  Teil  eine  Folge  davon,  dafs 
die  Bevölkerung  am  meisten  nach  den  wohlhabenden  Orten 
drängt,  aber  es  scheint  mir  zugleich  eine  Bestätigung  eines 
Satzes  zu  sem  den  Pantaleoni^")  ausspricht:  „Piü  la  civilta 
progredisce,  piü  sembra  ü  lusso  della  casa  formar  parte  del 
bilancio,  delle  spese  necessarie  anziehe  delle  voluttuarie."  Je 
höher  ein  Arbeiter  geistig  und  materiell  emporsteigt,  desto  mehr 
lernt  er  die  Annehmlichkeit  einer  guten  Wohnung  schätzen, 
desto  mehr  sträubt  er  sich  in  diesem  Pimkte  etwas  preis 
zu  geben  von  dem  errungenen  Standard  of  life,  die  einmal 
emjjfvmdene  Behaglichkeit  auf  der  einen,  Eitelkeit  und  Stolz 
auf  der  andern  Seite  sind  hier  eben  stärker  als  rein  materielle 
Motive"). 

Diese  letzteren  sind  jedoch  ebenfalls  nicht  selten  die 
Ursachen,  dafs  Steigerung  der  IVIiete  bei  gleichbleibendem 
Lohne  als  das  kleinere  Übel  erduldet  wird ,  hauptsächlich 
deshalb,  weil  Wohnimg  rmd  Erwerb  so  eng  miteinander  ver- 
bunden sind ,  dafs  eine  Trennimg  nicht  möglich  ist .  olme 
auch  den  letzteren  ungünstig  zu  beeinflussen. 

Die  BewegTuigsfi-eiheit  des  städtischen  Mieters  ist  gewifs 
die  Regel,  aber  diese  Regel  hat  doch  erhebliche  Ausnaluuen. 

Nicht  näher  will  ich  hier  auf  die  Umstände  eingehen, 
welche  die  Verleg-ung  des  Wohnsitzes  von  einem  Orte  in 
einen  anderen  erschweren,  oder  gar  juimöglich  machen.  Ich 
beschränke  mich  auf  die  inneren  Wanderungen  in  der  Stadt, 
auch  da  werden  wü-  genug  Hemmungen  und  Gegenwirkimgen 
finden,  welche  die  freie  Bewegimgsmögiichkeit  in  Frage 
stellen. 

Am  beweglichsten  scheinen  die  untersten  Klassen  zu  sein, 
sie  haben  keine  kostbai'en  Möbel,  die  bei  häufigem  Trans- 
port leiden  können,  sie  haben  keine  empfindlichen  Nerven, 
tlie  ihnen  das  Ein-  und  Auspacken,  die  zahllosen  anderen 
Unannehmlichlieiteu ,  die  mit  einem  Umzüge  verbunden 
sind,  unerträglich  machen,  ilu-e  Wohnungen  sind  auch  meist 
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nicht  derartig,  dals  sie  ilmoii  bosoiulers  lieb  geworden  sind. 

Bei  näherer  Beobachtung  wird  man  aber  finden,  dal's 
es  in  der  Regel  doch  nur  ein  kleiner  Kreis  ist  ,  innerhalb 
dessen  die  verhältnisiniil'sig  zahlreichen  Umzüge  der  ärmeren 
Bevölkermig  stattfinden.  Man  hat  gute  Bekannte  und  Ver- 
wandte in  der  Nähe'-^),  man  hat  sich  an  die  Nachbarschaft 
gewöhnt  und  weils,  daf's  man  sich  in  Notfällen  auf  sie  ver- 
lassen kann,  vor  allem  wird  in  vielen  Fällen  ant-h  die  Arbeits- 
stätte in  der  Nähe  der  Wohnungen  sein-'*). 

Daher  kommt  es  auch ,  daf's  sogenannte  Sanierungen, 
die  darin  bestanden,  daf's  man  ganze  Häuserreihen  nieder- 
ril's  und  irgendwo  anders  in  weiter  Entfei'nung  bessere 
Häuser  errichtete .  sehr-  häufig  keinerlei  praktischen  Erfolg 
hatten.  Es  wiu'de  nm*  erreicht,  daf's  die  aus  ihren  alten 
Häusern  vertriebenen  Menschen  sich  in  den  benachbarten 
Strai'scn  zusammendrängten ,  wo  dann  die  Miete  noch  un- 
ersch\\-inglicher  wiu-de  als  in  den  alten  Wolmungen ,  und 
Überfüllung  bald  die  Regel  war-*). 

Auch  die  Köuigl.  Kommission  zur  Prüfimg  der  Wohnungs- 
verhältnisse der  englichen  Ai'beifer  vom  Jahre  1885  hatte 
sich  mit  der  Frage  zu  beschäftigen,  wie  es  komme,  dafs  in 
dem  einen  Teile  Londons  Übeirflufs  an  Ai-beiterwohniuigen 
bestehe,  wähi-end  in  anderen  Teilen  die  schi-ecklichste  Über- 
füllung zu  konstatieren  sei.  Die  Antwort  wra-de  im  Sinne 
der  obigen  Ausführmigen  gegeben,  namentlich  brachte  man 
eine  Reihe  von  Beispielen,  die  zeigten,  dafs  viele  Arbeiter 
gezwungen  seien  in  unmittelbai'er  Nähe  ihrer  Arbeits- 
stätte zu  wohnen.  So  müssen  die  Dockarbeiter  unbedingt 
in  möglichster  Nähe  der  Docks  wohnen:  jeden  Morgen  um 
()  Ulu'  sammeln  sich  an  den  Haupteingängen  tausende  von 
Menschen,  welche  beschäftigt  zu  werden  Ts-ünschen.  Die 
Zahl  der  erforderlichen  Ki-äfte  wechselt  natürlich  von  Tag 
zu  Tag.  und  nicht  selten  werden  weit  weniger  gebraucht 
als  sich  zui'  Verfügung  stellen,  daher  gilt  es  unter  den  ersten 
am  Tore  zu  sem,  wenn  man  bestimmt  Arbeit  erhalten  wiU. 
In  ähnlicher  Lage  wie  die  Dockarbeiter,  befindet  sich  ein 
grofser  Teil   der  in  der  Hausindustrie  Beschäftigten;  jeden 
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Morgen  müssen  sie  bei  den  Arbeitgebeni  anfragen,  ob  Arbeit 
zu  vergeben  ist,  diese  haben  aber  durchweg  ihre  "Wohnung 
in  einigen  wenigen  Stral'sen,  wohin  die  Ai'beiter  tmd  Arbeite- 
rinnen seit  langer  Zeit  gewohnt  sind  ihre  Schritte  zu  lenken, 
wenn  sie  hausiudustrielle  Arbeit  wünschen.  luuner  mehi' 
Meister  siedelten  sieh  alhnählicli  in  dieser  Gegend  an,  so 
dafs  CS  für  die  Arbeiter  geradezu  eine  Brotfrage  wurde, 
alles  aufzubieten,  um  in  der  Nähe  der  Arbeitgeber  zu  wohnen. 
Noch  manche  andere  Beispiele  für  derartige  ..Quartier- 
bildungen" teilt  der  Bericht  mit;  doch  werden  die  oljen 
angeführten  für  unseren  Zweck  genügen  ^^). 

Nicht  minder  häufig  als  bei  den  unteren  Blassen  ist  die 
Bewegungsfreiheit  bei  den  höheren  Klassen  gehemmt.  Wie 
die  Ai'beiter  vielfach  aus  den  angegebenen  (Iründon  nicht 
iu  die  Vorstadt  ziehen  wollen,  so  verlegen  xmigekekrt  die 
wohlhabenden  Schichten  ilii'e  "Wohniuig  nm*  im  Notfalle  in 
die  innere  Stadt.  In  den  äul'seren  Stadtbezirken  ist  das 
Wohnen  in  der  Regel  nicht  nur  gesunder,  dort  befinden  sich 
auch  hauptsächlich  die  neuen  Häuser,  deren  Bavi  und  Aus- 
stattung „dem  Fortschi-itt" ,  den  diesbezüglichen  Neuermigen 
und  Verbesserungen  entspricht  usw. 

Dazu  kommt ,  dafs  das  Bestreben  der  reicheren  Be- 
völkerung dahin  geht,  möglichst  getremit  von  der  ärmeren 
zii  wohnen.  Paiil  Voigt  ^")  bringt  interessante  Belege  dafür 
bei,  wie  schon  im  Berlin  des  16.  Jahrhimderts  •  der  sozialen 
Differenzierung  der  Bevöllierung  eine  räumliche  Trennung 
ilixer  Wohnungen  entsjjrach.  Fast  kann  man  sagen,  dafs 
das,  was  für  die  ärmeren  Klassen  die  Nähe  der  Ai'beitsstätte 
ist,  für  die  Reichen  das  Streben  nach  „exklusivem  Luxus" 
bedeutet^').  Häufig  wird  der  Boden  in  einer  Strafse  nur 
deshalb  so  hoch  bezahlt,  weil  dort  die  „feinsten  Leute"  zu 
wohnen  pflegen ,  und  der  Wunsch ,  diese  zu  Nachbaren  zu 
liaben,  ist  nicht  selten  stärker,  als  das  Bemühen,  standes- 
gemäfse  Wohnung  möglichst  billig  zu  bekoimnen  "'*). 

Aus  dem  Gesagten  geht  meines  Erachtens  deutlich 
hervor,  dafs  in  der  Tat  die  Wohnungsmiete  nicht  aus- 
schliefslich  durch   das  Einkoimnen,    oder,    wie   man   in    der 
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Rep;el  dafür  wird  sagen  dürfen,  durch  „die  Produktivität  der 
lokalen  Arbeit"  (II.  Dietzel)  bestiuuut  wird,  dazu  können 
als  weitere  BestimmungsoTünde  treten  erstens  die  Rück- 
sicht auf  die  Lage  der  Arbeitsstätte,  zweitens  Gewohnheit, 
Scheu  vor  dem  Umzug  usw.,  kiu"z  ein  pretium  atiectionis, 
drittens  soziale  Rücksichten. 

Es  ist  sicher,  dafs  die  Quote  des  Ehikommens.  welche 
namentlich  in  der  Gegenwart  für  Miete  ausgegeben  wird, 
viel  schwankender  ist,  als  etwa  Adam  Smith  annahm,  aber 
doch  wü'd  für  die  Miete  immer  nur  ein  Teil  cles  Einkommens 
verwendet,  welcher  nach  Befriedigimg  der  Bedürfnisse  aller- 
ersten Ranges,  insbesondere  der  Nalirungs-  und  Kleidungs- 
bedürfnisse übrig  bleibt.  Ist  die  Nachfrage  im  Vei'hältnis 
zum  Angebot  eine  gi-oise,  so  wiixl  bald  das  Maximtun  der 
Summe,  die  im  äufsersten  Falle  für  Wohnung  ausgegeben 
werden  kaim,  erreicht  sein.  Dafs  dies  speziell  bei  Ivlein- 
wohnxingen  (ein  oder  zwei  Zimmer)  zui-  Zeit  besonders  in 
den  gi-öfseren  Städten  Deutschlands  durchweg  der  Fall  ist, 
glaube  ich  annehmen  zu  dürfen,  aus  Gründen,  die  in  späterem 
Zusammenhange  ausfühi'licher  zu  erörtern  sind. 

Bis  jetzt  war  nur  die  Rede  von  der  Nachfi-age  nach 
Wohnungen  im  eigentlichen  Sinne,  von  ihr  ist  zu  unter- 
scheiden die  Nachii-age  nach  Geschäftsräumen.  Dabei  werden 
wiederiun  besonders  zu  betrachten  sein:  1.  Fabrikgebäude 
und  Werkstätton,  2.  Gebäude,  in  denen  gewisse  persönliche 
Dienste  geleistet  werden  z.  B.  Häuser  der  Bankiers ,  der 
Advokaten,  3.  Verkauf'släden. 

Im  ersteren  Falle  wird  der  Standort  mit  Vorliebe  in 
der  Nähe  einer  TransiDortgelegenheit ,  des  Bahnhofs ,  des 
Fluises  errichtet.  Davon  mid  von  den  meist  nicht  geringen 
Verlegungskosten  abgesehen,  dürften  der  Fabrikverlegiing 
nur  selten  gröfsere  Bedenken  entgegenstehen ,  der,  Absatz 
wird  dadm-ch  in  der  Regel  nicht  beeinflufst,  die  Arbeitskräfte 
ziehen  der  Arbeitsgelegenheit  nach.  Aiiders  verhält  es  sich 
mit  den  Handwerkern,  die  ihi'e  Ware  dü-ekt  an  die  Kon- 
sumenten verkaufen,  sie  werden  sich  gewöhnlich  in  der 
Nachbarschaft  ikrer  Wohnung  eine  Kimdschaft  sichern,  und 
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dann  auch  später  selteu  ans  dem  Stadtteile,  in  welchem  sie 
diese  envorben  haben,  verziehen. 

In  ähnlicher  Weise  spielt  bei  manchen  persönlichen 
Diensten  die  Lage  eine  sehr  wesentliche  Rolle,  mit  Vorliebe 
wü-d  z.  B.  der  Spezialarzt  seine  Dienste  in  einem  Hause 
anbieten ,  zu  dem  sich  die  Patienten  schon  aus  ,,  fTewolm- 
heit"  im  Bedürfnisfalle  wenden.  Der  Bankier  wü-d  gerne 
bereit  seiu  eine  Vorzugsrente  zu  zahlen,  um  in  der  Nähe 
der  Börse,  der  Rechtsanwalt,  um  in  der  Nähe  des  Gerichtes 
wohnen  zu  kömien. 

Wenden  wir  rms  nunmelir  zu  der  besonders  wichtigen 
Nachfrage  nach  CTeschäftsräumen  (Läden),  so  wird  hier  vorab 
eine  Gruppe  auszuscheiden  sein,  die  kein  besonderes  Literesse 
in  Anspruch  nimmt.  Es  sind  die  Verkaufsläden,  in  denen 
unbedingt  notwendige  Lebensmittel  und  dergi.  feilgehalten 
werden,  Bäckerladen,  Fleischerladen,  Kolonialwarenliändler 
können  in  jedem  Stadtteile  bestehen.  Solchen  Geschäften 
mag  vielleicht  sogar  der  geringe  Verkehr  eines  kauf- 
kräftigeren Publikums  im  Villenviertel  mein-  wert  sein,  als 
der  lebhafte  Verkehr  von  Passanten  in  den  inneren  Bezirken 
der  Stadt. 

Anders  steht  es  mit  nicht  unbedingt  notwendigen  Lebens- 
mitteln, Gebrauchsgegenständen,  Luxusartikeln  usw.  Die 
Bewohner  der  Stadt  und  des  benachbarten  Landes  sind  ge- 
wohnt ,  solche  Dinge  in  bestimmten  Strafsen  der  Stadt  zu 
finden,  dort  drängen  sich  also  wie  die  Käufer,  auch  die 
Verkäufer  zusammen.  Die  Lage  wü-d  von  ausschlaggebender 
Bedeutung. 

Als  Beweis,  wie  sehr  der  Verkehr  eine  Gegend  zm- 
Geschäftslage  bestimmen  mag,  weist  Paul  Schwarz  darauf 
hin,  dafs  in  Wien  am  Stefansplatz,  Graben,  Kämthner- 
strafse,  wo  der  Strafsenverkehr  am  lebhaftesten  ist,  für 
ein  Geschäftslokal  mit  einer  Tür  und  einem  Schaiifenster 
4000 — 5U00  Fl.  an  Mietzins  gezahlt  wird,  während  die  mi- 
mittelbar  daneben  befindlichen  Strafsen  als  Geschäftlage  fast 
gar  nicht  in  Betracht  kommen ;  in  diesen  Gassen  sind  über- 
haupt fast  keine  Geschäftslokale  imd  eines  der  wenigen  dort 
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vorkommenden  Geschäfte  zahlt  kaum  den  ftinf'ten  Teil  eines 
gleichgrofsen  nicht  hundert  Schritte  entfernten  Geschäfts- 
lokales am  Graben-*). 

Wie  der  Handwerker  meist  genötigt  ist,  seine  "Werk- 
stätte innerhalb  eines  bestimmten  Bezirkes  zu  lassen,  so  ist 
der  Geschäftsinhaber  sehr  häufig  gezwungen,  weitgehende 
Opfer  zu  bringen,  um  sein  Geschäft  in  demselben  Hause 
aufrecht  erhalten  zu  können.  In  einem  der  R.  C.  L.  T. 
vorgelegten  Memorandum  heilst  es  mit  Rücksicht  auf  die 
Kaufleute  in  der  City  Londons,  dafs  es  für  sie  „absolutely 
essential"  sei,  dafs  ilu-  Geschäft  in  demselben  Hause  bleibe, 
und  dafs  ein  Umzug  in  dem  weitaus  gi-öfsten  Teile  der  Fälle 
schweren  Verlust  bedeuten  würde  ^''). 

Es  ist  auch  gewifs  wohl  möglich,  dafs  folgende  Ge- 
schichte, welche  vor  einiger  Zeit  in  der  „Täglichen  Rund- 
schau" erzählt  wurde,  den  Tatsachen  entspricht:  Jemand 
hatte  im  Jahre  1892  einen  kleinen  Laden  in  Berlin  fiir 
lUOO  Mk.  gemietet ;  alle  zwei  Jahre  wurde  die  Miete  ge- 
steigert, bis  sie  im  Jahre  1900  2200  Mli.  betrug.  Trotz 
aller  Tüchtigkeit  und  der  gi'öfsen  Aiistrengamg  war  es  un- 
möglich, diese  Miete  heraus  zu  wii'tschaften.  Der  Mami 
mul'ste  seine  Kundschaft  aufgeben  und  irgendwo  anders 
wieder  von  vorne  anfangen,  immer  mit  der  Angst  im  Herzen, 
dafs  ihn  auch  daiui  die  Mietssteigerungen  um  den  Lohn 
aller  Arbeit  bringen  wiü'den^*). 

Sehr  bezeichnend  ist  es,  dafs  der  Ladenbesitzer,  der 
umziehen  mufs,  nicht  selten,  wie  wü-  es  ja  jeden  Tag  in 
den  Mittel-  und  Grofsstädten  beobachten  kömien,  Vorsorge 
trifft,  dafs  sein  bisheriges  Ladenlokal  einige  Zeit  unbenutzt 
bleibt,  falls  nicht  der  vorsichtige  Vermieter  dies  vertrags- 
mäfsig  verhindern  kann,  damit  die  alte  Kundschaft  mög- 
lichst in  das  neue  Lokal,  auf  das  grofse  Plakate  aufmerk- 
sam machen,  hinübergezogen  wird.  Freilich  wird  in  der 
Regel  dieser  Zweck  nur  unvollkommen  erreicht,  der  Kon- 
kuiTent  wird  gewölmlich  wesentlichen  Vorteil  von  der  vis 
inertiae    der    Kimdschaft    haben,     nach    Eröffnung    seines 

Ad.  Weber,  Über  Bodenrente.  .5 
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Geschäfts  in  dem  Laden,  an  den  sie  sich  einmal  „ge- 
wölmt"  hat. 

Hoi-\'orgehobeu  werden  mnfs  an  dieser  Stelle,  dal's  be- 
sonders bei  Geschäftshäusern  selten  ein  zuverlässiger  Mafs- 
stab  besteht  dafür,  dafs  der  Preis,  der  gefordert  wird,  auch 
wirklich  den  Vorzügen,  die  das  betreffende  Haus  bietet, 
entspricht.  Die  Frage ,  ob  das  anscheinend  vorzüglich 
gehende  Geschäft  mehr  der  Lage,  oder  mehr  der  Firma  und 
der  geschickten  Leitung  des  Inhabers  zu  danken  ist,  wird 
in  den  meisten  Fällen  aufserordontlich  schwer  zu  beant- 
worten sein.  Mit  Nachdruck  betont  wurde  dies  von  ver- 
schiedenen Sachverständigen  in  der  C.  T.  H.,  unter  andern 
auch  von  S.  Webb,  der  meinte,  es  komme  alles  dabei  auf 
das  ,,Experiment"  an.  Immer  und  immer  wieder  habe  er 
bemerkt,  dafs  Leute  beispielsweise  für  einen  Laden,  der 
höchstens  100  ^  pro  Jahr  wert  sei,  150  di  bezahlten.  Fiü- 
eine  kurze  Zeit  werde  der  hohe  Mietpreis  entrichtet,  bis 
eben  der  betreffende  Mieter  bankerott  sei*-). 

Webb  scheint  mir  jedoch  solche  Einzelfälle  in  ihrer 
Bedeutung  zu  überschätzen ,  und  dadiu'ch  veranlafst  zu 
werden,  die  Gesamttendenz  aus  dem  Auge  zu  verlieren. 
Gerade  bei  Geschäftshäusern  wird  der  Eigentümer  wohl 
besorgt  sein,  den  Bogen  nicht  zu  straff  zu  spannen,  weil 
ein  finanzieller  Zusammenbruch  eines  Geschäftsinhabers 
in  der  Regel  den  Wert  des  von  ihm  benutzten  Lokales 
herabzudrücken  geeignet  ist.  Tatsächhch  sind  Bankerotte 
von  Geschäftsleuten  infolge  zu  hoher  Ladenmiete  verhält- 
nismäfsig  so  selten ,  dafs  das  Experiment  doch  nicht  so 
schwierig  zu  sein  scheint,  wie  Webb  annimmt. 

Es  kann  nicht  dem  geringsten  Zweifel  luiterliegen,  dafs 
aus  den  oben  angegebenen  Gründen  die  Grtmdrenten-Steige- 
rung  in  den  sogenannten  Geschäftsgegenden  noch  um  vieles 
beträchtlicher  ist  als  in  den  eigentlichen  Wohnvierteln. 
Das  hebt  unter  anderen  auch  Sombart  hervor  imter  Hin- 
weis auf  Berlin"*).  Aus  den  Drucksachen  der  R.  C.  L.  T. 
stelle  ich  folgende  Zahlen  zusammen**),  die  den  der  Be- 
steuerung zu  Grunde  gelegten  Wert  des  Grimd  und  Bodens 
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und  der  Gebäude  in  der  City  und  in  der  Grafschaft  Londons 
angeben.     Dieser  Stouerwert  betrug  in  der  City 

1897 4481    Mil.  ^ 

1895 4218       „ 

1890 3899       „ 

1885 :3Ü13       „ 

1880 3324       ., 

1875 2(392       „ 

1871 2534       „ 

In  der  Londoner  Grafschaft 

1897 31030    Mil.  £ 

1895 30003 

1890 27878       „ 

1885 20019       „ 

1880 21883       „ 

1875 20888       „ 

1871 17429       „ 

Der  Zuwachs  betrug  also  von  1871 — 1897  in  der  City 
1950  Mil.  gleich  77  "/o,  m  der  Grafschaft  14201  Mil.  £ 
gleich  81  "/o.  Dabei  ist  aber  tä\  beachten,  dafs  bereits  1871 
die  City  so  gTit  wie  ganz  bebaiit  war,  während  in  der  Graf- 
schaft damals  ein  gi-ofser  Teil  des  Landes  weil  unbebaut 
zum  Ackerbodenwerte  eingeschätzt  wiu'de,  der,  mittlerweile 
bebaut,  m  der  Folgezeit  starke  nominelle  Steigerung  des 
Steuerwertes  veranlafste.  Obwohl  daher  die  obigen  Zahlen 
bereits  genügend  andeuten,  dafs  der  unverdiente  Wert- 
zuwachs im  Zentrum  gTöfser  ist  als  in  den  übi'igen  Teilen 
der  Stadt,  geben  sie  doch  noch  kein  genügend  klares 
Bild  von  der  Rentensteigerung  in  der  City  im  Vergleich 
zu  derjenigen  im  übrigen  London.  Es  ist  notwendig,  den 
Flächenraum  hier  iind  dort  ins  Auge  zu  fassen*").  Dieser 
betrug  in  der  City  608  acres,  das  ist  wenig  melu'  als  eme 
engl.  Quadi'atmeile,  während  die  Grafschaft  sich  über  mage- 
fähr  112  engl.  Quadratmeüen  erstreckte.  Mithin  belief  sich 
von  1871 — 1897  der  "Wertzuwachs  in  der  City  auf  zirka 
1950  £,  wohingegen  er  sich  in  der  Grafschaft  auf  rimd 
125  £  beziffert.     Diese   Zahlen   können    natürlich   auf  Ge- 

5* 
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nauigkeit  keinen  Ansprucli  erheben,  aber  sie  geben  uns 
doch  jedenfalls  das  Recht  zu  behaupten,  dal's  im  Zentriim 
Londons  der  unverdiente  Wertzuwachs  pro  Flächeneinheit 
mmdestens  10  mal  gröi'ser  war  als  in  den  übrigen  Stadt- 
teilen. 

Noch  eins  will  ich  hier  gleich  hinzufügen :  Im  Stadtinneren  ist 
der  Bauwert  im  Verhältnis  zum  Grundwerte  ein  weit  geringerer  als 
in  den  vom  Zentrum  entfernteren  Stadtteilen.  Die  Folge  davon  ist, 
dafs  dort  nicht  nur  der  unverdiente  Wertzuwachs  gröfser,  sondern 
auch  das  Einkommen  pro  Flächeneinheit  sicherer  ist,  vor  allem  des- 
halb, weil  gewisse  zur  Erhaltung  und  Sicherung  der  Gebävide  nötigen 
Kosten  relativ  geringer  sind.  Ich  stelle  den  Boden  und  Bauwert  in 
einigen  Londoner  Stadtteilen,  wie  er  von  G.  L.  Gomme  vor  der  Royal 
Com.  on  Lokal  Taxation  angegeben  wurde,  zusammen: 
Bodenwert :  Bauwert : 

City     .     .     3923000  1.500000 

St.' James       424000  .540000 

Poplar      .         88,500  394000 

Mill    End         95000  398000 

Der  Bodenwert  der  City  betrug  also  trotz  ihrer  mächtigen  Paläste 
261  "/o  des  Bauwertes,  während  er  sich  in  einer  Vorstadt  wie  Poplar 
nur  auf  22 "/o  belief"'). 

"Weil  der  Boden  in  den  Geschäftszentren  immer  kost- 
barer wird,  ist  man  bemüht,  üin  nach  Möglichkeit  auszu- 
nutzen. Bald  wh'd  er  zu  teuer  sein,  imi  als  "Wohnstätte  zu 
dienen,  auch  in  den  oberen  Stockwerken  werden  Verkaufs- 
räume eingerichtet^').  Die  über  Nacht  in  den  Geschäfts- 
vierteln wohnende  Bevölkerung  nimmt  infolgedessen  be- 
ständig ab.  Es  ist  das  die  Erscheiumig  der  sogenannten 
Citybilduug.  Die  NachtbevöLkermig  der  Londoner  City  betrug 

1851 1290U0 

1861 113000 

1871 70000 

1881 51000 

1891 38000 

1898 30000 

Gleichzeitig  stieg  die  während   des  Tages   in   der  City 

beschäftigte    Bevölkerung    von    170  000  im   Jahi-    1866    auf 

301000  im  Jahi-  189188). 


i.  d. 

Dorotheenstral'se 

115U0 

i.  d. 

Friedriclistrafse 

5900 

1, 

Cöln 

10400 

i. 

Alt-Berlin 

18600 
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Diese  Erschciiiunp;  beschi-änkt  sich  nicht  etwablofs  auf 
die  City,  anlVer  dieser  kommen  insbesondere  die  Stadtteile 
Westminster,  Holborn,  Finsburj^  Bethnal  Green,  Stepnej-, 
St.  Pancras  in  Betracht,  im  ganzen  ist  dies  etwa  eine  Elipse, 
deren  Mittelpiuikt  die  St.  Panl's  Cathedrale  ist.  In  diesem  Teile 
Londons  nahm  die  Bevölkerimg  in  dem  Jahrzehnt  1881/91 
lim  259049  Personen,  1891—1901  um  235  234  Personen  ab. 
Das  sind  rund  Vs  Mill.  Menschen,  die  vom  Zen- 
triim  nach  aul'sen  gedrängt  wurclen^^). 
Lii  Berhn  betrug  die  Bevölkerimg: 

Oktober  96     Oktober  99  *") 

10900 

5500 

9500 

16100 

Dieselbe  Erscheinung  haben  A\ir  zu  beobachten  in 
Paris,  New-York.  in  Rom;  aber  auch  in  manchen  gröfseren 
Mittelstädten"). 

Dafür  hier  ein  Beispiel*^):  Giefsen  ist  eine  Stadt,  wo 
manches,  was  imsere  Wohniingspolitiker  fordern,  in  höherem 
Grade  eiTeicht  ist  als  in  den  meisten  anderen  Städten: 
Der  „Lückenbau"  ist  eine  seltene  Erscheinung,  die  Be- 
hausungsziffer ist  mit  14,83  weit  niedriger  als  der  Dm-ch- 
schnitt  deutscher  Städte  (24,9).  Über  die  städtische  Boden- 
politik läfst  sich  nur  Gutes  berichten.  Die  Stadt  hat  grofse 
Summen  in  Grund  und  Boden  angelegt,  überall  hat  sie  sich 
mit  melir  oder  weniger  Gelände  zwischen  die  anderen  Be- 
sitzer legen  können.  Und  doch  erhebhche  Steigerungen 
der  Grundrente,  Steigerimgen,  die  im  Zentrum,  in  der  Alt- 
stadt miverhältnismäfsig  höher  waren  als  in  den  Aufsen- 
zonen.  An  den  Hauptstrafsen  der  Altstadt  wurden  erzielt 
pro  Quadratmeter: 

1892     .     .       40,00 

1895     .     .     100,00 

1902     .     .     250—350,00. 
Dagegen     betrug    beispielsweise     der    Preis     des     qm 
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ai;f    einer    Haiiptverbindungsstrafse    der   Altstadt    niit    der 
Neustadt,  dem  Seltersweg 

1887 15,00 

1892 18,00 

1897 25,00 

1903 30—50  Mk  je  nach  den 

Entfernungen  vom  Zentrum  der  Stadt. 

Immer  zahlreichere  Personen  finden  im  Zentrum  der 
Stadt  Beschäftigung ,  immer  weniger  können  jedoch  dort 
Wohnung  finden ;  die  Folge  ist  natürlich,  dafs  zunächst  in  der 
Nachbarschaft  dieser  Geschäftsgegenden,  dann  weiter  bis  zur 
Peripherie  hin  eine  Steigerung  der  Miete  und  damit  der 
Bodenrente  infolge  der  vermehrten  Nachfrage  stattfinden 
mufs.  Mit  Philippovich  bin  auch  ich  überzeugt,  dafs  die 
Hauptquelle  des  steigenden  Bodenwertes  im  Zentrum  der 
Stadt  liegt,  dafs  die  Bodenwertsteigerung  in  den  äufseren 
Bezirken ,  wo  die  Bodenspekulation  angeblich  die  Ursache 
der  Preissteigerung  sein  soll,  tatsächlich  viel  mehi-  die  Konse- 
quenz der  Bewegnng  im  Lmeren  ist*^). 

Dieses  Kapitel  möchte  ich  nicht  schliefsen,  ohne  vorher 
den  Leser  bitten,  sich  zu  vergegenwärtigen,  wie  schwankend 
sich  in  den  einzelnen  Zeiträumen  die  äufseren  Ursachen, 
die  für  die  Nachfrage  nach  Wohnungen  mafsgebend  sind, 
gestalten. 

Ein  Blick  in  die  Statistik  zeigt,  wie  aufserordentbch 
verschieden  schon  der  verhältnismäfsige  Zuwachs  der  Be- 
völkermig  in  den  einzebien  Perioden  ist.  In  den  letzten 
drei  Jahrfünften  betrug  z.  B.  die  relative  Zmiahme  der  Be- 
völkerung 

1885/90         90/95  95/00 

in  BerHn  .     .     .     20,03  0,24  12,58 

in  den  Vororten     (14,11  01,97  47,03 

Betrachten  wir  die  Bevölkerungsbewegung  in  Berlin 
etwas  genauer,  so  erhalten  wii-  folgendes  Bild  (nach  dem 
statistischen  Jahi-buche  der  Stadt  Berlin) : 
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Bowcgung  der  Bevölkerung-  in  Berlin. 


-M 

uhrzuzug 

U  eburtsüberschufs 

Jahr 

überhaupt 

pro  Mille  d.  Bev. 

überhaupt 

pro  Mille  d.  Bev. 

1885 

30  328 

23,49 

13  6.59 

10,58 

1886 

35  942 

26,87 

11  613 

8,68 

1887 

34  919 

25,15 

16  830 

12,12 

1888 

38  248 

26,55 

18  755 

13,01 

1889 

42  091 

28,10 

14  618 

9,76 

1890 

33  784 

21.77 

16  051 

10,34 

1891 

9  517 

5,98 

18  584 

11,68 

1892 

2  421 

1,51 

18  281 

11,35 

1893 

4  775 

2,93 

13  742 

8,44 

1894 

1902 

1,15 

16  982 

10,33 

1895 

9  262 

5,58 

13  .576 

8,17 

1896 

24  570 

17,46 

17  780 

10,47 

1897 

15  140 

8,74 

18711 

10,96 

1898 

27  212 

15,34 

18  936 

10,68 

Zu  bemerken  ist,  dafs  in  den  genannten  Jahren  eine  gröfsere 
Vermehrung  im  Militärbestande  nur  1893  stattfand.  In  diesem  Jahre 
betrug  die  Zunahme  der  Militärpersonen  Berlins  3600.  Weiohbild- 
veränderungen  kamen  in  dieser  Zeit  nicht  vor. 

Li  anderen  Städten  ist  das  Scliwan]i:en  der  Bevölkernngs- 
entwicklnng  niclit  minder  grois.  In  Magdeburg  betritg  die 
BevöLkerungszunahine  in  den  einzelnen  Volkszählungs- 
perioden  seit  1871  im  Gebietsnmfange  der  Stadt  ■**) 

von  1871 — 1875  diu-chschnittlicli  jälirlicli  1,81  ".o 
„     1875—1880  „  „        2,34  «/o 

„     1880—1885.  „  „         3,2(5  »/o 

„     1885—1890  '    „  „        5,36  »/o 

„     1890—1895  „  „         1,21  »/o 

.,     1895—1900  .,  .,         1,42  "/o 

Nach  Heinecke  *^)  nahm  der  "Wandernngsüberschufs  in 
sieben  deutschen  Städten  mit  100000  —  200000  Einwohnern 
gegenüber  dem  Vorjahre  zu,  bezw.  ab:  1896:  4-  32,6 "/o; 
1897:  -+-  Ö,3»/o;  1898:  +  23,3 »/ü;  1899:  —  8,8 "'o;  1900: 
—  0,2  «/o;    1901:  —  26,4  »/o. 

Ebenso  schwankend  ist  die  jährliche  Diu-chschnittszahl 
der  neu  gegründeten  FamiUen,  d.  h.  der  Eheschliefsungen 
in  den  Städten,  die  natürlich  für  die  Nachfrage  nach  Wohmmgen 
von  besonderer  Bedeutung  sind.  In  48  deutschen  Städten 
mit    über    50  000   Einwohnern    schwankte    diese    Zahl    von 
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1895-1001  zwischen  6,42  und  12,41  pro  Millo.  Betrachtet 
man  die  Gesamtzahl  der  städtischen  Ehescliliefsuiigon  in 
den  einzelnen  Jahren  in  ihrem  Verhältnis  zu  den  ent- 
sprechenden Zahlen  des  Vorjahres ,  so  finden  wir  für  die- 
selbe Zeit  als  Maximum  eine  Zunahme  von  9,53 "/o,  als 
Minimum  eine  Abnahme  von  2,(35 "/o. 

Wie  überaus  verschieden  ist  ferner  die  Zunahme  des 
Einliommens  der  Bevölkerimg  in  den  einzelnen  Städten !  Vom 
Tausend  der  Bevölkerimg  entfielen  physische  Veranlagte'*") 


auf  die  Einkommen 

In  den  Städten 

der  Provinzen 

von  900— 

3000  Mk. 

über  3000  Mk. 

1892 

1903 

unterschied 

1892 

1903 

Unterschied 

Hlieinland 

'J(;,7     149,7 

+  53 

19,0 

22,1 

+  3,1 

Westfalen 

112,8  1  158,6 

+  45,8 

16,5 

18,4 

+  1,9 

Schlesien 

76,8 

90,4 

+  14,1 

18,2 

21,1 

+  2,9 

Sachsen 

93,8 

118,7 

+  24,9 

19,0 

21,6 

+  2,6 

Brandenburg 

88,7 

129,7 

+  41 

17,3 

25,3 

+  8 

Posen 

63,5 

71,9 

+    "'A 

14,0 

16,2 

+  2,2 

Berlin 

161,5 

221,2 

+  69,7 

27,8 

29 

+  1,2 

eh  erwähnt  werden ,  dals  manche  Städte 
ein  bestimmtes  individuelles  gewerbliches  Gepräge  besitzen. 
Die  Ausgleichung  der  Konjunkturen  in  den  verschiedenen 
Industriezweigen  hat  daher  gerade  für  viele  Städte  nicht 
den  günstigen  Einflufs,  den  wir  so  häufig  für  das  ganze 
Staatsgebiet  beobachten.  Die  industrielle  Diiferenzierung 
der  Städte  geht  bei  uns  zwar  noch  lange  nicht  so  weit. 
wie  in  den  Vereinigten  Staaten;  aber  Beispiele  dafür  gibt 
es  auch  in  Deutschland ;  ich  nenne  niu"  Ki'efeld,  wo  15,6  "/o, 
also  beinahe  ein  Sechstel  der  Bevölkerimg  in  der  Textil- 
industrie tätig;  von  der  Entwicklmig  dieser  Industi'ie  ist 
daher  die  ganze  Stadt  in  hohem  Mafse  abhängig*'). 

Als  Ergebnis  dieses  Kapitels  glaube  ich  den  Satz  auf- 
stellen zu  dürfen:  Es  gibt  kein  volkswirtschaftlich  rele- 
vantes, menschliches  Bedürfnis,  dessen  Quantität  und  Qualität 
so  schwer  im  voraus  zu  schätzen  ist,  wie  das  Wohnungs- 
bedüi'fnis  in  der  modernen  Stadt.  Daher  ist  die  Forderimg. 
die  Zahl  der  leerstehenden  "Wohnimgen  müsse  3  °/o  der  Ge- 
samtzahl betragen,  eine  fast  unbegreifliche  sozialökonomische 
Verirrung. 


Drittes  Kapitel. 


Das  Angebot  von  städtischem  Baulande. 


Als  in  London  gegen  Ende  des  Ul.  Jahrhunderts  die  Be- 
völkerung rasch  zunahm,  und  die  Grundrente  im  Innern  der 
Stadt  stark  in  die  Höhe  ging,  da  suchte  man  nach  den  Ur- 
sachen dieser  Erscheinung,  und  der  Scharfsima  der  damaligen 
Staatsmänner  hatte  sie  bald  gefunden:  es  waren,  so  meinte 
man,  zu  viel  Häuser  in  London  gebaut  worden,  dadm-ch 
werde  die  Bevölkerung  vom  platten  Lande  in  die  Stadt 
gelockt,  der  Verkehr  werde  grölser,  und  die  Häuser  im 
Zentrum  profitierten  davon  mein"  als  billig  sei.  So  wm'de 
schon  iinter  Elisabeth  im  Jahre  1590  bis  zur  nächsten  Session 
des  Parlaments  jede  Bautätigkeit  untersagt..  Die  Wirkungen 
waren  stärker  als  man  erwartet  hatte;  noch  lange  nachher 
füi-chtete  man  eine  Wiederholung  des  Verbots:  „it  frighted 
the  builders  ant  obstructed  the  growtli  of  the  City,"  so 
erklärt  ein  Schriftsteller  der  damaligen  Zeit.  Erst  unter  Karl  I. 
blühte  die  Bautätigkeit  wieder  auf,  unterdessen  war  jedoch 
die  Bodem'ente  in  der  alten  Stadt  noch  weiter  gestiegen,  in 
der  Gegend  vom  Charing  Gross  und  Strand  betrug  die 
Steigerimg  innerhalb  weniger  Jahrzehnte  Üü — 80  "u.  Im 
Jahi'e  1Ö56  wurde  von  neuem  ein  Gesetz  gegen  die  Bau- 
tätigkeit erlassen  unter  dem  Titel:  „An  Act  for  preventing 
the  Multiplicity  of  Buildings  in  and  about  the  subm'bs  of 
London")." 
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Avich  Friedrich  WiUielm  I.  schien  anzimehmcn .  dai's 
emsige  Bautätigkeit  ein  starkes  Anwachsen  der  Städte  ver- 
ursachen werde ;  da  er  aber  gerade  das  wollte ,  ihm  sehr 
viel  an  dem  „Flor  der  Städte"  gelegen  war,  tat  er  genau 
das  Gegenteil  von  dem,  was  englische  Staatsmänner  für  gut 
gehalten  hatten,  er  ermutigte  seine  eigenen  Staatsbürger  so 
energisch  zum  Bauen,  dafs  Streckfufs  den  König  unter  den 
heimlichen  FUichen  der  diu-ch  den  Hausbau  verarmten  Bürger 
durch  die  Straisen  Berlins  reiten  läfst  *'■'). 

Wu"  haben  heute  für  derartige  Verwechslimgen  von 
Ursache  und  Wii'kung  nm'  noch  ein  überlegenes  Lächeln, 
und  doch  scheint  es,  als  wenn  auch  heute  von  dem  diuch- 
aus  überwiegenden  Teile  der  deutschen  Theorie  und  Praxis 
ein  ganz  ähnlicher  Fehler  gemacht  wird ,  indem  mau  be- 
hauptet, dais  die  hohe  Grundrente,  welche  hohe  Mietpreise 
verursache ,  im  wesentlichen  eine  Folge  der  künstlichen 
Eindämmung  des  Angebotes  diuxh  die  berüchtigte  Boden- 
spekulation sei. 

Es  wiederholt  sich  hier  nur,  was  in  der  Geschichte  der 
Volkswirtschaft  so  häufig  ist.  Wenn  die  Zinsen  stiegen, 
waren  das  die  bösen  Kapitalisten  schuld,  die  ihr  Geld  nicht 
billig  genug  hergeben  wollten,  wemi  das  Brot  im  Preise 
stieg,  machte  man  die  Bäcker  und  Komhändler  verantwort- 
lich usw. 

Schon  in  den  beiden  vorhergehenden  Kapiteln  ist  diese 
Theorie ,  wie  ich  hoffen  darf,  erschüttert  worden.  Sehen 
wir  nunmehr,  ob  sie  einer  genaueren  Analyse  des  Angebotes 
gegenüber  standhalten  kann. 

Zimächst  dürfte  es  angebracht  sein,  einige  theoretische 
und  praktische  Vertreter  der  hier  zu  bekämpfenden  Boden- 
spekulationstheorie zu  hören : 

Adolf  Wagner""),  unstreitig  derjenige  deutsche  Gelehrte, 
der  am  frühesten  die  grofse  Bedeutung  der  städtischen  Boden- 
frage erfai'st  und  seit  Jahren  dem  Problem  seine  volle  Auf- 
merksamkeit widmet,  führte  im  Jahre  1901  in  einem  öffent- 
lichen Vortrage  folgendes  aus ,  nachdem  er  darauf  hin- 
gewiesen hatte,  dafs  nach  den  Ermittliuigen  von  Paul  Voigt 
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das  Terrain  am  Kurfürstendamm  in  den  30  er  Jahi-en  des 
verfossenen  .Jalu-Lunderts  einen  Wert  von  amiäliemd 
50  000  Mk.  gehabt  habe: 

„Aus  50000  sind  50  Ifill.  geworden,  oder  in  Prozenten  be- 
rechnet eine  Steigerung  des  Wertes  um  100 000 "'o!  Ja,  wenn  man 
sich  das  vergegenwärtigt,  so  sieht  man,  dafs  wirklich  hier  eine  sehr 
ernste  Frage  angeschnitten  wird;  denn  bei  diesen  50  Mill.  handelt  es 
sich  nicht  um  hiueingewandte  Arbeit,  um  hineingewandte  Kapitalien, 
sondern  es  handelt  sich  in  der  Tat  nur  darum,  dafs  hier  im  Grunde 
zunächst  nur  fiktive  Werte  durch  alle  möglichen  Spekulationen  um 
so  viel  höher  emporgetrieben  und  kapitalisiert  worden  sind.  Wenn 
wir  4''/o  rechnen,  so  müssen  2  Mill.  dafür  gezahlt  werden, 
dafs  dieser  Grund  und  Boden  als  Privateigentum  Gegen- 
stand der  Spekulation  war,  und  so  im  Werte  ge- 
steigert ist. 

Diese  2  Mill.  müs.sen  auf  irgendeine  Weise  von  den  dort  wohnen- 
den Leuten  gezahlt  werden,  natürlich  zu  dem,  was  sie  mit  Recht 
zahlen  als  eigentlichen  Mietzins  für  das  zur  Herstellung  der  Bauten 
gebrauchte  Kapital  und  die  darauf  verwendete  Arbeit. 

Diese  2  Mill.  sind  unendlich  mehr  als  das,  was  früher  auf  dem 
Boden  in  alter  Zeit  an  Grundlasten  und  dergl.  gelegen  hat,  und  was 
man  zum  Teil  im  Laufe  des  Jahrhunderts  erst  abgelöst  hat.  Es  ist 
wahrhaft  komisch,  hier  immer  von  dem  Drückenden  der  alten  Grund- 
lasten in  der  „berüchtigten"  Feudalzeit  zu  sprechen,  Lasten,  die  sehr 
mäfsig  waren  gegenüber  diesem  Zinsbetrag  von  2  Mill.,  den  nun  end- 
lose Generationen  ein  für  allemal  tragen  müssen.  Das  kommt  erst 
zu  dem  Mietzins  hinzu,  der  aus  dem  eigentlichen  Kapitalbauwert 
hervorgeht." 

In  ganz  ähnlichen  Anschauungen  scheint  ein  Erlais  der 
preuisischen  Minister  des  Inneren ,  des  Handels  und  des 
Kultus  vom  19.  März  1903  zu  wurzeln,  es  heüst  dort:  „Die 
h  e  Ute  herrsch  enden  Mi  fs  stände  haben  ihre  Haupt- 
quelle in  der  ungesunden  Bodenspekulation, 
die  sich  freüich  zum  Teil  mit  Erfolg  nur  nach  Abänderung 
der  Gesetzgebung  bekämpfen  lassen  wird."  Man  darf  also 
nicht  überrascht  sein,  wenn  demnächst  die  Bodenspekulations- 
theorie zur  Grundlage  für  ein  neiies  Gesetz  gemacht  wird^'). 

Auch  Adickes,  der  sich  ganz  besonders  verdient  gemacht 
hat  durch  Förderung  der  praktischen  Lösung  des  städtischen 
Bodenproblems ,     erklärt ,     dafs     die    Spekulation     der 
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lianpt sächlichste  Grund  der  iinge si;u den  Steige- 
rn ug  dos  Grundwertes  sei°'-j. 

Selbst  die  städtischen  Grundeigentümer  scheinen  nicht 
gegen  den  Strom  schwimmen  zu  wollen,  wenigstens  schreibt 
die  Berliner  Gmndbesitzorzeitung  am  24.  Dezember  1899: 
„Die  Ansicht  von  der  GetahrliclLkeit  der  Grundstück- 
spekulationen tagt  in  Hausbesitzerkreisen  seit  geraumer  Zeit 
imd  von  den  Hausbesitzervereinen  machen  hinsichtlich  dieser 
Erkenntnis  nur  die  wenigen  eine  um'ühm liehe  Ausnahme, 
die  von  Bauspekulanten  begründet  sind ,  beziehungsweise 
unter  dem  Einflüsse  solcher  Personen  stehen." 

So  kann  man  sich  nicht  wimdem,  dafs  das,  was  eigent- 
lich jedem  „unbefangenen  Gemüt"  selbstverständlich  sein 
sollte,  was  in  der  Vergangenheit,  ebenso  wie  in  der  Gegen- 
wart von  zahlreichen  Autoritäten  der  Volkswirtschaftslehre 
betont  wm'de,  dafs  der  Bodenpreis  in  erster  Linie  dm-ch 
den  Mietwert  und  nicht  umgekehrt  der  Mietpreis  in  erster 
Linie  durch  die  Bodenreute  bestimmt  werde,  als  es  von 
Phihppo'V'ich  in  seinem  bereits  mehrfach  erwähnten  Vor- 
trage von  neuem  öffentlich  aiisgesprochen  wvirde,  nicht  nur 
den  nationalökouomischen  Outsiders  etwas  ganz  Eigenartiges, 
noch  nicht  Dagewesenes  zu  sein  schien  ^^). 

Freilich  Philippovich  und  Genossen  gelten  als  „Theore- 
tiker", und  da  ihre  Theorie  zurzeit  nicht  modern  ist,  glaubt 
man,  sie  abtun  zu  dürfen  mit  dem  Hinweis  auf  die  grüne 
Praxis,  die  eben  ganz  anders  aussehe  als  die  graue  Theorie. 
Ehe  ich  daher  meine  theoretischen  Erörterungen  wieder 
aiünehme,  möchte  ich  zunächst  einigen  Praktikern  das 
Wort  geben,  Praktikern  freilich,  die  nicht  durch  eine 
falsche  Theorie  beeinflufst  sind. 

Da  das  Verwechseln  von  Ursache  mid  Wu-kung  immer 
und  überall  sehr  beliebt  war  und  ist ,  so  kann  man  ohne 
■weiteres  vermuten ,  dafs  sogar  imter  den  praktischen  Eng- 
ländern die  Meünuig  verfochten  wh-d,  dafs  die  Grundbesitzer 
an  der  Peripherie  der  Städte,  weü  sie  ihr  Land  nicht  schnell 
genug  bebauten,  schuld  seien  an  der  Wohnungsnot  im 
Inneren**).    In  wie  weit  diese  Ansicht  durch  die  Tatsachen 
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bestätigt  werde,  glaubte  die  R.  C.  L.  T.  prüfen  zu  müssen, 
sie  legte  daher  einer  Reihe  von  Sachverständigen  diesbezüg- 
liche Fragen  vor"'*). 

F.  F.  Wainwright,  Architekt  und  Sra-veyor  in  Liverpool, 
seit  43  Jahren  praktisch  tätig,  Mitglied  des  Stadtrats  von 
Liverpool  erkläi't:  ,,]\Iii-  ist  kein  Fall  bekanntgeworden,  wo 
Land,  das  reif  war  zum  Bauen,  mit  Absicht  vom  Markte  fern- 
gehalten wiu'de,  itn  Gegenteil  kann  ich  Beispiele  dafür  an- 
führen, wo  auf  Grundstücke  grofse  Summen  zwecks  Auf- 
schlieisung  verwandt  wau^den,  die  später  trotzdem  nicht  ver- 
kauft werden  konnten." 

George  Spencer  Mathews,  Landagent  und  Siu'vej-or  in 
Birmingham,  40  Jahre  lang  praktisch  tätig,  sagt  aus :  „Es 
ist  behauptet  worden,  dafs  die  Grimdeigentümer  absichtlich 
ihi-  Land  vom  Markte  fem  halten,  obwohl  es  reif  zixm 
Batieu  ist.  Es  mag  das  zuweilen  vorkommen  in  einer 
Gegend,  deren  Bodenwert  rapid  iii  die  Höhe  geht,  um  da- 
dtu-ch  eine  höhere  Rente  zu  sichern;  in  diesem  Falle  ist 
das  Ztu-ückhalten  schliefslich  für  die  Gesamtheit  von  Nutzen, 
denn  je  höher  die  Ginindi'ente,  imi  so  höher  wü'd  der  Wert 
der  Gebäude  sein,  die  auf  dem  Grundstücke  errichtet  werden. 
Lidessen  ist  im  allgemeinen  die  entgegengesetzte  Tendenz 
zu  beobachten.  Die  Grtmdeigentümer  sind  niu'  zu  ängstlich 
bemüht,  ihi'  Einkommen  dm-cli  Schalftuig  von  Gntndi-enten 
zu  steigern,  so  wird  Land  oft  als  Bauland  auf  den  Markt 
gebracht,  bevor  es  wirklich  baru-eif  ist.  Gebäude  mögen 
dann  errichtet  werden,  die  nicht  für  die  Lage  passend  sind, 
itnd  der  Wert  der  ganzen  Gegend  wird  dadurch  lierab- 
geclrückt." 

W.  H.  Warner,  Landagent  und  Siu-veyor  in  London 
behauptet  auf  Grrmd  30 jähriger  Erfahrung: 

„Sekr  wenige  Eigentümer  smd  töricht  genug,  ilu-  Bau- 
land festzuhalten,  wenn  ihnen  ein  angemessener  Preis  dafür 
bezahlt  wird :  in  den  wenigen  Fällen ,  wo  Land  zitrück- 
gehalten  wü-d,  ist  die  Folge  ein  Verlust  für  den  Eigen- 
tümer       Viele  Eigentümer  erlitten  grofsen  Schaden, 

weü  sie  zu  eüig  waren,    der  Nachfrage  zuvor   zu   kommen, 
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dadurch  dafs  sie  grol'se  Auslagen  machten  infolge  An- 
legtiiig  von  Strafsen  und  dorgl..  in  der  lloffmuig,  dadurch 
Baunnterueluner  anzulocken.  Es  ist  nichts  Ungewöhnliches, 
derartige  Strafsen  zu  sehen,  die  mit  Gras  überwachsen  sind." 

Almlich  wie  die  Genannten ,  äufserten  sich  einige 
andere  Sachverständige  vor  derselben  Kommission,  ebenso 
verschiedene  Zeugen  von  der  C.  T.  H.  •'"). 

Vor  der  Kommission  über  die  Wohnimgen  der  Arbeiter- 
klassen im  Jahre  1885  betonte  aufser  anderen  der  Earl  of 
Shaftesbury,  der  neben  seinen  reichen  praktischen  Erfah- 
rungen oflPenbar  ernstliche  theoretische  Studien  der  Frage 
gewidmet  hatte  und  sich  als  warmer  Anwalt  der  ärmeren 
Bevölkerimg  zeigte,  dafs  die  Rente  gesteigert  sei  dmxh  die 
Konkurrenz  der  Mieter  und  nicht  durch  den  höheren  Preis 
der  Bodeiikosten.  Auch  er  war  mithin  gegen  die  Boden- 
spekulationstheorie *'). 

Was  für  England  zutrifft,  gilt  natiü-lich  auch  fiir  andere 
Länder. 

„Aber  nicht  für  Detitscldand ! "  So  werden  mir  in  sel- 
tener Üljereinstimmung,  mit  gröfser  Bestimmtheit  zahh'eiche 
Gelehrte  und  Ungelehrte  entgegnen,  die  sich  mit  der  städtischen 
Bodeufrage  teils  gi-ündlich,  teils  oberflächlich,  teils  gar  nicht 
beschäftigt  haben. 

Jäger  äufsert  sich  in  seinem  bekannten  Buche  „Die  Wohnungs- 
frage" folgendermafsen : 

„Fast  jede  Grofsstadt  ist  durch  einen  Ring  von  Spekulationsland 
blockiert.  Kapitalistische  Hände  haben  bei  der  Stadterweiterung  das 
Gesetz  von  Augebot  und  Nachfrage  ausgeschaltet,  indem  sie  das  beste 
Gelände  aufkauften  und  dann  mit  der  Abgabe  desselben  zurückhalten. 
Eine  wii-tschaftliche  Ursache  für  diese  Zurückhaltung  liegt  darin,  dafs 
der  Gewinn  aus  Bauland  d.  h.  der  steigenden  Rente  des  unbebauten 
städtischen  Bodens  müheloser  ist,  als  der  Gewinn  vom  bebauten 
Boden,  bezw.  aus  der  Vermietung  von  Häusern.  Durch  diese  spekulative 
Zurückhaltung  der  Baugelände  wird  die  Stadterweiterung  künstlich 
gehemmt  und  besonders  die  Errichtung  billiger  Wohnungen  für  die 
breiten  Volksmassen  mehr  oder  weniger  unmöglich  gemacht." 

Mit  rhetorischem  Schwünge  verkündet  ähnliches  der  Boden- 
reformer L.  Eschwege  ^'): 

„Es  ist  das  Wesen  der  Spekulation,  den  Tatsachen  vorauszueilen, 
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und,  indem  sie  schon  jetzt  mit  der  sicheren  Wahrscheinlichkeit  rechnet, 
dafs  in  20  Jahren  sich  die  Bevölkerung  der  grofsen  Städte  vermehrt 
haben  wird,  kauft  sie  die  noch  unbebaut  liegenden  Terrains  und  wartet. 
Das  Bedtti-fnis  nach  Boden  wächst,  sie  wartet.  Die  Mieten  im  Zentrum 
steigen  und  drängen  die  Bevölkerung  an  die  Peripherie,  sie  wartet. 
Der  Staat  baut  Vorortbahnen ;  die  Spekulation  begrüfst  dies  mit  einem 
weiteren  Aufschlag  ihrer  Forderungen.  Die  Gemeinde  kanalisiert, 
pflastert,  was  könnte  natürlicher  sein,  als  dafs  die  Spekulation  ihre 
Ansprüche  erhöht.  Sie  wartet  und  wartet,  um  so  gröfser  ist 
ihr  Gewinn." 

Iii  WirklicKkeit  sind  iii  Deutschland  die  Verhältnisse 
für  die  Bodenspekulation  sogar  noch  weniger  günstig  als 
in  England,  weil  in  der  Regel  das  Bodeneigentum  in  der 
Nachbarschaft  der  Städte  mehr  zersplittert  ist.  Eine  Ring- 
büdimg  ist  infolgedessen  bei  ims  besonders  schwierig. 
Dort  sind  Eigentümer  des  Baubodeus  dirrchweg  Grofsgrimd- 
besitzer,  die  ruhig  abwarten  können,  bis  für  sie  fast  jedes 
Risiko  ausgeschlossen  ist,  während  in  Deutschland  der 
Boden  vielfach  in  Händen  von  kapitalschwachen  Speku- 
lanten ist,  die  zu  einer  möglichst  rächen  Ausnutzimg  des- 
selben gezwungen  sind. 

Neuerdings  hat  nun  allerdings  Pohlmann  ^'*)  dem  Ausdrucke 
„künstliches  Zurückhalten"  eine  derartig  weite  Interpretation  zuteil 
werden  lassen,  dafs  auf  ihrer  Grundlage  eine  wissenschaftliche  Dis- 
kussion fast  immöglich  erscheint.  Nach  Pohlmann  bedingt  nämlich 
schon  das  blofse  Dazwischentreten  des  Spekulanten  ein  „künstliches 
Zurückhalten  .  .  ."  „"Wäre  er  nicht  dazwischen  getreten ,  so  hätten 
bona  fide  Reflektanten  das  Land  zum  Preise  erstehen  können,  den  er 
selbst  bezahlte.  Dann  wäre  es  eben  nicht  künstlich  zurückgehalten 
worden."  Ich  i'egistriere  diese  Aufserung  hier  nur,  es  wird  sich  Ge- 
legenheit bieten,  darauf  zurückzukommen. 

Sehen  wir  uns  die  theoretische  Grimdlage  der  Be- 
hauptimg, dafs  die  Spekulation  den  Bodenpreis  „mache", 
an,  so  werden  wir  im  wesentlichen  nur  die  eine  zum  Schlag- 
wort gewordene  Phrase  finden:  das  städtische  Bauland  ist 
Monopol,  oder  wie  diejenigen  sagen,  die  besonders  vor- 
sichtig sein  wollen,  Quasi-Monopol.     Ist  das  richtig? 

Von  einem  wirklichen  Monopol  kann  nur  dann  die 
Rede  sein,  wenn  ein  einzelner  oder  eine  Gruppe  von  Mono- 
polisten gänzüch  ohne  wü'ksame  Konkurrenz  auf  dem  Markte 
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stehen,  in  diesem  Falle  wird  allerdings  der  Preis  sein  „the 
highest  which  can  be  squeezed    out  of  tlie  buyers"    (Adam 

Smith) '^■). 

Eberstadt  wendet  sich  gegen  diese  Definition,  sie  ist 
ihm  oöenbar  nicht  weit  genug.  „Seit  wir,"  so  meint  er*'^), 
„eine  freie  gewerbliche  Produktion  haben,  also  seit  dem 
13.  Jahrhtmdert,  wird  der  Ausdruck  Monopol  niu-  gebraucht, 
um  das  Bestehen  und  die  Benutziuig  einer  wirtschaftlichen 
Übermacht  zu  bezeichnen." 

Was  heifst :  „"WirtschaftHche  Übermacht  ?"  Bei  jedem 
Handel  ist  doch  einer  fast  stets  „stärker"  als  der  andere. 
"Würde  die  Definition  Eberstadts  berechtigt  sein,  so  wäre 
freilich  die  Welt  voller  Monopole,  das  Monopol  würde  dann 
die  Regel,  die  freie  Konkm-renz  die  seltene  Ausnahme  sem. 

Ebensowenig  ist  es  natürlich  richtig,  wemi  Pohlmann 
die  Behauptung  aufstellt :  ..Wenn  das  Bodeneigentum  eine 
mitsteigernde  Kraft  hat,  falls  in  einer  Hand  vereinigt,  so 
hat  es  dieselbe  auch,  wemi  auf  zwei,  drei  oder  mehr  Per- 
sonen verteilt."  Dafs  Monopol  und  freie  Konkurrenz  nicht 
durch  eine  scharfe  Grenzlinie  geschieden  werden  können, 
ist  selbstverständlich.  Deshalb  bleibt  aber  doch  die  Lehre 
Adam  Smiths,  dafs  Monopolpreis  und  Konkurrenzpreis  im 
schärfsten  Gegensatze  zu  einander  stehen,  wahr:  „The 
price  of  monopoly  is  upon  every  occasion  the 
highest  which  can  be  got.  The  natural  price, 
or  the  price  of  free  competition,  on  theo  ontrary, 
is  the  lowest  which  canbe  taken,  notuponevery 
occasion,  indeed,  but  for  any  considerable  time 
together." 

Da  dasjenige,  was  der  einzelne  für  Miete  ausgeben  kann 
und  will,  begi'enzt  ist,  wenn  auch  nicht  in  dem  Mafse,  wie 
man  prima  facie  anzunehmen  geneigt  ist,  so  würde  es  selbst 
dann,  wenn  der  Bauboden  wirklich  Monopol  wäre,  nicht 
möglich  sein,  den  Bodenpreis  behebig  zu  steigern.  Das 
gibt  auch  Adolf  Wagner  zu,  ohne  allerdings  Konsequenzen 
daraus  zu  ziehen;  er  sagt:  „Im  allgemeinen  haben  die  Bau- 
stellen und   städtischen  Gmndstücke   in   einem  bestimmten 
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Zeitpunkte  unter  den  oegenwärtigen  Verhältnissen  schon  einen 
Maximalwert.  So  beliebig  höher  treiben  kann  man  den 
Wert  der  Grundstücke  keineswegs."  "*) 

Darf  man  aber  ntin  in  der  Tat  von  emem  „Monopor' 
der  städtischen  Grmideigentümer  sprechen  ?  Es  schcmt 
mir,  dais  die  Frage  weder  einfach  zu  bejahen,  noch  ein- 
fach zu  verneinen  ist.  Soligmaim  ^■^ )  meint,  dafs  wohl  in 
der  Vergangenheit,  wo  die  Städte  von  hohen  Mauern  ein- 
geschlossen gewesen  seien,  ein  Monopol  der  städtischen 
Griinfleigentümer  denkbar  gewesen  sei,  nicht  aber  in  der 
Gegenwart.     Ich  bin  nicht  ganz  derselben  Ajisicht. 

Nach  der  Höhe  imd  Eigenart  der  BaugTundrente  möchte 
ich,  im  wesentlichen  Pierson  folgend,  die  Ortschaften  zivili- 
sierter Völker  in  vier  Gruppen  einteilen: 

Erstens:  Der  Boden  wii-ft  überhaupt  keine  BaugTund- 
rente ab,  weil  das  Bauland  in  Fülle  vorhanden  ist,  und  die 
Lage  keinen  wesentlichen  Emflufs  ausübt :  Dörfer,  in  denen 
die  Häuser  weit  voneinander  liegen,  umgeben  von  Acker- 
land, das  jeder  Zeit  zum  "Werte  der  kapitalisierten  Acker- 
rente zu  kaufen  ist. 

Zweitens:  Der  Boden  ergibt  ebenfalls  keine  Bau- 
bodem-ente,  doch  nm-  deshalb,  weil  ein  früher  blühender 
Ort,  etwa  infolge  Verlegung  oder  Untergangs  einer  lokalen 
Industrie  dem  Verfalle  entgegengeht.  Die  "Wohiumgen 
stehen  in  Fülle  leer,  die  Miete  bringt  kaiun  das  ein,  was 
zivr  Verzinsimg  der  Baukosten,  zur  Deckung  der  Reparatur- 
kosten und  Steuern  nötig  ist. 

Drittens:  Von  dem  Boden  wird  die  normale  Rente 
erzielt,  wie  wir  sie  in  imseren  aufstrebenden  Städten  be- 
obachten ;  aufsteigend  von  Null  an  der  äufsersten  Peripherie 
imd  einigen  besonders  ungünstig  gelegenen  Enklaven,  zu 
einer  die  Verzinsujig  des  Baukapitals  vielleicht  um  ein 
mehrfaches  übersteigenden  Höhe  in  der  Richtmig  aitf  das 
geschäftliche  Zentrum  der  Stadt. 

Viertens:  Es  ist  eine  Monopoh'ente  vorhanden.  Hier- 
her gehört  auch  die  City  in  der  Stadt.  Doch  mufs  zuge- 
geben werden,  dafs  es  Fälle  geben  kann,  wo  tatsächlich  die 

Ad.  Weber,  Über  Bodenrente.  6 
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Konkurrenz  für  das  ji'  a  n  z  e  Gebiet,  das  als  Bauland  für  die 
Stadt  in  Betracht  kommt,  ausgeschlossen  oder  doch  so  i^ut 
wie  ausjj;esclilossen  ist. 

Fälle  der  letzteren  Art  sind  mir  in  Deutschland  nicht 
bekannt  geworden.  Habersbrurmer  erwähnt ,  dafs  in  Tü- 
bingen die  Ausdehnung  der  Stadt  „an  den  orogi-aphisehon 
Verhältnissen  der  nächsten  Umgebung  ein  schier  unülter- 
windliches  Hindernis  finde,  und  dafs  daher  der  noch  be- 
bamnigsfähige  Boden  eine  monopolartige  Stellung  besitze." 
Imviefern  das  zutrifft  und  ob  in  Tübmgen  die  Grmidrente 
dadxu'ch  wesentlich  beeinflufst  wird,  vermag  ich  nicht  zu 
bem'teilen "■'').  Eine  „starke  Besitzkonzentration"  soll  nach 
Feig  in  Düsseldorf  durch  die  private  Spekulation  Platz  ge- 
gTitFen  haben.  Dem  Werte  nach  seien  41  "/o  des  Baidandes 
im  Besitze  von  52  Eigentümern  gewesen.  Selbstverständ- 
lich ist  eine  solche  Besitzkonzentration  hei  weitem  noch 
nicht  stark  genug,  um  die  Konkm-renz  wirksam  zu  imter- 
binden***). 

Li  England  gibt  es  tatsächlich  einige  Städte ,  deren 
Boden  im  wesentlichen  das  Eigentum  von  einem  oder  zwei 
Grundherren  ist,  so  z.  B.  Bootle,  Hudersfield,  Devonport, 
Greenock.  Doch  auch  hier  hat  sich  gezeigt,  dafs  rück- 
sichtslose Ausnutzung  des  Monopols  schliefslich  der  eigene 
Schade  des  Eigentümers  ist.  Die  Bevöll-cermig  von  Green- 
ock stieg  von  1744  im  Jahre  1801  auf  69230  im  Jakre 
1881,  dann  aber  hörte  das  weitere  Wachsen  in- 
folge der  wenig  liberalen  Bodenpolitik  der 
beiden  Grundherren,  die  über  das  gesamte 
Areal  der  Stadt  verfügten,  auf,  1891  war  die  Be- 
völkerungsziffer bereits  im  Vergleich  zu  der- 
jenigen von  1881  absolut  zurückgegangen.  Die  zu 
versteuernde  Grund-  und  Gebäuderente  belief 
sich  1885/86  noch  auf  401000  £,  1889/90  nur  noch 
auf  887000  i^")! 

Vorübergehend  ist  ein  Monopol  femer  in  folgendem 
Falle  denkbar:  nehmen  wh-  an,  eine  Stadt  nimmt  plötzlich 
infolge  unerwarteter  Ereignisse    einen  gTofsen  Aufsch'wiuig, 
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dann  wii'd  gewifs  sofort  noups  Bauland  aufgoschlossen  und 
bebaut  wordon.  aber  ehe  dadurch  geuügenih^  KoiiJcurreuz 
geschaffen  ist.  vergehen  mmdestens  1 — 2  Jahi-e,  während 
dieser  Zeit  haben  die  Eigentümer  dos  G-rund  und  Bodens, 
der  mit  solchen  Häusern  Ijobaut  ist ,  die  zu  der  ge- 
gebenen Zeit  besonders  begehrt  sind,  etwa  Arbeiterhäuser 
oder  Beaniti'uwoluiungen,  füi-  kurze  Zeit,  sofern  sie  nicht 
kontraktlich  gebunden  sind,  die  Vorteile  eines  Monopolisten. 

Dies  wird  um  so  fühlbarer  werden ,  wenn  nicht  recht- 
zeitig Strafsen  für  den  Anbau  in  ausreichendem  Mafse 
fertiggestellt  sind  ''* ). 

Endlich  kann  ein  Monopol  dadurch  entstehen,  dafs 
zwar  genügend  Baidand  angeboten  wird ,  aber  nicht  ge- 
nügend Bautmternehmer  geneigt  sind,  eine  bestimmte 
Art  von  Wohnungen  herzustellen,  obwohl  gerade  auf  diese 
die  Nachfrage  gerichtet  ist. 

Dieser  Fall  ist  tatsächlich  in  vielen  modernen  Kultur- 
ländern, ganz  besonders  aber  in  Deutschland  eingetreten. 
Trotzdem  die  kleinen  "Wohnungen  sich  scheinbar  so 
aufserordentlich  glänzend  rentieren,  scheuen  sich  doch  heute 
in  gleicher  Weise  die  Unternehmer,  Wohnhäuser  für  die 
ärmeren  Schichten  zu  errichten  und  die  Hausbesitzer,  an 
solche  ihre  Wohnhäuser  zu  vermieten.  Eigene  praktische 
Erfahrungen  als  Ai-menj^fleger,  ebenso  wie  eine  Reihe  von 
Berichten  aus  zahlreichen  Städten  des  In-  iind  Auslandes 
haben  es  mir  zm-  Gewifsheit  gemacht,  dafs  hierin  eine 
Hauptursache  der  gegenwärtigen  Wohnung.«?- 
frage   liegt. 

Darüber,  dafs  die  Unternehmer  nur  ungern  Wohnungen 
für  die  ärmere  Bevölkenmg  erbauen,  berichtet  der  Eng- 
länder Sargant 88)  mid  der  Amerikaner  A.  F.  Weber""), 
letzterer  unter  Hervorhebimg,  dafs  dies  namentlich  in 
Deutschland  zu  Mifsständen  geführt  habe. 

Unter  den  deutschen  Schriftstellern,  die  mit  Nachdruck 
die  hier  in  Rede  stehende  Tatsache  betonen ,  nenne  ich 
mu-  die  beiden  Sozialdemokraten  Lindemami  (F.  Hugo) '") 
nnd    Richard    Calwer.     Letzterer    schreibt:     „Man    hat    im 

6* 
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vorigen  Jahre  (IPOl)  äiifserst  viel  von  "Wolinimgsmaiigel  ge- 
sproelieu,  aber  ein  solcher  besteht,  genau  besehen,  doch 
nur  für  kleine  Wohnungen ,  namentlich  für  Arbeiter- 
wohnungen. Dagegen  ist  an  Spekulationsbauten,  an  grofsen 
und  teuren  Wohnungen  kein  Mangel  mehr.  Im  Gegenteil, 
hier  ist  in  zahheichen  Orten  schon  seit  längerer  Zeit  gleich- 
falls eine  Überproduktion  vorhanden Gegen  den 

Bau  von  kleinen  Wohnimgen  liesteht  aber  nach  %%ae  vor 
eine  gi'ofse  AbneigTuig  der  Bauunternehmer.  Die  Abnei- 
gung richtet  sich  nicht  sowohl  gegen  das  Erstellen  von 
kleinen  Wohniingen  überhaupt .  als  gegen  den  Bau  von 
Häusern  mit  vorwiegend,  oder  mit  nm-  kleinen  Wolmungen, 
weil  solche  Häuser  des  auf  ser  ordentlich  hohen 
Risikos  und  der  \'ielen  Widerwärtigkeiten  wegen  schwer 
Abnehmer  finden")". 

Im  Vei'waltimgsberichte  des  Rates  der  Stadt  Leipzig 
für  das  Jahr  1898  (herausgegeben  19U0)  wirrden  für  die 
Bauspekulation  folgende  Leitsätze  avLfgesteUt'^): 

1.  von  der  Herstellung  grofser  Wohnimgen  ganz  ab- 
zusehen, 

2.  mittlere  Wohnmigen  nur  nach  Bedarf  herzustellen, 
dagegen 

3.  alle  Kraft   auf  die   Schaffung   kleiner  Wohnimgen 
mit   1  oder  2   heizbaren   Zimmern   zu  verwenden. 

„Werden  diese  Lehren  nicht  befolgt,"  so  hiefs  es,  „viel- 
mehr die  Bautätigkeit  in  der  bisherigen  Weise  foi-tgesetzt, 
so  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  dafs  in  nicht  zu  femer  Zeit 
eine  ÜberprodiLktion  von  mittleren  und  gröfseren  Woh- 
nungen und  dadurch  eine  schwere  Schädigung  der  Grund- 
besitzer eintritt,  wähi-end  der  Mangel  an  kleinen  Wohnungen 
nicht  nm*  fortbestehen,  sondern  sich  noch  verschärfen  dürfte." 
Im  folgenden  Jahre  mufste  konstatiert  werden,  dafs  die 
Bauunternehmer  die  W^arnmigen  nicht  beachtet  hatten,  in- 
folgedessen war  das  Angebot  von  grofsen  Wohnungen 
bereits  zu  stark. 

Die  Schwierigkeiten  für  die  zum  Verkauf  stehenden 
Grundstücke ,   zu  den  verlaugten  Preisen  Käufer  zu  finden. 


■wiu'den  immer  o-röispr.  Audi  unter  Verzicht  auf  die  voraus- 
gesetzte Spelvulation.sprämie  konnte  es  nicht  mehr  gelingen, 
die  Immobilien  freihändig  anzubringen  imd  die  Zwangs- 
A- er  Steigerung  war  der  „mifrei\\-illige  Ausweg  und  unvorher- 
gesehene Abschlufs  einer  spekulativen  Tätigkeit".  Im  ersten 
Halbjahi-e  1904  mufsten  in  Leipzig  204  Grundstücke  mit  einem 
Taxwerte  von  über  12  Mill.  Älk.  zwangsweise  veräufsert 
werden,  Zahlen,  die  den  Durchschnitt  der  letzten  Jahre  für 
dieselbe  Periode  um  das  Doppelte  übersteigen.  Und  doch 
klagte  und  klagt  man  in  Leipzig  noch  weiter  über  Mangel 
an   Kleinwolmungen. 

Dafs  das  Angebot  von  kleinen  "Wohnimgen  abnimmt  oder 
doch  nicht  so  zunimmt,  wie  man  wünscht,  ist  ganz  natürlich. 
Infolge  des  sozialen  Geistes  der  Zeit  ist  die  Gesetzgebung 
—  und  zwar  durchaus  mit  Recht  —  immer  mehr  den 
Wünschen  des  vierten  und  fünften  Standes  entsprechend 
umgestaltet  worden.  Das  gilt  insbesondere  auch  für  das  Miet- 
verhältnis. Das  Mietrecht  des  B.  G.-B.  ist  für  die  Mieter 
insofern  günstig,  weil  nach  §  .j.54  der  Vermieter  erst  dann 
das  Recht  hat  ohne  Einlialtung  einer  Kündigungsfrist 
das  Mietverhältnis  zu  kündigen,  wenn  der  Mieter  für  zwei 
aufeinanderfolgende  Termine  mit  der  Entrichtung  des  Miet- 
zinses im  Verzug  ist.  Deshalb  und  mit  Rücksicht  darauf, 
dafs  der  Ki'eis  der  pfandbaren  Sachen  sehr  eingeschi'änkt 
worden  ist,  dafs  insbesondere  nm-  die  eingebrachten  Sachen 
des  Mieters,  nicht  alle  eingebrachten  Sachen  haften,  halte 
ich  es  für  durchaus  glaub'wairdig,  wenn  versichert  wii'd,  dafs 
sich  hin  und  wieder  „kleine  Mieter"  übei'haupt  an  der 
Zahlung  der  Miete  durch  häufigen  Wechsel  der  Wolmung 
vorbeidi'ücken,  dafs  die  letzte  vor  dem  Auszuge  fällige  Miete 
nicht  bezahlt  wird,  ist  eine  ganz  gewöhnliche  Erscheinung, 
selbst  in  einer  Mittelstadt  wie  Bonn,  wie  Verfasser  persön- 
lich festzustellen  häufig  in  der  Lage  war. 

Vielleicht  darf  ich  hier  zur  Illustration  einen  praktischen  Fall  an- 
führen, dessen  Einzelheiten  ich  seihst  auf  Grund  der  sorgfältig  geführten 
Buchungen  des  Eigentümers  nachgeprüft  habe.  Im  Januar  1899  kaufte 
sich  in  einer  rheinischen  Stadt  ein  Küchenchef  ein  Haus,  grofs  61  qm, 
2  Stock  hoch,  im  ganzen  11  Räume  enthaltend;  der  Kaufpreis  betrug 
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]8400Mk.,  erschien  nicht  zu  hoch,  denn  das  Haus  brachte  an  3 — 4  Familien 
vermietet  eine  Miete  von  1000 — 1100  Mk.  ein.  Es  war  auchbei  dem 
Mangel  an  kleinen  Wohnungen  stets  vermietet.  Auf  dem  Hause 
lastote  eine  erste  Hypothek  in  Höhe  von  7000  Mk.  zu  4"'o.  Der  An- 
käufer hatte  sich  400  Mk.  erspart,  besafs  aufserdem  eine  Lebens- 
versicherungspolize  im  Werte  von  zirka  öOO  Mk.,  damit  fing  er  an. 
400  Mk.  zahlte  er  an,  der  Rest  wurde  als  zweite  Hj'pothek  zu  4';2  "/o 
auf  das  Haus  eingetragen ,  und  die  Lebensversicherungspolice  noch 
zudem  als  Faustpfand  hinterlegt.  Von  wenigen  Tagen  abgesehen, 
waren  alle  Zimmer  des  Hauses  bis  zur  jüngsten  Zeit  stets  vermietet. 
Der  nominelle  vertraglich  vereinbarte  Mietpreis  betrug  durchschnitt- 
lich zirka  1050  Mk.  pro  Jahr.  Also  hätte  der  Eigentümer  bis  1.  Juli 
1904  eine  Einnahme  von  rund  -5.500  Mk.  an  Miete  erzielen  müssen. 
Von  den  19  Mietern,  die  während  der  genannten  Zeit  das  Haus  be- 
wohnten, bezahlten  nur  drei  oder  vier  während  der  Mietzeit  ihre  Miete 
pünktlich.  Kein  einziger  verliefs  das  Haus,  ohne  nicht 
einen  Äest  Miete  (letzte  Termine)  schuldig  zu  bleiben. 

Pfändungsversuche  wurden  wiederholt  gemacht,  hatten  aber  nur 
in  einem  Falle  ein  positives  Ergebnis.  Im  Laufe  des  Jahres  1899 
hatte  der  Eigentümer  das  Haus  auf  drei  Jahre  zu  1000  Mk.  pro  Jahr 
als  ganzes  vermietet,  aber  nur  ftir  kurze  Zeit  kam  der  Mieter  seinen 
Verpflichtungen  nach.  Es  wurde  gepfändet,  der  Mieter  erhob  Ein- 
spruch, die  gepfändeten  Sachen  gehörten  nicht  ihm,  sondern  dem 
Möbelhändler.  Es  wurde  auf  Bäumung  geklagt;  der  Mieter  verstand 
es  in  gewandter  Weise  den  Prozefs  Monate  hindurch  aufzuhalten. 
Endlich  wurde  das  Haus  zwangsweise  geräumt.  Der  Schaden  für  den 
Eigentümer  war  um  so  erheblicher,  weü  sich  nunmehr  auch  heraus- 
stellte, dafs  das  Haus  durch  den  Mieter  arg  verwahrlost  worden  war, 
und  erhebliche  Beparaturkosten  erforderte.  Im  ganzen  hatte  der 
Eigentümer  bis  1.  Juli  1904  eine  Bruttoeinnahme  von  nur  4100  Mk. 
Dem  standen  aber  gegenüber  Auslagen  an  „Gerichtsvollzieher,  Anwalt 
und  Gericht",  in  Höhe  von  175  Mk. ,  „Steuern,  Wassergeld"  228  Mk., 
Eeparatureu  280  Mk.  —  alles  in  allem  darf  man  die  Nettoeinnahme 
im  Laufe  der  5'/2  Jahre  höchstens  avif  3300  Mk.  ansetzen,  d.  h.  nicht 
weniger  als  ca.  40  "'o  der  vertragsmäfsigen  Sollmiete  gingen  dem  Eigen- 
tümer verloren.  Übrigens  ist  er  sclion  seit  längerer  Zeit  mit  Zahlung  seiner 
Zinsen  im  Bückstande,  und  das  Subhastationsverfahren  ist  eingeleitet. 

Dazu  kommen  die  sanitären  Vorsckriften,  auch  sie  sind 
mit  Freuden  zu  begrülsen,  aber  man  darf  uirlit  übersehen, 
dals  sie  das  Vermieten  von  kleinen  Wohnungen  häufig  fast 
imerträglich  machen. 

In  den  Zeitungen  wurde  jüngst  folgender  Fall  aus  einer  rheinischen 
Mittelstadt  ei-zählt:    „Em  kleiner  Hausbesitzer,   der  seine  Ersparnisse 
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verwendet  hatte  zum  Ankauf  eines  Häusi-licns,  erschien  vor  Gericht. 
Er  hatte  richterliche  Entscheidung  beantragt,  weil  er  auf  Grund  eines 
Orts.statuts  in  Strafe  genommen  worden  war;  er  hatte  nämlich  ge- 
duldet, dafs  in  einer  von  ihm  vermieteten  Wohnung  mehr  Personen 
hausten  als  zuläfsig  war.  Gefragt,  vvarinn  er  die  Strafe  nicht  bezahlt 
habe,  da  doch  die  zugrunde  gelegten  Tatsachen  bewiesen  seien,  er- 
klärte er,  dafs  die  Wohnung  ohne  sein  Wissen  und  gegen  seinen  Wunsch 
überfüllt  gewesen  sei,  dafs  im  übrigen  die  Mieter  keinen  Pfennig  der 
ausbedungenen  Miete  gezahlt,  dagegen  das  Haus  in  einen  Zustand 
versetzt  hätten,  der  jeder  Beschreibung  spotte  und  zu  alldem  solle  er 
nun  noch  bestraft  werden.   Das  gehe  über  seine  Fassungskraft  hinaus." 

Solche  Fälle  sind  nicht  .selten.  Gewiis  ist  es  zu  billigen, 
dal's  Staat  und  Gemeinde  in  immer  höherem  Mafse  den 
unteren  Schichten  der  Bevölkerung  ihi-e  Fürsorge  zuwenden, 
aber  mau  kann  nicht  verlangen ,  dafs  ein  kleiner  Teü  der 
Bürger  die  Kosten  tragen  soll. 

Steigt  für  den  Mieter  die  Gefahr,  dafs  er  einen  Teil 
der  Miete  verliert,  werden  dm-ch  sanitäre  Verordniuigen  seine 
Pflichten  luid  seine  materiellen  Opfer  gxöfser,  so  mufs  das 
einen  Eiuflufs  auf  die  Höhe  des  Mietpreises  ausüben.  Es 
kann  kern  Zweifel  sein,  dafs  heute  die  ordentlichen 
Mieter  von  kleinen  Wolmimgen,  diejenigen,  welche  regel- 
mäfsig  ihren  Mietzins  entrichten,  verhältnismäfsig  zu  hohe 
Mietpreise  zalilen,  sie  müssen  der  weniger  ordentlichen  wegen 
leiden.  Dafs  die  Zahl  der  letzteren  nicht  gering  ist,  das 
beweist  eben  deutlich  genug  die  Unlust  der  Hauseigentümer, 
ein  oder  zwei  Zimmerwohnimgen  zu  vermieten.  Dadm'ch 
erhalten  freilich  die,  welche  „ein  dickes  Fell"  haben,  und 
sich  nicht  so  leicht  abschrecken  lassen ,  einen  monopol- 
artigen Vorzug.  Sie  können  von  dem  Mieter  den  letzten 
Grosehen,  den  er  für  Miete  ausgeben  kann,  herauspressen. 
Je  mehr  Ansprüche  die  Gesundheitskommissiou  bei  gleich- 
bleibendem Einkommen  der  Mieter  stellt,  desto  ge- 
ringerwird die  Zald  derer  sein,  die,  weil  ihnen  die  Möglichkeit, 
den  Mietzins  zu  steigern,  verschlossen  ist,  bereit  sind,  sich 
mit  der  bisherigen  Extraprämie  fiü-  Mühen  und  Gefahren 
zufrieden  geben.  Immer  mehr  nimmt  üitblgedessen  das 
Vermieten  von  kleinen  Wohnungen  den  Charakter  eines 
Monopols  an. 
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So  ist  denn  in  der  Tat  bei  Kleinwohnungen 
f  1  i  e  Äl  ö  g  1  i  c  li  k  c  i  t  d  e  s  W  o  h  n  u  n  g  s  w  ii  c  h  er  s  gegeben, 
aber  nicht  überall  da,  wo  die  Preise  in  die  Höhe  gehen 
ist  ein  solcher  voranszusetzen. 

Einen  Satz  hat  man  sich  hier  stets  vor  Augen  zu  halten : 
„Alle  Verb  esserungsb  est  immun  gen,  so  nützlieh 
sie  im  einzelnen  auch!  sein  mögen,  paralysieren 
den  zweiten  ebenso  wertvollen  Gesichtsiiunkt 
der  Verbilligung"  ■"*).  Ja  selbst  die  m.  E.  im  allge- 
meinen mit  grofser  Freude  zu  begi'ül'sende  Tätigkeit  der 
„gemeinnützigen"  Bauvereine  hat  immerhin  die  bedenkliche 
Folge,  dafs  durcli  sie  vorzugsweise  die  solidesten  und  zah- 
lungsfähigsten Elemente  aus  den  Kreisen  der  Reflektanten 
für  kleine  Wohnungen  herausgesucht  werden,  während  die 
gröfseren  „Risiken"  den  privaten  Hausbesitzern  überlassen 
bleiben. 

Wenn  man  jedoch  von  dem  Monopol  der  städtischen 
Grundeigentümer  spricht,  denkt  man  in  der  Regel  über- 
haupt nicht  an  die  oben  genannten  Fälle,  sondern  an  Bau- 
land, welches  in  den  Aufsenbezii-ken  der  Stadt  Hegt,  tat- 
sächlich i,st  aber  dieses  Bauland  in  seiner  Quantität 
fast  unbegrenzt. 

Diejenigeu,  die  behaupten,  der  Boden  sei  begrenzt,  verwechseln 
offenbar  Landoberfläche  unseres  Planeten  und  Landbasis  für  die  Er- 
richtung von  Gebäuden,  oder,  wie  der  amerilvanisohe  Nationalökonom, 
Professor  Plehn  es  einmal  ausgedrückt  hat:  „Man  verwechselt  land 
surface  mit  land  sui^ply  d.  h.  einen  geographischen  Begriff  mit  einem 
ökonomischen  '*)." 

Die  gröfsere  oder  geringere  Entfernung  der  einzelnen 
Batiplätze  vom  Stadtzentnma ,  mid  ihre  eigenartige  lokale 
Lage  hat  wohl  einen  Einflufs  auf  die  Qualität,  nicht  aber 
auf  die  Quantität  des  Angebotes:  das  gilt  namentUch  für 
die  Gegenwart,  wo  Fahrrad  und  elektrische  Bahnen  eine 
so  grofse  Rolle  spielen. 

Beachtenswert,  weil  nicht  in  dem  gewöhnlichen  Geleise 
sich  bewegend,  sind  die  Einwände,  die  von  Mangoldt  in 
seinem  vortreffhchen  Vortrage  über  die  städtische  Boden- 
frage macht.     Er  führt  etwa  folgende  Gedanken  nälier  aus: 
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Theoretisch  ist  eine  unendliche  FüUo  von  Land  zur  Er- 
weiterung rings  um  die  Stadt  vorhanden,  die  Natur  stellt 
in  den  allermeisten  Fällen  keine  Schwierigkeiten  in  den 
Weg.  Trotzdem  kommt  als  Baustellonland  jeweilig  nur  ein 
ganz  schmaler  Streifen  in  Betracht,  der  sich  unmittelbar 
an  das  bereits  bebaute  Land  anschliei'st;  denn 

1.  Die  Wohnungsbedürftigen  wollen  nicht  jenseits  des 
Streifens  wolmen,  sie  müfsten  dann  in  isolierten  Karrees 
oder  alleinstehenden  Häusern  wolmen,  das  habe  Bedenken 
wegen  der  Frage  der  Sicherheit,  der  Unannehmlichkeiten 
für  den  weibHchen  Teil  der  Bevölkerung  und  so  manchen 
anderen  Umstandes. 

2.  Der  Wohnungsring  kann  nicht  übersprungen  werden, 
weil  eine  Vorbedingung,  die  Anlage  von  Straisen  nicht  er- 
füllt werde.  Zur  Strafse  gebrauche  man  Land,  dieses  sei 
aber  im  Besitze  von  Leuten,  „die  einen  Teufel  tun  werden 
und  die  Erlaubnis  geben,  eine  Strafse  über  ihi"  Land  zu 
legen,  damit  das  dahinter  gelegene  Terrain  aufgesclüossen 
werde.'' 

8.  Die  Zufahi'tstrafsen  müssen  besonders  grols  und 
daher  kostspielig  werden. 

Ich  erwiedere : 

Ad  I.  Der  Einwand  wh'd  entkräftet  durch  Hinweis 
auf  die  tatsächlichen  Verhältnisse.  Wohl  allen  Städten  sind 
einzelne  Karrees  und  einzeln  stehende  Häuser  vorgelagert. 
Die  Unannehmlichkeiten  und  Gefahren  der  Emwohner 
sind  nicht  grölser,  sondern  geringer  als  die  mit  dem  Wohnen 
in  dmiklen  Gassen  und  Hinterhäusern  im  Tnnern  der  Stadt 
verbundenen. 

In  Alünchen  -w-iu-de  es  sogar  während  der  ersten  Hälfte 
des  19.  Jahi-hmiderts  als  ein  Übelstand  beklagt,  dafs  die 
entferntesten  Teile  der  Strafsenanlagen  wegen  des  wohl- 
feileren Ankaiifsjsreises  der  Bauplätze  mit  Gebäuden  besetzt 
■wTirden,  wäkrend  für  die  Ausfüllung  der  groisen  Zwischen- 
räume bis  zu  den  der  Stadt  näher  gelegenen  Bauten  nach 
dem  Verhältnis  der  Bevölkerung  und  des  Bedürfnisses  kaum 
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jemals  oini'  Hoffnung  gco-oLen  sei  (v.  Reiia»ild).  Und  da- 
mals gab  es  nicht  einmal  Stral'senbahnen  I 

Ad  2.  Wir  haben  doch  wenigstens  im  gröfsten  Teile 
Deutschlands  entsprechende  Entoignungsgesetze ,  und  wo 
diese  nicht  vorhanden  sind  oder  unwirksam  bleiben,  sind 
sie  unbedingt   einzufükren ,    beziehungsweise    zu   ergänzen. 

In  Preufsen  kann  das  Grundeigentum  „aus  Gründen 
des  öffentlichen  Wohls  für  ein  Unteruelmien,  dessen  Aus- 
führimg die  Ausübung  des  Enteignungsrechtes  erfordert, 
gegen  vollständige  Entschädigimg  entzogen  oder  beschi'änkt 
werden."  Der  Vorschlag,  einzelne  Enteignungszwecke  im  Ge- 
setze festzulegen,  wurde  venvorfen,  weil  derartige  Bestim- 
mungen entweder  zu  eng  oder  zu  weit  seien.  Dafs  die 
preufsische  Regierung  sie  nicht  all  zu  eng  interpretiert,  be- 
weist die  Tatsache,  dafs  sie  sogar  dem  Verschöneriingsverein 
für  das  Siebengebii'ge  im  Oktober  1890  ziu-  Erhaltung  der 
landwirtschaftlichen  Schönlieit  jener  Gegend  das  Enteig- 
nungsrecht verliehen  hat.  Diux'h  das  Badische  Enteigiiirngs- 
gesetz  vom  2(i.  (5.  1899  ist  ebenfalls  das  Enteignimgsrecht 
für  jedes  dem  öffentlichen  Nutzen  dienende  Unternelimen 
gegeben.  Kach  dem  allgemeinen  Baugesetz  für  das  König- 
reich Sachsen  vom  1.  7.  19ÜU  kann  das  Ministerium  des 
Innern  auf  Antrag  der  Gemeindeverwaltung  Zwangsenteig- 
nung bestimmen,  insbesondere  auch  ziirVerbreitei'img,  Gerade- 
legung oder  Fortsetzimg  der  für  den  imieren  Ortsverkehr 
bestimmten  Strafsen,  Wege  und  Plätze,  sowie  zm'  Anlegimg 
luid  Diu'chfühi'ung  neuer""). 

Ad  3.  Die  Strafsenbaukosten  müssen  von  den  Anliegern 
getragen  werden,  spätestens  dann,  wenn  sie  Häuser  an  der 
Strafse  errichten.  So  bestimmt  §  15  des  preul'sischen  Bau- 
fluchtliniengesetzes vom  2.  7.  1875: 

„Durch  Ortsstatut  kann  festgesetzt  werden,  dafs  bei 
Anlegimg  einer  neuen  oder  bei  Verlängerimg  einer  schon 
bestehenden  Strafse  sowie  beim  Anbau  an  schon  vorhan- 
dene, bisher  unbebaute  Strafsen  von  dem  Unternehmer  der 
neuen  Anlage  oder  von  den  angrenzenden  Eigen- 
tümern,   sobald    sie    Gebäude    an   der  neuen   Strafse   er- 
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richten,  dio  Fivileguiii;-,  orsto  EinrichtmiL!;.  Entwässerung- 
und  Beleuchtimgsvorrichtung  an  der  Stral'se  in  der  dem 
Bedürfnis  entsprechenden  Weise  bescliatft,  sowie  deren 
zeitweise  höchstens  jedoch  t'ünfjährige  UnterhaUnng  bezw. 
ein  verhältnismäfsiger  Beitrag  oder  Ersatz  der  zu  allen 
diesen  Mal'snalinien  erforderliclien  Kosten  geleistet   werde." 

Diese  Bestimmungen  könnten  imter  Umständen  noch 
verschärft  werden,  so  niüfsten  sich  z.  B.  die  Strafsen- 
baukosten  für  den  nicht  baiienden  Eigentümer 
di;rch  Zuschlag  eines  von  .Tahr  zu  Jahr  steigen- 
den  Zinssatzes   erhöhen. 

Der  regelmäfsige,  aber  am  wenigsten  begründete  Ein- 
wand, den  man  denen  entgegenhält,  die  behaupten,  eines 
der  besten  Mittel  die  Gx'uudrentensteigeruugen  auf  ein  be- 
scheideneres Mais  zu  reduzieren,  sei  Verbesserung  und  Ver- 
büligung  der  städtischen  Verkelirsmittel ,  ist  mm  freilich 
der,  das  helfe  nichts,  weil  die  Spekulation  sofort,  wemi 
neue  Verkehi-seinrichtungen  geplant  seien,  ilu-e  Hand  auch 
auf  das  weiter  vor  der  Stadt  liegende  Land  lege  mid  dieses 
dadurch  so  verteure,  dafs  auch  noch  so  gute  und  noch  so 
billige  V^erbindmigen  der  Aufsenbezirke  mit  dem  Stadtinnern 
nicht  helfen  wiü'den. 

Es  soll  hier  nicht  ausführlicher  dai'gelegt  werden,  was 
im  einzehien  auf  diese  Argumentation  zu  erwidern  ist; 
zu  dem  Zwecke  müfste  ja  gesagtes  wiederholt  werden. 
Vergegenwärtigen  wir  xms  hier  nm'  einmal,  wie  sich  die 
Sache  wirklich  verhalten  \\ird :  nehmen  wir  an ,  das  Uir- 
mögliche  sei  möglich  geworden,  etwa  ein  Konsortium  von 
TeiTainspekulanten  habe  einen  breiten  Ring  Land  um  die 
Stadt  in  seinen  Besitz  gebracht.  Um  das  dadtu'ch  ge- 
schaffene „Monopol''  zu  brechen,  wird  eine  Strafse  mit 
elektrischer  Bahn  durch  den  Ring  gelegt.  Nun  wird  das 
Konsortium  das  so  neu  aufgeschlossene  Land  ebenfalls  in 
seinen  Besitz  bringen.  Es  wird  zu  diesem  Zwecke  hohe 
Simimen  ausgeben  müssen,  da  ja  die  Konkurrenz  überboten 
werden  mrifs.  Der  jährliche  Zinsverlust  wii'd  dadmxli 
wesentlich  gesteigert,   gleichzeitig   aber   die   Aussicht,    das 


—    92    — 

ganze  Terrain  in  absehbarer  Zeit  mit  Nutzen  zu  ver- 
werten, erheblich  herabgesetzt,  vollends  dann,  wenn,  wie  es 
wahrscheinlich  wäre,  die  Entwicklung  der  Stadt  diu-ch  die 
Torheit  des  Grundstückskonsortimns  gehemmt  wird.  So 
wäre  es  also  sogar  in  diesem  utopischen  Falle  für  die 
Spekulanten  selbst  höchst  fatal,  weim  sie  versuchen  wollten, 
die  Wirkungen  der  Aufseliliefstmg  neiien  Baulandes  ledig- 
lich durch  weiteres  „Warten"  und  ^^■citeren  Ankauf  von 
Bauland  ilkisorisch  zu  machen. 

Es  bleibt  dabei:  die  „theoretische  Fülle" 
hat  namentlich  dank  der  modernen  Verkehrs- 
einrichtung auch  ihre  grofse  praktische  Be- 
deutung. 

Die  städtischen  Verkelu-seinrichtungen  scheinen  mii'  für 
unser  Problem  von  so  grofser  Wichtigkeit  zu  sein,  dafs  es 
sich  wohl  rechtfertigen  läfst,  weim  ich  gleich  hier  etwas 
näher  darauf  eingehe. 

Der  Omnibus  und  die  Pferdebahn  scheinen  uns  mo- 
dernen Menschen  schon  Überbleibsel  der  galten  alten  Zeit 
zu  sein  und  doch  mul's  daran  erinnert  werden,  dafs  selbst 
der  Omnibus  für  den  inneren  Verkehr  der  Stadt  erst  Mitte 
des  vorigen  Jalu'hunderts  zum  ersten  Male  verwandt  ^vurde  -. 
1843  tauchte  er  in  Hambm-g  auf,  1846  in  Berlin,  1849  in 
München,  18H2  in  Breslau^").  Dagegen  gab  es  im  Jahi-e 
1901  in  Preufsen  niu"  noch  5  Städte  mit  mekr  als  30000 
Einwohnern  (nämlich  Kottbus,  Forst,  Göttingen,  Oppeln  und 
Osnabrück)  ohne  Strafsenbahn.  Dabei  dehnt  sich  der  elek- 
trische Betrieb  auf  Kosten  des  Pferde-  imd  Dampfbetriebes 
immer  weiter  aus,  was  die  Schnelligkeit  der  Beförderiuig 
wesentlich  steigert,  im  Jahre  1900  wiu'den  im  Reiche  noch 
7,1  "lo  der  Bahnlängen  mit  Pferde  betrieben,  im  folgenden 
Jahre  war  dieser  Prozentsatz  auf  3,26  gesunken ''). 

Einige  Zweifel  habe  ich,  ob  hier,  aus  den  Vereinigten 
Staaten  Beispiele  zitiert  werden  dürfen  für  den  wohltuenden 
Einflufs  eines  dichten  Strafsenbahnnetzes  auf  den  Bodenpi'eis. 
Man  mufs  im  Auge  behalten,  dafs  das  Weichbild  der  ameri- 


—     93     — 

kanischen  Städte  (hirclnvcg  viel  gröl'sor  ist,  als  wir  das  in 
Europa  gewöhnt  sind. 

A.  F.  Weber"*)  hat  wohl  nicht  ganz  unrecht,  wenn  er 
meint,  dafs  „the  troUej'  car"  Wirkung  iind  nicht  Ursache 
der  weiträumigen  Wolmweiso  in  den  amerikanischen  Städten 
sei.  Immerhin  möge  hier  ein  Zitat  aus  einem  Berichte  des 
kaiserlichen  Konsuls  in  Cincinnati  Raum  finden'^):  „In  den 
gi-ol'sen  und  mittleren  Städten  wird  der  Preis  des  Grimd- 
eigentums  stark  durch  die  Aiisdehnimg  des  Strafsenbahn- 
netzes  beeinflui'st.  Die  lunliegenden  Ortschaften  werden  in 
inuner  weiterem  Umkreise  mit  der  betreuenden  Stadt  dmxh 
elektrische  Stral'senbahnen  verbimden  und  es  wii-d  auf  diese 
Weise  der  städtischen  Bevölkerung  ein  übermäisig  grofser 
Raum  zum  Zweck  des  Bewohnens  ziu-  Verfügung  gestellt. 
Das  Angebot  leerer  Baiiplätze  übertraf  daher  bei  weitem 
die  Nachfrage,  und  die  Preise  wai-en  sehi-  gedrückt". 

Die  Gleislänge  der  Strafsenbahnen  in  den  amerikanischen 
Städten  ist  durchweg  weit  gröfser  als  die  in  den  deutschen 
Städten,  wie  folgende  Übersicht  zeigt*"): 


BevölkRi-ung 

Gleislänge 

Stadt 

am 

1.  Juni 

1900 

km 

in 

Tausenden 

1900 

New  York 

3437 

1990,3 

Clicago 

1699 

1657,3 

Pliiladelpliia 

1294 

772,3 

St.  Louis 

575 

516,5 

Boston 

561 

342,8 

Baltimore 

509 

568,8 

Cheveland 

392 

349,8 

Buifalo 

352 

471,2 

San  Francisco 

;U:-! 

A22j 

9,162  7091,7 

Bevölkerung        Gleislänge 
Stadt  am  1.  Dezember  1900      km 

in  Tausenden  1900 

Berlin  mit  Vororten  2528  336,6 

Hambiu-g  867  141,8 
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Bevölkerung 

G 

eislänge 

Stadt 

am   1.  Uezombei- 

1900 

km 

in  Tausenden 

1900 

München 

500 

47.S 

Leiiizig 

455 

101,7 

Breslau 

42:3 

43.2 

Dresden 

af)5 

106,2 

Köln 

372 

54.2 

Frankfurt  a. 

M.             288 

33.9 

Hannover 

286 

137.2 

Nürnberg 

261 

26.1 

Magdeburg 

■^:;(i 

:;i.'.i 

Wälu-end   also    in 
10  000    Einwohner    nur 


6605  1063.7 

den    deutschen    Grofsstädten   auf  je 
zirka    1,7    km    Strafsenbahnlängen 


kamen ,  verfügte  in  den  amerikanischen  Städten  dieselbe 
Zahl  Einwohner  über  ein  fünfmal  gröfseres  Strafsenbahmietz, 
nämlich  über  7,7  km.  Nicht  weniger  als  17  amerikanische 
Städte  hatten  mehr  Strafsenbahnkilometer  als  Berlin  mid 
53  mehr  als  die  drittgröfste  deutsche  Stadt .  München, 
wo  im  Jahre  1900  auf  10  000  Einwohner  mu-  0.96  km 
Strafsenbahnen  kamen.  Das  ist  um  so  auffallender,  weil  in 
München  die  Eisenbahn  für  den  rcgclmäfsigen  Vorortsverkehr 
—  ebenso  wie,  abgesehen  von  Berlin,  in  fast  allen  anderen 
deutschen  Städten  —  kaum  in  Betracht  kommt.  Der  Eisen- 
bahnvorortverkehr ist  in  München  hauptsächlich  nur  Ausflug- 
verkehr. 

Neben  dem  Umfange  und  der  Dichte  des  Netzes  spielt 
natürlich  der  Tarif  hinsichtlich  der  sozialökonomischen  Be- 
deutung der  Strai'sen-  und  Vorortbahnen  eine  entscheidende 
Rolle.  Wemr  ein  Arbeiter  —  diese  kommen  hier  in  erster  Linie 
in  Betracht  —  für  eine  einmalige  Hin-  und  Rückfahrt 
an  den  Wochentagen  aiif  den  Strafsenbahnen  Münchens  jäln-- 
lich  62,40  ausgeben  mufs,  wie  dies  von  Reuaidd  berichtet, 
so   ist  das  entschieden  zu  viel. 

Als  besonders  billig  werden  bei  mis  die  Ai'beiterwoc  hen- 
karten der  Eisenbahn  für  den  Berliner  Vorortverkelu-  o-erühmt. 
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Diese  Ai-beiterwoclicnkarteu,  die   zur  zweiinali^-eu  tägliclien 
Fahrt  berechtigen,  werden  niu-  an  Personen  ausgegeben,  die  im 
Besitze    einer    Invalidenversicheriiugskarto    sind.      Thr  Tarif 
ist    vielfach  willkürlich.     Der  Höchstpreis    auf   tlcii    meisten 
Linien  von   etwa  15 — 16  lun   an  beträgt  2  Mk.  ohne  Rück- 
sicht anf  die  Entferming  im  oinzelnon.  Die  längsten  Strecken, 
auf  denen  Wochenkarten  für  2  Mk.  ausgegeben  werden,  sind 
Berlin  -  Oranienbm'g    (27    km)    und    Schlesischer    Bahnhof- 
Königs- Wusterhausen  (30  km).   Die  Kosten  einer  zweimaligen 
Fahrt  ;}.  Klasse  an  jedem  Wochentage  stellen  sich  joro  Monat 
(bei  Annahme  von  26  Wochentagen  für  jede  Person)  im  Ver- 
kehre zwischen  dem  Stettiner  Bahnhof  uml 
Pankow  .     .     4,9  km  Mk.  2,61 1 
Hermsdorf   .       11      „       „      6,.")0 
Oranienbm'g   27,5     „      .,      8,67"') 
Weit  teurer  sind  die  Arbeiterwochenkarten  auf  den  eng- 
lischen  Eisenbahnen"-).     Es   kostet  z.   B.   eine   solche   auf 
folgenden  von  Ai'beitern  häufig  benutzten  Strecken: 


Entfernung: 

Fahrgeld 

Mancliester-Boldon 

17      km 

4  s    5   d 

Whitefield 

!t 

2    „    9    „ 

,,          Oldham     . 

11,5    „ 

3  „  - 

Preston-Blackborn 

18,4    „ 

5  „  »)  „ 

Halifax-Bradfort     .      . 

i;-!     ., 

4  „  - 

Verhältnismäfsig  noch  tem-er  sind  die  Fahrpreise  auf  den 
Londoner  Bahnen.  Nach  dem  Metropolitan  District  Railway 
Act,  1893,  56  und  57  Vict.  cap.  196,  ist  die  Metropolitan 
Railway  verpflichtet,  Ai-beiterzüge  einzulegen,  deren  Fahr- 
preis nicht  übersteigen  darf  bei  Reisen 

von       1—  4  Meilen  1       d 

4—  6         „       IV2  „ 

.        6-  8         „       2       „ 

„        8-10         „       2V2  „ 

„       10—12         ,.       4       ,. 

Für  Entfernimgen  über  zwölf  Meilen  für  je  zwei  weitere 

Meilen  oder  einen  Teil  davon  ^!-2  d.     I)ie  Londoner  Metro- 
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politan  Co.  gibt  nnr  Tagesfalrrkarten,  keine  Dauerkarten  aus. 
Doch  ist  die  Einrichtung  getroffen,  clal's  Samstags  oder 
Sonntags  die  Ai'beiter  Fahrscheine  für  die  ganze  Woche  im 
voraus  nehmen  können.  Die  Gesamtzahl  der  Workmans 
Ticket,  die  von  der  Metropolitan  District  Railway  Co.  im 
Jalu-o  1899  ausgegeben  wurde,  belief'  sich  auf  3,231.7l2.j. 
Heifs  teilt  in  seiner  Schrift  „Wohnungsreform  und  Lokal- 
verkelu'"  mit.  dal's  im  Jakre  1902  auf  den  Londoner  Bahnen 
die  Arbeiterfahrkarte  pro  Meile  durchschnittUch  2,.5tJ  Pf., 
in  Berlin  dagegen  nur  IJA  Pf.  gekostet  habe;  die  Richtig- 
keit dieser  Angaben  vermag  ich  nicht  zu  piTifen. 

Li  den  meisten  deutschen  Städten  kommen  für  den 
Vorortverkelir  in  erster  Linie  die  Strafsenbahnen  in  Be- 
tracht. Leider  ist  das  Material  für  Beiu'toilung  der  damit 
in  Verbindung  zu  bringenden  sozialökonomischen  Verhält- 
nisse aulserordentlich  dürftig.  Soweit  die  Tarife  in  Frage 
kommen,  hilft  diesem  Ülielstande  wenigstens  zum  Teil  ab 
eine  eben  erschienene  Schrift  von  Lothar  Weifs*^),  eines 
Schülers  von  Prof.  Fuchs.  Aus  ihr  entnehme  ich  die  folgen- 
den Angaben. 

Von  Wichtigkeit  für  unser  Problem  sind  zunächst  die 
Tarife  für  die  „allgemeinen  Abonnements".  Da  erhält  man 
folgendes  Bild:  es  hatte  der  Abonnent  pro;  Strecken- 
kilometer zu  zahlen 


Nach  den  Tarifen  der 

für 

für 

für 

für 

1  .Tahr 

1/2  Jahr 

Vi  .Jahr 

1  Monat 

Hamburger  Straf  sen  -  Eisen- 

bahn   

1,07 

0,61 

0,34 

— 

Stadt.  Strafsenbahn  Düssel- 

dorf  

— 

— 

— 

0,16 

Dresdener  Strafsenbahn     . 

2,10 

1,10 

0,62 

— 

Grofse  Leipziger    .     .     .     . 

2,86 

— 

— 

0,29 

Süddeutsche  Eisenbahn  -  Ges. 

Mainz 

7,65 

4,08 

2,55 

1,02 

P  otsdamer  Strafsenbahn    . 

— 

5,88 

2,93 

1,12 

Heidelberger  Strafsenbahn 

16,78 

8,95 



1,57 

Also    [bei    den    Abonnements    für    ein    Jalu-    zwischen 
Maximiim    imd    Minimiun    eine   Differenz   von    ca.    ISOO^o! 
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Dieso  Tatsache  allein  sollte  schon  genügen,  um  die  Öozial- 
ökonomie  anzuliegen,  den  Stral'senbahnfragen  endlich  etwas 
mehr  Beachtang  zu  schenken. 

Von  107  Botrieben,  von  denen  Weils  genauere  Angaben 
erhielt,  haben  nur  27,1  "'o  Sondertarifo  für  Arbeiter.  Selbst 
in  Städten  wie  Breslau,  Essen,  Bochum  fehlen  Arbeitertarife 
vollständig! 

Die  Ermäfsigung  für  Arbeiter  beläuft  sich  auf  16"  3  "  o 
bis  zu  70  »/o  (Strafsburg). 

Abgesehen  von   der  Billigkeit  ist  die  SchneUigkeit  der 

Fahrt  von    besonderer  Wichtigkeit.     Auch    da  fehlen  leider 

genauere  Untersuchimgen.  Aus  dem  mir  vorliegenden  Material 

mache  ich  folgende  Zusammenstellung: 

Stund.     Min. 

Whitechapel  (Mile  End)— Wimbledon  .  19,8  km  —  59 

Whitechapel — Hammersmith     ....  13,3     „    —  44 

Whitechapel— Riclmiond 21        „1  2 

Adgate— High  Street 9,9     „    —  37 

Glasgow  (St.  Enoch)— Paislay.     ...  14        „     —  27 

Glasgow  (St.  Enochj — Neilston     .     .     .  15,7     „    —  30 

Gesundbrunnen — Friedrichstrafse      .     .  15  „     —  39 

Schlesischer  Bahnhof— Friedrichstrafse  15  „    —  32 

Schlesischer  Bahnhof — Potsdam  ...  33  „1  14 

GörlitzerBahnhof — Königswusterhausen  28  „    —  49 

Breslau — Bohrau 23  „    —  32 

Breslau — Deutsch  Lissa 13,4  „    —  21 — 25 

Der  teuere  Fahrpreis,  die  Langsamkeit  der  Eisenbahn, 
die  geringe  Ausdehnung  des  Strafsenbahnnetzes  in  London 
(auf  lOOOO  Einwohner  0,6  km,  dabei  ist  aber  zu  erinnern 
an  die  grofse  Bedeutimg,  die  der  Omnibus  in  London  hat), 
das  alles  bringt  es  mit  sich,  dafs  der  Londoner  Lokalverkekr 
im  Vergleich  zu  anderen  Weltstädten  nicht  so  entwickelt 
ist,  wie  man  aimehmen  soUte,  zmnal  es  wohl  feststehend  ist, 
dafs  im  allgemeinen  der  Verkehr  nicht  nur  absolut,  sondern 
auch    relativ    mit    der    Bevölkerung    wächst.      Nach    einer 

\i}.  Weber,  t'her  Bodenrente.  7 
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neueren**),   von   englischer  Seite   aufgestellton   Berechnung 
betiiig  die  Zahl  der  Reisen  pro  Kopf  der  Bevölkerung  in: 


1900 

1901 

1902 

London     . 

190,0 

195,5 

208,1 

New  York 

235,6 

247,0 

257,1 

BerUn  .     . 

185,2 

197,5 

205,0 

Dafs  die  Fahrt  in  Grofslondon  verhältnismäfsig  so  lange  dauert, 
ist  wohl  zum  Teil  eine  Folge  der  vielen  Stationen ;  innerhalb  Greater- 
london  sind  die  Eisenbahnen  insgesamt  388,3  Meilen  lang,  auf  diesen 
Strecken  sind  nicht  weniger  als  335  Stationen.  Auf  je  12833  Ein- 
wohner kamen  1902  bereits  eine  Station;  Vermehrung  der  Stationen 
kann  freilich  indirekt  auch  Steigerung  der  Schnelligkeit  bedeuten. 
Der  Weg  vom  Hause  bis  zur  Bahnstation  darf  nicht  aufser  Rechnung 
gestellt  werden. 

Auch  die  Zahl  der  Züge  beziehungsweise  der  Strafsen- 
bahnfahrten,  ebenso  wie  die  dirrch  etwaiges  Umsteigen  er- 
forderliche Zeit  namentlich  in  den  Morgen-  und  Abendstunden 
ist  natürlich  von  gröfster  Wichtigkeit  für  die  Wirkung  des 
Lokalverkehrs  auf  die  Grundrente. 

Dazu  kommen  dann  noch  eine  Reihe  von  schembar 
ferner  liegenden  Erwägungen.  Es  fragt  sich,  ob  die  Billig- 
keit der  Fahi't  nicht  etwa  durch  andere  Kosten  kom^^ensiert 
wird,  etwa  durch  Auslagen  für  die  Verpflegung  während 
des  Tages  (Mittagessen)  rrnd  dergl.,  oder  ob  nicht  etwa  die 
Fahrt  mit  besonderen  LTnamiehnilichkeiten  verbimden  ist, 
da  kämen  vor  allem  Überfüllung  der  Arbeiterzüge,  wie  sie 
jetzt  tatsäclilich  schon  vielfach  Regel  ist,  in  Betracht.  Schwierig 
ist  es  auch,  nicht  nur  vom  finanziellen,  sondern  vor  allem  auch 
vom  sozialen  StandpunJite  aus  zu  entscheiden,  in  welchem 
Teile  der  Stadt  neue  Verkelu-swege  geschaffen ,  wo  neue 
Stationen  errichtet  werden  sollen.  Der  Engländer  E.  I.  Harber 
klagte  in  einem  im  Juni  1904  vor  der  Roj^al  Statistical 
Society  gehaltenen  Vortrage  darüber,  dafs  Schaffimg  neuer 
und  billiger  Transportmittel  in  einer  bestimmten  Gegend 
eine  zu  rasche  Steigerimg  der  Bevölkerung  hervorrufe,  die 
dann  dort  leicht  WohnungsüberfüllungmidzustarkeSteigerung 
der  Grunckente  nach  sich  ziehe. 

Man    sieht,     das    hier   in  Rede    stehende   Problem   ist 
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weder  theoretisch  noch  praktisch  so  einfach  wie  man  wohl 
prima  facie glauben  mag.  Wird  ni  an  aber  d  e  r  S  i-  h  w  i  o  r  i g - 
keiten  Herr,  so  kann  kein  Zweifel  darüber  ob- 
walten, dafs  die  Verkehrsverbesserungen  eines 
d  e  r  w  i  c  h  t  i  g  s  t  e  n  ,  vielleicht  das  wichtigste  Mittel 
sind,  um  die  von  der  städtischen  Bevölkerung 
zu  zahlende  Grundrente  herabzudrücken  und 
zugleich,  um  ein  gesunderes  und  angenehmeres 
"Wohnen   in   der   modernen   Stadt  anzubahnen**). 

Es  soll  nicht  geleugnet  worden ,  dafs  in  Deutscliland 
ebenso  wie  in  England  und  allen  anderen  Kulturländern, 
Boden,  der  dm"ch  Strafsen  und  Stadtbahnen  längst  auf- 
geschlossen ist  und  sich  daher  recht  wolil  als  Bauland 
eignete,  doch  nicht  bebaut,  viehnehr  von  den  Eigentümern 
Jahre,  vielleicht  Jahi'zchnte  vom  Mai'kte  fern  gehalten  wird. 

Aber  man  wkd  gewöhnlich  finden,  dafs  es  sich  in  solchen 
Fällen  nicht  um  gewerbsmäfsige  Grundstücksspekulanten 
handelt;  denn  diese  werden  stets  bestrebt  sein,  möglichst 
rasch  zu  verkaufen,  um  möglichst  viel  kaufen  und  wieder 
verkaufen  zu  können.  ,,Der  grofse  Umsatz"  hat  auch  bei 
der  Grundstückspekulation  seine  hervorragende  Bedeutung. 
Das  betonte  jüngst  auch  Lindemaim  bei  Gelegenheit  einer 
Besprechung  des  Mangoldtschen  Vortrages  über  die  „städtische 
Bodenfrage":  er  sagt***): 

„Sehr  richtig  scheidet  Mangoldt  zwischen  den Urbesitzern 
und  Terrainspekulanten.  Jene  kömien  warten ,  bis  ihnen 
die  goldene  Ernte  in  den  Schofs  fällt,  diese  müssen  ihr 
Kapital  —  oft  haben  sie  den  Boden  schon  teuer  gekauft 
—  vei'zinsen.  Daher  gilt  auch  für  sie  das  ökonomische 
Gesetz,  die  Umlaufzeit  mögüchst  zu  verkürzen.  Sie  schliefsen 
ilu'e  Terrains  mit  aller  Energie  auf  und  suchen  die  Bau- 
plätze, mit  Vorteil  natürlich,  möghchst  bald  wieder  los  zu 
werden.  Es  gibt  keinen  gröfseren  Unsinn,  als  die 
Schilderung  der  Bodenspekulation,  nach  der 
der  Spekulant  das  Terrain  ankauft  und  nun  20 
Jahre  lang  ruhig  liegen  läfst,  bis  es  ihm  teuer 
genug  geworden  zu  sein  scheint.  Diese  Phantasie- 
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Sorte  von  Bodenspekulant  verdiente  auf  einer 
Raritäten-  und  M  o  n  s  tr  o  s  i  t  ät  en  au  s  s  t  e  llung 
öffentlich  ausgestellt  zu  werden." 

In  der  Tat  konnte  A.  Voigt"')  für  Berlin  feststellen, 
dafs  es  dort  in  der  Regel  gar  nicht  die  eigentlichen  kapital- 
kräftigen .  ihr  Geschäft  rationell  betreibenden  Boden- 
spekulanten sind,  welche  baureifes  Land  unbenutzt  liegen 
lassen,  sondern  entweder  kleine  Besitzer,  denen  es  an  Kapital 
fehlt,  oder  Grrolskapitalisten,  denen  es  auf  Zinsverluste  nicht 
ankonunt.  Ahnlich  sprach  sich  ein  Redner  (Dr.  Stein)  auf 
dem  6.  internationalen  WolmuTigskongresse  aus  **) : 

„Nicht  die  gewerbsmäl'sigen  Bodenspekulanten  hemmen 
die  Ausdehnung  der  Städte,  sie  haben  von  der  Erschlieisung 
des  Baulandes  den  nächsten  Vorteil,  sondern  vielniehr  die 
Leute,  die  mit  ihrem  Grmidbesitz  nicht  spekulieren  wollen, 
ihn  landwirtschaftHch  oder  gärtnerisch  ausnutzen  wollen, 
oder  reiche  Private  oder  Stiftiuigen,  die  darin  die  sicherste 
Kapitalanlage  sehen.'' 

Ich  halte  die  Ansicht  derer ,  dafs  die  Grundstücks- 
spekulation deshalb  bedenklieh  sei,  weil  sie  zu  raschen  und 
nicht  zu  langsamen  Besitzwechsel  hervorrufe,  für  richtiger, 
als  die  oben  besprochene  Meinung*"). 

Aber  auch  liier  übertreibt  man  wolü  meist,  die  verhältnis- 
mäfsig  hohen  Kosten  der  RechtsübertragTing .  die  Stempel- 
gebüliren,  die  Umsatzsteuer,  das  sind  im  ganzen  recht  wirk- 
same Gegenmittel.  Je  häufiger  noch  nicht  baureifer  Grund 
imd  Boden  mit  Gewinn  verkauft  wird,  desto  geringer  ist 
füi'  den  jeweiligen  Eigentümer  die  Marge  zwischen  Ankaufs- 
preis und  dem  möglichen  reellen  Verwertmigspreis ,  desto 
mehr  muls  er  sich  hüten  Zinsverluste  zu  erleiden,  desto 
mehr,  mit  anderen  Worten,  bemüht  sein,  die  fiktive  MögUch- 
keitsrente  durch  eine  eiiektive  Wirklichkeitsrente  zu  ersetzen. 
Die  Frage,  ob  die  Spekulation  in  der  Regel  Bauland 
vom  Markte  fem  hält,  um  dadurch  den  Bodenpreis  zu 
steigern,  konnten  wir  auf  Grund  theoretischer  Erwägimgen 
imd  im  Hinblicke  auf  die  Tatsachen  verneinen.  Möglicher- 
weise  habe  ich  mm   den  Einwand   zu  erwarten,   damit  sei 
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noch  nicht  die  Behauptung  widerlegt,  dals  die  Spekulanten 
„baureifes  Land" ,  welches  sich  in  ihren  Händen  befindet, 
unbebaut  lassen. 

Mit  dieser  Frage  drängt  sich  eine  wichtige  Zwischen- 
frage auf:  was  ist  baureifes  Land? 

Nicht  deswegen,  weil  der  Eigentümer  sein  Land  gern 
als  Bauland  verkaufen  möchte,  ist  es  auch  schon  wirklich 
Bauland.  Die  Naclifi-age  ist  da  nur  allein  entscheidend; 
nicht  uiu-  die  Quantität,  sondern  aiich  die  Qualität  der 
Nachfrage. 

Es  mag  sein,  dafs  im  Norden  grofser  Mangel  an  Wohnimgen 
herrscht,  während  im  Süden  Überflufs  vorhanden  ist,  leere 
Arbeiten^'olmuugen  sucht  man  vielleicht  vergebens  in  einer 
Stadt,  m  der  Herrschaftswohnungen  in  überreichem  Mafse 
angeboten  werden. 

Ist  es  nun  schon  schwierig,  die  Gröi'se  der  Nachfrage 
nach  "Wohnungen  schlechtweg  richtig  zu  schätzen,  so  steigt 
diese  Schwierigkeit  noch  wesentlich,  wenn  man  von  der  Art 
der  Nachfi-age  ein  richtiges  Bild  zu  erlangen  sich  bemüht 
Und  weiter:  wenn  heute  die  Nachfrage  derart  ist,  dafs  ein 
Stück  Bauland  mit  Vorteil  bebaut  werden  kann,  wird  dies 
auch  noch  nach  ein  oder  zwei  Jahren  sein,  wenn  das  Ge- 
bäude hergestellt  und  bezogen  werden  kann? 

Nehmen  wir  aber  einmal  an,  es  sei  ohne  Zweifel,  dafs 
die  Zunahme  einer  bestimmten  Stadt  eine  dauernde  sei,  dafs 
femer  die  Art  der  Wolinungen ,  auf  die  sich  zunächst  die 
Nachfrage  richten  wird,  bekannt  ist,  dann  bleibt  noch  immer 
die  Frage  offen,  nach  welcher  Richtung  hin  wird  sich  die 
Stadt  weiter  ausdehnen?  In  vielen  alten  ökonomischen 
"Werken  spielt  dies  eine  grofse  RoUe,  die  verschiedensten 
Versuche  werden  gemacht,  lun  in  der  Hinsicht  die  Zukunft 
voraus  zu  ahnen  ^"j. 

Heute  kommt  es  ims  kaimi  ziun  Bewufstsein,  dafs  es 
sich  dabei  um  eine  „Frage"  handelt,  meines  Erachtens  haupt- 
sächlich deshalb ,  "weil  ims  eben  die  Sorge  imd  das  Risiko 
von  der  gewerbsmäfsigen  Bodenspekulation  abgenommen  ist. 
James   Bryce   betont    in    seinem  Buche"*)    .,The   American 
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Commonwealth",  dal's  die  amerikanischen  Städte  sieh  häufifi^ 
in  ganz  entgegengesetzter  Richtiuig  entwickeU  hätten  als 
man  erwartet  habe,  wodurch  mit  grofsen  Kosten  hergerichtete 
Anlagen  von  Privaten  und  Städten  zu  Schanden  wiirden. 
Als  Beispiel  führt  er  an,  dafs  das  Kapitol  in  Washington 
mit  der  Front  nach  Osten  gerichtet  sei,  weil  man  erwartete, 
die  Stadt  werde  sich  in  dieser  Eichtiuig  ausdehnen,  tat- 
sächlich siedelte  sich  aber  die  Bevölken;ng  mehr  im  "Westen 
an,  so  dafs  heute  das  Kapitol  sich  mit  seinem  Rücken  der 
Stadt  zukehrt  und  mit  der  Front  einem  fast  ganz  unbebauten 
Distrikt  zugewandt  ist. 

Selbstverständlich  ist  nicht  nm-  in  Amerika  die  Ent- 
wicklung der  Städte  „eigensinnig";  ich  möchte  beinahe  be- 
haupten, dafs  die  Bauentwicklung  einer  jeden  unserer  mitt- 
leren und  gTöfseren  Städte  Beispiele  genug  dafür  bietet,  dafs 
es  in  Deutschland  genau  so  ist. 

Eignet  sich  ein  Grundstück  in  der  Gregenwart  für  eine 
minderwertige  Klasse  von  Häusern  und  ist  begründete  Aus- 
sicht vorhanden,  dafs  in  nicht  zu  ferner  Zukimft  wesentlich 
wertvollere  Gebäude  darauf  errichtet  werden  können,  so  ist 
es  meines  Erachtens  durchaus  berechtigt ,  dieses  Land  als 
noch  nicht  baureif  zu  bezeichnen.  Errichtet  der  Eigentümer 
ein  Haus  darauf  im  "Werte  von  100  000  Mk.  iind  stellt  es 
sich  etwa  nach  zehn  Jahren  heraus,  dafs  nunmelu-  ein  Haus 
im  "Werte  von  8()(MM)0  Mk.  sich  recht  wohl  auf  demselben 
Platze  rentieren  würde,  so  stände  er  vor  zwei  Möglichkeiten, 
entweder  reifst  er  das  alte  Haus,  obwohl  es  noch  nicht  ver- 
braucht ist,  nieder,  oder  er  läfst  alles  beim  alten,  in  beiden 
Fällen  entstände  ein  volkswirtschaftlicher  Schaden.  Der 
Nachbar,  der  sein  Grundstück  während  des  Jahrzehntes  un- 
benutzt liegen  liefs,  hat  nicht  nur  privatwirtschaftlich,  sondern 
auch  volkswirtschaftlich  den  besseren  Teü  erwälilt. 

In  Paris  hilft  man  sich  damit,  dafs  man  an  vorläufig 
noch  abgelegenen  Strafsen  ganz  leichte  Gebäude  errichtet, 
welche  keiner  tiefen  Grundmauern  bedürfen.  Holz,  Fach- 
werk oder  Ziegel ,  hart  gewordene  Gipsstücke  aus  abge- 
rissenen Häusern  etc.   sind   die  Baustoffe;    Türen,   Fenster, 
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l\amine,  Treppen  und  dergl.  stammen  ebenfalls  vielfach  aus 
alton  Häusern.  Die  Älauerii  sind  niu"  dünn.  Gas.  Wasser, 
alle  Bequemlichkeiten  fehlen.  Steijj^  der  Bodenwert ,  so 
werden  die  Hiinser  niedergerissen^^).  Vielleicht  trägt  dieser 
Umstand  dazxi  l)ei,  dafs  in  Paris,  wie  es  sclieint,  die  Woh- 
nungsnot nicht  so  gi'ofs,  auch  der  unverdiente  Wertzuwachs 
geringer  ist  als  in  anderen  Grofsstädten. 

AVeil  es  so  schwierig  ist,  den  Zeitpunkt  der  Baureife 
eines  Grundstücks  vorher  richtig  zu  bestimmen,  ist  die 
Taxation  so  aufserordentlich  schwierig. 

Im  Pommornbankprozefs  standen  sich  bekanntlich  zwei 
Gi'uppen  von  Sachverständigen  gegenüber  ^^).  Die  eine  hielt 
die  vom  Geheimi-at  Professor  Dietrich  vertretene  Taxmethode 
für  durchaus  zutreffend,  die  andere  Griippe  —  die  vom 
Gericht  bestellte  Konunission  —  bekämpfte  diese  Methode 
als  ganz  unzuverlässig.  Die  gerichtlichen  Sachverständigen 
haben  bei  ihren  Schätzungen  den  zeitlichen  Handelswert  im 
Zeitpunkt  der  Beleihung  ermittelt,  den  sie  aus  ihrer  eigenen 
langjährigen  Kemitnis  und  aus  Erkundigungen  geschöpft 
haben.  Das  Prinzija  Dietrich  läfst  den  Handelswert  ganz 
beiseite.  Zur  Feststellung  des  Wertes  eines  Terrains  teilt 
sich  der  Sachverständige  vielmehr  an  der  Hand  des  vor- 
handenen, oder  falls  ein  solcher  nicht  vorliegt,  auf  Grund 
eines  gedachten  Bebauungsplans  das  Terrain  in  einzelne 
Baublocks  und  zerlegt  diese  in  emzelne  Parzellen,  indem 
er  dabei  die  möglichst  günstige  Ausnutzungsfälligkeit  des 
Blocks  heraussucht.  Auf  den  so  ermittelten  Parzellen  kon- 
struiert sich  der  Sachverständige  dann  weiter  ein  Haus, 
wie  es  den  Grimdstücksverhältnissen ,  der  örtlichen  Lage 
und  der  Baupolizeiordnung  entspricht.  Dieses  so  gedachte 
Haus  berechnet  er  nach  Erfahrnngssätzen  auf  seinen  Bau- 
wert  mid  Ertragswert  und  erhält  aus  beiden  dann  den 
Bodenwert.  Die  Sachverständigen  der  Methode  Dietrich 
sind  des  Glaubens,  dafs  sie  mm  noch,  lun  den  Gegenwarts- 
wert festzustellen,  einen  sogenannten  Risikoabzug  machen 
müssen,  indem  sie  —  unter  Berücksichtigung  der  Stadt- 
entwickelung —   schätzen,   biz   zu   welchem  Zeitpunkt   die 
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Bebaimiip;  des  Ten-ains  beendigt  sein  kann.  Das  Gericht 
hat  sich  den  Sachverständigen  der  Methode  Dietrich  nicht 
angeschlossen;  es  hält  diese  in  der  Anwendung  auf  unbe- 
baute rohe  Terrains  für  absolut  unrichtig. 

Nach  Ansicht  des  Gerichts  sind  Terrains  eine  Handels- 
ware, deren  Wert  sich  nach  dem  Werte  bestimmt,  den 
gleiche  Objekte  bei  Angebot  und  Nachfrage  im  Handels- 
verkehr erzielen.  Es  braucht  wohl  kaum  betont  zu  werden, 
dafs  damit  so  gut  wie  nichts  gesagt  ist. 

Es  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  dafs  die  Methode  Diet- 
rich, so  aufserordentlich  schwierig  sie  auch  praktisch  sein 
mag,  theoretisch  allein  richtig  und  verständig  ist.  Gerade 
dem  ernsten  Käufer  und  Bauunternehmer,  der  nicht  kauft 
um  zu  spekulieren ,  kann  es  nicht  darauf  ankommen ,  zu 
wissen,  was  der  augenblickliche  Handels-,  besser  ge- 
sagt Spekiüationswert  des  Terrains  ist,  der  diu"ch  allerlei 
ZufaU ,  falsche  Taxen  und  sonstige  Machinationen  der 
Spekulation  bestimmt  sein  kann,  ilun  kommt  es  auf  den 
reellen  inneren  Wert  an,  und  der  kann  nur  auf  einem  Wege 
gefimden  werden,  ähnlich  dem,  den  Dietrich  und  andere 
vorgeschlageii  haben. 

Dafs  der  sogenamite  „Spekulationswert",  der  Wert,  den 
vielleicht  ein  besonders  optimistisch  veranlagter  Spekulant 
von  der  Ziakunft  erhofft,  unter  keinen  Umständen 
von  irgend  einer  Bank,  die  als  solide  gelten  wiU,  zm- 
Grmidlage  der  Beleüiung  bei  noch  nicht  bam-eifen  Grund- 
stücken gemacht  werden  darf,  soUte  doch  selbstverständ- 
lich sein.  AVas  in  dieser  Hinsicht  in  der  Petition  be- 
treffend Reform  des  Hj^othekenbankgesetzes,  die  seitens 
der  Bodem'eformer  dem  Reichstage  vor  km'zem  eingereicht 
wurde,  ausgeführt  wird,  ist  dem  Verfasser  in  der  Haupt- 
sache aus  dem  Herzen  gesprochen^'*). 

Es  lieifst  da:  „Die  Gesetzgebimg  hat  den  Hypotheken- 
banken das  Recht  verliehen,  Pfandbriefe  in  den  Verkehr 
zu  bringen.  Dm-ch  die  Hilfe  aller  deutschen  Bankiers,  die 
durch  erhebliche  Extravergütungen  ein  Interesse  daran 
haben,  zum  Schaden  anderer,  insbesondere  auch  der  Staats- 
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rentenwerte ,  gerade  die.so  Pfandbriefe  dem  Piiblilaini  zu 
empfehlen,  stellen  die  im  Verkehr  befindlichen  Hj-potheken- 
bankwerte  heute  einen  erheblichen  Teil  des  Nationalver- 
mögens dar,  der  fast  auf  10  Milliarden  Rlk.  zu  berechnen 
ist.  Dieses  Resultat  ist  hauj^tsächlich  dadm'ch  erreicht 
worden,  dafs  das  Publikrmi  diese  Werte,  welche  den  Ver- 
merk tragen:  „Auf  Grund  des  Privilegs  und  unter  Staats- 
aufsicht" fiir  eine  alisolut  sichere  Kapitalsanlage  hält. 
Namen,  wie  Preufsische,  Deutsche,  Pommersche,  Mecklen- 
burger Hj-pothekenbank,  haben  vielfach  sogar  den  Glauben 
hervorgebracht ,  dafs  es  sich  hier  um  reine  Staats-  oder 
Provinzialpapiere  handelt.  Gestatten  die  Gesetze  ein  solches 
Vorgehen,  so  hat  zweifellos  die  staatliche  Gewalt  eine  be- 
sondere Verantwortung  fiü'  die  Sicherheit  dieser  Werte  zu 
tragen. 

Dieser  Verantwortlichkeit  aber  entspricht  es  nicht,  wenn 
als  Deckung  dieser  Rentenwerte  zu  einem  erheblichen  Teile 
Spekulationsobjekte  dienen.  Die  letzten  gi-ofsen  Hypotheken- 
bankprozesse haben  gezeigt,  dafs  bei  einzelnen  Baustellen 
die  Schätzungen  selbst  der  Sachverständigen  um  viele 
IMilHonen  auseinander  gingen.  Es  erscheint  als  ein  unhalt- 
barer Zustand,  solche  ausschl  iefslich  von  dem  Tem- 
perament und  willkürlichen  Zukunftshoff- 
niingen  bestimmten  Werte  als  Unterlage  für  Papiere  zu- 
zulassen, die  im  Vertrauen  auf  die  staatliche  Autorität  er- 
worben werden.  Eine  etwaige  „Neuregelung  des 
Taxwesens"  wird  hier  nichts  Wesentliches 
ändern,  denn  der  Wert  eines  unbebauten  Ter- 
rains wird  stets  nur  unter  Einsetzung  von  un- 
bestimmbaren Gröfsen,  wie  voraussichtliche  Ver- 
kekrsentwicklung,  Fhiktuationen  der  Bevöllcerung  usw.  ge- 
schätzt  werden  können.  Bei  bebauten  Grundstücken 
ist  es  anders ;  hier  wird  der  wirkliche  Mietsertrag  stets  eine 
bestimmte  Basis  des  Wertes  darstellen." 

Die  daim  folgenden  „sozialpolitischen"  Gründe  vermag 
Verfasser  freilich  nicht  als  stichhaltig  anzuerkennen. 

Mit  Freude  ist  es  ferner  zu  begrüfsen,  dafs  das  Reichs- 
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gerielit  auf  Grund  der  Bcstimmunjjen  des  H.  Ct.  B.  über 
die  Bilanzwerte  outscliied,  dafs  auch  für  Grand.stücke  der 
Satz  gelte,  dafs  sie  in  keinem  Falle  über  den  Betrag  des 
Ansehaffungspreisos  hinaus  bewertet  werden  dürften.  (Ent- 
scheidung V.  4.  12.  1903  4.  Strafsenat). 

Sobald  der  Spekulant  einmal  überzeugt  ist,  dafs  sein 
Grundstück  baureif  ist,  wird  er  mit  dem  Bauen  selten  zögern. 
Ist  das  Grundstück  nämlich  mit  einem  für  die  Gegend 
passenden  Hause  bebaut,  so  wird  es  deshalb  an  dem  Wert- 
zuwachse weiter  teilnehmen,  die  Zahl  der  Kaufliebhaber 
wird  nunmehi-  wahrscheinlich  gTöfser  sein,  namentlich  wenn 
es  sich  nicht  um  Älietskasernen  handelt,  weil  viele,  die  keinen 
unbebauten  Boden  ankaufen  mögen,  doch  gerne  gewillt  sind, 
ein  fertiges  Haus  zu  erwerben ;  hat  der  Eigentümer  aber 
keine  Ijust  zu  verkaufen,  so  wird  ihm  nach  dem  Bau  eines 
Hauses ,  das  er  vermieten  kann ,  das  Warten  erheblich 
leichter. 

Es  ist  vorgeschlagen  worden,  dafs  der  städtische  Grund- 
besitz Gemeindeeigentum  werden  soll.  Darf  man  annehmen, 
dafs  nach  Verwirklichung  dieses  Planes  die  Beantwortung 
der  Frage ,  ob  ein  bestimmtes  Stück  Land  baureif  ist, 
weniger  schwierig  sein  würde,  als  in  der  Zeit  des  vor- 
herrschenden Privateigentums  ?  Gewifs  nicht ;  die  Schwierig- 
keit bliebe  vor  wie  nach  gleich  gTofs,  aber  wahrschein- 
lich würde  sich  a  Is  d  a  n  n  die  verantwortliche 
Stadtverwaltung  viel  weniger  leicht  zu  einer 
Bejahung  entschliefsen  als  die  wagemutige 
moderne  B  o  d  e  n  s  p  e  k  u  1  a  t  i  o  n.  Zum  Beweise  ,  dafs 
dieses  nicht  blol'se  Theorie  ist,  teile  ich  folgende  Stelle 
aus  dem  Jahresberichte  der  Berliner  Grundstücks-  und 
Hj^othekenmakler  pro  1902  mit:  „Bemerkenswert  ist  es, 
dafs  die  Stadt  Berlin  ihre  grofsen  Terrains  noch  immer 
brach  liegen  läi'st.  Die  Baugesellsc haften  und  son- 
stigen Terrainbesitzer  passen  ihre  Forderungen 
und  Bedingungen  den  Zeit  Verhältnissen  an, 
und  werden  ihre  Parzellen  an  solvente  Unter- 
nehmer   schlank    los,    die    Stadt   dagegen    bleibt 


-      107     — 

bei  ihren  iuilien  Preisen  nnd  scliwt'ren  B  e- 
(lingnngen  und  läl'.st  die  Baustellen  lieber  zins- 
und    nutzlos    liesjcn.      Ähnlich    vorhält    sich    der 

Fiskus    als    'l'e  r  r  ai  n  li  e  s  i  tz  er." 

Und  doch  wird  man  mit  dem  Reichsanzeiger  (Juli  1904) 
der  Ansicht  sein  müssen,  dafs  die  städtische  Verwaltung 
die  Aussichten  der  einzelnen  Terrains  in  der  Umgebung 
\iol  richtiger  beurteilen  könne  als  die  Privatspekulation. 
Aber  anderseits  betont  der  Reichsanzeiger  ebenfalls  mit 
Rocht,  dai's  sich  die  Stadtverwaltung  ,an  keiner  Weise  mit 
(Trundstücksspekulation  verquicken  darf. "  "Will  man  aber  nicht 
..spekulieren",  so  mufs  man  eben  warten,  bis  die  Entwicke- 
liuig  so  weit  vorgeschritten  ist,  dals  an  der  Bam'eife  keia 
Zweifel  melu'  sein  kann. 

Die  Bodenreformor  sind  verständig  genug  anzuerkennen^ 
dals  die  Spekiüation  an  imd  für  sich  in  unserer  AVirtschafts- 
ordmmg  nicht  schädlich,  im  Gegenteil  miumgänglich  not- 
wendig sei. 

So.  erkläi't  Henry  George-'^):  „Das  alte  Vorirrteil  gegen 
Spekulanten  in  Nahrungsmitteln  mid  sonstigen  unentbehr- 
lichen Artikeln  macht  einer  verständigeren  Auffassung  Platz, 
denn  sorgfältigere  Untersuchungen  haben  gezeigt,  dai's  da, 
wo  die  Spekiilanten  nicht  alle  Quellen  und  Mittel  der  Pro- 
duktion behen'schen  und  die  Spekulation  kein  Monopol 
wird,  diese,  statt  Mangel  zu  verm'sachen,  im  Gegenteil  da- 
raufhin zielt,  ihn  zu  beseitigen." 

Und  in  dem  deutschen  Organ  der  Bodenreformer  hiefs 
es"^):  „So  sehr  die  Aus-^^ichse  der  Spekulation  auch  schäd- 
lich sein  mögen,  die  normale  Spekulation  ist  unter  allen 
Umständen  etwas  Notwendiges,  das  Risiko  ausgleichen- 
des, die  grofsen  Pi'oissprünge  nivellierendes,  gerade  im 
Interesse  einer  soliden  Volkswirtschaft  ist  sie 
nicht   zu    entbehren." 

Das  alles  will  man  aber  für  die  Bodenspekiilation  nicht 
gelten  lassen.  In  erster  Linie  rechtfertigl  man  diesen  Zwie- 
spalt der  Meinimg  mit  dem  Hinweis   auf  die  Begi'onztheit 
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des  Bodens,  nach  dem  oben  ausgeführten  ist  es  nicht  nötig, 
darauf  näher  einzugehen. 

Dazu  kommen  aber  noch  einige  weitere  Gründe:  Knut 
Wicksell^')  weist  darauf  hin,  dafs  das  Land  nicht  trans- 
portabel sei,  infolgedessen  könnten  die  volkswirtschaftlichen 
Aufgaben  der  Börsenspekulation  gar  nicht  von  der  Grund- 
stücksspekulation ausgeführt  werden.  Wenn  Überilufs  an 
Bauland  vorhanden  ist,  so  kann  allerdings  davon  nicht  nach 
Orten,  wo  Mangel  herrscht,  verschickt  werden  —  zum 
Schaden  des  Grundstückspekulanten.  Anderer- 
seits wenn  Mangel  vorhanden  ist,  kann  dem  jedoch  (wie  an 
anderer  Stelle  ausgeführt  wurde)  abgeholfen  werden,  weil 
zwar  der  Boden  selbst  nicht,  wohl  aber  die  Menschen,  die 
ihn  benutzen  wollen,  „transportabel"  sind.  Mithin  ist  das 
Risito  des  Grundstücksspekidanten  wesentlich  gröfser  als 
dasjenige  des  Börsenspekulanten,  das  ist  aber  doch  sicher- 
lich kein  Beweis  gegen  die  volkswirtschaftliche  NützHchkeit 
<ler  Grundstücksspekulation. 

Unter  Zustimmung  von  Professor  Fuchs  erklärt  Eber- 
stadt''*), es  sei  deshalb  nicht  zuläfsig,  Ai'guniente,  die  für 
die  Getreidespekulation  richtig  seien,  auch  für  die  Boden- 
spekidation  anzuwenden,  weil  bei  letzterer  keine  Spekulation 
ä  la  baisse  möglich  sei.  „Die  Spekulation  vollzieht  sich 
hier  ganz  einseitig  und  hat  ausschliel'slich  die  Tendenz,  eine 
Preissteigerung  herbei  zu  führen." 

Wii'  wissen,  dafs  der  letztere  Ausdruck  nicht  richtig 
ist,  die  Spekiilation  hat  die  Aufgabe,  eine  Preissteigerimg 
aufzuspüren,  sie  vorauszuahnen,  aber  sie  kann  eine 
solche  regelmäfsig  nicht  „herbeiführen". 

Davon  abgesehen,  ist  Eberstadt  ähnliches  zu  erwidern 
•wie  Wickseil,  weil  eine  Spekulation  ä  la  baisse 
fehlt,  mufs  der  Bodenspekulant  diejenige  Stütze 
entbehren,  die  im  Falle  einerKrisis  seinen  allzu 
tiefen  Sturz  verhindert,  auch  deshalb  ist  sein  Risiko 
wieder  wesentlich  gi-öfser  als  dasjenige  des  Börsenspekulanten. 

Das  zeigt  sich  besonders  deutlich,  wenn  man  den  Im- 
mobiliarmarkt  mit  dem  Produktenmarkte  vergleicht.    Wenn 
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auf  letzterem  gewaltsame  Störungen  der  Preisentwicklung 
durc'ligeftilirt  werden,  so  wü'd  zwar  auch  hier  dem  zu  liohen 
Steigen  nach  kiu'zer  oder  längerer  Zeit  ein  jäher  Sturz 
folgen.  Aber  dieser  Stiu'z  wii-d  nie  ein  so  völliger  Zu- 
sammenbruch sein,  wie  er  nach  ähnlicher  Überspelaüation 
in  einer  Reihe  von  Fällen  auf  dem  Inimobilienmarkte  zu 
beobachten  war,  weil  die  Baissiers  dort  eingreifen,  hier 
fohlen.  Anderseits  fehlt  auf  dem  Produktenmarkte  der 
künstlichen  Spekulation  a  la  hausse  das  angebliche 
Gegengewicht  eiaer  künstlichen  Spekulation  ä  la 
baisse"^). 

Doch  noch  euien  anderen  Unterschied  zwischen  der 
Börsenspekulation  und  Bodenspekulation  glaubt  Eberstadt 
gefunden  zu  haben  —  wiederum  stimmt  ihm  Fuchs  bei  — 
„im  Getreidehandel  ist  es  schwierig,  die  möglicherweise 
verfügbare  Menge  zu  berechnen,  und  der  Markt  kann  inuner 
nur  für  kurze  Zeit  behen-scht  werden.  Beim  Boden  Hegt 
der  vorhandene  Bestand  oÜen  da,  und  die  Beherrschung 
des  Marktes  büdet  die  erste  Stütze  der  Spekulation".  Der 
Leser,  der  den  bisherigen  Erörterungen  gefolgt  ist,  wird 
liinter  diese  Sätze  schon  von  selbst  das  erforderliche  Aus- 
mfungszeichen  machen.  Eberstadt  übersieht  offenbar  ganz, 
worauf  es  bei  der  Bodenspekulation  ankommt,  der  Boden 
selbst  ist  nur  Mittel  zum  Zweck,  der  eigentliche  Gegen- 
stand der  Spekulation  ist  das  "Wohnungsbedürfnis,  dieses 
ist  aber  noch  weit  schwerer  zu  berechnen  „als  die  möglicher- 
weise verfügbare  Menge  Getreide." 

Man  wird  da  einwenden,  das  Wohnungsbedürfnis  sollte 
mafsgebend  sein.  Es  ist  und  mufs  es  auf  die  Dauer 
auch  in  "Wirklichkeit  sein.  Genau  wie  an  der  Börse, 
mögen  Bodenspekulanten  vorübergehend  eine  Haufse 
ohne  wirtschaftliche  Ursache,  dort  ohne  Rücksicht  auf  „die 
verfügbare  Menge  Getreide",  hier  ohne  Rücksicht  auf  Quan- 
tität und  Qualität  des  Wohnungsbedürfnisses  in  Szene  setzen, 
die  "Wirkungen  einer  solchen  Hausse  bleiben  vorwiegend 
auf  den  Ki-eis  der  Spekulanten  beschränkt.  Das  auf  die 
Dauer    entscheidend    wirkende    bleibt   hier   wie 
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bei  jeder   Preisgestaltung:    das   Verhältnis   von 
Vorrat   und    ß  e  d  a  r  f. 

Wird  darauf  los  spektdiert,  ohne  diese  umimstöf suche 
Tatsache  im  Auge  zu  behalten,  so  rächt  sich  dies  gerade 
an  dem  Spekulanten  am  empfindlichsten. 

Wie  die  Nachfrage  beinahe  regellosen  Schwankungen 
luiterliegt.  so  wird  naturgemäfs  auch  das  Angebot  zeitlich 
sehr  wenig  „regelmäisig"  sein  können.  Im  Jahre  1902 
wru-den  auf  lOOOO  Einwohner  in  Bremen  41,71,  in  Frank- 
furt a.  M.  24,71,  m  Duisburg  19,27  neue  Häuser  erbaut. 
Dagegen  aber  in  Dresden  nur  5,48,  in  Königsberg  4,7ll,  in 
Altena  3,86"").  Nach  der  Begi-ündimg  des  preuisischen 
Wohnungsgesetzentwurfes  standen  in  Essen  im  Dezember 
1900 :  1,25  "/o,  im  November  1902  aber  4,76 "  o  aller  Wohnungen 
leer,  für  E-ixdorf  waren  die  entsprechenden  Prozentsätze 
am  1.  Dezember  1901:  0,60,  am  1.  April  1904:  8,75;  in 
Frankfurt  waren  im  März  1902:  1,56,  im  März  1903:  3,01  "/o 
der  Wolmiuigen  imvennietet. 

In  Berlin  ^''^ )  kamen  auf  je  100  im  Mietssteuer-  bezw. 
Grundsteuerkataster  geführte  (bebaute  luid  unbebaute)  Grund- 
stücke Verkäufe : 

1889      1890     1891      1892      1893     1894     1895      1896     1897 
19,17     14,86     12.98     12,34     10.97    10,87    10,30      8,28      7,58 

Die  subhastierten  Grundstücke  waren:  Prozent  aller 
verkauften. 

1889     1890     1891      1892      1893      1894      1895     1896     1897 
i;28      4,27      6,19     12,83     15,77     15,90     15,99    20,44    17,78 

In  dem  Vorort  Wedding  ergaben  sich  folgende  Zahlen 
für  die  Verkäufe : 

1889      1890      1891      1892      1893      1894      1895      1896      1897 
31,68    21,51    14,49     16,64     17,99     14,79    14,57     10.52       9,74 

Für  die  subhastierten  Grundstücke : 
1889     1890     1891      1892     1893     1894     1895      1896      1897 
0,41      7,42     10,78     18,61     22,92    31,87     25,30    31,15    28,65 

Die  Zahlen  sind  deshalb  selir  interessant,  weil  sie  zeigen, 
dafs  ein  Nachlassen  der  Kauflust  für  die  Grundeigentümer 
äufserst  fatal  ist,  sinkt  der  Prozentsatz  der  verkauften  Grund- 
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stücke,  so  steigt  dorjcuige  der  subhastierten  Grundstücke 
entsprechend. 

Wartet  die  Öpeladation  ab,  ob  die  vermehrte  Nachfrage 
eine  nicht  blofs  zeitweise  ist,  dann  hat  sie  den  Vorwiu-f  zu 
(>r\varton,  dafs  sie  planmälsig  das  Land  vom  Markte  zurück- 
hahe,  um  die  Preise  in  die  Höhe  zu  treiben.  "Wü'd  dagegen 
der  Bedarf  seitens  der  Spekulation  überschätzt,  baiit  man 
in  einem  Jahre  zahh'eiche  neue  Häuser,  weil  gerade  ein 
starker  Zuzug  von  aufsen  stattfindet,  der  sich  dann  aber 
nicht  als  dauernd  erweist,  so  spricht  man  von  den  „unver- 
meidlichen Rückschlägen  der  exessiven  Bauwut." 

Es  ist  ja  schön  gesagt,  wenn  es  da  heifst :  ,,Das  Aus- 
scheiden der  Spekulation  aus  dem  legitimen  Baugewerbe 
müfste  das  letztere  der  „mittleren  Linie"  zufülu-en.  Diese 
berühmte  „mittlere  Linie"  mufs  aber  eben  erst  gefunden 
werden  *"-). 

Der  „Plutus"  sagte  kürzlich:  „Das  Wesen  aller 
Produktion  für  den  kapitalistischen  Markt  ist 
das  Risiko.  Wer  es  trägt,  erfüllt  eine  wichtige 
wirtschaftliche  Mission"'"^).  Diese  Mission  erfüUt 
auch  die  Bodenspekulation,  dafs  es  dabei  Auswüchse  ebenso 
wie  bei  der  Börsenspekulation  gibt,  ändert  an  dieser  Tat- 
sache nichts. 

Für  manche  Bodem'eformer  scheint  allerdings  eine 
excessive  Bauwut  gar  nichts  Bedenkliches  zu  haben.  So 
glaubte  ich  meinen  Augen  wirklich  kaiun  zu  trauen,  als  ich 
jüngst  die  Behauptung  des  sonst  so  verständigen  Herrn 
Damaschke  las.  dafs  es  das  „allerbeste,  was  eintreten  könne, 
sei.  wenn  jeder  Bauspekulant  künftig  alles  bebaue  und  daim 
verkaufe  ....  Dann  würde  aus  jedem  Bausjiekiüanten  ein 
Bauunternehmer  werden,  dann  -würde  es  Ai-beitseeletrenheit 
in  HüUe  und  Fiüle  geben,  und  es  wüi-de  eine  solche  Menge 
von  Wolinungen  leer  gestellt  werden,  dafs  eine  ungesunde 
Mietssteigenmg  nicht  mehr  möglich  sein  würde !"  Und 
selbstbewufst  fügt  er  noch  hinzu:  „Wie  grofse  Aufgaben 
haben  wir  Bodenreformer  doch  noch  in  unserer  Aufklärungs- 
arbeit zu  leisten"  "*).     Dazu   wäre   aber   doch  noch  vorher 
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das  so  wichtige  Kapitel  aus  der  Volkswirtschaftslclire  über 
die  Krisen,  speziell  über  die  Immobiliarki-isen  zu  studieren. 
Schon  ein  Blick  auf  Verlauf  und  Folge  der  Münchener 
Ki-isis  in  den  30  er  Jahren,  der  Kölner  Krisis  in  den  50  er 
Jalu-en,  der  Wiener  Krisis  vom  Jalu'e  1873,  würde  mit  aller 
Deutlichkeit  zeigen,  dafs  auch  hier  ein  Zuviel  die  bedenk- 
lichsten Folgen  imd  wahrlich  nicht  niu"  für  die  Grund- 
rentner hati 

"Wieviel  hat  man  in  den  letzten  .Jahrzehnten  erdacht 
und  getan,  um  das  Risiko  der  Produktion  möglichst  zu  re- 
duzieren: ich  erinnere  insbesondere  an  die  zahlreichen 
gründlichen  scharfsinnigen  Untersuchungen  über  die  Ursachen 
und  die  Natui-  der  Wirtschaftskrisen,  davon  hat  nicht  nur  die 
Wissenschaft  Nutzen  gehabt.  Gewiis  haben  die  Störungen 
im  Wirtschaftsleben  eines  Volkes  auch  auf  die  Lnmobiliar- 
werte  einen  erheblichen  Einflufs,  aber  anderseits  bleibt  es 
doch  walu":  „Die  Immobiliarkrisis  der  einen  Stadt  ist  nicht 
gleichartig  mit  derjenigen  ü-gend  einer  anderen  Stadt.  Jeder 
Immobiliarkrisis  haftet  ein  lokales  Kolorit  an,  das  genau  er- 
kamit  und  gewürdig-t  sein  will"  (F.  Hecht).  Dazu  genügt, 
nicht  die  Formulierung  einiger  Schlagworte ! 

Damit  hängt  es  zusammen,  dafs  der  Börsenspekidation 
—  abgesehen  von  Ernteschätzungen,  Marktberichten,  Ge- 
schäftsreisenden usw.  —  in  der  Börse  ein  „Meisinstrument 
für  die  feinsten  Schwingungen  des  Nervensystems  des  woi-t- 
schaftlichen  Körpers"  zur  Verfügimg  steht,  dafs  jedoch  der 
Grundstücks-  und  Bauspekiüation  etwas  Almliches  nicht  zur 
Seite  stehen  kann.  Aber  auch  das,  was  hier  in  etwa  zur  Re- 
gulierungdienen könnte,  eine  sorgfältige  regehnäfsige  Statistik 
über  Verteilung  rnid  Vei'wendung  des  Grundbesitzes,  über 
Angebot  und  Nachfrage   am  Wohnungsmarkte,   fehlt  ganz. 

Es  wäre  unrecht,  wenn  man  verkeimen  woUte,  dafs 
das,  was  in  dieser  Hinsicht  auf  dem  letzten  deutschen  Haus- 
und Grundbesitzertage  der  Verbandsvorsitzende  ausführte, 
im  wesentlichen  richtig  ist :  auf  dem  Gebiete  der  Bautätig- 
keit herrsche,  so  führte  er  aus,  eine  vollständige  Anarchie 
ohne  gleichen.     Um   diesen  Übelstand   gingen  imsere  zahl- 
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reichen  modernen  Sozialpolitiker,  die  .sich  sonst  nicht  genug 
in  Statistiken  etc.  tim  könnten,  vorsichtig  herum  imd  auch 
die  amtlichen  Stollen  kümmerten  sich  um  diese  Mifsstände 
nicht  im  geringsten.  Demgegenüber  müi'sen  die  Hausbe- 
sitzer verlangen,  dafs  die  Produktion  wenigstens  in  etwas 
geleitet  werde  von  einer  städtischen  Baustatistik,  damit  man 
eventl.  in  der  Lage  sei,  hemmend  oder  auch  fördernd  auf 
die  Produktion  einzuwirken. 

Doch  ich  höre  schon  den  Einwand:  die  vollständige 
Anarchie  am  städtischen  Immobilienmarkte  mirde  sofort 
verschwinden,  wenn  die  Spekulation,  die  an  allem  schuld 
ist,  ausgeschaltet  würde.  Nehmen  wii-  einmal  an,  es  -noirde 
diese  Spekulation  etwa  dm'ch  Gesetz  immögiich  gemacht; 
was    dann?      „Der    Bedarf   wird    allein    mafsgebend    sein." 

Aber  wenn  man  diesen  Satz  leichtfertig  ausspricht,  be- 
denkt man  nicht,  dafs  die  neuen  Strafsenanlagen,  vor  allem 
aber  auch  die  Bauparzellen  in  der  erforderlichen  Gröi'se 
schon  1  bis  2  Jahre  (Bauzeit)  vor  dem  gesteigerten  Woh- 
nimgsbedarfe  baufertig  sein  müssen.  SoUte  also  der  wirk- 
lich vorhandene  Bedarf  allein  mafsgebend  sein,  so  müfste 
man  sozusagen  über  Nacht  die  erforderlichen  Häuser  her- 
vorzaubern können,  oder  aber  in  der  Lage  sein  zu  prophe- 
zeien, wie,  nach  welcher  Richtung,  in  welcher  Quantität 
und  Qualität  der  Wohumigsbedarf  der  Stadt  in  den  nächsten 
Jahren  sich  entwickeln  würde. 

Da  aber  von  solchen  Zauberkünsten  nicht  die  Rede 
sein  kaim,  so  würde  man  tatsächüch  nur  erreichen,  dafs 
die  Entwicklung  der  Stadt  auf  das  bedenklichste  gehemmt 
und  ganz  und  gar  von  dem  guten  Willen  der  an 
der  Stadtgrenze  wohnenden  Ackerbürger  ab- 
hängig sei.  Diese  würden  eben,  weil  sie  keine  gewerbs- 
mäfsige  Spekulanten  sind,  deshalVi  nm-  um  so  gefährlichere 
Spekulanten  werden. 

Heute  kauft  die  Spekulation  zu  einer  Zeit ,  wo  der 
Bauer  kaum  ahnt,  dafs  auf  seinen  Kartoffeheldem  städti- 
sche   Wohnhäuser    entstehen    werden,    den    vorstädtischen 

Ad.  Weber,  Über  Bodenrente.  8 
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Landbesitz  an  und  anch  dann  vermag  sie  den  Bauer 
vielfach  nur  ziini  Verkaufe  zu  bewegen,  wenn  sie  sich 
erbietet,  nicht  nur  einzelne  Stücke  herauszu- 
nehmen, sondern  das  ganze  zu  erwerben.  Ist  aber 
eüunal  die  Zeit  der  Baureife  herangekommen,  so  wird  — 
die  tägliche  Erfalu'iuig  lehrt  es  —  der  Spekulant  weit  eher 
bereit  sein,  eine  Bauparzelle  zu  einem  angemessenen  Preise 
zu  verkaufen  als  der,  der  sie  etwa  von  den  Vätern  ererbt 
hat  und  landwh-tschaftlich  benutzt.  Das  "Warten  kaim  dem 
letzteren  gar  keinen  Vermögeusschaden  bringen,  wähi-end  für 
den  Spekulanten  jeder  Tag  weiteren  Abwartens  in  der 
Regel  einen  Zinsverlust  bedeutet. 

Das  Dazwischentreten  der  Spekulation  bewirkt  also  an 
und  für  sich  durchaus  kein  „künstliches  Zurückhalten"  wie 
Pohlniami  behauptet  (s.  o.  Seite  79).  Das  Gegenteil  ist 
der  Fall! 

Man  wird  mir  vielleicht  vorwerfen,  ich  habe  nicht  genügend 
unterschieden  zwischen  Boden-  luid  Bauspekulation.  Eine  der- 
artige Unterscheidung  zu  machen,  scheüit  mir  allerdings 
ohne  Belang  zii  sein.  Tatsächlich  ist  der  Bodenspekrdant 
in  weitaus  den  meisten  FäUen  auch  Bausi^ekulant,  sei  es 
direkt,  sei  es  indirekt  dadurch,  dafs  der  Baumitemehmer 
lediglich  ein  Strohmann  ist. 

Aber  wenn  das  auch  nicht  der  Fall  wäre,  bliebe  die 
Sachlage  im  wesentlichen  unverändert:  der  Bodenspekulant 
A.  verkaiift  ein  noch  nicht  baureifes  Stück  Land;  er  beab- 
sichtigt nicht  selbst  zu  bauen  —  weder  direlct.  noch  indi- 
rekt — ;  er  veräufsert  daher  das  Stück  Land  an  den  Bau- 
unternehmer B.,  dieser  baut  ein  Haus.  Nunmehr  trägt  B. 
ein  doppeltes  Risiko:  1.  das  Baurisiko,  (das  Haus  kann 
vor  dem  Verkaufe  zu  Grunde,  der  Bau  kann  unvorherge- 
sehene Kosten  verursachen  usw.) ;  2.  das  Bodenrisiko,  besser 
gesagt  das  Grundrentenrisiko.  Letzteres  bleibt  auch 
nach  Errichtung  des  Hauses,  mag  auch  seine  Höhe  nach 
unten  oder  nach  oben  in  etwa  modifiziert  werden;  indem 
er  dieses  Risiko  auf  sich  nimmt,  wird  er  zugleich  Boden- 
spekulant.    Das  Grundrentem-isLko  wird  bei  Würdigmig  des 
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Preises,  denB.  dem  A.  zu  zahlen  liereit  ist,  die  TI;uiptrolle 
.spielen. 

Diese  einfache  Tatsache  gibt  Eberstadt  Anlais  zur  Auf- 
stellung einer  Spezialtheorie.  Er  erzählt  folgenden  prak- 
tischen FaU>»-^'): 

„La  dem  städtischen,  an  Berlin  anschliefsenden  Vororte 
Z.  wau'den  zu  gleicher  Zeit  zwei  gleich  grofse  Baustollen 
in  gleicher  Lage  verkauft.  Beide  Grundstücke  waren  je 
lOU  QuadratiTiten  gi-ofs,  sie  bildeten  die  beiden  Eckgiaind- 
stücke  der  sich  schneidenden  Straise  X  und  Strafse  Y. 
Die  beiden  Verkäufe  wurden  in  derselben  "Woche  des  März 
1901  vorgenommen.  Die  Verhältnisse  sind  also  bis  auf  die 
letzte  Einheit  identisch.  Gleichwohl  erzielte  der  Verkäufer 
des  einen  Grundstückes  (A.)  für  die  Quadratrute  (350  Mk., 
der  Verkäufer  des  anderen  Gnmdstückes  (B.)  dagegen  850 
Mk.  Der  Unterschied  riilnt  daher,  dafs  A.  Barauszalilimg 
des  Kaufpreises  verlangte,  ^\■ähl'end  B.  sich  bereit  erkläi-te, 
eine  zweite  Hypothek  in  Höhe  von  300U0  Mk.  auf  den 
zu  errichtenden  Neubau  in  Zahlung  zu  nehmen.  A.  erhielt 
demnach  bei  dem  Geschäft  65000  Mk.  bar,  B.  dagegen 
85000  Mk.,  wovon  45000  Mk.  bar  tmd  40000  Mk.  als 
Hypothek.  Es  ist  dies  wohl  die  einfachste  Form 
der  Schaffung  eines  fiktiven  B  o  d  e  n  w  e  r  t  e  s  durch 
Bodenbelastung." 

Beim  besten  Willen  vermag  ich  in  diesem  Falle 
nichts  Auffallendes  zu  finden.  Eine  zweite  Hj'pothek  im 
Werte  von  3o000  Mk.  ist  doch  nicht  so  gut  wie  30  000  Mk. 
bar.  Es  ist  leicht  möglich,  dafs  B.  die  30  000  Mk.  gerne 
zediert  hätte,  wenn  man  ihm  dafür  5000  bar  gegeben  hätte, 
zmnal  gar  nicht  gesagt  ist,  wie  hoch  die  erste  Hy23othek 
war.  Küi-zlich  berichtete  die  Frankfurter  Zeitung  (Nr.  248 
\".  (j.  9.  1904)  aus  Dresden,  dafs  dort  in  einem  Vororte  drei 
Baustellen,  die  auf  17460  Mk.  geschätzt  waren,  für  16  500 
Mk.  verkauft  -«airden.  Sie  waren  jedoch  mit  —  125  368  Mk. 
Hypotheken  belastet.  Während  der  qm  nach  der  Taxe 
etwa  9  Mk.  Wert  hatte,  lasteten  auf  ihm  (54  Mk.  Hj^po- 
theken. 
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Was  folgert  aber  nun  Eberstadt  aus  dem  oben  genannten 
und  älmlichcn  Fällen: 

„Die  Verschuldung  bildet  unter  den  heutigen  Verhält- 
nissen das  gegebene  Mittel,  um  den  Bodenwort  fiktiv  zu 
steigern.  In  den  FäUen,  in  denen  ein  materieller  Verschul- 
dungsgnmd  nicht  vorliegt,  ist  die  Verschuldung  der  primäre, 
die  Wertsteigerung  dagegen  erst  der  sekiuidäre  Vorgang. 
Dem  Grundstück  wird  ein  Forderungsrecht  d.  i. 
eine  Belastung,  hinzugefügt,  lediglich  (!)  mit 
der  Absicht  und  mit  der  Wirkung,  die  Boden- 
rente und  den  Bodenwert  um  den  gleichen  Be- 
trag zu  steigern.  Der  gestiegene  Bodenwert 
besteht  dann  in  gar  nichts  anderem  als  in  einer 
Verschuldung !" 

Folglich,  füge  ich  hinzu,  basiert  die  letztere,  d.  h.  die 
Hypothek,  auf  nichts.  Die  Sicherheit  ist  wenigstens  im 
Augenblicke  der  Hj'pothekaufnalnne  gleich  Null.  In  solchen 
Fällen  pflegt  aber  der  Geldgeber  eine  entsprechende  Risiko- 
prämie  zu  verlangen-,  diese  kann  nun  durch  die  Höhe  des 
Zinsfufscs  oder  diu-ch  die  nominelle  Höhe  des  Kapitals 
m  die  Erscheinung  treten.  In  dem  von  Eberstadt  mitge- 
teilten Falle  würde  B.  wahrscheinlich  auch  bereit  gewesen 
sein,  statt  einer  Hj'pothek  in  Höhe  von  30000  Älk.  etwa 
zu  4*''ü  einen  erheblich  geringeren  Kapitalbetrag,  aber  zu 
höherem  Zinsful'se,  eintragen  zu  lassen.  Wemi  dann  nach 
einiger  Zeit  dm-ch  die  Wertsteigermig  B.  eine  nicht  nur 
nominelle,  sondern  faktische  Sicherheit  für  seme  Hj'pothek 
bekommt,  so  beweist  das  narr,  dais  auch  der  Hypotheken- 
gläubiger in  hervorragendem  Mafse  an  dem  un- 
verdienten Wertzuwachse  teilnehmen  kann.  Im 
übrigen  hat  der  Fall  nichts  Bedenkliches  an  sich,  voraus- 
gesetzt, dafs  B.  nicht  etwa  sein  Risiko  auf  die  Bauhand- 
werker imd  Lieferanten  abwälzt.  Ülier  diese  Möghchkeit 
wird  noch  zu  sprechen  sein. 

Es  mag  auch  gewifs  Fälle  geben,  wo  hohe  Schein- 
Hypotheken  (in  anderen  Fällen  —  bei  Gebäuden  —  sind 
es  durch  allerlei  Künste  erschlichene  hohe  Versicherungen) 
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nur  den  Zweck  verfolo'eii,  denen,  die  nicht  alle  werden, 
Sand  in  die  Angen  zu  streuen;  aber  das  mufs  doch  schon 
ein  oipienartiger  Patron  sein,  der  den  "Wert  eines  Hauses 
nach  den  darauf  lastenden  Schulden  taxiert. 

* 
Bei     der    SiTche     nach    den    Ursachen    der    modernen 

Wohnungsnot  ist  man  darauf  gekommen,  zu  behaupten,  dafs 
die  Wohnungsfrage  im  wesentlichen  eine  Baukostenfrage 
sei.  Obwohl  ich  glaube ,  dafs  der  Einflufs  der  Baukosten 
auf  den  Bodenwert  nur  ein  geringer  ist,  würde  man  mir 
doch  einen  nicht  miberechtigten  Vorwurf  machen  können, 
wenn  ich  diese  neueste  Theoi'ie  ganz  mit  Stillschweigen 
überginge. 

„Die  Baukosten  selber  sind  es,  die,  während  sie  selber 
steigen,  auch  Veranlassung  zur  Steigerung  des  durchschnitt- 
lichen Bodenpreises  werden  •"ß)."  Diese  These  stellt  A.  Voigt 
auf;  zur  Begründung  führt  er  zweierlei  an: 

Der  Bodenpreis,  bei  dem  ein  Haus  mit  mehreren  Stock- 
werken mit  dem  einstöckigen  noch  konkurrieren  könne, 
stelle  sich  um  so  höher,  je  höher  das  Niveau  der  Baukosten 
sei;  denn  die  Baukosten  nähmen  mit  der  Zahl  der  Stock- 
werke erheblich  ab ,  das  Verhältnis  dieser  Abnahme  sei 
seit  ein  und  einem  halben  Jahrhundert  ungefähr  dasselbe 
geblieben ,  daher  habe  aber  die  absolute  Differenz  mit 
dem  Steigen  der  Baukosten  zugenommen,  wälu^end  z.  B.  im 
18.  Jalnhmidert  die KostendüFerenz  zwischen  einem  Stockwerk- 
quadratmeter in  einem  zwei-  und  einem  dreistöckigen  Hause 
niu"  3  Mk.  betragen  habe,  sei  in  der  G-egenwart  diese  Differenz 
bei  einfacher  Bauart  6 — 8  Mk.  Da  nun  Gebäude  von  ver- 
schiedener Stockwerkzahl  auf  dem  Wohnungsmarkte  mit- 
einander in  KonkuiTenz  treten,  so  nnifs  dabei  nach  Voigt 
die  Wohnungsmiete  sich  so  zu  stellen  tendieren,  „dais  für 
alle  eine  amiähernd  gleiche  Verzinsung  der  gesamten  Her- 
stellungskosten sich  ergilit,  und  dafs  diese  Ausgleichung  der 
Verzinsung  diu'ch  den  Bodenpreis  bewirkt  wird ,  der  eben 
das  bewegliche  Element  in  diesem  wirtschaftlichen  Prozesse 
darstellt". 
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Nehmen  ^\■u•  einmal  an,  ohne  es  zuzvigeben,  dal's  die  in 
dieser  Ai-f^imentation  angeführten  Tatsachen  richtig  seien, 
insbesondere,  dafs  nicht  nui'  die  einmaligen,  sondern  auch 
die  laufenden  Kosten,  ebenso  die  Amortisationsquoten  bei 
dem  einstöckigen  Hause  für  die  Wohnungsflächeneinheit 
ebenso  hoch  sind ,  wie  bei  einem  vier-  oder  fünfstöckigen 
Grebäude,  dann  würden  doch  die  Schlufsfolgerungen  nicht 
berechtigt  sein.  Voigt  scheint  nicht  in  Rechnung  zu  ziehen, 
dafs  die  Wohnflächeneinheit  in  einem  ein-  oder  zweistöckigen 
Hause  in  der  Regel  dvirchschnittlich  wesentlich  wertvoller 
ist  als  in  dem  vielstöckigen  Hause,  und  zwar  nicht  nur,  weü 
das  Wohnen  im  kleinen  Hause  angenehmer  ist  als  in  der 
Mietskaserne.  „Wissen  Sie  nicht",  so  fragte  Geheüni-at 
Kirchner  auf  dem  Düsseldorfer  Wohnungskongresse  *"'),  „dafs 
die  Sterblichkeit  mit  der  Höhe  der  Stockwerke  steigt,  dafs 
Schwangere  eher  abortieren ,  Herzkranke  eher  zu  Grunde 
gehen,  Rekonvaleszenten  das  Ausgehen  imterlassen,  weil  sie 
das  Treppensteigen  scheuen?"  Es  mag  sein,  dafs  die 
Kosten  des  Eigentümers  mit  dem  Zunehmen  der 
Stockwerkzahl  abnehmen,  aber  es  kommt  nicht  nm-  daraiif, 
sondern  auch  auf  die  „Kosten"  des  Mietei's  an,  die  indirekt 
dem  Eigentümer  wieder  zur  Last  fallen.  Mit  Recht  macht 
femer  Rauchberg  darauf  aufmerksam,  dafs  nicht  nm-  an 
Fundament  und  Bedachung,  sondern  auch  hinsichtlich  der 
ganzen  Bauweise  bei  kleinen  Bauten  diu-ch  A'ereinfachungen 
gespart  werden  könne,  in  dem  Mafse,  dafs  die  ökonomische 
ITberlegenheit  des  vielstöckigen  Hauses  erheblich  herab- 
gemindert erscheint  ^"^). 

Dem  obigen  Grunde  fügt  Voigt  einen  zweiten  hinzu, 
um  seine  Ansicht,  dafs  die  Baukosten  den  Bodenpreis  be- 
einflufsten,  zu  rechtfertigen:  „Neben  der  auf  der  Konkurrenz 
der  Bauböden  beruhenden  Steigerung  der  Bodenpreise  greift 
wahrscheinlich  noch  eine  unmittelbare  Platz,  indem  ein  teiTcrer 
Bau  an  sich  einen  höheren  Bodenpreis  schon  deshalb 
zu  tragen  vermag  und  wohl  auch  in  vielen  Fällen  trägt, 
weil  der  Bodenpreis  relativ  um  so  weniger  ins  Gewicht 
fällt,  je  höher  die  gesamten  Baukosten  sind." 
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Das  soll  doch  wohl  hoilseu : 

Wcrm  jemand  sich  entschlossen  hat,  einen  ordentlichen 
Preis  für  den  Hansbau  anziücgon,  kommt  es  ihm  anch  nicht 
darauf  an,  ob  er  für  den  Bauplatz  einige  tausend  Mark  mein- 
bezalüt  als  sein  spai'samerer  Nachbar.  „Man  hat's  ja  dazu." 
Ich  glaube,  dafs  Voigt  dieses  „Ai-giunent"  selbst  nicht  ganz 
ernst  genommen  liat. 

Jedenfalls  ist  der  Beweis,  dai's  die  Bankosten  für  die 
Höhe  des  Bodenpreisos  verantwortlicli  zu  machen  sind,  nicht 
erbracht. 

Sind  aber  die  Bauliosten  wii'klich  gestiegen  um!  zwar 
in  dem  Grade ,  dafs  sie ,  wie  Voigt  behaiiptet ,  die  Haupt- 
lu'sache  der  Mietssteigerung  shid? 

Wäre  dies  richtig,  so  hätten  wir  damit  einen  weiteren 
Beweis  dafür,  dafs  die  städtischen  Grundrentner  msbesondere 
die  Grundstücksjiekulanten  doch  nicht  so  schuldig  sind, 
wie  man  bcliauptet.  Ich  bin  jedoch  auch  in  diesem  Punkte 
dtu'cli  Voigt  nicht  ganz  überzeugt  worden. 

Vor  der  R.  C.  H.  W.  C.  erklärte  Sir  Ciu'tis  M.  Lampson, 
„trustee"  der  berühmten  Peabody  Stiftimg,  auf  Griuicl  der 
sehr  umfangi-eichen  Erfahrimgen  seiner  Stiftimg:  „Obwohl 
die  Häuser  jetzt  viel  besser  und  geräumiger  gebaut  sind, 
kostet  uns  der  einzelne  Raum  doch  weniger  als  früher. 
Manches  Baumaterial  ist  im  Preis  zimickgegangen.  Das 
einzige,  was  im  Preise  gestiegen  ist,  ist  die  Ai'beit,  und  doch 
ist  auch  hier  der  Unterschied  zwischen  heute  und  zwanzig 
Jahre  früher  nicht  sehr  gi'ofs.  Man  hat  gelernt  an 
Eisen,  an  Holz,  an  Steinen  zu  sparen,  was  von 
grofserBedeutungist,  im  ganzen  kömien  heute  Häuser 
ebenso  billig  gebaut  werden   als  vor   zwanzig  .Jakren  *°^)." 

Trotzdem  wurde  von  derselben  Kommission  festgestellt, 
dafs  die  Wolmungsmiete  innerhalb  des  letzten  .Jalu-zehntes 
durchschnittlich  um  50  "/o  gestiegen  war. 

Übrigens  sind  die  Baukosten  in  England  nicht  niedriger, 
wie  auffallenderweise  bei  ims  allgemein  angenommen  wird, 
sondern  höher  als  in  Deutscliland  ""). 

Für  Amerika   stellt   Shearman    fest,     dafs    infolge    des 
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tichnoUen  Fortschrittes  iii  der  Baukunst  Häuser 
gleicher  Qualität  heute  noch  nicht  halb  so  viel  kosteten 
als  30  Jahre  früher,  aber,  so  fügt  or  gleichzeitig  bei:  „We 
all  want  better  buildings  and  therefore  the  reduction  in 
price  is  not  so  obvious,  when  new  buildings  are  demanded  **')." 

Ist  es  in  Deutschland  anders? 

Es  ist  ganz  offenbar,  dafs  sich  in  Deutschland  wie  in 
allen  anderen  Kultm-ländern ,  ja  hier  verhältnismäi'sig  noch 
mehr  als  wie  auswärts,  die  Ansprüche  des  Publikums  an  die 
"Wohnung  mit  der  Hebung  des  Volkswohlstandes ,  mit  der 
gröfseren  Rücksichtnahme  auf  die  Beseitigung  sanitärer  Ubel- 
stände  und  mit  dem  Fortschritte  der  diesbezüglichen  Er- 
findungen sehr  stark  gesteigert  haben. 

Es  wird  heute  jedoch  nicht  nur  schöner,  gesunder,  be- 
quemer, sondern  auch  dauerhafter  gebaut. 

Steigerung  der  nominellen  Baukosten  bedeutet  daher 
ziuiächst  noch  gar  nichts,  sie  kaim  sehr  wohl  eine  tatsäch- 
liche Kostenvermiuderung  in  sich  schliefsen.  Nach  Sombart "'-) 
gab  es  im  Anfange  des  10.  Jabrhunderts  im  ganzen  preufsischen 
Staate  erst  24(343  massive  Häuser  von  insgesamt  145447.J, 
d.  h.  etwa  18  vom  loiio.  Selbst  Stroh  mid  Schindeldächer 
ti-af  man  damals  in  den  Städten  noch  häufig  an,  so  -wurden 
derer  in  Städten  des  Breslauer  Departements  20  342  gezählt 
neben  7425  Ziegeldächern.  Auch  heute  noch  stellt  sich  der 
Einheitsjjreis  pro  Quadratmeter  Gnmdfläche  fitr  ein  Geschofs 
mit  Balkendecke ,  Fachmauerwerk  imd  Ziimneriuig  aus 
Kiefern  oder  Tamien  migefähr  halb  so  teuer  wie  derselbe 
Eiolieitsjireis  füi'  ein  Geschofs  mit  massivem  Ziegelmauer- 
werk (13,50  Mk.  gegen  24  ]\Ik.  bei  einfachen  AVolmhäusern 
3  Meter  hoch).  Deshalb  ist  aber  nicht  etwa  der  Raum  des 
Fachwerkbaues  entsprechend  billiger  "^). 

Man  nimmt  an,  dafs  die  Lebensdauer  beträgt :  bei  einem 
Wohnhause  mit  gewölbtem  Keller,  ausgebautem  Dache, 
massiven  Umfassungen  und  massiven  Scheidewänden  250 
.Takre,  bei  einem  Wohnhause  mit  Scheidewänden  aus  Fach- 
werk 180  Jahre,  bei  einem  Wohnhause  mit  Fachwerks- 
umfassung dagegen  nur  luO  Jahre.     Diese  Zahlen  scheinen 
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mir  doch  gebieterisch  zu  fordern,  dafs  mau  bei  einem  Ver- 
gleiche der  Bankosten  die  Dauerhaftigkeit  der  Gebäude  nicht 
aufser  acht  läfst.  Die  absoluten  Baukosten  bedeuten  recht 
wenig,  es  kommt  auf  die  relativen  Kosten  an. 

Voigt  hat  nicht  einmal  den  sicheren  Beweis  erbracht, 
dafs  die  crsteron  in  Deutschland  gestiegen  sind.  Zugenommen 
haben  bei  gleicher  Qualität  jedenfalls  nicht,  oder  doch  nicht 
wesentlich :  die  Eisenpreise,  die  Ziegel-  und  Sandsteine,  der 
Preis  des  Zements,  auch  die  Tischlerarbeiten  sind  infolge 
Fortschritts  der  Teclmik  trotz  Steigerung  der  Holzpreise 
kaum  teurer  geworden"*). 

Fei'ner  sind  die  Gewinnquoten  der  Baumiternehmer  nach 
allgemeiner  Ansicht  nicht  gestiegen,  wahrscheinlich  sogar 
nicht  unwesentlich  gesunken.  „Die  Bauunternehmer  ver- 
dienten früher  an  den  einzelnen  Bauten  erheblich  mein* 
als  heute,"  das  war  die  gleiclüautende  Antwort  aller  Sach- 
verständigen, denen  Dr.  Stein  eine  diesbezügliche  Frage 
vorlegte  (Stein  ist  im  übrigen  von  der  stetigen  Steigerung 
der  Baukosten  überzeugt)""). 

Gestiegen  sind  unzweifelhaft  die  Arl)eitslöhne,  aber  doch 
nicht  so,  dafs  dadm-ch  trotz  des  Sinkens  der  Unternehmer- 
profite und  trotz  rationellerer  Bauweise  die  gesamten  Bau- 
kosten so  wesentlich  erhöht  wiurden ,  dafs  sie  einen  ent- 
scheidenden Einflufs  auf  das  Steigen  der  Miete  ausübten. 

Es  scheint,  dafs  im  deutschen  Baugewerbe  die  Löhne 
besonders  schwankend  sind,  man  wü"d  daher  vorsichtig  sein 
müssen,  um  nicht  auf  Grund  einzelner  Zahlen  zu  um-ichtigen 
Verallgemeiuerungen  zu  kommen""). 

Der  bekannte  englische  Lohnstatistiker  A.  L.  Bowley  ^") 
illustriert  die  Lohnveränderungen  im  englischen  Baugewerbe, 
indem  er  die  Zahlen  für  1891=100  setzt  durch  folgende  Daten: 
1800:     78  1800:      90 

1870:     98  1877:     100 

1880:     98  1883:       98 

1880:     98  1891:     100 

Li  Deutschland  scheinen  allerdings  die  Löhne  im  Bau- 
gewerbe stärker  gestiegen  zu  sein ,  wemgstens  dann ,  wenn 
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man  die  interessanten  Angaben  von  Renaiilds  für  München 
in  etwa  verallgemeinern  darf. 

Li  Münchon  prliiolteii  pro   Tag :  ]\Iark : 

1866:  1901: 

Mauerpolier  7,0  8    — 9 

Maurer      .     .    4    — 4,5  6,5- — 7,5 

Steinmetz      .    4,5 — 5,5  (5    — 7,5 

Zumnemiann  7  7,5—8,5 

Handlanger  .     2,5 — 3  4    — 5,5 

In  Dresden  dagegen  betrug  der  durchschnittliche  Lohn 
der  Bauarbeiter  nach  Calwer  im  Jahre  1891  mir  1000  Mk. 
und  stieg  bis  19U0  nm-  auf  1250  Mk. 

Mit  Recht  bemerkt  v.  Renauld,  dafs  für  eia  schlüssiges 
Urteil  über  die  etwaige  Steigerung  der  Baukosten  auch  die 
Kenntnis  der  Arbeitsleistung  pro  Tag,  bezw.  ein  Vergleich 
der  Akkordlöhne  nötig  sei.  Femer  wäre  -nächtig  zii  wissen, 
ob  rmd  inwieweit  die  Arbeitsleistung  bei  höherem  Geldlohne 
gestiegen  sei. 

Das  Material,  welches  Andreas  Voigt  zur  Stütze  seiner 
Theorie  beibringt,  ist  aber  auch  noch  aus  anderen  Gründen 
anfechtbar.  Er  macht  gegen  die  statistischen  Angaben  von 
Paul  Voigt  einige  durchaus  zutreffende  Einwände  geltend, 
beachtet  dabei  jedoch  nicht,  dafs  seine  Methode  ebenfalls 
recht  bedenklich  ist. 

A.  Voigt  gibt  eine  Übersicht  über  den  Gesamtwert  der 
bebauten  Grundstücke  Berlins  von  1830  an,  sowie  des  Ge- 
bäudewertes nach  der  Feuerversicherungstaxe ,  um  daraus 
die  für  seine  Baukostentheorie  maisgebenden  Schlüsse  zu 
ziehen.  Der  Gesamtwert  ist  für  aUe  Jahre  gleichmäfsig 
aus  den  Mieterträgen  berechnet  durch  Multipliziei-ung  der- 
selben mit  dem  Faktor  18,  also  unter  der  Aimahme,  dafs 
die  IVIiete  den  Gesamtwert  der  Baugiimdstücke  im  Jahre 
1830  ebenso  wie  im  Jahre  1898  mit  demselben  Prozentsatze 
(ca.  b^h  °/o)  verzinse.  Der  Zinsfufs  ist  doch  im  Laufe  der 
letzten  sieben  Jahrzehnte  sehr  erheblich  gesunken,  es  geht 
daher  nicht  an,  für-  die  Gegenwart  ebenso  wie  für  das  Jahr 
1830   denselben  Kapitalisationsfaktor  in  Ansatz  zu  bringen, 
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■was  auch  deshalb  verfehlt  ist,  weil  heute  infolge  gröfserer 
Dauerhaftigkeit  der  Hänser  das  Verhältnis  des  Mietpreises 
zum  Kapital  natiu'geniäfs  nietlriger  ist  als  früher. 

Auch  zweifle  ich,  ob  es  richtig  ist.  auf  Gnind  der 
Feucrversichprnngstax(>  Schlüsse  zu  ziehen.  Es  ist  .ja  eine 
allgemein  bekamite  Tatsache,  dal's  die  Schätzungsmethoden, 
und  noch  mehr  die  Art  ihrer  Anwendung  zeitlich  imd  ört- 
lich so  aufserordontlich  verschieden  sind,  dafs  man  die  da- 
durch gewomienen  Resultate  nicht  arg-wöhnich  genug  be- 
trachten kann. 

Wenn  aber  auch  die  relativen  Baukosten  tatsächlich 
wesentlich  ge.stiegen  sein  sollten;  so  kann  das  doch  meines 
Eraclitens  imter  normalen  Verhältnissen  keinen  Einflufs  auf 
die  Steigerung  der  Grundrente,  sondern  niu-  aiif  die  Steigerung 
der  Hausrente  im  engeren  Sinne  haben.  Steigerimg  der 
Baukosten  hat  insofern  genau  dieselbe  Wirkungwie  Steigerung 
des  Zinsfufses,  „es  macht  keinen  Unterschied",  sagt  mit 
Recht  Pierson,  „  ob  die  Baukosten  sich  um  SO ";  o  verringern 
oder  ob  der  Kapitalist,  für  den  das  Haus  gebaut  wurde,  sich 
anstatt  mit  ö^/o  mit  SVa^/o  des  aufgewandten  Kapitals  zu- 
frieden gibt".  Auch  das  zeigt  wieder,  wie  bedenklich  es  ist, 
von  der  Baukostenfrage  die  Zinsfrage  zu  trennen. 

Will  man  einen  Zusammenhang  zwischen  Bewegung  der 
Gi-undrente  imd  der  Baukosten  konstraieren,  so,  glaube  ich, 
kami  man  eher  zu  einem  Resultate  konmien,  das  dem  von 
A.  Voigt  gefundenen  genau  entgegengesetzt  ist:  nehmen 
wir  an,  die  höchste  Qualität  Boden  für  "Wohnzwecke  koste 
in  einer  Stadt  pro  Emheit  lOU,  die  niedrigste  1,  die  Bau- 
kosten für  dieselbe  Einheit  200.  Das  Gebäude  mit  Boden 
kostet  also  im  ersten  Falle  300,  im  zweiten  201.  Fallen  nun 
die  Baukosten  um  .50,  so  würde  die  erste  Qualität  niu-  2-50, 
die  letzte  Qiialität  nur  1.51  kosten.  Was  würde  die  mög- 
liche Folge  sein?  Die  Nachfrage  nach  besseren  Qualitäten 
könnte  steigen,  der  Preis  der  ersten  Qualität  mag  daher 
durch  die  vermelirte  Nachfrage  von  2.50  auf  260  steigen; 
mit  anderen  Worten,  die  Gnmdrente  stiege  in  diesem  Falle 
von  100  auf  110.  Bei  steigenden  Baiikosten  mül'ste  ent- 
sprechend die  Grundrente  fallen. 
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Erheblich  überschätzt  wird  durchweg  wohl  auch  der 
Einfli;fs,  den  die  Bauart,  soweit  sie  füi-  die  Ausniitzungs- 
laügliclikeit  des  Bodens  von  Bedoutimg  ist ,  auf  die  Höhe 
der  Grundrente  hat. 

Trotzdom  die  verhältnismäfsigo  Billigkeit  des  Kasemen- 
baues  m.  E. ,  wie  schon  oben  angedeutet  wurde ,  über- 
schätzt wird,  mul's  doch  zugegeben  werden,  dafs  der  Grund- 
eigentümer,  wenn  er  ein  vielstöckiges  Haus  errichtet,  ceteris 
paribus  eine  etwas  höhere  Grundrente  erzielen  wird,  als  es 
bei  einem  zweistöckigen  Gebäude  der  Fall  sein  wii-d:  doch 
ist  es  eine  sehr  starke  IJbertreilning,  wenn  man  das  starke 
Steigen  der  Grundrente  in  der  Hauptsache  auf  die  erhöhte 
Ausnutzungsmöglichkeit  zurückführen  will. 

Es  bleibt  dabei  vor  allem  auch  zu  beachten,  dafs  bei 
Flachbau  die  Nachfrage  nach  Boden  natürlich  grösser  sein 
mufs,  als  bei  Hochbau. 

Eberstadt  meint  sogar:  „Lediglich  (!)  das  Recht  imd 
der  schematische  Zwang,  JMietskasemen  in  jeder  Lage  all- 
gemein aufzuführen,  treibt  die  Bodenpreise  empor,  indem 
der  Vorteil  der  gedrängt.en  Bauweise  dem  entsprechend  ge- 
steigerten Bodenpreise  hinzugeschlagen  wird"  "**). 

Mit  diesem  „lediglich"  meiut  es  Eberstadt  freilich  wohl  nicht  so 
ganz  ernst.  In  einer  neueren  Schrift '")  stellt  er  ebenso  kühn  die 
Behauptung  auf,  „Lediglich  unser  Hypothekenbankwesen  ist  daran 
schuld,  dal's  die  Bodenpreise  spekulativ  gesteigert  werden  können.  ^ 
(Siehe  auch  oben  Seite  116.) 

Als  Ergebnis  der  bisherigen  Untersuchungen  glaube 
ich  feststellen  zu  können,  dal's  eine  sorgfältige  Analyse  des 
Angebots  und  der  Nachfrage  den  theoretischen  Satz:  „Die 
Rente  ist  hoch,  weil  die  Miete  hoch  ist  und  nicht  umge- 
kehrt"  von  wenigen  Ausnahmefällen  abgesehen,  dmxhaus 
bestätigt.  Von  welcher  Seite  man  auch  das  Problem  be- 
trachtet, man  wird  finden,  dafs  das  Angebot  regelmäfsig 
nicht  in  der  Lage  ist,  einen  entscheidenden  Einllufs  aixf  die 
Höhe  der  Grundi'ente  auszuüben.  Es  mufs  auch  bei  der 
städtischen  BodenpoKtik  der  Satz,  den  jüngst  Hasbach  aus- 
sprach, fest  im  Auge  behalten  werden:  „Die  den  volks- 
wirtschaftlichen Prozefs  bewegende  Kraft  ist  die  Nach- 
frage" i^").  


Viertes  Kapitel. 
Der  iiiiverdieute  Wertzuwachs. 


Das  was  James  Mill  vor  acht  Jahrzehnten  zur  Begrün- 
dung der  Theorie  von  dem  unverdienten  Wertzuwachse 
beibrachte  (siehe  Einleitung)  ist  auch  heute  noch  das  Rüst- 
zeug der  Anhänger  dieser  Theorie. 

Wesentliche  neue  Gedanken  hat  man  kaum  zm-  Stütze 
der  Theorie  gefunden;  für  die  Agitation  am  wirksamsten 
scheint  mir  sie  Professor  Rogers  formuliert  zu  haben,  der 
mit  grofser  Emphase  ausruft:  „Jede  dauernde  Verbesserung 
des  Bodens,  jede  Eisenbalm  und  Strafse,  jede  Verbesserung 
der  allgemeinen  Bediaig-ungen  für  das  Leben  der  Mensch- 
heit Steigertl  die  Rente.  Der  Landeigentümer  schläft  und 
docli  erntet  er,  er  allein  von  allen  denen,  die  an  der  Grüter- 
verteilung  teilnehmen,  schuldet  alles  der  Aiiieit  anderer  und 
trägt  nichts  von  seinem  eignen  dazu  bei"  *-'). 

Eine  Menge  „Schulbeispiele"  hat  man  gofmiden,  um 
die  Bedeutmig  der  Theorie  vom  unverdienten  Wertzuwachse 
ins  rechte  Licht  zu  stellen. 

Berühmt  ist  ja  vor  allem  der  Bauer  Kilian,  der  in  den 
20  er  Jaliren  des  19.  .Jahrhunderts  in  Schöneberg  bei  Berlin 
einen  Kartoffelacker  für  27n()  Taler  kaufte;  derselbe  Acker 
wiu'de  in  den  7<ter  Jahren  als  Baustellonten-ain  für  600  000 
Mk.  verkauft.  Und  aus  der  neueren  Zeit  erzählt  Damasclike 
von  einem  Bauer  bei  Britz  bei  Berlin,  der  acht  Morgen 
Grundbesitz  zu  verkaufen  suchte  für  .511000  Ml<.,  aber  keinen 
Käufer  zu  diesem  Preise  fand.     Als  mm  in  der  Nähe  dieser 
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Felder  eine  neue  Eisenbalinhaltestelle  angelegt  wurde,  bildete 
.sich  sofort  eine  Terraingesellschaft,  „um  die  steigende 
Grundrente  für  sich  eüizuheünsen".  Der  Bauer  verlangte 
imd  erhielt  nun  aber  nicht  mu-  50000  ilk.,  sondern 
300  000  Mk. 

Ich  möchte  ein  neues  Beispiel  hier  mitteilen ;  es  handelt 
sich  um  die  höchst  interessante  ökonomische  Geschichte 
eines  Grundstücks,  *'4  acre  grofs,  im  Herzen  Chicagos  ge- 
legen. Sie  wau-de  auf  Grund  sorgfältiger  Berechnungen  von 
dem  Chicago  Real  Estate  Board  festgestellt  und  von  dem 
Arbeitsamte  des  Staates  Illinois  in  seinem  8.  .Jahresberichte'^^) 
veröffentlicht.  Ich  glaube,  dafs  sie  verdient,  auch  in  Em'opa 
bekannt  zu  werden. 


Bevölkerung  Chicagos 

"Wert  des 

Zunahme 

Abnahme 

Jahr 

Zunahme 

'/4  acre 

absolut 

»'o 

in  Dollar 

»0 

o/o 

1830 

50 

20 

1831 

100 

100 

22 

10 

— 

1832 

200 

100 

30 

40 

— 

1833 

350 

75 

50 

67 



1834 

2  000 

467 

200 

300 

— 

1835 

3  265 

60 

5  000 

2400 

— 

1836 

3  820 

17 

25  000 

400 

— 

1837 

4179 

10 

8  000 

— 

88 

1838 

4  000   '     4 

2  500 

— 

17 

1839 

4  200   1     5 

2  000 

— 

20 

1840 

4  470 

6 

1  500 

— 

25 

1841 

5  000 

12 

12.50 

— 

17 

1842 

6  000 

20 

1  000 

— 

20 

1843 

7.589 

25 

1  100 

— 

20 

1844 

8  000 

6 

1200 

10 

— 

1845 

12  088 

50 

5  000 

— 

— 

1846 

14169 

16 

15  000 

200 

— 

1847 

16  859 

18 

12  000 

_ 

20 

1848 

20  023 

25 

13  000 

9 

— 

1849 

23  047 

15 

15  000 

15 

— 

1850 

28  269 

22 

17  500 

17 



1851 

3  400 

22 

20  000 

14 

— 

1852 

38  754 

14 

25  000 

25 

— 

1853 

60  662 

60 

30  000 

20 

— 

1854 

65  872 

9 

35  0011 

17 

— 

1855 

80  023 

23 

40  000 

14 



1856 

84113 

5 

45  000 

12 

— 
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Bevölkerung  Chicagos.    (Fortsetzung.) 


Wert  des 

Jahr 

absolut 

Zunahme 

"4  acre 

Zunahme 

Abnahme 

o„, 

in  Dollar 

»/o 

0/0 

1857 

93  000 

11 

35  000 

22 

1858 

91000 

2 

30  000 

— 

14 

1859 

95  OOU 

4 

29  000 

— 

3 

1860 

109  000 

15 

28  000 

— 

3 

1861 

120  000 

10 

28  000 

— 

— 

1862 

138  000 

15 

32  000 

15 

— 

1863 

160  000 

16 

33  000 

3 



1864 

169  353 

6 

36  000 

13 

— 

1865 

178  900 

6 

45  000 

25 

— 

1866 

210  41« 

12 

57  600 

28 

— 

1867 

220  000 

10 

65  000 

12 

— 

1868 

252  054 

15 

80  000 

23 

— 

1869 

272  043 

8 

90  000 

12 

— 

1870 

298  477 

9 

120  000 

33 

— 

1871 

325  000 

9 

100  000 



17 

1872 

367  396 

13 

125  000 

25 



1873 

MsO  000 

3 

100  000 

— 

20 

1874 

:'.'J".  108 

4 

95  000 

— 

5 

1875 

4UU  000 

1 

92  500 

— 

3 

1876 

407  661 

•) 

90  000 

— 

3 

1877 

420  000 

3 

90  000 

— 



1878 

436  731 

4 

95  000 

5 



1879 

465  000 

7 

119  000 

25 



1880 

503  298 

8 

130  000 

10 



•1881 

530  000 

5 

145  000 

12 



18S2 

560  000 

6 

175  000 

21 



1883 

590  000 

6 

238  000 

36 



1884 

629  985 

6 

250  000 

5 



1885 

700  000 

11 

275  000 

10 



1886 

825  880 

18 

325  000 

18 



1887 

850  000 

3 

435  000 

34 



1888 

875  500 

3 

600  000 

38 



1889 

900  000 

3 

750  000 

28 



1890 

1  098  570 

22 

900  000 

20 



1891 

1  300  000 

10 

1  000  000 

11 



1892 

1300  000 

9 

1  000  000 





1893 

1  400  000 

8 

1  00(1 000 





1894 

1  500  000 

7 

1  250  000 

25 



Im  Jahre  1830  entsprach  das  Stück  dem  Werte  von 
etwa  13  gewöhnlichen  Arbeitstagen.  In  den  fünfziger 
Jahren  hätte  man  bereits  100  Jahre  „Arbeit"  (zum  Durch- 
schnittslohne) hingeben  müssen,  um  das  Stück  zu  erwerben; 


um   die  Mitte   der  80  er  Jahre 


500   Jahre    schon 
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kaiun  mehr:  1890  stieg  der  "Wert  ai;f  2000  und  wenige  Jahre 
später  sogar  auf  etwa  3000  Jahre  Ai'beitsloistungen !  Es 
mag  das  zugleicli  als  Beweis  dienen,  wie  enorm  und  an- 
dauernd   die  Wortsteigerungen  im  Inneren  der  Städte  sind. 

Leider  fehlen  uns  exakte  Berechnungen  über  den  un- 
verdienten "Wertzuwachs  nicht  nur  in  einzelnen  Teilen, 
sondern  in  den  ganzen  Städten.  Verfasser  ist  aber  der 
Ansicht,  dafs  der  Wertzuwachs  in  den  deutschen  Städten 
nicht  gröfser,  sondern  wahrscheinlich  geringer  ist  als  etwa 
in  England,  das  ja  in  so  \'ieler  Hinsicht,  auch  in  Bezug 
auf  die  hier  behandelten  Fragen,  als  Musterland  hingestellt 
wird. 

Sidnej'^  Webb  legte  im  Jahre  1890  dem  Committee  on 
Town  Holdings  *^^)  sehr  interessante  Schätzungen  vor  über 
den  unverdienten  Wertzuwachs  Londons.  Er  stützt  sich 
dabei  auf  die  durch  die  Metropolis  Valuation  Act  vorge- 
sclu'iebenen  Wertschätzungen.  Zu  Steuerzwecken  wii'd  alle 
ö  .lahre  der  jährliche  Ertragswert  des  gesamten  Londoner 
■  Grundeigentums  mit  Gebäuden  geschätzt ;  während  der  da- 
zwischenliegenden "vier  Jahre  unterliegen  nur  die  Weii- 
verändermigen  an  den  Gebäulichkeiten,  die  durch 
bauliche  Verändei-ungen  oder  durch  Neubauten  bewirkt 
wiirden,  einer  besonderen  Schätzung. 

Es  ist  anzunehmen,  dafs  der  Durchschnitt  dieser  \T[er 
Jahre  auch  ungefähr  der  Wertveränderung  der  Gebäude 
wälu-end  des  fünften  .Jahres,  wo  eine  Sonderschätzung  der 
Gebäude  nicht  stattfindet,  entspricht.  Zieht  man  von  dem 
Gesamtwertzuwachs  denjenigen  ab,  der  sich  durch  Wert- 
steigerangen  der  Gebäulichkeiten  ergibt,  so  bleibt  als 
Rest  der  „unverdiente  Wertzuwachs"  des  Grund  und  Bodens. 
Da  es  sich  nicht  um  „gemeinen  Wert",  sondern  um  Ertrags- 
wert handelt,  so  ist  das  Ergebnis  natürlich  eher  zu  niedi-ig 
als  zu  hoch. 

Es  ergibt  sich  nun,  dals  während  der  Jahre  1867  bis  1886 
der  Gesamtjahi-esertrag  xvm.  14884000  £  stieg,  davon  ent- 
fielen auf  Gebäude  8792000  £,  auf  uneamed  increment 
im  engeren  Sinne  6093000  £  d.  h.  pro  Jahr   durchschnitt- 
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lieh  304034  £.  Da  es  sich  dabei  mir  um  den  Ei-trag 
handelt,  ist  die  Summe  dementsprechend  zu  kapitalisieren; 
ich  lege  dabei  einen  Zinsfufs  von  4"/o  zu  (Trundo.  Dann 
hätten  ^^•ir  als  Resultat:  der  unverdiente  Wertzuwachs  des 
Londoner  Grundbesitzes  beträg-t  pro  Jaln-  rund  7(520000  £ 
gleich  142  3(1(1  (10(1  Mk.  Die  Bevölkorimg  Londons  behef 
sich  1870  nnf  3 800 QUO;  1890  auf  5540000;  Zunalnne  in 
diesen  2(1  Jahren  1730000  Köpfe.  Nehmen  wir  an,  dafs  in 
der  Periode  1870 — 90  der  Wertzuwachs  im  Durchschnitt 
derselbe  war  wie  1807 — 8(),  so  ergäbe  sich,  dafs  dieser  Zu- 
nahme der  Kopfzahl  eine  Ziuialune  des  Grimdwortes  um 
nicht  weniger  als  rnn  riuid  2  850  000  000  Mk.  gegenüber- 
ständen; oder  jeder  neu  ankommende  Einwohner  brachte 
den  Londoner  GiiTudbesitzern  eiiien  Gewinn  von  zirka 
1(350  Mk. 

Leider  fehlen  älndiche  Schätzungen  für  Berlin.  Paul 
Voigt  gilit  dagegen  eine  solche  für  Charlottenburg  —  für 
die  Periode  1887^ — 97  — '^*).  Dabei  handelt  es  sich  freilich 
um  eine  Stadt,  deren  Ent^^-icklung•  so  schnell,  so  glänzend 
war,  dafs  man  sie  schlechterdings  mit  keiner  anderen  eiu'o- 
päischen  Stadt  vergleichen  kann. 

Dazu  kommt,  dafs  Voigt  den  gemeinen  Wert  zu  er- 
mitteln suchte ;  den  Wert  des  unbebauten  Bodens  bereclmet 
er  für  den  Anfang  der  genannten  Periode  auf  nicht  weniger 
als  ca.  65  "/o  (!)  des  gesamten  Bodeuwertes  gegen  33°/o  am 
Ende  des  Jahi'zehnts;  wähi-end  in  der  Webb'schen  Schät- 
zung auf  Grund  des  Ertrages  der  Wert  des  unbebauten 
Bodens  naturgemäfs  nur  'einen  ganz  kleinen  Bruchteil  des 
Gesamtbodenwertes  ausmacht. 

Man  würde  deshalb  geneigt  sein,  auzimehmen,  dais  der 
relative  Charlottenbm-ger  Wertzuwachs  den  Londoner  lun 
ein  mehrfaches  übersteigen  mufs.  Dem  ist  aber  nicht  so. 
Der  Wertzuwachs  betrug  im  Jahrzehnt  87/97  rund  25O0O0000 
Mk.  Da  gleichzeitig  die  Bevölkerung  um  etwa  100  000 
Köpfe  wuchs,  so  hat  jede  nevi  hinzugekommene  Person  den 
Chaiiottenburger  Grundbesitzern  einen  diu'chschuittlichen 
Wertzuwachs    von  2500  Mk.  gebracht.     Der  relative  Wert- 

Arl.  Weber,  Über  Codeiireiite.  9 
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Zuwachs  von  gesamt  Berlin   ist   natürlich    erhcMieh    ge- 
ringer. 

Brauclibare  Schätzungen  des  gesamton  unverdienten  Wert- 
zuwachses liegen  auch  für  eine  amerikanischs  Stadt,  für  Boston  vor. 
Dort  wird  seit  Mitte  der  70er  Jahre  der  Boden  und  die  Gebäulich- 
keiten  zu  Steuerzwecken  gesondert  geschätzt  und  zwar  geschieht 
dies,  wie  allgemein  versichert  wird  „fairly",  man  bemüht  sich  wirklich 
den  „actual  selling  value"  zu  ermitteln.    Hier  das  Resultat: 

Land  Gebäude 

1901        «  .547246000        $  H77 790000 
1876        $  8201:«  87-5        $  20602452.5 
Zunahme       S  227118  225        ^  171766  375 
Der  Bodenwert  nahm  mithin   zu  um  227  Millionen  Dollar   oder  rund 
um   900  Mill.   Mk  ,   d.  h.   pro  ,Tahr  um   ca.  36  Mill.     In    der  gleichen 
Zeit   nahm   die   Bevölkerung    jährlich  um    etwa    11000    Köpfe   (1900: 
661 000)  zu.    Jeder  neue  Einwohner  steigerte  den  „unverdienten  AVert- 
zuwachs"    also    um   mehr    als   3270   Mk.    (Single    Tax   Review    1903, 
vol.  2,   No.  4.)    In    Stockholm   stieg   (nach   K.  Wickseil   a.  a.  O.)   der 
AVert   der  steuerpflichtigen   Grundstücke  von  177  Mill.  Rr.  im  Jahre 
1875   auf  469  Mill.   im  Jahre  1890.     Dieser  Steigerung   von   292   Mill. 
entsprach    eine   Bevölkeruugsvermehrung   von    ungefähr    100000  Per- 
sonen;   der  AVertzuwachs  belief  sich   infolgedessen  pro  Kopf  der  Be- 
völkerungszunahme auf  mehr  als  .3000  Mk. 

Ich  liin  überzeugt,  clafs  das  Ergebnis  für  Berlin  erheb- 
lich ungünstiger  sein  würde,  —  wenn  die  Bodenspekulation 
nicbt  dagewesen  -U'äre.  Was  waren  z.  B.  die  Folgen  der 
Bau-  und  Bodenspekulationskrisis  in  den  siebziger  Jahren 
für  die  Höhe  der  Grundrente? 

Vorübergehend  war  diese  über  ihre  volkswirtschaft- 
liche berechtigte  Höhe  hinausgetrieben  worden;  die  Strafe 
blieb  nicht  aus ;  dem  starken  Steigen  über  den  "Wert  folgte 
bald  ein  ebenso  starker  Sturz  unter  den  Wert.  Die  Gründer 
hatten  das  Tempo  der  Eutwickclung  der  Städte  gewaltig 
überschätzt,  aber  sie  hatten  auch,  wie  dies  z.  B.  A.  Voigt 
für  Berlin  konstatiert*^^),  zeitgemäfse  und  dauernde 
Arbeit  geleistet:  Arbeit,  die  sie  mit  dem  Ver- 
luste   ihres   Vermögens   bezahlen   mufsten. 

Es  waren  nicht  nur  „Schwindler",  die  damals  so  fiu'cht- 
bare  Verluste  erlitten. 

Von  einem  der  bekanntesten  Berliner  Spekulanten  jener 
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Zeit  schi'ieb  wenige  Jalu'o  vor  dem  Zusammenbrucli  Julius 
Fauchcr  (der  bekanntlich  hinsichtlich  der  Bodenfrago  An- 
schaxraugon  hatte,  die  denjenigen  "Wagniers  sehr  verwandt 
sind)  >2«) : 

„Das  Verdienst,  zuerst  in  Deutschland  eine  Villabau- 
unternehmung  im  gi-oisen,  imd  zwar  init  verdientem  Erfolg 
für  sich  selbst  durchgeführt  zu  haben,  gebührt  bekanntlich 
Herrn  Carstens,  der  die  Villastadt  in  Wandsbeck  bei  Ham- 
bm-g  angelegt  hat.  Wagte  er  es  dort  schon,  in  weit  ent- 
fernter Lage  das  Hauptgewicht  auf  den  niedrigen  Ankaufs- 
preis des  Bodens  zm-  Ermöglichung  billiger  Baustellen 
legend,  so  hat  dieser  rastlose  Mann,  der  schon  beschlosseH 
hatte,  in  der  am  schönsten  'gelegenen  Villa  Norddeutsch- 
lands  von  der  Arbeit  auszuruhen,  jetzt  in  Berlin  noch  viel 
mehr  gewagt,  und  wie  sich  jetzt  schon  sagen  läist,  trotz- 
dem, dafs  er  augenscheinlich  mit  cUeser  Stadt  weniger  Be- 
scheid   wufste,    als    mit    Hamburg    wäederiim    mit    Erfolg." 

In  demselben  Ai-tikel  rät  Faucher,  möglichst  in  sehr 
grofser  Entfernung  vom  Mittelpunkte  der  Stadt  zu  bauen. 
Die  gewagtesten  Unternehmungen  seien  als  geglückt 
anzusehen,  „während  da,  wo  man  einen  Mittel- 
weg einschlug,  die  Dinge  noch  ungewifs  liegen". 

Faucher  befand  sich  im  Ii-rtum,  ebenso  wie  die  Boden- 
spekulanten, während  man  jedoch  den  Li-tum  des  klugen 
Gelehrten  entschuldigt,  ergeht  man  sich  gegen  den  Speku- 
lanten, der  seinen  Irrtiun  zudem  noch  schwer  hülsen  mul'ste, 
in  lallten  Anklagen  ob  seiner  Spekulationswut. 

In  einer  Zuschrift  an  Berliner  Zeitungen  ruft  Ueheim- 
rat  Dietrichs  die  Erimierung  an  den  damaligen  berüchtigten 
Krach  wach'^"): 

Bei  den  J ahi'esfesten  des  Architelcteuvereins  war  da- 
mals in  Wort  und  Bild  \\iederholt  von  den  Gerippen  der 
auf  den  Bauterrains  verhungerten  Direktoren  die  Rede  und 
der  Name  Carsten-Lichterfelde  ist  wohl  aus  ähnUchom  An- 
lasse noch  in  der  Erinnerung  geblieben.  Nur  diejenigen 
Baugesellschaften  florierten  damals,  welche  an  bebaute 
Teile    der    Innenstadt    oder   an  Stationen    der    damals 

9* 
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entstandenen  Vorort bahnhöfe  ansclüosscMi  nnd  sich  nach  der 
Methode  der  Bausachverständigen  durch  AufstcUung  emes 
Paxzellierungsplanes  und  Erwägung  der  Bebauungsmöglich- 
keit der  einzehien  Parzellon  mit  Villen  oder  Reihenhäusern 
in  Verbindung  mit  den  Baupreisen  und  Mietswerten  ein 
natürlich  nur  für  den  gewöhnlichen  Verlauf  der  Dinge  klares 
Bild  ihrer  Finanzlage  entworfen  und  danach  den  Verkaufs- 
wert bestimmt  hatten. 

Auch  von  den  "Wiener  Baugesellschaften,  die  1873  fast 
sämtlich  zusammenbrachen,  mufs  Neuwirth,  der  sonst  gewifs 
nicht  für  das  Spekulantentum  schwärmt,  zugeben,  dafs  der 
Gedanke,  von  dem  sie  ausgingen,  ein  berechtigter  war, 
„dessen  rationelle  Durchführung  nicht  blofs  an- 
sehnliche Erfolge  für  die  Unternehmer,  sondern 
auch  effektive  Vorteile  für  das  Gemeinwohl  in 
Aussicht  stellte" '^^).  In  "Wien  speziell  bestand  schon 
seit  langer  Zeit  eine  nicht  zu  leugnende  intensive  "Woh- 
nungsnot, eine  Kalamität,  welche  mit  dem  Aufschwünge  der 
Reichshauptstadt  und  ihi-er  wachsenden  Bevölkerungs- 
zahl an  Litensität  stetig  zunahm  imd  im  Hinblick  auf  die 
bevorstehende  "Weltausstelhmg  mu-  um  so  dringender  Ab- 
hilfe forderte.  Die  Schuld  der  Boden-  imd  Bauspekulanten 
ist  demgemäfs  auch  in  diesem  Falle  nicht  so  grofs  wie  der- 
jenige annehmen  mufs,  der  nm*  den  Verlauf  des  „Krachs" 
und  seine  Folgen,   nicht  aber  seine  Vorgeschichte  studiert. 

Da  man  vielfach  die  Bodeu-  und  Bauspekulanten  fast  als  einen 
Auswurf  dei-  Menschheit  zu  betrachten  geneigt  ist,  soll  hier  auch 
noch  das  Urteil  Platz  finden,  das  Meyer  über  die  Unternehmer  fällt, 
die  in  Giefsen  den  „Löwenanteil"  aus  der  steigenden  Grundrente 
haben:  „Es  sind  arbeitsame,  anspruchslose  Männer,  die  von  früh 
morgens  bis  spät  abends  ununterbrochen  tätig  sind,  die  teilweise  sogar 
ihre  Familienmitglieder  zu  reger  Mitarbeit  heranzuziehen  verstehen. 
Es  gilt  von  ihnen  das  Wort  Horazens:  „Cai-pe  diem,  quam  minimum 
credula  postero." 

Dafs  bei  dem  städtischen  Bodenwerte  starke  "Wert- 
steigerungen häufig  von  recht  erheblichen  Wertrücl^ängen 
abgelöst  werden  luid  infolgedessen  der  Gewinn  der  Speku- 
lation   nicht  so  gTofs  ist ,    wie  \-ielfach  behauptet  wird .    be- 
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tonen  eine  Reihe  vornrteüsfreier  ausländischer  Schriftsteller 
.so  z.  B.  Seliganan,  Mai'schall,  Stallanl.  Dawson,  Sir  Tjonis 
MaUet'ä»),  John  Phillips  u.  a. 

Letzterer  schi-eibt  in  seinem  ^-ielverbreiteten  Buche 
.Social  Struiiglos"  (Seite  474):  „Gewinnbringenden  Geld- 
anlagen in  Land  stehen  ebensoviele  gegenüber,  die  mit  einem 
Verluste  abschlielsen,  diejenigen,  welche  den  Gegen- 
stand nie  geprüft  haben,  sind  gewöhnlich  über- 
rascht zu  finden,  dafs  sie  ihre  Aufmerksamkeit 
nur  der  einen  Seite  der  Sache  zugewandt  haben, 
Erfolge  werden  gewöhnlich  mit  vielem  Lärm 
ausposaunt,  Verluste  fallen  s  t  i  1 1  s  c  h  w  e  i  g  e  n  d  d  e  r 
V  e  rg  e  s  s  e  n  h  o  i  t  an  hei  m." 

Eine  ganze  Reihe  von  Beispielen  enthalten  die  Ver- 
liiindlungen  der  englischen  Kommissionen '^'')  dafür-,  dafs  der 
Bodenwort  in  den  Städten  gi-ofsen  Schwankungen  unter- 
liegt. Dauernde  Preisrückgänge  in  den  einzelnen  Stadt- 
teilen wm-den  selbst  in  so  aufstrebenden  Städten  wie  Glasgow 
und  Liverpool  festgestellt.  Von  London  behauptet  Mi\ 
Vigers,  Präsident  des  „Listitute  of  Surveyors",  dafs  es  un- 
gefähr alle  sieben  Jahre   „overbuilt"  usw.  sei. 

Li  Deutscliland  hat  man  sich  zwar  viele  Mühe  gegeben, 
zahlreiche  Beispiele  für  starke  Wertsteigerungen  zu  finden, 
die  Wertverminderungen  glaubt  man  dagegen  ganz  ignorieren 
zu  können.  Und  doch  gibt  es  deren  wohl  in  jeder  Stadt. 
Es  sind  da  zunächst  die  Fälle  zu  erwähnen,  wo  die  Grund- 
stücke zu  einem  Spekulationswerte  erworben  wurden ,  der 
"weit  hinter  ilu'era  wahren  Werte  zmlickblieb.  LehiTeich 
sind  die  diesbezüglichen  Berechnungen,  die  Sübergleit  '^^) 
für  einen  ganzen  Baublock  bester  Lage  der  südwestlichen 
Stadterweiterung  Magdeburgs  macht.  Er  gibt  ferner  eine 
interessante  Tabelle  über  den  Verkauf  von  Bauplätzen  der 
nördlichen  Stadterweiterung  Magdebtu'gs ,  aus  der  hervor- 
geht .  dafs  dort  der  Verkaufspreis  des  Quadratmeters  von 
1:54,88  Mk.  im  Jahre  1890  allmählich  sank  auf  42,33  Mk.  im 
Jahre  1895 ,  um  sich  dann  für  die  Folgezeit  nur  wenig  zu 
steigern. 
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Aiiffallend  gi-olse  Preisrückgänge  des  Bodon.s  waren 
während  der  Perioden  186() — 70  und  188185  in  München  zu 
beobacliten.  Alis  einer  Tabelle  Renaiüds  (Seite  15."))  über 
die  absolute  Preisbewegung  von  Privatgrundstücken  zu 
München  für  die  Zeit  von  18(32 — 1900  entnehme  ich  folgende 
Angaben: 


Mittelpreis  für  1  qm  Bodenfläche  (Bauplätze) 


In  den  Stadtbezirken 

lS7f)80 

188185 

T'nterschicd 

Ludwigsstrafse 

47 

16 

—  31 

Köniesplatz 
Xördliclier  Friedhof 

r>i 

19 

-  32 

29 

40 

+  11 

Marsfeld 

.5.5 

26 

-29 

Schlachthaus 

12 

19 

+    7 

Wittelsbacherstrafse 

87 

42 

+    5 

Max  II.  Denkmal 

H2 

37 

+    .S 

Haidhausen  Nord 

7 

1.5 

-i-    8 

Haidhausen  Süd 

U 

10 

—    4 

Au  — Nord 

18 

15 

—    ;; 

Au  -  Süd 

42 

12 

—  30 

Giesing 

23 

3 

-  20 

Neuhausen 

8 

3 

-     .5 

Schwabing 

3 

7 

—   4 

Laim  und  Nymphenburg 

:', 

2 

-^    1 

Talkirchen 

1 

1 



Weitere  Beispiele  dafür,  dafs  die  Wertsteigerungen^ 
namentlich  bei  noch  unbebauten  Grundstücken,  doch  eine 
Regel  mit  sein-  vielen  Ausnahmen  sind,  bieten  die  Terrain- 
gesellschaften ;  es  wird  dariiber  im  Zusammenhange  in  einem 
besonderen  Kapitel  zu  referieren  sein. 

Zuweilen  mag  übrigens  der  Wertzuwachs  gTöfser  scheinen 
als  er  wii-klich  ist ,  weil  in  ihm  tatsächlich  Ersatz  für  vor- 
herige mangelnde  Verzinsung  steckt. 

Was  Mayer  von  Giefsen  sagt  '•''^) ,  dafs  es  dort  Häuser 
gibt,  die  keinen  Reinertrag  erzielen,  sondern  sogar  Zuschul's 
erfordern,  der  von  dem  Eigentümer  im  Hinblicke  auf  die 
zukünftige  Wertsteigerung  getragen  wird,  ist  in  dieser  Hin- 
sicht immerhin  lieachtenswert.    Kostet  das  fertige  Haus  mit 
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Boden  100000  Mk. ,  beträgt  dagegen  die  Brnttoeinnahme 
etwa  ein  .Talu'zehnt  lang  nm-  2000  Mk.  j'ährlicli,  «o  mul's  der 
Eigentümer  niit  einem  (Towinne  von  mindestens  30  0110  J^Ui. 
verkaufen,  ^\'enn  er  eine  angemessene  Entschädigung  für 
Zinsverluste  usw.  haben  soll. 

Es  ist  immer  schwer  die  Zidiunft  vorauszusehen,  aber 
man  wü'd  es  doch  nicht  fantastisch  nennen  dürfen,  wenn 
behauptet  wird,  dafs  der  unverdiente  Wortzuwachs  des 
städtischen  Bodens  seinen  Höhepiuikt  überschi'itten  habe. 
Man  bedenke  vor  aUem,  dafs  der  Zug  der  Industrie  aus  der 
Stadt  seit  langer  Zeit  zu  beobachten  ist  und  wie  es  scheint 
ständig  zunimmt.  Sombart*^^)  sagt  darüber:  „Wir  be- 
obachten schon  als  eine  allgemeine  Erscheinimg  in  allen 
Kulturländeni  den  Exodus  wichtiger  Industrien  aus  den 
gröl'sten  Städten  und  können  selbstverständlich  daraus 
schliel'sen ,  dafs  sich  neue  Industrien  dieser  Branche  nicht 
etwa  in  den  grofsstädtischen  Mittelpunkten  neu  ansiedeln 
werden."  Er  führt  zahh-eiche  Belege  an  für  Manchester 
und  Leeds,  für  New  York,  für  Berlin,  für  Wien.  Ferner 
ist  zu  berücksichtigen,  dafs  die  Verbesserungen  indenVer- 
kelu-seinrichtungen  in  den  letzten  Jalu'en  ganz  rapid  zu- 
genonuucn  haben.  Endlich  darf  nicht  ganz  aul'ser  acht  ge- 
lassen werden,  dafs  infolge  der  heiTschenden  Theorie  und 
„Stimmung"  den  städtischen  Grundbesitzern  dm-ch  Steuern, 
Bauordnungen  und  sonstige  Mafsnahmen  die  Freude  an 
ihrem  Gewinne  in  Zidiunft  noch  mein-  als  bis  jetzt  ge- 
schmälert werden  wird. 

Gibt  man  zu,  dafs  der  Gewinn  der  Börsenspekulanten 
berechtigt  ist,  so  wird  man  dies  von  dem  Profite  der  Boden- 
spekulation erst  recht  behaupten  dürfen;  der  Unterschied 
zwischen  dieser  und  jener  besteht  nm-  darin,  dafs  die  Grund- 
stücksspekixlation  für  den  Spekulanten  lästiger,  meist  auch 
gefährlicher  ist  als  die  Bodenspekulation. 

Doch  gibt  es  Spekulanten,  die  den  Gewinn  einheimsen, 
das  RisüiO  aber  zum  grofsen  Teile  auf  andere  abwälzen  — 
atif  die   Bauhandwerker  und    damit   berühre   ich   eine  Tat- 
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• 

Sache,    die    man    olino    Bedenken    einen    Schandfleck    der 

modernen  Kultui-  nennen  darf.  ■ 

Es  geschieht  da  etwa  folgendes  —  ich  folge  im  wesent- 
lichen dem  Referate,  das  Georg  Solmssen  auf  dem  2(3.  deutschen 
Jm'istentage  erstattete :  — 

Ein  Grundstückseigentümer,  der  Bauspekulation  treibt, 
will  an  dem  Gewiime  Teil  haben,  der  sich  aus  der  sclniellen 
Wertsteigerung  des  neubesiedelten  städtischen  Grundbesitzes 
ziehen  läfst,  will  aber  diesen  Gewinn  ohne  Risiko,  d.  h. 
selbst  in  dem  Falle  machen,  wenn  die  Gnmdstückspreise 
sich  ungünstig  entwickehi  sollten.  Der  Baustellenverkäufer 
verkauft  deshalb  die  Baustelle,  aber  zu  einem  Preise,  dessen 
Höhe  er  nach  dem  aus  der  Bebauung  zu  erwartenden  Ge- 
winne bestimmt,  der  den  wu-klichen  Wert  der  nackten  Bau- 
stelle also  erheblich  übersteigt.  Die  Berechnung  dieses 
Gewiimes  ist  natürlich  stets  unsicher,  oft  willkürlich  hoch. 
Vermögende  Bauunternehmer  verstehen  sich  deshalb  ziu* 
Bewilligung  eines  solchen  Preises  nicht  und  der  Baustellen- 
verkäufer hat  somit  aus  dem  Vermögen  des  Bammternehmers 
keine  Befriedigung  seiner  Forderungen  zu  erwarten.  Des- 
halb ist  es  sem  Ziel ,  der  Hj-pothek ,  die  für  ihn  auf  dem 
Grandstück  eingetragen  wird ,  die  aber  noch  keine  Sicher- 
heit bietet,  weil  ilu'  Betrag  den  Wert  des  Grimdstücks  über- 
steigt, diese  Sichei'heit  durch  die  Bebauung  des  Grundstücks 
zu  verschaffen.  Zu  diesem  Zwecke  stellt  er  den  Bauplan 
auf  tmd  gibt  dem  Bauunternehmer,  der  mit  seineu  geringen 
Mitteln  sonst  überhaupt  nicht  bauen  könnte',  em  Baugeld- 
darlehen, oder  verschafft  es  ihm  von  der  Hypothekenbank, 
iudem  er  sich  vei-pflichtet,  der  Bank  ein  Vorrecht  vor  seiner 
Hj'jDothek  zu  gewähien,  weil  die  Bank  die  überlastete  Bau- 
stelle andernfalls  nicht  beleihen  ■w'tü-de. 

Den  Baiiplan  hat  der  Grundstücksverkäufer  in  der  Regel 
schon  vor  dem  Verkaufe  fertig  gesteht  und  die  j^olizeiliche 
Bauerlaubnis  eingeholt.  Die  BefolgTing  des  Baiiplanes  aber 
schreibt  er  dem  Baiiuntornehmer  gewölmlich  in  dem  Kauf- 
vertrage vor,  mit  der  Bedingung,  dafs  ein  Verstofs  gegen 
denselben  einen  Verfall  der  Hjijothek  zur  Folge  habe.    Der 
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Verkäufer  liat  alsdnmi,  da  der  Bauunternehmer  Zahlung  ja 
nicht  leisten  kann,  unmittelbar  das  Recht,  ihn  im  Wege  der 
Zwangsversteigerung  aus  dem  Grundstücke  zu  entsetzen. 
Eventuell  erreicht  der  Verkäufer  auch  seinen  Zweck  mit 
llilt'<>  des  Baugeldvertrages;  demi  auch  diesem  Vertrage  wird 
tler  Bauplan  ziTgrundo  gelogt.  Ein  Verstofs  gegen  den  Bau- 
plan gibt  dem  Grrundstücksverkäufer  dami  nach  seinem 
^'ertrage  das  Recht  die  Baugelder  sofort  zn  sperren ,  iind 
die  Ziu'ückzahlung  der  schon  gegebenen  Baugelder  zu  fordern. 
Audi  das  gestundete  Restkaufgeld  für  das  Grundstück  wird 
alsdann  fallig,  da  der  Bauuntemelmier  die  Zinsen,  die  er  ja 
natürlich  auch  nm-  wieder  aus  dem  Baugelde  bezahlen  konnte, 
nicht  mehr  zu  entrichten  vermag.  Der  Verkäufer  kann  also 
auch  in  diesem  Falle  das  Grundstück  mit  Hilfe  seiner 
Hypotheken  zur  Zwangsversteigerung  liringeu .  und  sein 
Zweck,  die  Bebaimng  des  Griuidstücks  nach  seinem  Bau- 
])lan  zu  erzwingen,  ist  auf  diese  Weise  gesichert. 

nie  Baugelder  werden  stets  nur  in  Höhe  eines  Teils, 
und  zwar  in  der  Regel  niu"  in  der  Höhe  von  zwei  Drittel 
der  veranschlagten  Baukosten  gegeben,  so  dafs  die  Lieferanten 
und  TIandAverkor,  die  sich  aus  Unkenntnis  der  Verhältnisse 
oder  aus  Ailieitsmangel  auf  die  Lieferungen  oder  Leistungen 
für  (Um  Bau  einlassen ,  aus  den  Baugeldern  nur  eine  Teil- 
zahlung erhalten  kömien  und  sich  für  den  gestimdeten  Rest 
ihrer  Fordermigeu  mit  einer  Hj-pothek  hinter  der  Baugeld- 
oder Kaufgeldhypothek  begmigen  müssen. 

Werden  auf  dem  verkaiiften  Ai'ealf'  mehi'ere  Häuser  er- 
richtet, so  läfst  sich  der  Platzspekulant,  sobald  eines  der- 
selben fertig  und  vermietet  ist,  manclimal  schleunigst  die 
IMiete  zedieren,  damit  von  anderen  Gläubigern  nur  ja  nichts 
genommen  werden  kann. 

Auf  diese  Weise  erreicht  der  Spekulant  seine  Absicht, 
nämlich  das  Risiko  der  Bebauung  auf  andere  zu  übertragen. 
Wenn  nämlich  die  erwartete  Wertsteigerung  des  Grund- 
stücks nach  der  Bebaumig  nicht  so  grofs  ist,  dafs  die  Bau- 
kosten und  der  beabsichtigte  Gewinn  des  Baustellenverkäufers 
daraus    gedeckt    werden ,    so    fallen    die    HjiDotlieken    der 
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Lieferanten  land  Handwerker  ganz  oder  zum  Teil  aus.  Der 
Baiistellenverkänfer  erlangt  also  seinen  Grewinn ,  aber  auf 
Kosten  der  Lieferanten  nnd  Handwerker,  die  somit  das 
Risiko  der  Bebauung  tragen. 

Doch  verlangt  es  die  Gerechtigkeit,  dal's  hier  anch  di& 
Grundbesitzer  selbst  zu  Worte  kommen.  Li  einem  Berichte 
ihres  Zentralverbandes  wurde  kürzlich  ausgefülu't:  Bedenkt 
man,  dafs  bei  den  Subhastationcn  von  Xcubauten  doch  immer 
ein  gut  Teil  der  Lieferanten  und  Handwerker  Verluste  er- 
leidet, so  erscheint  es  fast  ganz  iinbegreiflich ,  dafs  sich 
immer  wieder  Handwerker  iind  Lieferanten  finden .  die  für 
einen  Neubau  liefern.  Diese  Tatsache  wird  damit  erkläit, 
dafs  das  Liefern  von  Material  und  Bauhandwerkerarbeit  für 
Bauspelvulanten,  selbst  wenn  diese  ganz  mittellos  sind,  keines- 
wegs luiter  allen  Umständen  eine  so  böse  Sache  ist,  wie  sie 
von  den  Leuten  geschildert  wird,  die  bei  einer  oder  mehreren 
Subhastationen  zu  Verlusten  gekommen  sind.  Es  gibt  im 
Gegenteil  viele  Fälle,  in  welchen  Handwerker  und  Lieferant 
schliefslich  doch  zu  ihrem  Gelde  konunen,  und  das  ver- 
anlafst  sie,  trotz  schlechter  Erfahrungen,  zu  der  Hoftnmig, 
dafs  die  Spekiilation  doch  am  Ende  glücklich  ausgehen  kann. 
Diese  Hoffnung  ist  die  Triebfeder  dafür,  dafs  sich  immer 
wieder  Lieferanten  und  Bauhandwerker  finden ,  die  auch 
dem  ganz  mittellosen  Bauunternehmer  liefern,  imd  die 
Neigung  hierzu  wird  noch  dadurch  gesteigert, 
dafs  diese  Bauunternehmer  meist  gute  Preise 
zahlen  und  an  'die  Güte  der  Arbeit  weniger 
grofse  Fordenmgen  stellen,  wozu  noch  kommt,  dafs  mit 
einem  solchen  Bauunternehmer  leicht  „hantiert"  werden 
kann ,  während  das  Liefern  für  fiskalische  und  städtische 
Bauten  gerade  den  gegenteiligen  Charakter  zeigt.  Die  Hoif- 
nung  des  Handwerkers  und  des  Lieferanten  findet  immer 
ihre  Erfüllung,    wenn    die  ganze  Konjunlrtiir  aufv\-ärts  geht. 

Würde  das  hier  Gesagte  auf  eine  gröfsere  Anzahl  von 
Fällen  zutreffen,  dann  würde  das  ganze  Verfaliren  deshalb 
zwar  nicht  weniger  scharf  zu  verurteilen  sein ,  aber  ver- 
urteilen   müfste    man    in   diesem  Falle  nicht  nur  die  speku- 
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lieremlen  GruiKlln^sitzer,  soudern  olicnso  ancli  die  sjieku- 
lieronden  Handwerker,  deren  Risiko  dann  ininiorhin  auch, 
ein  8tück  des  sogenannten  iinverdienten  Wertzuwachses 
gegenüberstände.  Eine  Probe,  ob  es  sich  um  ein  solides  Unter- 
nehmen handeh.  ist  für  die  Rauhandwerker  und  Lieferanten 
leiclit  gegeben,  sie  brauchen  nur  den  Bauplatzverkilufer  und 
H\-pothekengläubiger  zu  ersuchen,  für  ihre  Furderungcn 
Bürgschaft  zu  übernehmen.  Lehnt  er  diese  ab,  so  wird  man 
in  (h^i  allermeisten  Fällen  schon  wissen,  woran  man  ist. 

Dafs  in  den  Bauhanthverkerlcreisen  nicht  selten  ein  un- 
gesunder Spckiilationsgeist  steckt,  das  bekimdet  Meyer  in 
seiner  Schilderung  der  Giefsener  Verhältnisse'^'*):  „So 
mancher  Haiidwei-ksmeister  aus  der  Baubranche,  so  mancher 
Polier  und  älterer  Geselle  fühlt  seine  Schwingen  gewachsen 
und  mausert  sich  über  Nacht  zum  Unternehmer  durch. 
„Glückts,  so  glüekts,  wenn  nicht,  setzt  er  seinen  Stab  weiter 
und  sucht  sein  Heil  am  anderen  Ort."  Für  teures  Geld 
kaufen  sie  einen  Bauplatz  und  beginnen  mit  dem  Bau.  Sie 
sind  es ,  welche  die  Preise  für  Grund  und  Boden  in  die 
Höhe  treiben :  ihnen  fehlt  meist  jeder  Mafsstab  zur  richtigen 
Preisbemessung.  Aber  sie  wollen  u  m  jeden  Preis 
bauen  .  .  ." 

„Diese  Gattung  Unternehmer  halten  zu  viel  vom  alten 
Handwerkerstande  beibehalten,  sich  nicht  frei  gemacht  vom 
Ivlüngel  vergangener  Zeiten.  Dabei  verstehen  sie  ^'on  der 
Axisnützung  der  Konjimktur  auch  recht  wenig  und  gehen 
im  verschärften  Konkurrenzkampfe  nach  und  nach  zugrunde. 
Daim  tbrdert  der  Prozefs  der  sozialen  Auslese  sein  Opfer, 
und  er  wird  sie  auch  in  Zukunft  noch  fordern,  wii-  denken 
in  vennelu-ter  Anzahl." 

Doch  es  sind  nicht  nm-  „Spekulanten",  die  au  dem  un- 
verdienten "Wertzuwachse  teilnehmen,  es  gibt  zalilreiche  beati 
possidentes,  die  nichts  wagen  und  doch  gewinnen.  Das  sind 
vor  allem  die  Eigentümer  der  Ackerfelder,  die  allmähhch 
städtisches  Bauland  w^erden ,  sodann  diejenigen ,  die  im 
Innern  der  Stadt  in  günstiger  Lage,  namentlich  im  Ge- 
schäftszentrum, ein  Grundstück  besitzen. 
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Für  diese  Klassen  triö't  allerdings  das  zu,  was  Pohl- 
mann ganz  allgemein  sagt'^^):  „Die  Besitzer  von  Grund 
imd  Boden  sind  nicht  zu  vergleichen  mit  Leuten ,  die  ihr 
Kapital  auf"  Zinseszius  legen,  sondern  mit  solchen,  die  ihre 
Zinsen  verzehren  und  deren  Kapital  dennoch  mit  jedem 
Jahre  wächst."  Aber  mu*  für  diese  trifft  das  zu,  nicht  für 
die  wirldichen  Spekulanten. 

Die  städtischen  Bauern  erleiden  durch  den  möglichen ' 
Rückgang  des  Bodenwertes  keinen  Verlust,  da  ilu'e  Acker- 
wii-tschaft  dadm-ch  kaum  berüln-t  wird,  bei  ihnen  ist  also 
tatsächlich  auch  das  Risiko  gleich  Null.  Die  Grundbesitzer 
im  Lineren  der  Stadt  sind  nicht  so  günstig  gestellt ,  die 
"Wertverminderung  ihi'es  Baugi'undstückes  kann  für  sie  recht 
wolü  mehi'  als  ein  luciTim  cessans  bedeuten.  Wert- 
verminderungen kounnen  selbst  in  den  „besten  Lagen"  vor. 
So  konstatierte  die  R.  C.  L.  T.,  dafs  das  Grundeigentum 
bei  Ludgate  Hill,  also  in  nächster  Nähe  der  Londoner  City 
im  AVerte  „very  mucli"  zurückgegangen  sei.  Ebenso  gibt 
es  eine  Gegend  im  Zentnun  von  Berlin,  in  der  die  Boden- 
preise in  neuester  Zeit,  trotz  des  sonst  allgemeinen  Steigens, 
gesunken  sind,  nämlich  die  Schloi'sfreiheit. 

Als  jüngst  über  die  drohende  Ki'isis  auf  dem  Grinid- 
stücks-  und  Wohnungsmarkte  Notizen  durch  die  Zeitungen 
gingen,  wurde  melu'fach  betont,  dal's  es  sich  nicht  so  sein- 
um  ein  allgemeines  Zuviel  an  leerstehenden  Wohnungen 
handle ,  als  vielmehr  mn  ein  solches  in  besonderen  Stadt- 
teilen. Der  Wunsch  in  komfortablen  Häuser  neiier  Strafsen 
zu  wohnen,  führe  zum  Leerstehen  von  Wohnungen  in  den 
alten  Stadtteilen.  Das  gilt  natürlich  nur  für-  Wohnhäuser 
in  der  Altstadt,  nicht  für  Geschäftshäuser  in  der  City.  Bei 
letzteren  spielt  die  Lage  eine  so  dominierende  Rolle ,  dafs 
die  mehr  oder  weniger  moderne  Ausstattung  der  Gebäude 
demgegentiber  kaum  in  Betracht  kommt. 

Die  eben  erwähnten  Ausnahmefälle  vermögen  aber  nichts 
an  der  Tatsache  zu  ändern,  dafs  in  der  Regel  den  genannten 
beiden  Kategorien  von  Grundbesitzern  durcii  die  Wert- 
-steigerung    Gewinne    in    den   Schofs   fallen,    die    sie    durch 
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nichts  verdient  haben.  Ant'tallcnclcrweise  richten  die  Boden- 
retbrmer  ilu-o  Agitation  gegen  diese  ,, nicht  speknliorendcn 
Glückspilze"  nicht  in  erster  Linie"*").  Wenn  man  diesen 
7Ai  Nutz  und  Frommen  der  Gesamtheit  etwas  von  dem 
mühelos,  infolge  Steigerung  der  Griindrente  erworbenen  Ge- 
winne „abnehmen"  köimte,  so  wäre  das  etwas,  was  gewils 
allen,  abgesehen  von  den  Betroffenen,  sehr  sympathisch  sein 
würde. 

Lassen  wir  die  Bedcid^cn,  die  sich  gegen  eine  völlige 
oder  teilweise  Konfiskation  des  unverdienten  "Wertzuwachses 
geltend  machen  lassen,  einmal  auf  sich  beruhen:  wir  ständen 
dann  vor  der  Frage :  wem  gehört  dann  eigentlich  dieser 
Wertzuwachs  ?  Fast  übereinstimmend  —  anderer  Ansicht  ist 
insbesondere  Jäger  —  lautet  die  Antwort:  „Der  unverdiente 
"Wertzuwachs  soll  der  Gemeinde  zu  gnt  kommen." 

Dafs  man  diese  Antwort  gibt,  ist  taktisch  nicht  unklug ; 
innerhalb  der  engen  Grenze  einer  bestirmnten  Stadt  ist  das 
Problem  des  imverdienten  Wertzuwachses,  mit  dem  das  der  un- 
verdienten'Wertverminderung  mit  unbedingter  Notwendigkeit 
verbunden  ist,  weit  weniger  kompliziert  als  im  weiten  Raum 
eines  gi'ofsen  Staates. 

Nim  ist  es  ja  richtig  —  in  der  Einleitung  wm-de  das 
bereits  betont  —  dafs  das  Steigen  der  Gnmdrente  in  unseren 
Städten  zum  Teil  ein  Verdienst  der  Stadt  und  ihrer  Ver- 
waltung ist.  Soweit  dies  der  Fall  ist,  sprechen  englische 
Schriftsteller  aber  mit  Recht  nicht  von  unverdientem 
Wertzuwachs ,  von  ..unearned  inerement" ,  sondern  von 
..betterment"  ''*'). 

Dafs  zur  Tragung  der  Kosten  dieser  „Verbesserungen" 
die  Interessenten  in  erster  Linie  herangezogen  werden 
müssen,  versteht  sich  eigentlich  von  selbst. 

„Unverdienter  Wertzuwachs"  im  engeren  Simie  ist  nur 
derjenige  Wertzuwachs,  der  ohne  neue  Anlagen  und  bau- 
liche Veränderungen,  mögen  sie  nun  seitens  öffentlicher 
Körperschaften  oder  von  privater  Seite  erfolgt  sein,  ledig- 
lich infolge  der  wirtschaftlichen  Entwickelung  einem  ein- 
zelnen zu  gute  kommt. 
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Icli  wiederliole  nieiuo  Frage :  soll  dieser  eigentlicli  „un- 
verdiente Wertzuwachs"  der  Cremeindo  überwiesen  werden V 
AVürde  er  dadiu'ch  denjenigen  zu  teil  werden,  die  ihn  tat- 
siichlich  verdient  haben  V  Nehmen  wir  als  Beispiel  Berlin: 
wodurch  ist  es  grols  geworden  'i  Sicherlich  nicht  in  letzter 
Linie  deshalb,  weil  es  Reichshauptstadt  geworden  ist,  weil 
dort  die  Parlamente,  zahlreiche  Regierungsgebäude,  präch- 
tige Museen,  hervoiTagende  Untcrrichtsanstalteu  ihren 
Standort  haben.  Dais  dem  so  ist,  wird  doch  wohl  niemand 
der  Stadt  Berlin  als  ein  Verdienst  anrechnen.  Wie  bei  der 
Reichshauptstadt  die  Gesamtheit  der  Staatsbürger,  so  sind 
bei  jeder  Stadt  mehr  oder  minder  die  Einwohner  der  be- 
nachbarten Dörfer  und  Flecken  wesentlich  mitbeteiligt  an 
dem  Wachsen  der  Stadt  imd  der  Steigerung  ihi-es  Reich- 
tums '^'*). 

Wenn  also  etwa  durch  Einführung  einer  Besteuerung 
des  unverdienten  Wertzuwachses  die  Gesamtheit  der  übrigen 
städtischen  Steuerzahler  wesentlich  entlastet  würde ,  so 
wäre  das  indirekt  eine  Benachteiligung  der  kleineren  und 
sich  langsamer  entwickelnden  Ortschaften,  die  weitere  üble 
Folgen  nach  sich  ziehen  würde,  vor  allem  mülste  dadm'ch 
der  Zug  vom  Lande  und  aus  den  kleineren  Städten  in  die 
Grofsstädte  wesentlich  gefördert  werden. 

Mutatis  mutandis  ist  hier  auch  folgender  Satz  von  Paiü 
Leroy  -  Beaulieu  zutretiend:  „La  nationalisation  du  sol  est 
nne  absurdite  et  une  injustice ,  car  luie  nation  ne  peut 
avdir  plus  qu'un  individu  un  droit  exelusif  a  la  jouissauce 
du  sol,  suj'  lequcl  le  hasard  l'a  placee." 

Wemi  man  sagt,  dais  die  Steigerimg  der  Bodenrente 
der  „Gesamtheit"  zukomme,  weil  sie  die  Werterhöhung  be- 
wirkt habe,  so  wird  darauf  zu  erwidern  sein,  dafs  wohl  kein 
wirtschaftliches  Gut  an  den  Markt  kommt,  von  dem  der 
^"erkäufer  sagen  kann,  dafs  es  diux-h  sein  Verdienst  ent- 
standen sei,  die  Gesellschaft  und  ilu-  „Ureigentum"  d.  h. 
die  Natm-  helfen  weit  mehr,  als  man  bei  oberflächlicher 
Boobachtmig  zuzugeben  bereit  ist.  Das  Können  und  Wissen 
des  einzelnen  ist  um-  zum  Teil  eigenes  Verdienst,  zum  Teil 
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Verdienst  der  ganzen  Menschheit.  Der  Teil,  welcher  bei 
jedem  menschlichen  Werke  der  Gesamtheit  gehört,  ist  nn- 
bestimmbar  und  der  Vei'such,  ihn  zu  messen,  mirde  dem 
Prolilem  gleich  sein,  ..entscheiden  zu  wollen,  welche  Hälfte 
einer  Schere  beim  Schneiden  mehr  zu  tun  habe,  oder  welcher 
von  den  Faktoren  5  und  0  am  meisten  zu  der  Summe  30 
beitragen."  (J.  St.  Mill.)  Seligman  hat  jedenfalls  durch- 
aus recht,  wenn  er  meint:  „Society  holds  a  mortgage 
on   everything  that  is   produoed '^^)." 

Wie  hoch  die  „Hypothek"  im  einzelnen  Falle  ist,  kann 
nicht  entschieden  werden.  Zwischen  dem  regelmäfsigeu 
unverdienten  Wortzuwachse  und  dem  aufserordentlichen 
kann  nur  ein  quantitativer,  kein  qualitativer  Unterschied  be- 
stehen. 

Diejenigen,  welche  so  entschieden  für  die  Theorie  vom 
unverdienten  Wertzuwachse  eintreten,  haben  zudem  aufser 
acht  gelassen,  dafs  die  Frage,  ob  ein  ..Einkommen  verdient" 
sei,  wenigstens  von  Anhängern  unsoi-er  kapitalistischen 
'\^'irtschaftsordnung  gar  nicht  aiifgeworfen  werden  sollte  '^''). 
Wie  schwierig  ihre  Beantwortung  ist.  will  ich  dm-ch  zwei 
Beispiele  klar  zu  machen  suchen. 

Jüngst  ging  durch  englische  Zeitungen  eine  Notiz,  wo- 
nach in  einer  kleineu  Stadt  in  der  Nähe  von  London  eine 
Protestversammlmig  veranstaltet  worden  sei,  um  EinsjDruch 
zu  erheben  gegen  eine  Gehaltsaufbessenmg  des  Stadt- 
seki-etärs.  Ein  Redner  soll  dabei  die  Frage  aufgeworfen 
haben,  inwiefern  der  Stadtsekretär  sich  mehr  um  die  Stadt 
„verdient"  mache,  als  etwa  der  Strafseuarbeiter.  Ein  Unter- 
schied düi'fe  da  nicht  gemacht  werden,  dem  einen  komme 
nicht  mekr  Lohn  zu  als  dem  anderen.  Man  wird  sich  da- 
bei erinnern,  dals  in  Bellamys  bekamitem  Romane  der 
Mj.-.  West  klar  zu  machen  sucht,  dafs  im  .Jahi-e  2000  ein 
Unterschied  zwischen  der  Ai'beit  eines  Kellners  und  etwa 
derjenigen  eines  Arztes  nicht  mehr  gemacht  werde,  das 
„Verdienst"  beider   um  die  Gesellschaft  sei  gleich  grofs  "'). 

Berücksichtigt  man  die  angedeuteten  Schwierigkeiten 
auf  der  einen  Seite  und  zieht  auf  der  anderen  Seite  die  oft 
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erstaunliche  Oberflächliclikeit,  mit  der  die  „Theorie  vom 
iinvordientcn  "Wertzuwachse"  vorgetragen  wird,  in  Erwä- 
gung, dann  versteht  man  es*  wohl,  dafs  ein  so  liberaler  und 
umsichtiger  Politiker  wie  der  jüngst  verstorbene  Sir  W.  Har- 
com"t  unwillig  erklärt:  „J  shall  not  discuss  witli  you  the 
uneamed  increment  of  land.  That  is  au  idea  so 
illogical,  so  unreasonable,  so  perfectly  unphilo- 
sophical,  that  it  does  not  require  a  refutation"  "-). 

Verfasser  vermag  allerdings  Harcoiu-t  nicht  ganz  beizu- 
stimmen. 

Es  bleibt  Tatsache,  dafs  in  vielen  Fällen  der  Wertzu- 
wachs infolge  Steigens  der  städtischen  Grundrente  so  ge- 
waltige Höhen  erreicht  hat  und  zwar  ohne  Tätigkeit,  ohne 
Spekulation  imd  daher  auch  ohne  volkswiitschaftlich  rele- 
vantes Risiko,  dafs  man  zum  Vergleiche  nur  hinweisen  kami 
auf  hohe  zufällige  Erbschaften  Nicht-  oder  Entfemtver- 
wandter.  Und  wie  hier  die  Gesellschaft  —  sei  es  als  Staat 
oder  Gemeinde  —  Anteil  nimmt,  so  wäre  das  aiich  bei  diesem 
wirklich  unverdienten  Wertzuwachse  —  um  das  nochmals 
zu  betonen  —  an  und  für  sich  berechtigt  und  in  hohem 
Mafse  wünschenswert. 

Und  ich  gehe  unbedenklich  noch  einen  Schritt  weiter, 
indem  ich  mich  unumwunden  für  die  Richtigkeit  eines 
Satzes  ausspreche,  den  namentlich  Adolf  Wagner  gerne  be- 
tont :  „Das  Privateigentum  ist  auch  nur  eine  gesellschaft- 
liche Institution,  die  dem  Wohle  der  Gesamtheit  dienen 
soll  imd  nur  innerhalb  dieses  Rahmens  gerechtfertigt  werden 
kann,  niemals  anders." 

Aber  hinzufügen  möchte  ich  doch  dies:  man  soll  nicht 
niederreifsen,  bevor  man  weifs,  welcher  Neubau  autgerichtet 
werden  soll,  und  ob  das  Neue  nicht  vielleicht  noch  weniger 
dem  Wohle  der  Gesamtheit  entspricht  als  das  Alte. 

Immerhin  gefallen  mu*  die  noch  besser,  welche  gleich 
von  Grund  aus  neii  bauen  wollen,  als  die,  welche  meinen, 
sie  könnten  einen  wesentlichen  Teil  des  Fundamentes  ändern, 
ohne     dadurch    das    aufstehende    Gebäude    zu    erschüttern. 

Die  Spekulation  ist  für  die  kapitahstische  Wirtschafts- 
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ordnimg,  mag  man  das  aucli  noch  so  sehr  beklagen,  eine 
conditio  sine  qua  non.  Sie  ist  für  die  Befriedigung  der  indi- 
viduellen Bedürfnisse  schlechterdings  nicht  zu  entbehren. 
Das  gilt  für  die  Börsenspekulation  ebenso  wie  für  die  Boden- 
spekulation. Es  ist  walu":  nirgendswo  ist  die  auri  sacra 
famos  mehr  und  in  vielen  Fällen  so  menschenunM-ürdig  zu 
beobachten,  wie  bei  dem  Spekulantentum.  Auswüchse  sind 
daher  hier  besonders  häufig ;  diese  gilt  es  zu  bekämpfen. 
Oli  man  dies  aber  dadurch  tut,  dafs  man  in  vielfach  blind- 
\nitender  Weise  den  Kampf  gegen  den  Gewinn  der  Speku- 
lation richtet,  weü  man  ihn  mit  mehr  oder  minder  Unrecht 
oder  Recht  für  „miverdient"  hält,  möchte  ich  bezweifeln. 
Ich  befürchte,  dafs  man  dadurch  ledigheh  die  Aufmerksam- 
keit auf  Symptome  lenkt  imd  sie  von  den  Wurzeln  des 
Übels  ablenkt. 


Ad.  Weber,  tjber  Bodenrente.  10 


Fünftes  Kapitel. 

Die  Terraiiigesoll schafteil  und  iliie  fiiiaiizielleii 

Erfolge. 


Wenn  Verfasser  kier  den  Terraingesellschaften  einen 
besonderen  Abschnitt  widmet,  so  trägt  er  damit  nm-  einer 
häufig  verfocKtenen  Ansicht  Rechnung,  dafs  die  Spekulations- 
gesellschaften  grundsätzlich  zu  scheiden  seien  von  den 
SiDekulationen  der  einzebien  Grundbesitzer.  Die  einen  be- 
haujjten,  die  Privatspekulation  sei  etwas  besseres,  die  an- 
deren, sie  sei  etwas  weniger  Gutes  als  die  Gesellschafts- 
spekulation. So  meint  Grävell  in  seinem  Buche  über  die 
Baugenossenschaftsfrage : 

„So  wenig  sich  gegen  die  Spekulation  der 
einzelnen  Grundbesitzer  wird  sagen  lassen, 
selbst  wenn  dieselbe  im  einzelnen  Falle  einmal 
die  gewöhnliche  Grenze  überschreiten  sollte  (I), 
so  sehr  mufs  man  sich  gegen  jene  Art  der  Speku- 
lation wenden,  wie  sie  von  den  Berufsspeku- 
lanten, insbesondere  von  den  Terraingesell- 
schaften, betrieben  wird.  Diese  Spekulation 
verteuert  in  der  Tat  den  Grund  und  Boden  in 
einer  ganz  nnverhältnismäfsigen,  man  möchte 
fast  (!)  sagen  unzulässigen  Weise,  und  zwar  gerade 
in  dem  Zeitpunkte,  wo  eine  solche  Verteuerung  dem  Er- 
bauer des  Hauses  am  fühlbarsten  ist,  luid  ihm  weitere 
Opfer  auferlegt " 

„Das  eine  aber  steht  fest,  dafs  auch  diebest- 
geleiteteu  Terraingesellschaften  die  Grund- 
und  Boden  werte  in  einer  das  Bauen  (und  damit 
das    Wohnen)    aufserordentlich    erschwerenden 
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Weise  verteuern  und  zi;m  Teil  zu  einer  reiu 
fiktiven  Höhe   Linaut'suhr auben.'" 

Dagegen  ist  llaborsbmnncr  im  Gegenteil  überzeugt, 
dais  die  Terraingesellschaften  „volkswirtschaftlich  gesunde 
und  nützliche  Funktionen  ausüben",  die  der  einzelne  Speku- 
lant auszuüben  nicht   in  der  Lage  ist. 

Wer  hat  rocht  V 

Ehe  ich  diese  Frage  zu  beantworten  suche,  seien  einige 
Worte  über  die  Organisation  der  Terraingesellschaften  voraus- 
geschickt. 

In  ihren  Statuten  lieben  sie  durchweg  als  Zweck  hervor: 

1.  Erwerbung,  \'erwaltung,  Veräui'serungvon  Immobilien. 

2.  Ausflihrung  von  Bauten  aller  Ai"t;  meist  mit  dem 
Zusätze  fiLr  eigne  und  fremde  Rechnung. 

Mit  diesen  beiden  Hauptzwecken  siiad  in  der 
Regel  noch  fplgende  andere  verbimden: 

o.  Gewährimg  von  Darlehen  gegen  hj^pothekarische 
Sicherheit  oder  sonstiges  Unterpfand. 

4.  Aufnahme,  Erwerb  und  Vermittlimg  von  Hypotheken. 

Bei  einem  erheblichen  Teü  heifst  es  sogar,  dafs  Zweck 
sei  u.  a.  „Betrieb  von  Bank-  imd  Handelsgeschäften  aller 
Art  „(z.  B.  Neu- Westend,  München,  Allgemeine  Häusorbau- 
aktiengesellschaft,  Berlin),  andere  drücken  dies  etwas  be- 
scheidener so  aus :  „Vorübergehende  Rentbarmachung  dispo- 
nibler Kassenbestände  durch  Wechseldiskont,  Lombard, 
Etfektenanlage"  (Süddeutsche  Immobiliengesellschaft,  Mainz). 
Manche  Boden-  und  BauspekulationsgeseUschaften  uemien 
sich  wohl  auch  geradezu  „Banken"  z.  B.  Deutsche  Grund- 
besitzerbank in  Berlin,  Bank  für  Grundbesitzer  in  Dresden. 

Fügen  wir  noch  hinzu,  dafs  manche  Gesellschaften  sich 
gleichzeitig  mit  „Erwerb ,  Herstellmig  imd  Transport  von 
Baumaterialien"  beschäftigen ,  so  düi'ften  die  wesentlichen 
Zwecke  aufgezählt  sein. 

Dafs  der  Name  der  Firma  in  vielen  Fällen  dem  Gesell- 
schaftszwecke nicht  ganz  entspricht,  darf  nicht  unerwähnt 
bleiben. 

Um  einen  Einblick  in  die  innere  Tätigkeit  einer  Terrain- 

10* 
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gesellschaft  zu  geben,  sei  hier  einiges  aus  der  Entwicklungs- 
geschichte  einer  dieser  Gesollschafton,  der  Leipziger  Immo- 
biUengeseUschaft,  mitgeteilt'*^): 

Diese  Gesellschaft  wTirde  im  Jahi-e  1872  unter  Mit- 
wirkung der  Allgemeinen  Deutschen  Kreditanstalt  in 
Leipzig  mit  einem  Alctienkapital  von  1  000  000  Taler  gegründet. 

Auch  sie  beschäftigt  sich  keineswegs  ausschliefslich  mit 
Grundstücksspekulationen.  Einen  Haupttoil  ihrer  Geschäfts- 
tätigkeit hat  von  Anfang  an  und  mit  den  Jahren  sich  immer 
mehr  ausdehnend  die  Vermitthmg  von  Gnmdstückskäufen 
und  -verkaufen,  die  Beschaffung  und  die  Unterbringung  von 
Geldern  gegen  Hj-potheken  und  die  Gewährung  von  Bau- 
vorschüssen gebildet.  Aidserdem  widmete  sich  die  Gesell- 
schaft der  Verwaltung  fremder  Hausgrundstücke.  Sie  pflegte 
diesen  Geschäftszweig,  nicht  weil  er  besonders  gewinn- 
bringend wäre,  sondern  weil  sie  sich  „nur  auf  Grund 
einer  umfangreichen,  die  verschiedensten 
Stadtgegenden  umfassenden  und  lediglich  bei 
einer  ausgedehnten  Verwaltung  von  Hausgrund- 
stücken zu  beschaffenden  Statistik  einen  klaren 
Überblick  über  die  Lage  des  Grundbesitzes  be- 
wahren könne". 

In  den  drei  .Jahi'zehnteu  ihres  Bestehens  ist  der  Leipziger 
Grundstücksmarkt  —  auf  Leipzig  beschränkt  sich  in  der 
Hauptsache  die  Tätigkeit  der  Gesellschaft  —  starken 
Schwankungen  unterworfen  gewesen.  Die  Gesellschaft  hatte 
keinen  Nachteil  davon,  weil  bei  ihrer  Tätigkeit  „je  nach  der 
wirtschaftlichen  Gunst  oder  Ungunst  der  Zeit  bald  die  eine, 
bald  die  andere  Seite  überwog".  Im  Jahre  1878  waren  z.  B. 
nur  6-/3  "/o  des  der  Gesellschaft  anvertrauten  Kapitals  in 
Bauaxeal  angelegt.  Die  Aktionäre  konnten  wohl  zufrieden 
sein.  Im  Diu-chschnitte  haben  sie  eine  Dividende  von  ca. 
S'/o  erhalten. 

Schon  gleich  in  den  ersten  Jahren  ilu'er  Tätigkeit  ent- 
standen der  Gesellschaft  bei  Ausführung  ihrer  Pläne  charakte- 
ristische Schwierigkeiten.  Schon  seit  1860  war  vom  Rat 
der   Stadt  Leipzig   der  Bebauungsplan  über   das   zwischen 
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Leipzig  und  Counewitz  gelegene  Areal  veröffentlicht  worden. 
In  diesem  Gelände  ei-warb  die  Immobiliengesollscliaft  58  8(10 
Qi;adratmeter,  wovon  16500  Quadratmeter  als  Stralsenland 
liegen  bleiben  sollten ;  gegen  die  Anlagen  der  Stral'sen  hatte 
der  Rat,  da  sie  dem  offiziellen  Bebauungsplan  entsprachen, 
nichts  einzuwenden.  Trotzdem  waren  langwierige  luid 
schwierige  Verhandlungen  erforderlich  wegen  der  Niveau- 
verhältnisse, der  Beschleusung,  später  wegen  Anlage  der 
Wasser-  und  Gasleitung.  Noch  schlimmer  war  es  in 
Lindenau,  wo  die  Gesellschaft  ebenfaUs  schon  m  den  70  er 
-Jahi-en  festen  Fufs  zu  fassen  suchte  und  ein  grofses  Areal 
angekauft  hatte ,  um  es  nach  imd  nach  ziir  Erbammg  von 
villenartigen  Häusern  zu  parzellieren.  Doch  die  Gemeinde 
Lindenau  hatte  kein  Verständnis  für  diese  wohlerwogenen 
Pläne  der  Gesellschaft.  Noch  1885  wird  in  deren  Berichte 
lebhaft  darüber  geklagt,  dal's  man  in  acht  Jahren  mit  der 
Gemeinde  „nicht  einen  Schi'itt  weiter  gekommen  sei". 

Die  LeijDziger  Immobihengesellschaft  hat  es  während 
ihres  Bestehens  häufig  genug  erfahren  müssen,  dafs  mit  den 
„Urbesitzem"  nicht  leicht  ein  Geschält  gemacht  werden 
kann.  Aber  sie  bietet  auf  der  anderen  Seite  doch  auch 
interessante  Beispiele  dafür,  dafs  die  „Spekulation"  da  immer 
noch  gewandter  ist  als  andere,  insbesondere  die  Stadt. 
Mitte  der  70  er  Jahre  war  in  Leipzig  längs  der  Pleifse  eine 
grofse  neue  Verbindungsstrafse  von  der  Promenade  nach 
dem  Flofsplatze  angelegt  worden,  die  Harkortsti-afse.  Aber 
ihrer  Dm-chfülu-ung  lag  vor  allem  ein  Grundstück  mit  Hof, 
Garten  und  Wirtschaftsgebäuden  —  23  V2  Ai-  grofs  —  teil- 
weise im  Wege.  Der  Besitzer,  der  es  18(34  für  83  000  Taler 
gekauft  hatte,  erklärte,  dafs  er  das  Grundstück  nur  als  ganzes 
verkaufen  kömie.  Schon  1880  war  der  Rat  mit  ihm  in 
Unterhandlung  getreten,  doch  vergebHch.  Der  Besitzer 
forderte  4500(JO  Mk.  —  ein  aUgemeia  als  viel  zu  hoch  er- 
achteter Preis.  In  den  folgenden  Jahren  wm-den  die  Unter- 
handlimgen  fortgesetzt,  doch  stand  1885  fest,  dafs  sie  sich 
endgültig  zerschlagen  hatten.  Das  Bedauern  über  das  gänz- 
liche Scheitern   der  Sache  war   in  allen  Kreisen  arofs.     Da 
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überraschte  die  Immobiliengesellschaft  im  März  1886  den 
Rat  diuxdi  ein  Sclneiben ,  worin  .sie  mitteilte,  sie  habe, 
namentlich  infolge  Ersuchens  einiger  JMitglicder  des  Stadt- 
verordnetenkollegiums  mit  dem  Eigentümer  wegen  Ankaufs 
des  in  Frage  stehenden  Areals  Verhandlungen  angeknüpft. 
Sie  habe  sich  das  Grundstück  zu  dem  Preise  von  3ö(j  1)00  Mk. 
gesichert  und  sie  sei  bereit,  ihr  Recht  an  die  Stadt  ab- 
zxitreten.  Der  Rat  und  die  Stadt  nahmen  das  Anerbieten 
freudig  an.  Ersterer  richtete  an  die  Gesellschaft  ein  Dank- 
schreiben, lautend:  „Wir  können  nicht  imterlassen,  Ihnen  für 
Ihre  auch  bei  dieser  Gelegenheit  im  Interesse  unserer  Stadt 
und  mit  so  erfreulichem  Erfolg  aufgewandten  Bemühungen 
unseren  aufrichtigsten  Dank  auszusprechen."  In  aUen  Teilen 
Leipzigs  trifft  man  auf  Spuren  der  rührigen  Tätigkeit  der 
Gesellschaft;  in  den  verschiedensten  Gegenden  des  Stadt- 
innem,  ebenso  wie  in  den  Vororten,  in  Connewitz,  Plag- 
witz, Liiidenau,  Gohlis,  Reudnitz,  Stötteritz.  Bis  1902  hatt« 
die  Gesellschaft  nach  40  jährigem  Bestehen  59  Strafsen  und 
sieben  freie  Plätze  neu  angelegt.  Aufserdem  hat  sie  zehn 
Strafsendurchbrüche  ausgefühi-t.  Die  Gesamtlänge  der  von 
der  Gesellschaft  erbauten  Sti'afsenzüge  beträgt  17,5  km.  Die 
von  ihr  an  diesen  Strafsen  hergestellten  imd  nahezu  voll- 
ständig   bebauten    Baufluchtlinien    haben    eine    Länge    von 


Soll 


Gewinn-  und  Verlustkonto  für  das 


6. 

7. 


Geschäftsunkosten  (darunter  Mk.  17  290,89 
bezahlte  Einkommensteuern) 

Provisionskonto 

Effektenkonto 

Grundsteuern,  Reparaturen,  Brandver- 
sieherungen usw.  auf  Häuser  u.  Terrains: 
in  Frankfurt  a.  M.,  Mainz  und  Ludwigs- 
hafen a.  Rh 

Verkaufsspesen  auf  Terrains:  in  Mainz  .    . 

Re.seryefondskonto :  5'/..  aus  Mk.  209  728,4.5 

Reingewinn  pro  1903  .    .   ., 

Vorschlag  zur  Verwendung  d.  Überschusses: 
a)  für   Dividende   Mk.   9,60  f=  4"/n)   für 

jede  Aktie Mk.  187372,80 

bi  für  Vortrag    auf   neue 

Rechnung Mk.     18  410.10 


.11 

49 .578 

1079 

7b2 


10  720 
ti73 


62S14 
10  486 


20.5  782 

■J7!Hi84 


79 
79 
50 


17 

64 


89 
42 


90 
21 
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rund  33  km.  Für  die  Herstellung  der  von  ihr  für 
eigene  Rechnung  ausgeführten  Strafsenbauten 
hat  sie  rund  4  Mill.  Mk.  ausgegeben. 

Verkauft  hat  die  Gesellschaft  innerhalb  30  Jahren  etwas 
mehr  als  eine  Million  qm  fertiges  Bauaroal.  Bis  zum 
Juli  1890  waren  verkauft  250000  qm  zur  Erbauung  von 
Fabriken,  290  000  qm  zur  Erbammg  von  "Wohnhäusern  in  ge- 
schlossener Bauweise  und  ca.  300  000  qm  für  offene  Bau- 
weise imd  Landhäuser. 

Prof.  Gustav  Wustmann,  der  Direktor  des  Leipziger 
Ratsarchivs ,  fäUt  über  die  Gesellschaft  folgendes  Gesamt- 
urteil: „Den  Spruch  ,aliis  inserviendo  augeor'  (im  Dienste 
füi"  andere  wachse  ich)  konnte  die  Leipziger  Lnmobilien- 
gesellschaft  mit  freudigem  Stolze  auf  sich  anwenden,  wemi 
sie  auf  das  erste  Vierteljahrhundert  ilu-er  Ai'beit  und  ihrer 
Erfolge  zurückblickt." 

Das  hier  in  km'zen  Zügen  gegebene  Bild  von  der  inneren 
Entwicklung  und  Tätigkeit  einer  TeiTaingesellschaft  möchte 
ich  ergänzen  durch  Wiedergabe  des  Gewinn-  und  Verlustkontos 
imd  der  Bilanz  einer  anderen  Lnmobiliengesellschaft.  Ich  wähle 
dafüi"  die  Süddeutsche  Immobiliengesellschaft, 
eine  der  kapitalstärksten  Ten-aingeseUschaften  Deutschlands 
aus.    Auch  diese  Gesellschaft  besteht  bereits  über  30  Jahre. 


dreiuml dreifsi gste  Geschäftsjahr  1903. 


Haben 


1. 

2. 
3. 
4. 

Unteruehmuiieen  für  eigene  Rechnung  . 

Konsortialgeschäfte  Berlin 

Beteiligungen  b.  fremden  Unternehmungen 
Hvpothekenzinseukonto 

./( 
66  071 
41  145 
60  389 
63  003 
26  567 
15  366 

-'6 

93 
11 

72 

6. 

Konto  für  Intraden  an  Mieten  etc.    .    .    . 
Vortrag  aus  dem  Jahre  1902 

58 

7. 

272  54:! 
6  540 

34 

87 

// 
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Soll 


Nettobilanz  per 


10. 


Aktionkapitalkonto:    Noch   nicht   ein- 
gezahlte 60 "'o  des  Aktienkapitals   . 

Kassakoiito 

Effektenkonto 

Guthaben  bei  Bankfinncn 

Eigene  üntei-nehmungcn: 

Frankfurter  Immobilieiikonto  .    .    . 

Mainzer  Immobilienkonto 

Ludwigshafener  Immobilienkonto  . 

Konsortialgeschäfte : 

Terrain  Thaerstrafse,  Berlin,  eigene 

Beteiligung 

TerrainHolsteinstrafse,  Wilmersdorf 
Eigene  Beteiligung  l\Ik.  1220874  45 
Fremde  Beteüiguug  j, 986044,75 

Tei-rain  Frankfurter  Allee,  Berlin 
Eigene  Beteiligung  Mk.  806995,46 
Fremde  Beteiligung    „     671995,47 

Beteiligungen      bei     fremden     Unter- 
nehmungen : 
Berlin,  Charlottenb. Terraingeschäft 
Terrain  an  der  Seestrafse,  Berlin 
Terrain      Aktiengesellschaft      Park 

Witzleben.  Charlottenburg    . 
Isarwerke  München,  G.  m.  b.  H 
Terrain  Merck  in  Darmstadt 

Ausstehende  Kaufpreise : 

Für  eigene  Eechnung .... 
Ftli-  Konsortialrechnungen    . 

Diverse  Debitoren : 

Für  eigene  Kechnung .... 
Für  Konsortiah'echnungen    . 

Rückständige  Mieten 


234  380 
796  944  I  26 
744  146  '  86 


18  400 
2  206  419 


1478  990   93 


184  442 
70  998 

314  550 
60  000 
66  115 


61 


1  726  266 
105  341 


83 


288  962  1 40 
112  000  1  — 


7  026  480 

9  354 

232  131 

634065 


1  775  471 


3  703  810 


696 106 
1  831  607 


400  962 
268 


33 

87 
72 


12 


27 


60 

83 

40 
75 


15  310  258189 


Die  hier  aufgestellte  Bilanz  gentigt  auch  strengen  An- 
forderungen. Mt  Recht  heifst  es  in  den  Statuten  (§  24): 
„Insbesondere  dürfen  Immobilien,  welche  sich  in  dem  Be- 
sitze der  Gesellschaft  befinden,  höchstens  zum  Ankaufspreise 
in  die  Bilanz  eingestellt  werden.  Ein  Gewinn  auf  Grund- 
stücke kann  —  abgesehen  von  Eingängen  an  Mieten,  Pachten 
und  dergi.  —  nur  verrechnet  werden,  wenn  er  dm'ch  Ver- 
kauf erzielt,  einkassiert  oder  unzweifelhaft  sicher 
gestellt  ist." 
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1.  Januar  1904. 


Haben 


Aktienkapitalkonto : 

Nominolles  Aktienkapital 

Konsortialgeschiitte : 

Terrain  Thaerstrafse,  Berlin : 

Eigener  Anteil     .    .   Mk.  25041,91 
Fremder  Anteil    .    .      „     50 OS'JM 

'IVrrainHolsteinstrafso,  Wilmersdorf: 
Eigener  Anteil  .  Mk.  1074000,- 
Fremder  Anteil   .       ..     1074000.— 

Terrain  Frankfurter  Allee,  Berlin : 
Eigener  Anteil  .  .  Mk.  605000,— 
Fremder  Anteil .    .      .,     665000,— 

Diverse  Kreditoren 

Ilnerhobene  Dividenden  pro  1898 — 1902 

Dispo-sitionsfondskonto 

Keservefondskonto : 

Stand  am  1.  .lanuar  190H 

plus  5'';o  aus  Mk.  209728,45  Eein- 
gewinu  .    .        1 

Gewinn-  und  Verlustkonto : 
Disponibler  Gewinn 


75  125 


2  148  000 


1  3B0  000 


74 


252  978 


73 


10  486  '  42 


11710  800 


3  553  125 

222,223 

1209 

353  652 


268  465 

205  782 


^2, 


74 

50 
60 


15 

90 


16  310  258  89 


Verbesserungskosten  oder  auf  bauliche  Anlagen  ver- 
wendete Ausgaben  dürfen  auf  den  Ankaufspreis  aufgerechnet 
werden. 

Der  Aufsiclitsrat  beschliefst  alljährlich  auf  Antrag  des 
Vorstandes  darüber,  welche  Abschreibungen  iind  Rücldagen 
aus  dem  Bruttoüberschusse  zu  betätigen  sind. 

Der  nach  Bestreitung  aller  Geschäftsunlvosten  und  nach 
Deckung   der   so  beschlossenen  Abschreibungen  und  Rück- 
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lagen  sich  ergebende  Überschnfk  bildet  den  Reingewinn  der 
Gresellschaft. 

Bomorkenswert  ist  die  geringe  Summe  der  fremden 
G-elder,  mit  denen  die  in  Rede  stehende  Gesellschaft  arbeitet, 
lind  auch  das  ist  wieder  ganz  in  der  Ordnung.  „Schulden 
sind  mit  unbebauten  Liegenschaften  nicht  leicht  vereinbar" 
(F.  Hecht).  Nachdrücklich  ist  jedenfalls  zu  fordern,  dafs 
weder  gezahlte  Hypothekenzinsen  noch  Zinsverluste  auf  das 
investierte  Kapital  dem  „  Alischaffungswerte "  zugeschlagen 
werden  dürfen. 

Von  besonderer  Schwierigkeit  ist  bei  der  Festsetzung 
des  Gewinnes  zu  entscheiden,  ob  imd  in  welchem  Umfange 
Restkaufpreise,  die  nicht  bar  entrichtet,  sondern  nur  hj'po- 
thekarisch  sicher  gestellt  sind,  berücksichtigt,  werden  sollen. 
Hecht  imterscheidet  hier  folgende  zwei  Punkte : 

a)  Man  verkauft  ohne  Einräumung  von  Priorität  und 
ohne  die  Verpflichtung  zur  Gewährung  von  Baugeldem. 
Danii  steht  die  Gesellschaft  mit  dem  Kaiifgeld  oder  mit 
dem  Restkaufgeld  zur  ersten  Stelle.  Ist  nun  zur  Zeit  der 
Bilanzierung  bereits  mit  dem  Bau  begonnen  und  ist  dieser 
Bau  einigermafsen  vorgesclu'itten ,  so  kann  unzweifel- 
haft diese  Hypothekenforderung  volle  Berücksichtigimg  bei 
der  Gewinnberechnung  finden.  Vielfach  sind  solche 
Forderungen  geradezu  erstklassig  und  sehr  leicht  realisier- 
bar. Aber  auch  ohne  diese  Prämisse  sind  Restkaiifgelder 
vollwertig  zu  bilanzieren ,  wemi  die  Anzahlung  in  einem 
ausreichenden  Verhältnis  zum  Kaufpreis  stand  und  der  Aus- 
steller der  Hjrpothek  zweifellos  solvent  ist. 

b)  Man  verkauft  mit  Einräumung  von  Priorität  und 
mit  der  Verpflichtung  Baugeld  zu  geben.  Solide  Gesell- 
schaften pflegen  derartige  Forderungen  bei  der  Gewinn- 
verteilung zurückzustellen.  Es  mag  der  Entscheidung  des 
konkreten  Falles  anheimgegeben  sein,  ob  man  solche 
Forderungen  etwa  zu  einem  Teile  ftir  die  Gewinnberechnung 
benützen  will.  Rätlich  ist  es,  die  bei  solchen  Gesellschaften 
sich  ergebenden  Gewinne  auf  Grundstücksinterimskonto, 
oder  wie  es  sonst  genannt  werden  mag,  zu  übertragen  und 


—     155     — 

den  Gewinn  erst  zu  vertoileu .  wenn  das  betreffende  Ge- 
schäft tatsiichlii'h  abgewickelt  ist.  Dei'artige  Forderungen 
sind  zuweilen  ebenfalls  realisierbar.  Hat  man  sie  realisiert, 
so  verschwindet  jedes  Bedenken  der  Berücksiclitigung  bei 
der  (iewinnfeststellung  '■**). 

Übrigens  setzen  manche  Terraingosellschaftcu  die  Divi- 
dendenverteilung aiis ,  bis  die  libernommenen  Grundstücke 
ganz  oder  doch  zmn  gröl'sten  Teile  verkauft  sind  (Liquidations- 
gesellscliaften). 

Es  ist  klar,  dais  gerade  bei  Terraingesellschaften  mit 
gTöfster  Leichtigkeit  hohe  Scheindividenden  verteilt  werden 
können,  ohne  dais  der  outsicler  auch  bei  noch  so  kritischer 
Priifung  der  Bilanzen  entdecken  kann,  dafs  da  Gewinn  ver- 
teilt winl .  wo  vielleicht  in  Wirklichkeit  ein  Verlust  vor- 
handen ist. 

Um  so  mehr  ist  beachtenswert,  dais  ein  so  hervor- 
ragender Fachmann  wie  F.  Hecht  konstatiert,  ihm  seien  bei 
der  kiitischen  Prüfung  zahlreicher  Bilanzen  keine  Bedenken 
entgegengetreten,  im  Gegenteil  habe  er  das  Bestreben  ganz 
aul'serordentlich  solider  Bilanzierung  beobachtet**^). 

Wenden  wir  ims  nuimaehr  ziir  Prüfung  der  besonderen 
Vorteile  und  Nachteile  der  Terrainspekulation. 

Als  Schattenseiten  der  Terraingesellschaften  wird  all- 
gemein die  mit  ihnen  verbundene  Gefahi'  bezeichnet,  durch 
ihi'e  Wirksamkeit  werde  das  „Bodemnonopol"  noch  schärfer 
fühlbar  gemacht  als  es  jetzt  schon  sei. 

Ich  habe  an  anderer  Stelle  gezeigt,  dafs  Schaffung  und 
Ausnutzung  eines  solchen  MonojDols  für  die  Gesellschaften 
selbst  verhängnisvoll  sein  würden.  Vorläufig  scheinen  sie 
auch  gar  nicht  geneigt  zu  sein,  auf  dieses  Ziel  hinzuarbeiten. 

Die  Süddeutsche  Immobiliengesellschaft  in  Mainz  z.  B. 
benutzt  ihre  reichen  Mittel  nicht  etwa,  um  ihre  Tätigkeit 
auf  Mainz,  wo  sie  ihi'en  Sitz  hat,  zu  beschränken  und  dort 
den  beilüimten  „eisernen  Ring"  zu  schaffen.  Sie  ist  ver- 
ständig genug,  sich  nicht  ganz  abhängig  zu  machen  von 
der  Entwicklung  einer  einzigen  Stadt,  sich  der  Gefahr  aus- 
zusetzen, dm'ch  eine  lokale  Krisis  ruiniert  zu  werden.    Ihre 
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Spekulationen  verteilen  sich  vielmelu-  auf  eine  Reüie  der 
verschiedensten  Städte:  Mainz ,  Frankfurt  a.  Main, 
Ludwigshafen,  Berlin,  Strafsburg,  München.  Zeitweise  war 
sie  sogar  an  Bodenspekulation  im  Auslande  (Brüssel  und 
Basel)  beteihgt. 

Gesellschaften  mit  niu-  geringen  eigenen  Mitteln  ver- 
mögen eine  so  ausgedehnte  Spekulation  natürlich  nicht  aus- 
zuführen. Um  sich  nicht  allzusehr  vom  Zufall  abhängig  zu 
machen,  suchen  sie  wenigstens  das  Risiko  dadurch  zu  ver- 
teilen, dafs  sie  in  verschiedenen  Gegenden  des  voraus- 
sichtlichen Entwicklungsgebietes  einer  Stadt  Terrain  er- 
werben, oder  sie  beteiligen  sich  mit  mehr  oder  minder  er- 
heblichen Beträgen  an  anderen  Gesellschaften. 

Jedenfalls  wird  mau  auf  Grimd  ruhiger  unbefangener 
Erwägung,  ebenso  wie  auf  Grund  der  bisherigen  Erfah- 
rungen sagen  dürfen,  dafs  die  mit  den  Terraingesellschaften 
angeblich  verbundene  „Monopolgefahr"  nur  als  eine  höchst 
unwahi'scheinliche  und  jedenfalls  noch  weit  entfernte  Zu- 
kunftsgefahr bezeichnet  werden  darf.  AUerdings  rückt  diese 
Gefahr,  wie  wir  sehen  werden,  walirscheinlich  wesentlich 
näher,  wemi  gewisse  zur  Bekämpfung  der  Spekiüation  er- 
sonnene  Mittel  in  Anwendung  gebracht  werden. 

Was  man,  davon  abgesehen,  den  TerraingeseUschaften 
noch  für  Soudervorwürfe  macht,  ist  recht  wenig.  Jäger 
scheint  ihnen  speziell  vorzuwerfen,  dafs  sie  mit  Vorliebe 
„in  einem  freien  Gebiete  ein  Gelände,  welches  so  gestaltet 
ist,  dafs  ohne  dessen  Besitz  die  ordnungsmäfsige  Bebauimg 
des  ganzen  Blocks  unmöglich  ist",  zu  erwerben  suchten. 
Dadurch  sparten  die  Gesellschaften  das  Geld  für  den  An- 
kauf des  ganzen  Blocks,  hätten  aber  doch  seinen  Verkauf 
und  die  Preisbildung  in  der  Hand  *■'*). 

Diese  .SchOianierstreifen"  gehören  allerdings  mit  zu  den 
Freuden  —  aber  auch  zu  den  Leiden  der  Spekulation. 
Selbst  manche  TerraingeseUschaft  hat  nach  Feststellung  des 
Bebauungsplanes  gefimden,  dafs  ihr  der  eine  oder  andere 
Schikanierstreifen  im  Wege  war.  Warum  gerade  die  Terraui- 
gesellschaften  mit  besonderem  Geschick  xmd  Glück   solche 
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Greländestreifen  in  iln-cii  Besitz  bringen  sollen,  vermag  ict 
niclit  recht  einzusehen. 

"Will  man  gerecht  sein,  so  wird  man  nicht  in  Abrcd© 
stellen  können,  dafs  wenigstens  in  der  GegenM^art  die  Vor- 
züge der  organisierten  Spelmlation  gröfser  sind  als  ihre 
Nachteile. 

Fangen  wir  mit  dem  Persönlichen  an :  dort  ein  Privat- 
spolaüant,  der  dui'ch  Aussicht  auf  G-ewinne  von  „schwin- 
delnder" Höhe  unter  Umständen  geneigt  sein  kann,  auch 
zu  entsprechend  schwindelhaften  Mitteln  zu  gi'eifen;  hier 
ein  Angestellter,  dem  der  Erfolg  der  Gesellschaft  zwar  auch 
ein  Extraeiiikommen  in  Gestalt  von  Tantiemen  sichert,  das 
aber  doch  zu  dem  möglichen  Gewinn  oder  —  Verluste  des 
Privatspekulanten  in  keinem  Verhältnis  steht.  Und  selbst 
wenn  die  Direktoren  der  TeiTaingesellschaften  in  der  "Wahl 
ihrer  Mittel  keine  Bedenken  kennen  würden,  und  wemi 
auch  Aufsichtsrat  imd  Generalversammlung  dazu  schwiegen, 
—  die  öffentliche  Kritik  ist  doch  eher  in  der  Lage,  mit 
Erfolg  Aus-RTichse  der  organisierten  Spekiüation,  als  solche 
der  Privatspekulation  anzugreifen.  Mögen  die  Bilanzen 
unserer  Aktiengesellschaften  auch  noch  soviel  zu  wünschen 
übrig  lassen,  sie  sind  doch  besser  als  gar  keine !  Dafs  die 
Vorschriften  über  die  Bilanzen  nach  dem  H.  G.  B.  gerade 
füi-  die  besonderen  Geschäfte  der  TeiTaingesellschaften  recht 
streng  sind,  haben  wir  oben  gesehen. 

Die  DividendengeseUschaften  —  und  sie  bilden  die 
grofse  Mehi'zahl  der  Immobiliengesellschaften  —  müssen 
bestrebt  sein,  möglichst  jedes  Jahr  eine  Dividende  zu  ver- 
teilen. Das  mag  mm  zuweilen  durch  verbotene  oder  doch 
nicht  zu  billigende  Mittel  geschehen.  Vielleicht  nimmt 
man,  um  für  die  Dividendenverteilung  flüssige  Mittel  zu  er- 
halten, in  der  Verlegenheit  eine  Hj'pothek  auf,  was  nament- 
lich dann  geschehen  kann,  wenn  die  eignen  Gelder  der  Ge- 
sellschaft in  Kaufgeldhj'potheken  festgelegt  sind.  FaUs  es 
aber  eben  möglich  ist,  wird  man  bemüht  sein,  jedes  Jahr 
etwas  zu  verkaufen. 

Man   blättere   einmal   die  Berichte    der   Gesellschaften, 


—     158    — 

die  keine  Dividenden  bezahlen  können,  durcli,  und  man 
wird  vergebens  unter  den  dafür  namhaft  gemachton  Gründen 
den  suchen,  dai's  man  baiu-eifes  Ten-ain  festhalten  wolle, 
um  in  Zukunft  noch  höhere  Preise  zu  erzielen.  Dagegen 
findet  man  nicht  selten  die  Bemerkung,  dafs  die  Gesell- 
schaft, entgegen  iln-er  sonstigen  Gejjflogeidioit  „um  die  Bau- 
tätigkeit anzuregen",  selbst  einige  Häuser  auf  ihrem  Terrain 
errichten  wolle. 

Gewölinüch  sind  es  die  noch  nicht  festgestellten  Bau- 
pläne, Schwierigkeiten  der  Kanalisation,  Bedenken  wegen 
des  Baugrundes,  der  häufig  viel  tiefer  liegt  als  man  beim 
Ankauf  glaubte,  und  dergl.  melu',  was  dem  Verkaufe  des 
angeblich  bam-eifen  Bodens  im  Wege  steht.  Zuweilen  findet 
man  in  einem  Bericht  die  bestimmte  Versicherung,  dafs  die 
Festsetzung  der  Baufluchtlinie  nunmelu'  unmittelbar  bevor- 
steht, um  dann  vieUeiclit  mehrere  .Jahre  später  die  Be- 
merkung zu  lesen,  dafs  die  Vorarbeiten  zu  dieser  Festsetzung 
infolge  Einspruchs  dieses  oder  jenes  Interessenten  noch  nicht 
weiter  gekommen  seien  '*').  Ich  verweise  z.  B.  auf  die  Be- 
richte der  Terraingesellschaft  Berlin-Nordost. 

Im  ganzen  darf  man  wohl  sagen,  dafs  die  organisierte 
Spekulation  noch  weniger  als  die  Privatspekulation  geneigt 
ist,  baureifes  Land  künstlich  zurückziihalten. 

Zu  den  Vorteilen  der  Terraingesellschaften  darf  man 
ferner  vielleicht  rechnen,  dafs  sie  eher  in  der  Lage 
und  jedenfalls  eher  bereit  sind,  Ojafer  für  die  Aufschliefsung 
ihi'er  Grimdstücke  zu  bringen  als  die  Privatspekulation. 
Ich  schätze  die  diu-chschnitthchen  Auslagen,  die  den  Ge- 
sellschaften allein  für  Strafsenbau  und  Eegiüienmgskosten 
entstehen,  auf  raüidestens  20  ";o  ihres  Aktienkapitals.  Dazu 
kommt  unentgeltliche  Hergabe  von  Land  ziu-  Errichtimg 
von  Schulen,  Schaffung  von  öffentlichen  Plätzen  usw. 

Als  besonderen  Vorteil  der  Münchener  Spekulations- 
gesellschaften hebt  V.  Renauld  hervor,  dafs  sie  geradezu 
ein  Bedürfnis  seien  angesichts  der  gewaltigen  Schwierig- 
keiten, „die  bei  den  dermalen  in  München  bestehenden 
etwa  140  Bautj-pen  und  den  damit  verknüpften  zahlreichen 
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Voi'schriften  verschiedener  Ait  sich  gehend  machten".  Da 
gerade  die  Münchoner  Ten-aingesellschat'ten  mit  zu  denen 
gehören,  die  am  schwersten  angegriffen  werden,  will  ich 
hier  einer  Stolle  ans  dem  Berichte  der  Heilmannschen  Im- 
mobüiengesellschaft  (abgedniekt  bei  v.  Renauld,  a.  a.  0., 
Seite  134)  Platz  geben: 

„Erst  eine  spätere  Zeit  wird  wohl  dem  Verdienste  gerecht  werden 
das  die  Münchener  Immobiliengesellschaften  durch  Sicherung  ge- 
schlossener Terrains  vor  unzweckmäfsiger  Zersplitterung,  durch  Arron- 
dicrung  zersplitterter,  und  durch  Aufschliefsung  bisher  anscheinend 
nicht  bauwürdiger  Terrains  um  die  grofszügige  und  ungehinderte 
Entwicklung  der  Stadt  sich  erworben  haben  (Beispiel :  Errichtung 
des  für  den  Fremdenverkehr  so  wichtigen  Priuzregenten-Tlieaters). 
Dann  wird  man  auch  anerkennen ,  wie  grofs  der  Anteil  ist ,  den 
der  geschlossene  Besitz  der  Terraingesellschaften  durch  unentgelt- 
liche Abtretung  des  Raumes  für  öffentliche  Plätze  und  Anlagen  zur 
Verschönerung  und  Assanierung  der  Stadt  und  ihrer  Umgebung  bei- 
getragen hat,  die  aus  zersplittertem  Privatbesitz  entweder  überhaupt 
nicht,  oder  nur  unter  Aufwendung  gewaltiger  öffentlicher  Mittel  zu 
beschaffen  sein  würden.  Aber  heute  schon  sollte  die  Ansicht  in  die 
wirtschaftliche  Stellung  der  Immobiliengesellschaften  wenigstens  in 
mafsgebenden  Kreisen  so  weit  vorgeschritten  sein ,  dafs  man  endlich 
aufhört,  von  der  verderblichen  Einwirkung  der  Immobiliengesell- 
schaften auf  die  Boden-  und  Wohnungsfrage  zu  sprechen.  Gerade 
sie  haben  durch  ihren  Wettbewerb  Angebot  und  Nachfrage  in  wirt- 
schaftlich gesmider  Weise  geregelt.  .  .  .'■ 

„Fabelhaft''  hoch  sind  die  Gewinne,  die  die  Terrain- 
gesellschaften angebhch  macheu.  Den  „Mehrwert",  den  die 
sämtHchen  Terraingesellschaften  Deutschlands  herbeiführen, 
schätzt  Grävell  auf  jährlich  160  000  000  j\Ik.  Eine  nette 
Summe !  Nur  schade,  dafs  man  nicht  recht  weifs,  in  wessen 
Taschen  dieser  Mehrwert  flieist.  Die  Alitionäre  müssen 
sich  im  Durchschnitt  mit  ziemlich  bescheidenen  Dividenden, 
allzu  häufig  sogar  mit  0  "/o  zufrieden  geben. 

Man  fürchte  nicht,  dafs  ich,  um  den  Beweis  für  diese 
Behauptung  zu  bringen  die  gewaltigen  Verluste  aufzähle, 
die  die  Bodenspekulanten  in  den  70  er  Jahren  des  vorigen 
•Jahrhituderts  erlitten  haben,  sie  beUefen  sich  allerdings  auf 
etliche  hundert  Mill.  ^lii. 

Sehen  wir  nitr  zunächst  einmal  diejenigen  Gesellschaften 
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an,  die  diese  Krisis  überlebten,  und  die  Mitte 
der  8<Jer  Jahre  —  also  etwa  ein  Jahrzehnt  nach 
dem  Krach  —  noch  an  der  Berliner  Börse  no- 
tiert wurden.  Man  kann  wohl  annehmen,  dafs  dies  die 
solidesten  Gesellschaften  waren  von  denen ,  die  während 
der  Gränderperiode  das  Licht  der  Weit  erblickten. 


Name 

Aktien- 

Rentabilität 

Kurs 

Kurs 

kapital 

o/o 

ult.74 

ult.84 

Baugesellschaft    Ost- 

enii 

ÜÜ4  UUO  § 

1^72—73:  11,  4 

15"-2 

7 

Bauverein   unter  den 

1S74-83:  0 

Linden 

7  200  000 

1872:  ö:    1873-84:  0 

17 

11 

Allgemeine     Häuser- 

baugeseUschaft    .    . 

1  208  000  § 

1873-77:6,6,  6,  4,  PA- 

70 

45 

Baugesellscliiift      filr 

1878—84:  0 

Mittelwohnungen  . 

722  400  § 

1872—75:  0,  2,  0,  "4 

39ä'4 

50 

Berl.  Charlottenlburg. 

1876-84:  0 

Bauverein 

5  924  400  § 

1872: 12^9;  1873— 84:0 

27 

90 

Berliner    Zementbau- 

gesellschaft .... 

1  160  400  § 

1873-74:  3,  1 
1875-80:  0 

Berliner  Immobilien- 

1881-84: 1,  l,l"-2,  l',« 

28"» 

46 

gesellschaft  .... 

1  800  000  § 

1867—84:  0 

89'/4 

83 

Chemnitzer       Bau- 

gesellschaft   .    .    . 

513  000  § 

1872-84:  6,  1,20,  0,  0. 
0,  2,  2,  2"/t,  5/7,  0,  1, 

2'3,    0 

50 

87 

Frankfurter  Baubank 

6  000  000  § 

1872—74:  10,  8,  48,  8 

921/2 

38 

Hannoversche      Bau- 

1875-84: 0 

gesellschaft  .... 

2  629  200  g 

1872:  7 ','3;  1873—84:0 

Lichterfelder       Bau- 

verein  

1  610  500  § 

1872:  9:  1873-84:  0 

25 

55 

Süddeutsche      Immo- 

biliengesellschaft   . 

17  820  000  § 

1872-74:  10,   10,  5 

Union ,        Baugesell- 

187.5-84: 0 

92 

83 

schaft  

450  000 

1873-84;  0,  5,  5,  1,  0, 
0,  1/2,  2,  4, 4V2,  4'/4,  5 

94 

§  bedeutet,  dafs  das  Aktienkapital  früher  höher  war,  aber  während 
der  Krisis  teils  durch  Zusammenlegung,  teils  durch  Rückkauf  —  zum 
Teil  sehr  erheblich  —  reduziert  werden  mufste. 

Einige  wenige  dieser  Gesellschaften  haben  nach  1885  wesentlich 
bessere  Geschäfte  gemacht,  aber  auch  dann  waren  sie  unter  Berück- 
sichtigung der  früheren  Kapitaleinbufsen  und  Zinsverluste  keineswegs 
glänzend.  —  Der  Berlin-Charlottenburger  Bauverein  z.  B.,  der  1892 
Liquidation  beschlofs,  konnte  bis  ult.  1903  auf  jede  Aktie  (nom.  600  Mk.) 
1150  Mk.  zurückzahlen,  dabei  stand  der  Kurs  ult.  1903  doch  noch  auf 
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750  Mk.  Das  scheint  «heraus  glänzend  zu  sein.  'Würden  aher  die 
Aktionäre  hei  der  Gründung  ihr  Geld  —  etwa  zu  i^'o  —  verzinslich 
wigelegt  hahen,  so  hätten  sie  ult.  1903  für  je  600  Mk.  auch  ungefähr 
2000  Mk.  erhalten  —  ohne  jedes  Risiko ! 

Nehmen  wir  niin  an,  es  hätte  ein  Spekulant  die  sämt- 
lichen Aktien  der  genannten  Ge.selLschaften  ult.  74  gekauft, 
also  zu  einer  Zeit,  wo  die  Kurse  infolge  der  Krisis  stark 
gedrückt  waren,  nehmen  wir  femer  an,  er  wäre  so  klug 
gewesen ,  nm"  solche  Papiere  zu  kaufen ,  die  auch  noch 
nach  einem  Jahrzehnt  an  der  Berliner  Börse  verkäuflich 
waren  luid  ferner,  er  sei  so  ausdauernd  und  so  kapitalstark 
gewesen,  zehn  Jahre  lang  die  Papiere  festzuhalten  und 
hätte  sie  dann  itlt.  84  verkauft.  Der  Lohn  für  seine  Schlaii- 
lieit,  seine  Ausdauer  und  sein  —  Glück  wäre  luiter  Berück- 
sichtigung des  Zinsverlustes  immer  noch  ein  grofs&r 
Verlust  gewesen.  Hätte  er  allerdings  die  genannten  Papiere 
bei  der  Gründung  der  betreffenden  Gesellschaften  zum  Aus- 
gabekurse übernoionien,  dann  wäre  sein  Verlust  noch  be- 
deutend höher,  er  düifte  mit  80  Mill.  Mk.  eher  zu  niedrig 
als  zu  hoch  geschätzt  werden. 

.  Und  nun  zur  Gegenwart!  Schon  ein  Blick  auf  den 
KvTrszettel  zeigt,  dafs  die  Geschäfte  der  Terraingesellschaften 
doch  nicht  so  „erschi'eckend"  glänzend  sein  können,  wie 
man  behauptet.  Ich  stelle  die  Ultimokurse  (31/12)  der  an 
der  Berliner  Börse  gehandelten  Terrainaktien,  soweit  sie  in 
Prozenten  des  Nennbetrags  notiert  werden,  zusammen: 


ult. 


1896     1897     1898     1899     1900     1901  I  1902 


Aktiengesellschaft    für- 
Bauausführungen 
Berlin  (1872-?).    .    . 

Allgemeine  Häuserhau- 
gesellschaft  Berlin 
1872-?) 

Baugesellsch.    Berliner 
Neustadt 
(187a-98V2''/o)  .    .    . 

Baugesellschaft  Kaiser 
Wilhelmstr.  Berlin 
(1884-?) 


91,40 
72,25 

85 


53 


102,50 
74,90 
86,25 
53,50 


99,60 
85,50 
103 
68 


105,.50 
94,25 

106 
65,50 


100 

91,10 

90 

97,50 

114 

145,50 

68,50 

57,75 

93,84 

115,50 
■? 

71,5a 


Ad,  Weber,  Über  Boileiirento. 
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ult. 


1896      1^97  '   1898      1899      1900      1901      1902 


Breslau   Klcinb.    T.   G. 
(1895— 120  "/o)   .    .    .    . 

Baugesellschaft  Ostend 
Berlin  Vorz.-Akt. 
(1872—?) 

City  Baugesellschaft 
Berlin,  St.  Prior. 
(1872—?) 

Dresd.  Baugesellschaft 
(1871—?) 

Grofs  -  Lichterfelder 
Bauverein  (1872 — ?j  . 

Grofs  -  Lichterfelder 
Terraingesellschaft 
(18'^6  -120 'Vo)  .    .    .    . 

Hannoversche     Bau- 
ge.sellschaft   (1872—?; 

Hannov.    Immobilien- 
gesellschaft 
(1890— 118 "o)    .    .    .    . 

Neues    Hansaviertel 
Terrain  A.G. 
(1898— 117 »0)   .    .    .    . 

Schönebg.  Friedenauer 
Terrain  gesellsohaft 
(1889-162'/4%)  .    .    . 

Schönhauser  Allee  A.G. 
Berlin  (189.5-116<'/o). 

Süddeutsche     Immobi- 
liengesellschaft 
(1871—?) 

Terraingesellschaft 
Berlin  -  Hallensee 
(1898-126»/o)  .... 

Terraingesellschaft 
Berlin  Nordost 
(1895— 1221/2  "/o)  .    .    . 

Terraingesellsohaft 
Berlin  Südwesten 
(1896— 105  "/o)  .... 

Terraingesellschaft 
Park  Witzleben  Char- 
lottenburg 
(1899— 125  »/o)  .... 

Union  Baugesellschaft 
Berlin  (1872— 112  "/o). 

Unter  den  Linden,  Bau- 
verein Berlin  ( 1872— ?) 


— 

120 

— 

72 

71,75 

69 

184 

241,25 

46 

54*) 

303 
91,75 

118,50 


115 


101,10 


135,50 


105 


125 


!267 


118 


114,75 


99 


98,50 


105 


147 
49,25 


104,50 
109,50 

104,50 
106 

— 

40,50 

241 

226 

52 

62 

275 

320 

118,50 

115,75 

169,10,123 


93,75 

43 

184 

58 


82,75 

24,60 
158 


79,25 
178 


53,251102,25 


307      :344 
98,1'.:  85 


114      1116,75 


111 

140 
119,50 

107,40 

120,10 

90,50 

108,75 


148,40 
50,50 


92,50 

136 
117,50 

122,25 

115,75 

88,50 

117,75 

109,50 

187,50 

60,25 


109 

85,80 

146,80 
109,50 

113,50 

113,50 

82,50 

95 

98 
119 
49,50 


103 

82,25 

150,25 
82,25 

101 

113,10 

108,75 
85 

92 

105 

95 


315 
79 


108,50 

161 
115,80 

101 

188,25 

190,25 

101,75 

118,50 

110 

125,50 


In  Klammern  ist  das  GrUndungsjahr  und  der  Emissionskurs  an- 
gegeben. 

*)  1897  wurden  drei  zu  zwei  Aktien  zusammengelegt,  eine  ähnliche 
Zusammenlegung  war  bereits  im  Jahre  1884  erfolgt. 
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Ich  betone,  dafs  es  sich  hier  nicht  etwa  um  willkürlioli  ausr 
gewählte  Papiere  handelt,  es  wurden  vielmehr  in  die  Tabelle  alle 
Terrain-  und  Baugesellschaften  aufgenommen,  die  an  der  Berliner 
Börse  in  Hunderttoilen  des  Nominaikapitals  notiert  wurden,  sofern 
das  Gründungsjahr  im  vorigen  Jahrhundert  liegt.  Eben  erst  emittierte 
Papiere  mufston  natürlich  in  der  Zusammenstellung  unberücksichtigt 
bleiben.  Bemerken  will  ich  noch,  dafs  die  einzige  Gesellschaft,  deren 
Aktienkurse  aufserordentlich  hoch  sind,  die  Grofs-Liohterfelder  Terrain- 
gesellschaft, dem  Aktienkapital  nach  eine  der  kleinsten  Terraingesell- 
schaften ist  (1000000  Mk.)  Im  übrigen  spricht  die  Tabelle  für  sich 
selbst,  namentlich  wenn  man  sie  vergleicht  mit  den  Höchstkursen,  die 
eine  Anzahl  Industi'ieaktien  in  der  Periode  1896 — 1902  ult.  Dezember 
erreichten : 

Folgende  Beispiele  seien  hier  angeführt:  Alsensche  Portland 
Zementfabrik  399,75  »/o;  Berliner  Paketfahrt  413  "/o  (Em.  Kurs  140  "/o); 
Brüxer  Kohlenbergbau  42.5<'.'o;  Konsolidation  402,900/0  (Em.  165<>/o) 
Kölner  Bergwerksverein  430''/o;  König  Wilhelm  Bezirk  355 "/o;  Magde- 
burger Bergwerk  490,50  »/o;  Nordstern  Essen  237,75  «/o  (Em.  zu  105»; 
Schalker  Gruben  SSS^'o  (Em.  138"'o)  u.sw.  Und  diese  gewaltig  hohen 
Kurse  sind  noch  bei  weitem  nicht  die  höchsten  ,  die  an  der  Berliner 
Börse  erzielt  wurden:  die  deutsche  Gasglühlichtgesellsohaft ,  deren 
Aktien  1893  zu  310"/o  emittiert  -s^-urden,  erreichten  bereits  1896  einen 
Kurs  von  998  »/o! 

Aber  vielleicht  steht  der  niedrige  Kurs  in  keinem  Ver- 
hältnis zu  den  gezahlten  Dividenden,  vielleicht  sind  ferner 
die  nicht  an  der  Berliner  Börse  notierten  Bodenspeku- 
lationsgesellschaften in  einer  günstigeren  Lage. 

Diese  Bedenken  soll  die  nachstehende  Tabelle  beseitigen. 
Sie  umfafst  (soweit  mir  Angaben  zugänglich  waren)  alle  in 
Deutschland  bestehenden  Boden-  und  Bausj^ekulationsgesell- 
schaften,  die  statutarisch  Dividenden  zahlen  imd  schon  seit 
mindestens  ti  Jahren  bestehen. 


Name 

Jahr 
der 
Grün- 
dung- 

Aktien- 
kajiital 

Dividenden 

Aachener  Immobilien- 
Gesellschaft    

Baugesellschaft  Kaiser 
M'ilhelmstr.  Berlin  .    . 

OS 
s4 

800  000 
0  000  000 

1899-1903:  4.  0.  1>  4.  0,  0 
1887—1903:    5,  5,  5.  5,  5, 

5,   1,    l',4,    l'/2,     Vh2,    1,  1, 

1,  1,  1'  j,  Vh,  2 

11" 
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.lahr 

Name 

der 

Aktien- 

Dividenden 

Grün- 

kapital 

dung 

City  Berlin 

72 

837  000  S 

1874-8-5:    0;     laSli:    2; 

' 

1887  —  1902:  0 

Südwesten  Berlin     .    .    . 

9.5 

6  200  000 

189Ü— 1903:  0 

Cresellschaft  für   Grund- 

besitz Berlin 

83 

200  000  § 

1886-1900:  7,  8,  8,  9,  9, 
9;  1892-1900:  10 

Schönhauser  Allee  Berlin 

9-5 

3  200  000 

1895-1900:  0;  1901—03: 
Vk,  0,  5 

Allg.  Häuserbau  A.G.    . 

1-1 

1  285  000  § 

1874-77:  6,  6,  4,  V'^; 
1878-88:0:  1888— 190.ii: 
2,  5,  6,  3,  3,  0,  3,  2,  5, 
5,   5V2,  6,  6"5,  Vh,  Vk 

Bellevue  Berlin    .... 

82 

1  500  000 

1890-1903:  10,10,10,  10, 

10,  6,  6'/2,  7'/2,  9,  lO'/a, 

11,  11,  12,  15 

Berlin.Bodengesellschaft 

y 

1  000  000 

1890—1903:  6,  6,  .56,  12: 
1894—1903:  30 

Grunderwerbsges.  Berlin 

93 

1  500  000 

1894—1903:  0 

Grundrenteuges.  Bc  rlin . 

82 

1464  000 

1S90— 1903:  15,  10,  6,  44, 
5,  10,  8,  20,   12,  11,  17, 

8,  8 

Immobilienverkehrsbauk 

90 

500  000 

1890—1903:  6,  seitdem  0 

Nordost  Berlin 

95 

2  100  000 

1896—1903:  0 

Frankfurter  Chaussee    . 

96 

1  800  UOO 

lb96— 1903:  0 

Union  Bauges.  Berlin  .    . 

72 

8  000  000 

1873—1903:  0,  5,  .5,  1,  0, 
0,  l'/2,  2,  4,  4'/2,  4'/j, 
5,  5,  5,  5,  6';'3,  7'/2,  5, 
5,   6,   6,   5,   9,  10,  10V2, 

Schlofs  Chemnitzer  Bau- 

9, 6,  6,  6,  6 

verein  

73 

750  000 

1889—1903:  6,  6,  0,  0,  0, 
0,  0,  0,  0,  0,  0,    r-^/s,  0, 

Bank     für    Grundbesitz 

3'/3,  0 

Dresden 

89 

1  000  000 

1889—1903:   5,   6'/2,  6,  5, 

9,  10,  12,  12,  14,  15,  15, 

10,  8,  8,  8 

Grundstücksges.  Leipzig 
Gesellschaft  für   Gruncf- 

9.5 

3  100  000 

1895—1901:   0;  1902:  3 

erwerb  Magdeburg .    . 
Bayrische      Immobilien- 

78 

750  000 

1890—1903:  5,  0,  3,  0,  1, 

2.  l'/-2,  3,  5,  6,  6,  6,  5 

gesellschaf t  München . 

81 

1000  000 

1890—1903:    0,  2,  2,  0,  2, 

Barmer    Immobilien- 

2, 0,  0,  2,  0,  0,  0,  0 

gesellschaft  Barmen   . 

84 

? 

1899— 1903:2V2,3,3,2'/4,3 

Aktien  Bauverein   unter 

den  Linden 

72 

2  275  000  § 

1872:    5;     1873—97:    0: 
1898-1903:    1,  2,  3,  4, 
5,  6 

Berlin  Neustadt    .... 

73 

5  000  000  § 

1886—99:    0;     1900:    4; 
1901:  17 

Ki.-. 


Jahr 

Name 

der 

Aktien- 

Dividenden 

(Irüii 

kapital 

liiini;- 

Dresdener  Baugesellsch. 

71 

5  9.iü  000 

1886—1903:  s,  7,  9,  15,8, 
9,  9,  12,  9,  9,  9,  15,  13, 
13,  11,  7,  8,  10 

Düsseldorfer  Baubank   . 

72 

1  110  000 

1889—1903:  2,  2,  2,  2,  0, 
2,  2'/2,   2,  3,   6,  7,  7,  7, 

Grofs  Liohterf eider  Bau- 

8,  7 

vereiu 

7'-' 

1  133  000  § 

1872:    9;     1873—86:    0; 
1887-1903:  2'/-2, 2 V2, 1/2, 
0,   2,  3'/2,  0,  0,  0,  0,  0, 

Terra!  nge^oUscliuIt 

0,  0,  0,  0,  0,  2 

Grofs  Lichterfeldo  .    . 

83 

I  000  OC  ) 

1886—1903:  0,  20,  14,  14, 
12,  22,  30,  23,  8,  26,  8, 
5,  9,  25,  18,  27,  10,  16 

Klosterland  Hamburg    . 

89 

2  000  000 

1891—1903:   4,  4,  4,  2'/2, 

0,  3,  0,  3'/2,  P/4,  0,  P/4, 
4V4,    P/4 

Hannov.  Baugesellschaft 

7-J 

2  2!  8  000  § 

1872:  7' '3,  1873^1903:  0, 
(Stammakt.)  Priorität- 

Kölnische   Immobilien- 

aktien ult.;  1893:  l'/2 

gesellschaft    

'Jl 

3  000  000 

1892—1903:    5,  7,  6,  6,  6, 

Grundstücksgesellschaft 

6,  8,  12,  10,  8,  10,  8 

Leipzig 

95 

3  100  000 

1895-1901:   0;    1902:   3; 

Magdeburger   Bau-  und 
Kreditbank 

1903:  6 

71 

4  800  000  § 

1886-93:    10,  10,   12,  12, 

8,  2.  2,  2,  2,  0,  1,  l'/2. 

Süddeutsche  Inimohilien- 

3.  4"2,  5.  5,  5,  5 

gesellschaft  Mainz  .    . 

71 

1 1700  000  § 

1875-86:  Ö;  1887—1903: 
1V2,  2,  2'/2,  2,  4,  6,  7, 
4,  2'/2,  7,  5V2,  10.  20, 
8,  4,  3,  4 

Mülheimer  Terraiuges.  . 

97 

y 

8,  6,  3,  0,  0,  0 

Heilmanuscho     Immobi- 

liengesellsch.  München 

97 

6  270  000 

0,  0,  6,  10,  10,  0,  0 

Münchner    allgemeine 

Terraingesellschaft .    . 

97 

1  600  000 

0,  0,  0,  0,  0,  0 

Ostend  bei  Köpeuik    .    . 

72 

604  000  § 

1886—97:  0;    1898-1900: 

Schöneberg  Friedenauer 

4,  6,  0 

Terraingosellschaft  .    . 

89 

2  000  000 

0,  0,  20,  12,   6,  4,  0,  0,  0, 

Strafsbur^erlmmobilien- 
gesellschaft 

5,  5,  8,  11,  12 

93 

'> 

1894—1903:  31/2,  3'/2,  3'/2, 

2'/2,  2,  2'/2,  2,  l'/4,  2,  3 

Leipziger  Immobiliengesellschaft   siehe  oben. 


Die  wenigen  liierher  gehörenden,  aber  nicht  erwähnten 
G-esellschaften  ändern  —  selbst  unter  der  Aiinalmie,  dafs 
die  eine  oder  andere  Gesellschaft  ganz   übersehen   worden 
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sein  sollte  —  nichts  an  dem  Gesamtergebnis.  Dieses  ist- 
folgendes:  Von  den  40  Gesellschaften  haben  eine  Durch- 
schnittsdividende verteilt  von  0—2  »/o :  17—,  von  2— 5  »  i' :  10- , 
von  5— lOo/oiS— ,  über   10  "o:.")—. 

Dabei  ist  aber  zu  beachten,  dafs  gerade  von  den 
Gesellschaften,  die  hohe  Durchschnittsdivi- 
denden verteilten,  mehrere  die  T  e  r  r  a  i  n  s  p  e  k  u- 
lation  nur  als  Nebengeschäft  betreiben.  So  be- 
zeichnet die  Gesellschaft  Bellevue  als  ihren  Zweck  u.  a. 
Erwerb  und  Veräufserung  von  Hypotheken,  Vermittlung  von 
Hj^othekendarlehn,  Likasso.  Vermögensverwaltung.  Regu- 
lierung und  Liquidation  auf  diesem  Gebiete,  Vertretung 
jeder  Art,  Erteiltmg  von  Gutachten,  Regulierung.  Die  Bank 
für  Grundbesitz  in  Dresden  beschäftigt  sich  auch  mit  Her- 
stellung und  Transport  und  Veräufserung  von  Bamnaterialien, 
Gewährung  von  Kredit  gegen  Sicherheit.  Vermitthmg  von 
Mietverträgen,  Käufen  und  Verkäufen,  Verwaltung  von 
Grtmdstücken.  Die  Magdeburger  Bau-  und  Ki-editbank  be- 
schäftigt sich  hauptsächlich  mit  Erbauung  von  Beamten- 
und  Ai-beiterwohnhäusern  für  industrielle  Grofsbetriebe  imd 
Herstellung  rauchverzelnender  Feuerungen. 

Die  anderen  Gesellschaften  mit  hoher  Dividende  ver- 
fügen meist  nur  über  ein  kleines  Aktienkapital,  so  beträgt 
das  Aktienkapital  der  Terraingesellschaft  Grofslichterfelde 
und  der  Berlinischen  Bodengesellschaft  nur  je  1  Mill.  Mk. 
Femer  ist  bei  Würdigung  des  Gesamtei'gebnisses  zu  berück, 
sichtigen,  dafs  bei  mehreren  Gesellschaften  eine  Reduzierung 
des  Aktienkapitals  erfolgte.  Niu"  ein  Beispiel:  die  Alrtien- 
gesellschaft  für  Grundbesitz  koimte  zwar  V)is  ll'ol  durch- 
sclmittlich  über  O^'o  Dividende  verteilen,  aber  in  letzterem 
Jahre  mui'ste  das  Aktienkapital  durch  Zusammenlegung  von 
zwanzig  Aktien  zu  einer  von  2  Mill.  auf  200  000  Mk.  herabgesetzt 
werden,  wodiu'ch  natürlich  den  Aktionären  die  Freude  an 
den  hohen  Dividenden  griindlich  verdorben  wru^de. 

Zum  Vergleiche  will  ich  auch  hier  wieder  die  Dividenden  einiger 
Industriegesellschaften  mitteilen'^').  Es  verteilten  von  1890 — 1903  die 
Arenbergsche  Aktiengesellschaft  für  Bergbau  und  Hüttenbetrieb:    80, 
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SO,  40,  30,  35,  40,  50,  CiO,  65,  75,  50,  45,  35,  40  "/o,  Steiiikolilcnbau verein 
„Gottessegen" :  17,  22,  22,  25,  22,  30,  32'/s,  24,  2ü,  29,  38,  38,  36-/3,  36^/3, 
Kiihiei-bergwerksverein  90—1903:  20,  20,  10,  5,  6,  9,  12,  16,  20,  30,  SSVs, 
30,  25,  27V2,  Schalker  Gruben-  und  Bauhüttenverein :  IS'/s,  6,  10,  9,  9, 
7V2,  15,  22V»,  30,  42'/2,  75,  32V2,  30,  3-2"2.  Interessant  ist  insbesondere 
auch  ein  Vergleich  mit  gewissen  Strafsenbahngesellschaften.  Die  Grofse 
Berliner  Strafsenbahn  vorteilte  von  1875 — 1903  folgende  Dividenden : 
6'/4,  6'/2,  7,  7>/2,  9,  9'/2,  8'/2,  9'/4,  IOV'2,  11,  11"4,  12,  12V4'>/o,  1889^95  je 
12'/2,  1896—1903  15,  16,  18,  10,5,  11,  7,  7'/2,  8»/o.  Vergleichen  wir  damit 
etwa  das  Ergebnis  der  Süddeutschen  Immobiliengesellschaft,  so  finden 
wir  hier  allerdings  eine  Höchstdividende  (20'''o),  welche  die  Grofse 
Berliner  nie  erreichte,  bei  jener  betrug  aber  die  Durchschnittsdivideude 
von  1875 — 1903  ca.  S'/a^/o,  bei  dieser  in  demselben  Zeiträume  über  9'*,'o, 
während  ferner  die  Immobiliengesellschaft  ihr  Aktienkapital  von  ur- 
sprünglich 30  Mill.  auf  11,7  Mill.  herabsetzen  mufste,  konnte  die 
.Strafsenbahn  ihr  ursprüngliches  Kapital  von  IV2  Mill.  auf  allmählich 
über  100  Mill.  erhöhen.  Dabei  hatten  die  Gründer  bis  in  die  80  er 
Jahre  das  Recht,  alle  neuen  Aktien  bei  Kapitalserhöhuugen  zu  pari 
zu  beziehen.  Der  Höchstkurs,  den  die  Strafsenbahn  bis  jetzt  er- 
reichte, stellt  sich  auf  480  "/o,  derjenige  der  Immobiliengesellschaft 
auf  124''/o.  Jedenfalls  ist  der  Gewinn  (verdient  oder  un- 
verdient?) der  grofen  Berliner  Strafsenbahn  ganz  un- 
vergleichlich höher  als  der  Nettogewinn  der  sämtlichen 
Berliner  Terraingesellschaften  zusammengenommen. 
Ich  bin  ferner  bereit,  den  Beweis  für  die  Behauptung  anzutreten,  dafs 
die  Durchschnittsdividende  der  Terraingesellschaften  nicht  wesentlich 
höher  ist  —  wahrscheinlich  ist  sie  niedriger  —  als  die  der  sogenannten 
„gemeinnützigen"  Baugesellschaften  1 

Die  Frage  drängt  sich  hier  aiif :  wie  kommen  denn  die, 
welche  soviel  von  den  märchenhaften  Gewinnen  der  Terrain- 
spekulanten  zu  erzählen  wissen,  zu  ihi'en  Behauptiuigen ? 
Es  mag  genügen,  zm-  Beantwortung  dieser  Frage  die  viel- 
zitierten und,  soweit  ich  sehe,  bis  heute  imwidersprochen 
gebliebenen  ..Berechntmgen"  des  bereits  im  Eingange  dieses 
Kapitels  zitierten  Herrn  Grävell  etwas  genauer  zu  prüfen. 
Zu  Nutzen  und,  wie  ich  hoffe,  auch  ziu'  Erheiterung  der 
Leser  teile  ich  Grävells  Rechniuig  vollständig  mit.  Er 
schreibt ■'■'^) :  ..Wie  auf ser ordentlich  die  Terrain- 
gesellschaften zur  Beteuerung  des  Grund  und 
Bodens  und  damit  des  Bauens  beitragen,  möge 
man    aus    nachstehenden    wenigen    Ziffern,    die 
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neuesten    Zeitungsberichten     entnommen    sind, 
ersehen.     Es   betrugen   für   das  Rechnungsjahr   1809  1900 


Zu- 

Die  Grati- 

wendungen 

fikation  an 

Die 

Bei  der 

Reingewinn 

zu  den 

Direktion, 

Dividenden 

Reserve- 

Aufsichtsrat 

=  Prozent 

fonds 

und  Beamte 

Hannov.  Immo- 

bilien -  Gesell- 

schaft    Han- 

nover    .     .     . 

5.53  054,82 

171  170,22 

21  189,05 

217  600  =  7  V2 

Heilmannsche 

Immob.- A.G. 

München    .     . 

1  727  273,— 

86  364.— 

104  258,— 

627  000  =  10 

Terraingesell- 

schaft Gross- 

lichterfelde   . 

199  925,— 

•> 

17  722,— 

180  000  =  18 

BajTische   Ter- 

rain-Akt -Ges. 

München    .     . 

1  097  474,— 

42  975,— 

92  243,— 

600  000  =  10 

Leipziger    Ter- 

raingesellsch. 

21  720,75 

8  886,05 

3  046,80 

15  000=12 

Leipziger     Im- 

mobilien- Ge- 

sellschaft .     . 

324  794,70 

? 

38  195,42 

270  000  =  9 

Oberschlesische 

Terraingesell- 

schaft    A.  G. 

Königshütte  . 

186  304,— 

41  089,— 

16  376,— 

120  000  =  8 

Süddeutsche 

Immob.  -  Ge- 

sellsch.  Mainz 

341  203,— 

17  060,— 

17  515,- 

374  745  =  8 

Sehlesische  Im- 

mobilien-Ges. 

523  584,- 

60  000.— 

34  195,- 

414  000=ll"/2 

„Diese  neun  Gesellschaften  allein  haben 
mithin  (I)  in  einem  Jahre  den  Grund  und  Boden 
um  4981  •'533.27  Mk.  verteuert,  -«"obei  noch  die  nicht 
unerheblichen  Geschäftsunkosten,  Abschi-eibungen  usw.  ab- 
g-erechnet  sind." 

Die  Torheit  dieser  Schlufsfolgerung  brauche  ich  dem 
Leser  wohl  nicht  noch  erst  auseinander  zu  setzen.  Es  gibt 
noch  schlimmeres  als  Torheit.  Sehen  wh-  ims  die  obige 
kleine  Tabelle  etwas  genauer  an:  da  steht  z.B.  die  Hannover- 
sche  Immobiliengesellschaft,    sie   erzielt   ilu-en  Reingewinn 
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hauptsächlich  aus  der  Verpachtung  eines  Hotels,  eines  Kon- 
zertliauses,  eines  Bades  und  eines  Palmengartens!  Eine 
Oberschlesische  Tei-rainaktiengesellschaft  existirt  nicht,  wohl 
alior  eine  Terrain-  imd  Holz  Verwertungsgesellschaft, 
die  in  erster  Linie  Holz-  und  Holzindustrie- 
geschäfte botreibt.  Es  genügt  Herrn  Grävell,  dafs 
das  "Wort  Terrain  in  der  Fir-ma  vorkommt.  Bei  den  meisten 
anderen  der  von  Grävell  genannten  Gesellschaften  kommt 
ein  erheblicher  Teil  des  Gewinnes  aus  Mieten.  Im  üb- 
rigen ist  die  angegebene  Dividende  durchweg 
i  in  ^'  o  r  h  ä  1 1  n  i  s  z  u  r  D  u  r  c  h  s  c  h  n  i  1 1  s  d  i  v  i  d  e  n  d  e  ganz 
a  u  f  s  e  r  o  r  d  e  n  1 1  i  c  h  hoch.  Herr  Grävell  sucht  aber  trotz- 
dem den  Anschein  zu  erwecken,  als  wenn  die  Dividenden 
für  das  von  ihm  gewählte  Jahr  besonders  imgünstig  für  die 
TeiTaingesellschaften  gewesen  seien,  „da  sich  bereits  die 
Stockungen  im  Baugewerbe  bemerkbar  machten."  Zum  Be- 
lege fülu't  er  an.  dafs  die  Süddeutsche  Iminobiliengesell- 
schaft.  die  99  19(JU  8°o  DiA-idende  verteilte,  im  .Jahre  vor- 
her 211  "/q  zu  verteilen  in  der  Lage  war.  Dabei  vergifst 
aber  Grävell.  seinen  Lesern  mitzuteilen,  dafs  diese  beiden 
Jahre  für  die  genannte  Gesellschaft  ungewöhnlich 
günstig  waren ;  die  seit  ihi'em  Bestehen  bis  ziu:  Gegenwart, 
also  in  33  Jahi-en  gezahlte  Durchschnittsdividende  beträgt 
um-  ca.  3-3*0.  trotz  der  hohen  Zufallsdi-vidende  des  Jahres 
99/10im:i. 

In  solch  bodenlos  leichtfertiger  "Waise  geht  GräveU 
vor,  um  seinen  Lesern  klar  au  machen,  dafs  die  Terrain- 
gesellschaften Deutschlands  den  Grund  und  Boden  jährlich 
um  IGO  Mill.  Jlk.  verteuern  I  Und  diese  famosen  „Berech- 
nimgen"  nimmt  selbst  ein  sonst  so  klug  abwägender  Mann 
wie  Eugen  .Jäger  —  abgesehen  von  vielen  anderen  —  ernst. 
Aiich  die  Bodenreformer  haben  durch  Damaschke  die  „aus- 
drückliche" Erklärung  abgegeben,  dafs  sie  den  obigen  Aus- 
führungen Grävells  im  wesentlichen  zustimmten. 

Ist  denn  nun  wenigstens  Aussicht  vorhanden,  dafs  die 
TerraingeseUschaften  in  Z  u  k  u  n  f  t  bessere  Geschäfte  machen  ? 
Dafs  die  Frage  ohne  Zögern  mit  Nein  beantwortet  werden 
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mul's,  weils  der  Leser,  der  den  Ausführungen  der  vorher- 
gehenden Abschnitte  mit  einigem  Interesse  gefolgt  ist. 

Dazu  kommt,  dafs  in  einer  Reihe  von  Städten  eine  höchst 
bedenkliche  Imniobiliarkrisis  meines  Erachtens  unvermeid- 
lich   ist:    das    gilt    namentlich    von    der    Reichshauptstadt. 

In  den  letzten  fünf  Jahren  wurden  in  Berlin  folgende 
Ten-aingeseUschaften  neu  gegründet: 


Berlin  Oberspree  Akt. 

2000000 

Berliner  Terrain-  und 

Bauaktiengesellsch. 

2250000 

Deutsche    Grimd- 

Neu  Bellevue    .     .     . 

7  000000 

besitzbank       .     .     . 

500000 

Scbönberg-West     .     . 

H  000  000 

Terraingesellschaft  a. 

Teltowkanal   .     .     . 

3000000 

Wilmersdorf  er  Rbein- 

Zehlendorf  -  Klein- 

gau 

3600000 

machnoAverTerrain- 

gesellschaft     .     .     . 

■.525000 

Flora  Terramgcs. 

1  500  000 

Neu-AVesteud     ,     .     . 

12000000 

Seestrafse     Nordpark 

1800000 

Berlin  -  Schöneberger 

Baugesellschaft 

1000000 

Berlin  Tempelhofer  . 

2000000 

Bodengesellsch.  Kur- 

BorsigwalderTerrain- 

iürstendamm       .     . 

5000000 

gesellschaft     .     .     . 

38000UO 

Gruiidstücks    Aktien- 

Handelsgesellschaft 

gesellschaft     .     .     . 

12.50000 

f.  Grundstücke    .     . 

5000000 

Neu-Rahusdorf      .     . 

1.500000 

Neues  Hansaviertel  . 

3600000 

Berlin-Halensee     .     . 

3  500000 

Neu-Babelsberg      .     . 

2300000 

Am     Neuen     Botani- 

Westliche    Boden- 

nischen Garten  .     . 

2800  000 

aktiengesellschaft  . 

12.500000 

Park  Witzleben      .     . 

7000000 

Ich  bezweifle,  ob  diese  Liste  vollständig  ist.  ilit  Ab- 
sicht ist  die  neue  Boden-A.-G.  mit  allein  20  Mill.  Mk.  Kapital 
nicht  erwähnt. 

Manche  der  oben  genannten  Gesellschaften  arbeiten 
gleichzeitig  mit  zum  Teil  sehr  erheblichen  fremden  Geldern. 
Einige  Beispiele:  die  Berlm -  Schöneberger  Baugesellschaft 
weist  an  Passiven  nach  Hj^potheken  3470  000  Mk.,  Kredi- 
toren liUOOOO  Mk.,  Akzepte  1(54690  Mk.  bei  einer  Million 
Aktienkapital,  wovon  jedoch  nur  500000  Mk.  begeben  sind. 
Die  Grundstücksaktiengesellschaft  in  Berlin  hat  bei  250000  Mk. 
Aktienkapital  für  290000  Mk.  H\-potkeken  und  für  976000  Mk. 
Kreditoren  zu  verzinsen ;   der  Terraingesellschaft  am  Neuen 
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Botanischen  Garten  (2,S  Mill.)  hat  clic>  Nationalbank  ixir 
Deutschland  einen  Kredit  von   1  Mill.  I\lk.  eingeräumt  nsw. 

So  darf  man  wohl  ohne  Übertreibung  behaupten,  dal's 
seit  1898  allein  von  den  Terraingesellsehaften  über  150 
Mill.  ^[k.  in  den  Dienst  (l(>r  Berliner  Terrainspekulatiou  ge- 
stellt worden  sind. 

Dabei  scheint  auch  die  ]irivate  Bodenspekulation  in 
Berlin  einen  erschreckenden  Umfang  angenommen  zu  haben : 
ist  das.  was  die  Zeitmigen  über  das  in  den  weitesten  Kreisen 
Berlins  zm'zoit  herrschende  Bodenspekulationsfieber  be- 
richten, auch  nur  zimi  Teil  wahr,  so  steht  für  Berlin  ohne 
Zweifel  ein  Krach  in  Aussicht,  der  den  der  70  er  Jahre  in 
den  Schatten  stallen  düi-fte. 

Nicht  viel  besser  sieht  es  in  München  aus.  Dort  wurden 
in  den  Jahren  98—1902  16  Aktiengesellschaften  und  8  üe- 
sellschaften  mit  b.  H.  gegründet,  die  sich  der  Terrainspeku- 
lation widmen.  Die  Aktiengesellschaften  verteilten  am 
Schlüsse  ihrer  Geschäftsjalire  mit  verschwindend  geringen 
Ausnahmen  0 ";  o  Dividende  '"'*).  Und  das  allgemeine  Urteil 
geht  wohl  heute  dahin,  dal's  im  günstigsten  Falle  die  Ak- 
tionäre noch  viele  Jahre  ohne  Dividenden  zufrieden  sein 
müssen.  „Die  Acker,  euphemistisch  Bauterrains  genannt, 
sind  eben  nur  Acker  imd  werden  es  auch  wohl  ewig  bleiben, 
imd  weil  sie  dies  und  nichts  anderes  sind,  so  haben  sie 
auch  nm-  den  Wert  von  Ackern",  so  heifst  es  in  einer 
kürzlich  herausgekommenen  Broschüre,  die  sich  speziell 
mit  den  Münchener  Terraingesellschaften  beschäftigt^"'). 
Dort  findet  sieh  auch  folgendes  Gesamturteil  über  die 
Münchener  TeiTainspekulation :  „Wenn  einst  die  Zeit  kommt, 
wo  die  verschiedenen  Terraingesellsehaften  in  freiwillige 
oder  imfreiwillige  Liquidation  getreten  sind,  wo  die  Felder 
und  Wälder  wieder  ihren  iu"sprünglichen  Zwecken,  dem 
Kartoifelbau  und  der  Waldwirtschaft  zurückgegeben  sind, 
dann  wü'd  der  Chronist  über  das  Gebahren  dieser  Gesell- 
schaften rücksichtslos  den  Stab  brechen." 

Ob  aber  an  der  Spekulationswut  diejenigen,  die  so  leicht- 
fertig Erzählungen  von  den  fabelhaft  hohen  Gewinnen  dei- 
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Terrainspekiilation  immor  wieder  und  ■wäeder  auftischten, 
nicht  ein  gut  Teil  Schuld  mit  tragen  ? 

Es  ist  endlich  an  der  Zeit,  sich  klar  zu  machen,  dafs 
das ,  was  Leroy  Bcaulieu  '^^)  über  die  französischen  Im- 
mobiliargesellschaften  sagt,  auch  für  die  deutschen  durch- 
aus zutreifend  ist.  ,,S"il  est  uu  fait  demontre  par  l'ex- 
perience,  c'est  que  les  societes  immobilieres  sont  exposees 
ä  de  grands  risques  et  que  la  plupart  fönt  naufrage." 

Es  ist  sicher,  dafs  die  G e s  a m t v e r  1  u s  t  e  der 
T  e  r  r  a  i  n  g  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  o  n  (unter  B  e  r  ü  c  k  s  i  c  h  t  i  g  ii  n  g 
der  Zinseinbufsen)  die  Gesamtgewinne  der 
Terraingesellschaften  nicht  unwesentlich  über- 
steigen. Gilt  das  aber  für  die  organisierte 
Spekulation,  so  gilt  es  für  die  Privatspekulation 
erst  rech  t. 

Man  komme  nicht  mit  dem  Einwände,  die  in  Ten-ain- 
gesellschaften  vereinigten  Spekulanten  seien  nicht  so  schlau 
und  liefsen  sieh  leichter  „übers  Ohr  hauen'"  als  die  nicht- 
organisierten  Spekulanten.  Jeder  Aktionär  einer  neu- 
gegi'ündeten  Terraingesellschaft  wird  sich  vor  dem  Kaufe 
über  den  Wert  der  Aktien  genau  so  gut  erkundigen  wie 
der  Käufer  eines  Grundstücks  über  diese.  Der  Unterschied 
liegt  nur  darin,  dafs  im  ersteren  Falle  an  der  Hand  des 
Prospekts  imd,  unterstützt  von  der  öffentlichen  Ki'itik,  das 
Erkundigen  leichter  sein  dürfte.  Dafs  auch  Terraingesell- 
.schaften  Grundstücke  zu  übermäfsig  hohen  Preisen  über- 
nommen haben  und  übernehmen ,  wird  natürlich  niemand 
leumien. 


Sechstes  Kapitel. 

31ittel  im  Kampfe  gegen  die  Steigerung  der 
Grundrente. 


Mit  Schäffle  bin  ich  überzeugt-,  dafs  die  Grundrente 
ein  Extraeinkommen  ist,  das  „im  Interesse  der  gröfsten 
Wiftschaftlichkeit  in  Versorgimg  des  sozialen  Bedarfes  not- 
wendig," dafs  sie  „eine  unentbehrliche  sozial-öko- 
nomische Ordnungs  kraft"  ist'-'^).  Ihm  stimme  ich 
auch  vollkommen  bei ,  wenn  er  an  einer  anderen  Stelle 
meint,  dafs  lii  der  Regel  die  natürliche  Rentenfunktion  ge- 
nüge, aber  in  besonderen  Fällen  könne  die  Rente  als  selbst- 
wirkende volkswirtschaftliche  Fiinktion  teils  zu  schwach, 
teils  unverhältnismäfsig  stark  sein.  Im  ersteren  Falle  ist 
sie  dm-ch  künstliche  gesellschaftliche  Institutionen  entweder 
zu  stärken  oder  zu  ersetzen,  in  letzterem  Falle  kann  es  er- 
forderlich werden,  sie  dmxh  besondere  gesellschaftliche  In- 
stitutionen zu  beschi'änken,  überhaupt  zu  regulieren.  Wenn 
daher  Philippovich  in  München  sagte:  „Wn  haben  den 
Bodenpreis  nicht  zu  bilden,  sondern  den  Bildimgsgang  zu 
verfolgen",  so  ist  das  doch  nur  cum  grano  salis  zu  ver- 
stehen ;  ebenso  wie  der  Satz,  den  Andreas  Voigt  schi-eibt : 
„Es  wäre  zu  wünschen,  dafs  endlich  der  Blick  von  dem 
scheinbar  beängstigenden  Wachsen  des  Bodenpreises  in  den 
Städten  abgelenkt  und  praktischere  Ziele  als  die  Bekämp- 
fimg dieser  Erscheinung  ins  Auge  gefasst  w-ürden." 

Der  Kampf  gegen  zu  starke  Steigerung  der  Grundrente 
luid    damit   gegen    den    sogen,    unverdienten   Wertzuwachs 
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bleibt  stets  eine  volkswirtschaftlich  nützliche   und    notwen- 
dige Tat. 

Es  lioftt  nicht  in  meiner  Aljsicht,  in  diesem  Kapitel  eine 
austülu-licho  kritische  Würdigung  der  städtischen  Boden- 
politilc  und  der  zahlreichen  Reformpläne  zu  geben.  Sollte 
das  so  gTÜiidlich  ge  chehcn,  wie  es  bei  der  aufserordent- 
lichen  Wichtigkeit  des  (regenstandes  erforderlich  wäre,  so 
uiüfste  dieses  Schlufskapitel  weit  umfangreicher  worden  als 
die  vorhergehenden  Kapitel  zusammengenommen.  Ich  be- 
gnüge mich  mit  einer  orientierenden  Übersicht. 

Dai's  ich  die  Bodenspekulation  an  imd  flu-  sich  nicht 
für  schädlich,  sondern  im  Gegenteil  für  nützlich  halte,  dafs 
sie  geradezu  ein  Mittel  gegen  übermäfsig  hohe  Renten- 
steigerungen sem  kann,  habe  ich  bereits  betont,  doch  hob 
ich  gleichzeitig  hervor,  dafs  die  Spekulation,  um  ihi-e  volks- 
wü-tschaftlich  nützliche  Funktion  ausüben  zu  können,  von 
Auswüchsen  befreit  werden  müsse.  Dazu  ist  in  erster 
Linie  —  und  auch  das  wiu'de  bereits  angedeutet  —  Aus- 
baiT  der  lokalen  Boden-  und  Wohnungs  st  at  i  stik 
erforderlich.  Dem,  was  in  dieser  Hinsicht  Mangoldt 
forderte '•''''),  habe  ich  nichts  hinzuzufügen: 

„Das  Duukel  ist  der  Begünstiger  derjenigen,  welche  im  Trüben 
fischen  wollen.  Also  her  mit  der  Facjiel  der  Statistik!  Aber  nicht 
einer  Statistik,  die  nur  immer  wieder  einen  Zahlenband  auf  den  anderen 
türmt  .  .  .,  sondern  eine  gemeinverständliche  Statistik  .  .  .  und  da 
wäre  wohl  anzuknüpfen  an  die  ohnedies  schon  vielfach  gepflegte 
Statistik  des  Grrundbesitzwechsels.  Sie  wäre  zu  erweitern  zu  einer 
Statistik  der  Preisbewegung,  damit  Aufschlufs  darüber  gegeben  wird, 
was  bei  diesen  Geschäften  gewonnen ,  oder  was  dabei  verloren  wird. 
Auch  eine  Statistik  der  Hj'pothekenverschuldung ,  eine  Statistik  der 
Mietbewegung  wäre  zu  wünschen  .  .  .  und  dann  hatten  wir,  glaube 
ich,  bisher  noch  keine  Statistik  des  Baustellenmarktes.  Wir  müssen 
wissen,  wie  viel  direkt  bebauungsfähige  Baustellen,  für  den  Baumarkt 
in  Betracht  kommende  Baustellen,  jeweilig  zur  Verfügung  sind,  damit 
wir  unterrichtet  sind,  ob  diejenigen  Leute,  welche  sich  mit  der  Be- 
schaffung von  Baustellen  befassen,  tatsächlich  in  der  Lage  sind,  uns 
so  riesig  hoch  zu  nehmen:  und  wenn  wir  auf  Zustände  treffen,  die 
diese  Uberteueriuig  ermöglichen  ...  so  können  wir"  darauf  fufsend 
vorgehen  und  etwas  anderes  schaffen." 
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In  Verbindung  damit  ist  S  chaft'iing  o ff  iz  io  1 1  or 
Taxiiniter  erforderlich''"'-^).  Unter  allen  Umständen  ist 
zu  verhindern,  dafs  die  bei  der  Abschätzniio-  interessierte 
Partei  eine  Atiswahl  unter  den  ihr  zur  Verfügung  stehenden 
Sachverständigen  treuen  kann.  Leider  ist  und  mufs  die 
Taxe  namentlich  unbebauter,  noch  nicht  baureifer  Grund- 
stücke in  weitem  Umfange  lediglich  CTefühlssachc  sein. 
Der  eine  ist  mehi"  optimistisch,  der  andere  mehr  pessimistisch 
veranlagt,  deshalb  werden  die  Endergebnisse  ihrer  Schät- 
zmigeu  weit  auseinandergehen.  Daher  sollte  die  Taxe 
nicht  von  einer  Person  abhängig  sein,  sondern  \äelleicht 
von  einem  Kollegium,  das  sich  etwa  aus  einem  Teckniker, 
einem  Verwaltuugsbeamton  und  einem  erfahrenen  Agenten 
zusammensetzte,  aufgestellt  werden.  Dafs  die  Taxatoren 
wirtschaftlich  vollkommen  unabhängig  sein  müssen,  ist  da- 
bei eine  selbstverständliche  Xebenfordennig. 

Dafs  hier  unbedingt  etwas  geschehen  mufs,  haben  ja  die  Ver- 
handlungen im  Pommenibankprozesse  nur  zu  deutlich  gezeigt.  Wenn 
da  z.  B.  ein  Grundstück  an  der  Schönhauser  Allee  in  Berlin  im  Juni 
1892  für  1  890000  Mk.  gekauft  und  vier  Wochen  später  auf  6  124000  llk. 
taxiert  wurde,  wenn  in  einem  anderen  Falle  ein  Grundstück,  das  zu 
21000000  Mk.  taxiert  zu  2G90000  Mk.  verkauft  werden  mufste,  so  sind 
das  allerdings  schreiende  Mifsstände. 

"Wie  durch  falsche  Taxen,  so  kann  auch  dm'ch  die 
Spekulations-mit  unerfahrener,  namentlich  kapitalschwacher 
Spekirlanten  vorübergehend  eine  ungerechtfertigte 
künsthche  Hausse  der  Bodenpreise  eintreten,  die  fi-eilich 
nur  in  seltenen  Fällen  stark  und  andauernd  genug  sein  wird, 
um  auch  nur  zeitweise  einen  Einflufs  auf  die  Höhe  der  Miet- 
p  r  eise  auszuüben. 

Was  zurzeit  über  die  Spekulationswut  des  kleinen  Publikums  be- 
richtet wird,  grenzt  beinahe  ans  Unglaubliche.  So  wurde  im  Plutus 
vor  einigen  Monaten  folgendes  erzählt:  Man  fahre  einmal  eines 
.schönen  Tages  nach  irgend  einem  Berliner  Vororte  und  setze  sich  ein 
halbes  Stündchen  in  eine  Bierkneipe,  die  von  Handwerkern,  Klein- 
bürgern und  wohlhabenden  Bauern  aus  der  Umgegend  besucht  wird. 
Und  dann  achte  man  einmal  auf  die  Gespräche  am  Kebentisch.  Man 
wird  mit  Erstaunen  hören ,  dafs  sich  die  Debatte  fast  stets  um  Bau- 
parzellen, Strafsenregulierungen  und  ähnliches  dreht  .  .  .  Das  rasche 
Wachstum  der  Grofsstädte,  das  vielen  glücklichen  Grundbesitzern  über 
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Nacht  Hunderttavisenoe  in  den  Schofs  warf,  hat  die  Begier  von  lausen- 
den von  kleinen  Leuten  aufgeregt,  die  gehört  haben,  dafs  der  Nachbar 
ein  Grundstuck,  das  er  vor  wenigen  Jahren  erworben,  mit  einem 
märchenhaften  Gewinne  verkauft  hat.  Und  es  ist  ja  so  einfach,  eben- 
solche Gewinne  zu  machen,  wenn  man  nur  aushält  .  .  . 

Aller  wie  kann  es  anders  sein !  In  unverantwortlicher 
Weise  siiclit,  findet  nnd  einfindet  man  immer  neue  Beispiele 
von  märchenliaften  Gewimien  der  Bodenspekulation  und 
schweigt  die  Verluste  tot.  Schliefslich  mufs  auch  der  an 
die  Fabeln  glauben,  der  von  Natur  nicht  leichtgläubig  und 
leichtsinnig  ist,  um  dann  später  für  den  Leichtsinn  der 
Märchenerzähler  ä  la  GräveUe  zu  hülsen.  Und  wenn  ein- 
mal au.snahmsweise  über  den  Ki'ach  eines  Bodenspekulanten 
berichtet  werden  muis,  dann  geschieht  das  nicht,  um  das 
Publikum  nachdrücklich  hinzuweisen  auf  die  mit  der  Boden- 
spekiilation  naturwendig  verbundene  grofse  Crefahr,  sondern 
nur,  um  daran  Bemerkungen  über  die  moralische  Minder- 
wertigkeit der  Bodenspekulanten  anzuknüpfen.  Damit  er- 
reicht man  aber  eben  niu:,  dafs  moralisch  höher  stehende 
und  kapitalstärkere  Individuen,  denen  an  ihrem  gesellschaft- 
lichen Ansehen  mehr  liegt,  als  an  einem  zweifelliaften  Zu- 
kunftsgewinne ,  sich  an  den  Bodenspekiüationen  immer 
seltener  beteiligen  mid  sie  den  Leuten  überlassen,  denen 
der  Gewinn  höher  steht  als  Ansehen  imd  Ehre.  Immer 
seltener  werden  daher  die  Fälle,  wo  die  Bodenspekulation 
in  so  hervorragendem  Mafse  neben  dem  eigenen  Interesse 
das  allgemeine  Wohl  zu  fördern  sich  bemüht,  wie  wii'  das 
etwa  oben  bei  der  Leipziger  Immobiliengesellschaft  kon- 
statieren mufsten. 

"Was  soll  man  beispielsweise  dazu  sagen,  wenn  Professor  Rein 
in  seiner  Schrift  Ethik  und  Voikswü-tschaft  mit  besonderer  Rücksicht 
auf  die  Bodenspekulation  folgenden  Satz  schreibt:  „Die  Spekulationen, 
die  auf  schnelle,  mühelose  Weise  Reichtümer  anzuhäufen  suchen, 
müssen  von  der  öffentlichen  Meinung  viel  schärfer  als  dies  jetzt  noch 
geschieht,  venu-teUt  werden,  sie  dürfen  nicht  zu  den  Operationen 
gerechnet  werden,  die  man  für  anständig  hält.  !Man  mufs  den 
Spekulanten  die  ganze  Verachtung  zeigen,  die  sie  verdienen,  imd 
die  Presse  als  Vertreterin  der  öffentlichen  Meinung,  sollte  hierin  das 
öffentliche  Gewissen   unterstützen.'"     Auch    Adolf  Wagner    liefs   sich 
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auf  dem  14.  evangelisch-soziülon  Kongresse  zu  dem  Satze  hinreifsen: 
„Wer  in  Grundstilckeu  spekuliert,  sollte  nicht  die  allgompine  Achtung 
geniefsen.''  Das  erinnert  an  einen  Ausspruch  von  Otto  Michaelis,  der 
gelegentlich  einmal  behauptete,  dafs  der  Moralist  eigentlich  ein  ge- 
schworener Feind  aller  wirtschaftlichen  Vorgänge  sei.  In  der  Tat, 
wer  die  Spekulation  so  scharf  verurteilt,  der  kann  nicht  umhin,  den 
Handel  ilherhaupt  und  damit  die  ganze  moderne  Volkswirtschaft  zu 
verdammen.  Ich  habe  in  einer  anderen  Schrift"'"')  mit  Nachdruck 
darauf  hingewiesen,  dafs  das  urteil,  welches  in  der  Gesell- 
schaft über  eine  Tätigkeit  gefällt  wird  für  die  Qualität 
der  Personen,  die  sich  mit  dieser  Tätigkeit  abgeben,  mit 
entscheidend  sein  mufs.  Will  man  die  moralische  Qualität 
des  Bodenspekulantentums  heben,  so  wird  man  die  in  ihrer  All- 
gemeinheit ungerechten  moralischen  Verurteilungen  unterlassen  müssen. 
Hält  man  das  System  für  bedenklich ,  dann  bekämpfe  man  es  mit 
Gründen  und  nicht  mit  Scheltworten.  Jedenfalls  wende  man  sich 
nicht  gegen  die,  welche  aus  dem  bestehenden  Sj'steme  Nutzen  zu 
ziehen  suchen.  In  sehr  schöner  Weise  ist  dies  in  einem  längeren 
Artikel  ausgeführt,  der  im  Juni  1900  in  dem  englischen  Organ  der 
Bodenreformer  Land  and  Laboui-  erschien.  Auch  Flürscheini  erhebt 
mit  Nachdruck  die  Forderung:  „Attack  the  svstem,  not  those  who 
profit  by  it'")." 

Ich  bin  überzeugt,  dafs  die  Bodenspekulation  der  kleinen 
Leute  sclion  wesentlich  geringer  würde,  wenn  die  Presse 
weniger  von  den  fabelhaften  Gewinnen  und 
mehr  von  den  grofsen  Gefahren  der  Boden- 
spekulation ihren  Lesern  erzählen  würde.  Dazu 
mufs  jedoch  vor  allem  ti'eten:  Beschränkung  des 
S  p  e  k  u  1  a  t  i  o  n  s  k  r  e  d  i  t  s.  SpekuKeren  mit  geborgtem  Gelde 
ist  schon  bei  Börsenspekulationen  höchst  unerw'ünscht  und 
gemeingefährlich,  noch  mekr  ist  das  der  Fall  bei  Boden- 
spekulationen. Dafs  Erlangung  von  Bodenmeliorationskredit 
erleichtert,  Erlangamg  von  Sijekulationskredit  dagegen  in 
der  modernen  Stadt  wesentlich  erschwert  werden  mufs,  ist 
ja  heute  so  allgemein  anerkannt,  dafs  kein  weiteres  Wort 
darüber  verloren  zu  werden  braucht  '•'**). 

Da,  wo  ein  Monopol  besteht,  ist  dies  nach 
Möglichkeit  zu  brechen.  Am  schwierigsten  ist  das 
unzweifelhaft  bei  dem  mit  kleinen  Wohnungen  bebauten 
Boden.     Die   Hauptfrage   ist   hier   die:    wie   kann   das   mit 

Ad.  Weber,  Über  Bodenrente.  12 
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dem  Vermieten  von  kleinen  Wohnungen  verbimdene  Risiko 
verringert  werden?  Die  ]Mindestforderiuig  ist,  dafs  den 
Vermietern  die  Geltendmachimg  ihi-er  Rechte  auf  prozes- 
sualem Wege  erleichtert  wird.  Die  Zwangsvollstreckung 
mufs  rasch,  sicher  und  billig  sein.  Ob  die  von  verschiede- 
nen Seiten  vorgeschlagenen  Mietsschiedsgerichte  praktisch 
von  wesentlichem  Nutzen  sein  würden,  bezweifle  ich*'").  Darauf 
hingearbeitet  werden  mufs  ferner,  dafs  die  gemeinnützigen 
Baugesellschaften  sich  nicht  nm*  die  „guten  Risiken"  aus- 
suchen. Die  Frage,  ob  nicht  als  Ziel  angestrebt  werden 
soll :  Befriedigamg  des  Wohnungsbedürfnisses  der  gesamten 
städtischen  Bevölkermig  mit  niedrigem  Einkommen  dm-ch 
Wohnungsgenossenschaften  —  bei  angemessener  Entschädi- 
gung der  privaten  Hausbesitzer  —  wäre  einer  eingehenden 
Prüfung  wert  ^^''). 

Von  grofsem  Werte  kann  unter  Umständen 
ein  verständiges  Eingreifen  der  Stadtverwal- 
tung in  das  Spiel  von  Angebot  und  Nachfrage 
s  ei  n ;  dabei  kann  das  Erbbaurecht  gute  Dienste  leisten. 
Wer  freilich  die  Wirkungen  der  Bodenleihe  etwa  im  eng- 
lisch-amerilvanischen  Rechtsgebiete  kennt ,  der  weifs,  dafs 
man  von  dem  Erbbaurechte  nicht  die  Wunderdinge  erwarten 
darf,  die  seine  begeisterten  Verehrer  davon  erhoifen.  Es 
vermindert  nicht  den  unverdienten  Wertzuwachs,  es  ver- 
hindert nicht  ungesunde  Spekulationen,  ja  es  ist  an  und  füi- 
sich  auch  nicht  in  der  Lage,  etwas  zur  Linderung  der  Woh- 
nungsnot in  ihren  verschiedenen  Fonnen  beizutragen.  Nm- 
indirekt  kann  das  Erbbaurecht  füi'  die  Boden-  imd  Woh- 
nungsfrage von  Nutzen  sein,  weü  dadurch  der  Gemeinde 
ermöglicht  wird,  ihren  Grundbesitz,  den  sie  aus  Zweck- 
mäfsigkeitsgTÜnden  nicht  verkaufen  wül,  doch  zwecks  Be- 
friedigimg  des  Wohnungsbedüi-fnisses  zn  verwenden,  ohne 
dadui'ch  die  Anwartschaft  auf  den  zukünftigen  imverdienten 
Wertzuwachs  preiszugeben  *"'). 

Aber  es  genügt  nicht,  dafs  die  Stadt  durch  die  Boden- 
leihe das  Angebot  beeinflufst,  sie  mufs  gleichzeitig 
in  gewissem   Sinne   die   Rolle    der  Baissiers    an 
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der  Börse  übornehmeu ;  wenn  tlcr  Preis  offenbar 
tiefer  sinkt  als  seinem  inneren  Werte  entspricht,  dann 
hat  die  Stadt  als  Käufer  auf  dem  Markte  zu  erscheinen ; 
sie  schlägt  so  zwei  Fliegen  mit  einem  Öclilago :  einmal  ver- 
mehrt sie  zu  billigem  Preise  ihren  eig-nen  Grundbesitz, 
anderseits  tragen  ihi'e  Käufe  dazu  bei ,  einen  vollständigen 
Ki-ach  aufzuhalten,  oder  doch  in  seinen  Folgen  zu  lindern. 
Über  die  Bodenpolitik  der  deutschen  Grofsstädte  orientiert 
in  vorzüglicher  Weise  eine  vom  statistischen  Amte  der 
Stadt  Essen  (Leiter:  Wiedfeldt)  herausgegebene  Ai'beit,  die 
den  Titel  trägt:  „Der  kommunale  Grundbesitz  der  Stadt 
Essen  imd  die  städtische  Bodenpolitik."  Die  dort  gegebene 
Übersicht  der  kommiinalen  Bodenpolitik  in  21  deutschen 
Städten  von  181)01901)  gibt  folgendes  Bild: 


Von  dem  Stadtgebiet 

Auf  einen 

Einwohner 

. 

waren  Eieentum  üer 

Stadt 

entfielen  qm 

CT 

Stadt  in 
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1890 

190O 

1890 

1900 

Berlin 

.5H,3 

70,8 

7,05 

8,72 

München   .     . 

30,0 

87,0 

14,s7 

18,47 

Breslau      .     . 

124,8 

121,2 

13.51 

19,28 

Dresden     .     . 

4,4 

11,9 

3,ä6 

4.92 

Köln      .     .     . 

9,U 

98,1 

2,40 

11,24 

Nürnberg  .     . 

16,4 

19,3 

5,91 

2,49 

Hannover 

100,1 

89,1 

53,31 

37,29 

Magdeburg    . 

118,2 

116,1 

22,70 

24.20 

Chemnitz  .     . 

8,7 

42,.5 

5,72 

17,21 

Charlottenburg 

.52,7 

2v!,7 

2,06 

3,29 

Essen     .     .     . 

13,6 

14,8 

6,12 

6,27 

Stuttgart  .     . 

61,8 

60,2 

2.48 

33,09 

Altona  .     .     . 

17.1 

20.6 

11.01 

12,40 

Barmen      .     . 

5,8 

9;o 

1,66 

1,79 

Mannheim     . 

69,0 

145,0 

1.91 

30.56 

Aachen.     .     . 

110,.D 

200,2 

3,01 

41,50 

Posen    .     .     . 

10,9 

8.4 

7,53 

7,85 

Kiel  .... 

80,.5 

73,5 

29,15 

27,26 

KrefeUl      .     . 

6,1 

12,5 

2.99 

4,13 

Kassel  .     .     . 

61.9 

42,9 

9,89 

18,72 

Duisburg  .     . 

94,8 

68,0 

14,97 

16,81 

Um  1900/1902  gab  es  in  Deutschland  vier  Grofsstädte  mit  mehr 
als  200  qm  Grundbesitz  pro  Kopf :  Strafsburg  305.  .Stettin  231,  Danzig 
216,  Aachen  200,  fünf  Städte  mit  100'200  qm  pro  Kopf:  Frankfurt  a.  M. 
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153,  Mannheim  146,  Breslau  121,  Magdeburg  116,  Dortmund  115  usw. 
Im  Verhältnis  zur  Einwohnerzahl  hat  Posen  den  kleinsten  städtischen 
Grundbesitz,  wo  nur  8,4  qm  auf  den  Kopf  kommt.  Dann  folgt 
Barmen  mit  6  qm,  darauf  Dresden  mit  11,9  qm.  Bei  diesen  zuletzt 
gegebeneu  Zahlen  ist  freilich  von  der  wichtigen  Unterscheidung,  ob 
es  sich  um  Grundbesitz  innerhalb  oder  aufserhalb  der  Stadtgemeinde 
handelt,  abgesehen. 

Im  ganzen  ist  das  aus  den  obigen  Zahlen  ersichtliche 
Ergebnis  ein  erfreuliches  und  es  ist  zu  hofien,  dafs  es  in 
den  kommenden  Jahrzehnten  den  Stadtgemeinden  reiche 
Früchte  einbringen  wird.  Damit  die  aus  den  Steuern  zu 
deckenden  Zinsen  bei  den  unbebauten  Grundstücken  nicht 
eine  zu  drückende  Last  werden,  könnten  die  Terrains  zur 
Errichtung  von  sozialpolitisch  so  wünschenswerten  Familien- 
gärten  verpachtet  werden. 

Aufstellung  von  Stadtbauplänen  und  Bau- 
ordnungen seitens  der  Stadtverwaltung  scheinen 
mir  weit  mehr  Bedeiitung  zu  haben  für  die  technisch  künst- 
lerische und  gesimdheitliche  Eutwicklimg  der  Stadt  als  für 
Niedrighalten  der  Grundrente.  In  früherem  Zusammenhange 
wurde  aber  schon  hervorgehoben,  wie  wichtig  es  ist,  dafs 
die  für  den  Verkehr  erforderlichen  neuen  Strafsenverbin- 
dungen  zeitig  ins  Leben  gerufen  werden.  Im  allgemeinen 
ist  hier  —  vielfach  mit  Recht  —  die  Gemeinde  weit  zag- 
hafter und  ziu'ückhaltender  als  die  Spekulation.  Soweit 
diese  aber  nicht  ausreichend  vorgesorgt  hat,  mufs  die  Ge- 
meindeverwaltung eingreifen. 

Ihr  Hegt  es  auch  ob,  für  schnelle  und  billige 
Verkehrsverbindungen  insbesondere  für  Ausbau  des 
Strafsenbahnnetzes  —  falls  nötig,  in  Verbindimg  mit  Hoch- 
bahn, Untergrund  bahn  und  Schwebebahn  —  zu  sorgen :  vor 
allem  zu  dem  Zwecke,  um  Trennmig  der  Wohnstätte  von 
der  Arlieitsstätte  zu  ermöglichen. 

Wir  haben  gesehen,  von  welch  gTofser  Wichtigkeit  für 
die  städtische  Bodenfrage  die  Verkehrsfi'age  ist,  wie  hierbei 
jedoch  eine  Reihe  schwieriger  Fragen  auftauchen,  deren 
Lösung  freilich  mit  dem  Ziele,  einen  möglichst  hohen  Rein- 
gewinn herauszuarbeiten,  nicht  immer  in  Einklang  zu  bringen 
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ist.  "Wenn  Lindemann  sagt:  ,.In  den  Strafsenbahnen  be- 
sitzen die  Städte  das  wichtigste  Mittel  ziu"  Beherrschung 
der  die  Grün di'entenbil düng  bedingenden  Vorgänge" '"-),  so 
ist  das  dni'chaus  keine  TJbertrcibimg.  Deshalb  mufs  der 
Dividendenlmngor  bei  den  städtischen  Strafsenbahnen  un- 
bedingt Lni  Interesse  der  städtischen  Wohlfahrtspflege  zui'ück- 
treten.  Und  damit  ergibt  sich  von  selbst  die  Fordeining: 
Die  Strafsenbahnen  müssen  in  das  Eigentum 
der  Gemeinden  überführt  und  diirch  sie  betrie- 
ben werden.  Was  an  Gründen  gegen  den  komnuuialen 
Betrieb  vorgebracht  wird,  ist  nicht  schwerwiegend  genug, 
um  diese  Forderung  zurückzuweisen  '^*). 

Doch  nicht  niu'  soll  darauf  hingearbeitet  werden,  dafs 
der  Arbeiter  seine  Wohnstätte  getrennt  von  der  im  Inneren 
der  Stadt  befindlichen  Arbeitsstätte  nehmen  kann;  diese 
Ai-beitsstätte  selbst  soll  nach  Möglichkeit  nach  aufsen  ver- 
legt werden.  Ich  sage  nach  Möglichkeit;  die  Dezen- 
tralisation der  Industrie  hat  natürlich  ihre  Grenze : 
„Man  drängt  sich  in  der  Stadt  nur  deshalb  zusammen,  da- 
mit man  einander  bei  der  Ai-beitsteilmig  besser  in  die  Hände 
arbeiten  kaim"  '"*).  Dieser  Satz  Prince  Smiths  ist  auch  in 
der  Gegenwart  wohl  zu  beachten,  aber  seine  Bedeutung  ist 
doch  heute  dank  den  modernen  Verkehrsverbesserungen 
weit  geringer  als  in  den  üUer  Jahren,  wo  er  ausgesprochen 
wurde. 

„Ist  es  denn  notwendig",  so  fragt  mit  Recht  Naumann,  „dafs 
die  Leute  sich  immer  konzentrisch  umeinandersetzen?  Ist  es  nicht 
richtiger,  die  Menschen  strahlenförmig  über  das  Land  hin  wohnen  zu 
lassen?  Das  soll  heifsen:  die  Linie  Berlin-Hamburg  zu  besetzen  ist 
besser,  als  Hamburg  und  Berlin  zu  vergröfsern;  oder  Menschen  auf 
die  Linie  Berlin-Dortmund  zu  setzen,  liegt  näher,  als  Dortmund, 
Hannover  und  Berlin  zu  unheimlichen  Kolossen  anschwellen  zu 
lassen  .  .  .  Wie  macht  man  das?  Indem  man  z.  B.  zuerst  den 
Mittellandkanal  bewilligt  und  an  den  Mittellandkanal  entlang  sofort 
noch  eine  neue  Schleppbahn  neben  das  Wasser  legt,  auch  wenn  sie 
sich  nicht  gleich  rentiert,  und  daneben  noch  einmal  leichte,  elektrische 
Verkehrsbahnen  für  das  Bedürfnis  des  Publikums  anlegt  und  das  Ge- 
filge  aufschliefst  .  .  .  Etwas,  was  uns  die  Terraingesellsohaften  bei 
uns  hier  im  kleinen  vormachen,  indem  sie  in  Schlachtensee  oder  Mahlow 
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oder  sonstwo  ein  Stück  Wakl  erschliefsen,  dadurch,  dafs  sie  ein  Netz 
von  Strafsen-  und  Gaslaternen  durcli  den  Wald  legen ,  auch  wenn 
noch  niemand  dort  wohnt""")." 

Damit  habe  icli  die  wesentlichsten  IVIittel,  die  im 
Kampfe  gegen  Steigei'ung  der  städtischen  Gnindrente  von 
Nutzen  sein  können,  aufgezählt.  Nun  werden  jedoch  in  der 
Regel  bei  der  Di.skussion  des  hier  behandelten  Problems 
zwei  Fragen  nicht  scharf  genug  auseinander  gehalten.  Die 
erste  und  wichtigste  lautet:  wie  können  wir  die  zu 
starkwirkende  „Rentenfunktion"  bei  dem  städ- 
tischen Boden  beschränken  und  regulieren? 
Diese  Frage  wui'de  in  vorstehendem  zu  beantworten  ver- 
sucht. Durchaus  verschieden  davon  ist  die  andere  Frage  -. 
wie  können  wir  d.  h.  die  Gesellschaft  —  Gemeinde 
oder  Staat  —  Anteil  nehmen  an  dem  unverdienten 
Gewinne  der  städtischen  Grundrentner?  Gewöhn- 
lich bemüht  man  sich  in  erster  Linie,  diese  letztere  Frage 
zu  beantworten  und  glaubt,  mit  ilir  auch  ohne  weiteres  die 
volkswirtschaftlich  imgleich  wichtigere  Hauptfrage  beant- 
wortet zu  haben. 

Allerdings  kosten  die  Mafsnahmen  zur  Verminderung 
der  Gntnch-enten  Geld,  viel  Geld.  Gerechterweise  werden 
zu  dessen  Aufbring-ung  die  am  ersten  herangezogen,  die 
davon  den  gTöfsten  Nutzen  haben.  Dafs  das  heute  in  nicht 
genügendem  Umfange  geschieht,  darin  haben  wir  ja,  wie 
in,  der  Einleitung  näher  ausgeführt  wurde,  die  Hauptursache 
für  den  grofsen  Erfolg  der  Bodenreformbewegiing  zu  er- 
blicken. 

Steuern  bezahlen  müssen,  znui  Vorteile  der  Grundbe- 
sitzer mit  der  Wirkung,  dafs  diese  dadurch  in  die  Lage 
versetzt  werden,  höhere  Bodenpreise  und  höhere  Mieten  zu 
erlangen  eben  von  denselben  Steuerzahlern,  das  ist  zu  stark, 
um  ruhig  ertragen  werden  zu  können.  Vorausgesetzt,  dafs 
nicht  etwa  Sir  Robert  GifteP"'')  und  andere  hervorragende 
Nationalökonomen  Recht  haben,  die  meinen,  dafs  alle  lokalen 
Steuern  in  letzter  Linie  auf  den  lokalen  Grimdbesitz  ab- 
gewälzt würden.     Hält  man  diese  Ansicht  nicht  für  richtig 
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—  uinl  aucli  icli  glaube,  dals  sie  falsch  ist  —  so  kann  man 
die  ortbubare  Ungerechtigkeit  dadurch  bescliränken,  dafs 
man  die  In tcrosseutenboitr äge  (Bottorment)  weiter 
ausbildet.  Das  ist  in  Deutschland  eher  möglich  als  in  Eng- 
land und  Amerika,  weil  dort  die  Interessen  von  drei  und 
mehr  verschiedenen  Personen  (freoholder,  lessee  und  occupier) 
zu  bomcksichtigen  sind.  Auffallenderweise  hat  man  sich 
bei  uns  Mühe  gegeben,  das  Bettermentsystem  da  besonders 
zu  studieren,  wo  es  am  schlechtesten  funktioniert  und  prak- 
tisch nur  in  Ausnahmefällen  angewandt  wird  —  in  England. 
Noch  auffallender  ist  es,  dafs  man  die  Bemühungen  der 
Engländer,  das  was  in  anderen  Ländern  schon  längst  be- 
kamit  ist  auch  bei  sich  einzuführen,  als  etwas  ganz  Neues 
lind  Eigenartiges  begrüfst.  Man  höre  doch  endlich  einmal  auf, 
sich  vor  den  Engländern  lächerlich  zu  machen,  dadurch,  dafs 
man  die  englische  lokale  Besteuei-ung  des  Bodens,  die  un- 
zweifelhaft die  miserabelste  der  ganzen  "Welt  ist,  als  muster- 
gültig hinstellt. 

Das  Betterment-System  ist  bereits  in  einem  französischen  Ge- 
setze, das  Napoleon  am  16.  .Juni  1807  erliefs,  formuliert.  Der  Artikel 
.SO  dieses  Gesetzes  lautet: 

„Lorsque.  par  suite  de  travaux  —  par  Touverture  de  nouvelles 
rues,  par  la  formation  de  places  novivelles,  par  la  construction  de 
quais,  ou  par  tous  autres  travaux  publics,  generaux,  departementaux 
ou  communaux,  oi'donnes  ou  ajaprouves  par  le  gouvernement ,  des 
proprietes  privees  auront  acquis  une  notable  augmentation  de  valeur, 
ces  proprietes  pourront  etre  chargees  de  payer  une  indemnite  qui 
pourra  s'elever  Jusqu'i  la  valeur  de  la  moitie  des  avantages  qu'elles 
auront  acquis." 

In  Deutschland  hat  im  vorigen  Jahre  die  Stadtgemeinde  Charlotten- 
burg die  Einftihrung  des  Betterment-Systems  beschlossen.  Ich  lasse 
die  wichtigsten  §§  dieses  Entwurfes  hier  folgen. 

§  1- 
Behufs  Deckung  der  Kosten  für  die  durch  das  öffentliche  Interesse 
erforderte  Herstellung : 

1.  von  Verbreiterungen  ganzer  Stralsen  oder  einzelner  Strafsen- 
teile  mit  Ausnahme  der  im  Zuge  der  Strafse  vorhandenen 
Brücken, 

2.  von  freien  Plätzen, 

3.  von  öffentlichen  Parks  innerhalb  des  bebauten  Stadtbezirks, 
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4.  von  Brücken, 

5.  von    Strafsenübcrführungen    und    Unterführuiigeii    nebst    den 
erforderliclien  Rampen  und  Zugangswegen 

liaben  diejenigen  Grundeigentümer,  denen  aus  solchen  Veranstaltungen 
besondere  wirtschaftliche  Vorteile  er^vachsen,  Kostenbeiträge  nach 
Mafsgabe  dieser  Vorteile  zu  leisten. 

§3. 
Die  Beitragspflicht  erstreckt  sich  auf  höchstens  fünf  Sechscl  der 
Gesamtkosten  der  Veranstaltung.   Den  Rest  trägt  als  den  dem  öffent- 
lichen Interesse  entsprechenden  Teil  die  Gemeinde. 

§5. 
Die  weiter   erforderlichen  Ausführungsbestimmungen  ergehen  in 
jedem  Einzelfalle  mittels  besonderen  Gemeindebeschlusses.   Ein  solcher 
bestimmt  insbesondere: 

den   der  Gemeinde  zur   Last  bleibenden  Bruchteil   der  Gesamt- 
kosten, 

den  Kreis  der  überhaupt  heranzuziehenden  Grundeigentümer, 
die  Unterlagen,  nach  denen  die  besonderen  wirtschaftlichen  Vor- 
teile des  einzelnen  zu  bemessen  sind, 
die  Höhe  der  Beiträge  selbst. 

Das  Verfahren  bestimmt  sich  nach  S  9  Abs.  3  ff  des  Kommunal- 
abgabengesetzes- 

Möller  fordert  in  seinem  bereits  zitierten  Aufsatze  „Wohnungsnot 
und  Grundrente",  dafs  die  Grundeigentümer,  deren  Land  durch 
Stralsen bahnen,  die  aus  städtischen  Steuereinkünften  erbaut^  seien, 
der  "VVertsteigerung  entsprechend  zu  Beiträgen  heranzuziehen  seien. 
Auch  diesen  Vorschlag  halte  ich  für  wohl  erwägenswert. 

Das  Bettermentsystem  schliefst  sicli  eng  an  die  seit 
langer  Zeit  in  deutschen  Städten  eingeführten  Interessenten- 
beiträge ;  seine  Ausführung  hat  gewifs  auch  mit  Schwierig- 
keiten zu  kämpfen,  aber  diese  sind  bei  weitem  nicht  so 
gi'ofs,  wie  die  mit  der  Besteuerimg  des  unverdienten  Wert- 
zuwachses verbundenen;  es  ist  gerechter  als  diese  Steuer 
und  in  gewissem  Sinne  spi'icht  zn  seinen  Gunsten  der  be- 
kannte Satz  Bagehots  „bei  sonstiger  Gleichheit  sind  die 
Einrichtungen  von  gestern  bei  weitem  die  besten  für  heute." 
Aber  die  Bettermentabgabe  genügt  denBodem-eformem  nicht. 
Sie  sehen  in  der  Bodenrente  den  Störenfried  einer  gesunden 
Volkswirtschaft.  Getreu  dem  Lieblingsgedankeu  Georges, 
die  Grundrente  wegzusteuern,  treten  bei  ihnen  gegenüber 
der     Grundsteuer     die    anderen    in    ihren    Prinzipien   weit 
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weniger  angreifbaren  und  in  ihren  Folgen  weit  besser  ab- 
sehbaren Mittel  gegen  die  CTrundreutenstoigerungen  ziu'ück. 

Mit  ch-ei  Steuerarten  rückt  man  der  Grundrente  zu 
Leibe.  Man  will  den  Umsatz,  den  gemeinen  "Wert  imd  den 
Wertzuwachs  treffen.  Alle  drei  Steuern  sind  in  Kiautschaou 
eingeführt.  Die  Umsatzsteiier  ist  dort  2"/o  des  Verkaufs- 
wertes, die  Bauplatzsteuer  vom  gemeinen  Werte,  der  alle 
drei  Jalu^o  neu  abzuschätzen  ist,  Ö"  o,  die  Wertzuwachs- 
steuer 33'/8  °  0.  Dal's  die  Verhältnisse  in  unserer  chinesischen 
Kolonie  doch  etwas  andere  sind  als  in  unseren  Grofsstädten, 
<lal's  daher  die  dortigen  SteiTermai'sregeln  für  uns  nicht  ohne 
weiteres  vorbildlich  sein  können ,  sollte  eigentlich  doch 
nicht  noch  besonders  betont  werden  müssen.  Die  Eiimalime 
aus  der  Wertsteigerung  betrug  übrigens  in  Kiautschaou 
1901/02  2000,  19Ö2/03  sogar  nur  11  (lO  Dollar. 

Von  der  Umsatzsteuer  verspricht  sich  namentlich 
M.  Brandts  sehr  viel:  „Eine  hohe  Umsatzsteuer  macht  die 
Spekulation  in  Grandstücken,  d.  h.  den  Tausch  derselben 
mit  der  Absicht  des  baldigen  Verkaufs,  unmöglich,  sie  er- 
tötet die  Spekulation.  Die  Erfahrungen  in  Belgien  sprechen 
für  die  Richtigkeit  dieser  Behauptung.  In  Belgien  nehmen 
Städte  wie  Brüssel,  Verviers,  Lüttich  an  Einwohnerzahl  ähn- 
lich zu  wie  unsere  Städte.  Trotzdem  kosten  die  BaugTund- 
stücke  durchschnittlich  kaum  '  s  dessen,  was  sie  in  unseren 
wachsenden  Städten  kosten.  Die  Erklärung  liegt  zum  grofsen 
Teil  in  den  hohen  Kosten  des  Kaufaktes  über  ein  Grund- 
stück, sie  betragen  8 — 13  "o  des  Kaufpreises  ....  Diese 
hohen  Kosten  wirken  wie  Prohibitivzölle,  sie  stellen  die 
Grandstücke  nahezu  extra  commercium,  und  das  ist  eine 
höchst  heilvolle  Wirkung'"')."  Diesen  eigenartigen  Opti- 
mismus vermag  ich  nicht  zu  teilen;  ganz  abgesehen  davon, 
dais  die  Umsatzsteuer  gerade  fnr  die  modernen  Verhält- 
nisse eine  der  rohesten  Steuern  ist,  die  man  sich  denken 
kann.  Wenn  in  Belgien  die  Bodenpreise  niedriger  sind  wie 
bei  uns,  so  ist  das,  wie  wir  gesehen  haben,  in  der  Haupt- 
sache eine  Folge  der  dort  gerade  vorzüglichen  Lokalver- 
kehrsverhältnisse.      Von    Sachkennern    wird    ferner   hei-vor- 
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geliobeii,  dafs  das  belgische  Mietsreclit,  das  dem  Vermieter 
aufserordeutlich  günstig  ist  und  in  jüngerer  Zeit  auch  noch 
weiter  zu  seinen  Gunsten  abgeändert  wTirde,  indem  es 
das  Risiko  des  Eigentümers  vermindert,  auch  die  Miet- 
preise herabgedrückt  hat. 

Übrigens  scheinen  mir  die  günstigen  Berichte  über  die  belgischen 
Boden-  und  Mietsverhältnisse  sehr  übertrieben  zu  sein.  Ende  1890 
konstatierte  eine  Kommission  für  die  westlichen  Vorstädte  Brüssels, 
dafs  dort  „menschenunwürdige  Wohnungen ,  ohne  Keller ,  ohne  Luft, 
ohne  Abzug"  häufig  seien.  Jüngere  Bericht«  heben  hervor,  dafs  darin 
seitdem  keine  Änderung  eingetreten  sei.  1899  hatten  in  Brüssel  mit 
Vorstädten  unter  48000  Arbeiterhaushaltungen  34" 'o  nur  ein  Zimmer 
und  zwar  eine  ungesunde  Wohnung.  In  den  letzten  30  Jahren  sind 
die  Mietpreise  in  Belgien  überall  sehr  stark  gestiegen  '^*). 

Dafs  die  Umsatzsteuer  die  Bodenspekulation  in  Belgien  verhindere 
oder  erschwere,  wird  von  vorurteilsfreien  belgischen  Sachkennern  be- 
zweifelt. 

Ungerecht  scheint  mir  die  fast  stets  erhobene  Forde- 
rang  zu  sein,  dafs  die  Umsatzsteuer  bei  unbebauten  Grund- 
stücken höher  sein  müsse,  als  bei  bebauten.  Es  liegt  ja  in 
der  Natur  der  Sache ,  dafs  bebaute  Grundstücke  einem 
häufigeren  Besitzwechsel  unterworfen  sind  (erst  im 
ganzen,  dann  in  Parzellen).  Ungerecht  kann  auch 
die  vielfach  vorhandene  Bestimmiuig  sein,  die  Befreiung 
von  der  Umsatzsteuer  vorsieht  füi-  den  Erwerber  eines 
Grundstücks  in  der  Zwangsversteigerung  in  Höhe  des  Be- 
trages der  z.  Zt.  des  Zuschlags  zu  gunsten  des  Erwerbers 
bestehenden  Hypothek.  Dafs  diese  Bestimmung  auch  sozial- 
politisch höchst  bedenklich  werden  kann,  will  ich  hier  nur 
anfiihren  und  nicht  näher  ausfüliren.  Ungerecht  w^irde  es 
auf  der  anderen  Seite  auch  in  manchen  Fällen  sein,  wenn 
man  den  Hypothekengläubiger ,  der  zur  Deckung  seiner 
Forderung  das  Grundstück  übernehmen  mui's,  auch  noch 
zwingen  wollte,  eine  hohe  Umsatzsteuer  zu  zahlen. 

Dafs  bei  der  Umsatzsteuer  die  Frage  der  Abwälzbarkeit 
eine  besonders  schwierige  und  wichtige  Rolle  spielt,  wird 
allgemein  zugegeben.  Aber  die  Möglichkeit  der  Ab- 
wälzung ist  auch  bei  den  eigentlichen  städtischen 
Grundsteuern   doch   nicht   so    ohne  weiteres    zu    verneinen. 
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Ich  beschränko  mich  hier  daraiil',  die  Ansicht  einiger  Aiitori- 
täten  mitzuteilen : 

Prof.  Com-ad:  Es  ist  eine  Machttrage,  ob  der  städtische 
Grund-  und  Hausbesitzer  eine  neu  aufgelegte  Steuer  sich 
von  seinen  Mieteni  zui'ückzahlen  lassen  kann  oder  nicht. 
Er  wird  hierzu  die  Macht  haben  bei  sclmeller  Zunahme 
der  Bevölkerung  und  Knappheit  der  Wohnungen  (Finanz- 
wissenschaft n.  Auflage  1901»  S.  17). 

Prof.  Fuchs:  Bei  der  Grundsteuer  ist  die  Möglichkeit 
einer  Abwälzung  keinesfalls  prinzipiell  ausgeschlossen,  denn 
der  Grund  mid  Boden  ist  allerdings  physikalisch  unver- 
mehrbar,  aber  wirtschafthch  ist  der  bebaute  Grund  und 
Boden  imd  auch  das  Bauland  einer  Stadt  bis  zu  einem  ge- 
wissen Mafse  vermehi'bar,  oder  jedenfalls,  was  das  Ent- 
scheidende ist,  sie  ist  verminderbar  bezw.  ihre  Vermehrung 
kann  gehemmt  werden  (Düsseldorfer  Kongi-essbericlit,  S.  (313). 

Dr.  V.  Renauld :  Es  gibt  nach  memen  persönlichen 
Wahrnehmungen  auch  Fälle,  in  denen  Hausbesitzer  auch 
bei  steigender  Konjmiktur  niclit  zur  Mieterhöhung  sclu'eiten, 
diu-ch  wachsende  finanzielle  Belastimg  aber  schlielslich  doch 
dazu  veranlafst,  ja  dazu  unter  Umständen  genötigt  werden 
(a.  a.  0.  S.  44  Amn.  5). 

Dr.  Hugo  Lindemann:  Die  Tendenz,  die  Grundsteuer 
ganz  auf  die  Mieter  abzuwälzen,  wird  eine  sehi"  starke  sein 
und  in  den  meisten  Fällen  sich  dm'chsetzen  (Ai'cliiv  für 
Sozial  Wissenschaft,  Bd.  XIX  S.  7lUj. 

Prof.  Edgeworth:  Er  führt  aus,  dafs  die  Theorie  Ri- 
cardos, wonach  die  Grundsteuer  ganz  auf  den  Grundeigen- 
tümer falle,  bei  dem  städtischen  Boden  nur  mit  Vorsicht 
angewandt  werden  dürfe.  „The  theoretical  tendencies  are 
masked  by  friction,  the  action  of  which  seems  to  vary  with 
the  conditions  of  supply  and  demand"  (Memoranda  S.  133). 

Dudley  Baxter:  „On  all  the  evidence  that  I  can  collect, 
I  have  little  doubt  that,  although  in  theory  the  rates  are 
paid  by  the  landlord,  yet  in  practice  and  on  the  average 
of  tenancies,  a  portion  of  the  rates  does  fall  upon  the  ten- 
ant"'  (Taxation  of  the  United  Kingdom,  p.  ()2). 


ö 
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Man  darf  doch  aimehmen,  dafs  den  liier  genannten 
Autoritäten  die  Grundlage  der  Volkswii-tschaftslehro,  insbe- 
sondere aiicH  die  Grundrententheorie  bekannt  ist,  und  sie 
vordienten  es  wohl ,  dafs  man  ihre  Ansicht  etwas  näher 
pmfte  und  nicht  mit  einem  einfachen  „Es  ist  nicht  so",  bei- 
seite schieben  würde. 

Dafs  die  Überwälzimgs-  und  Abwälzungsfrage  hier  nicht 
nebensächlich,  sondern  von  entscheidender  Bedeutung  ist, 
das  sehen  auch  die  Bodem-eformer  ein.  Im  Jahi-e  1897 
.schrieb  die  Deutsche  Volksstimme  (S.  587):  „Man  glaube  nicht 
etwa,  dafs  die  Auf  legTmg  einer  Steuer,  sie  mag  einen  Namen 
haben  welchen  sie  wolle,  an  sich  schon  die  Reichen  ärmer 
und  die  Armen  reicher  machen  kami.  Es  kommt  darauf 
an,  den  Rückflufs  der  Steuer  in  die  Taschen  des  Kapitalis- 
mus zu  verhüten  und  ihren  Ertrag  dauernd  dem  Gemein- 
wohl dienstbar  zu  machen." 

Lassen  wir  die  durch  diese  Zitate  wachgerufenen  Be- 
denken auf  sich  beruhen,  so  gestehe  ich,  dafs  mir  die  Be- 
steuerung des  .städtischen  Bodens  nach  dem  ge- 
meinen Werte  aufserordentlich  sympathisch  erscheint 
unter  der  Bedingung,  dafs  von  dieser  Steuer  nicht  mu-  der 
unbebaute,  sondern  auch  der  bebaute  Grund  und  Boden  be- 
troffen wird  und  für  gärtnerisch-landwirtschaftlich  oder  als 
Parkanlage  benutzte  Bodeixflächen  die  Steiier  nicht  erlassen, 
sondern  unter  Zinszuschlag  gestmidetwird.  Doch  die  Boden- 
reformer geben  indirekt  zu,  dafs  die  Steuer  nach  dem  gemeinen 
"Werte  gerade  bei  dem  unbebauten  Boden  eine  —  Unmög- 
lichkeit ist.  In  der  oben  erwähnten  Eingabe  betreffend 
Reform  des  Hypothekenbankgesetzes  heifst  es  ja  mit  Recht, 
der  Wert  eines  unbebauten  Terrains  werde  stets  niu-  unter 
Einsetzung  von  unbestimmbaren  Gröfsen  geschätzt 
werden  können.  Weil  der  gemeine  Wert  des  unbebauten 
Bodens  „unbe.stimmbar"  ist,  mufs  man  dafür-  mehr-  oder 
minder  willkürliche  Schätzimgen  einsetzen.  Im  März 
1904  berichtete  die  deutsche  Volksstimme  aus  Dortmund: 
„Die  Einschätungen  nach  dem  gemeinen  Werte  selbst  waren 
sein-  mäfsig.     Von  November  1902  bis  November  1903  sind 
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iu  Dortmiuid  ITti  Gruiidstücko  verkauft  worden.  Nur  i)i 
8  Fällen  ist  der  erstandene  Preis  unter  der 
amtlichen  "Werttaxe  geblieben,  in  allen  übrigen 
Fällen  ist  der  Verkaufspreis  weit  höher  ge- 
worden als  die  Taxe  nach  dem  gemeinen  "Wert, 
in  vielen  überstieg  er  denselben  um  2 Ol»  bis 
400  "o!" 

"Willlmrlich  wie  die  einzelnen  Schätzungen  ist  aucli  das 
Resultat,  was  man  sofort,  sieht,  wenn  man  die  Schätzungen 
mehrerer  ziemlich  gloicliartiger  Städte  vergleicht.  Nach 
Neuhaus  betrug  das  Mohi-  der  Steuer  nach  dem  gemeinen 
Werte  gegenüber  der  Steuer  nach  dem  Ertragswerte  in 
Barmen  bei  3"(ju  41  "o,  in  Müllheim  -  Rulu"  bei  3,"2ö''/oo 
nur  11  o/o. 

Man  wende  nicht  ein,  dafs  das  Kinderkrankheiten  seien, 
die  alhnählich  überwunden  würden.  Li  Illinois  besteht  die 
Steuer  nach  dem  gemeinen  Wert  seit  \'ielen  Jalu'zehnten. 
Das  Gesetz  schi-eibt  vor,  dafs  jede  Parzelle  des  Grund- 
eigentums geschätzt  werden  solle,  „at  its  fair  cash  value, 
esthnated  at  the  price  it  wordd  bring  at  a  fah  voluntarj- 
sale."  Und  das  Resultat?  Es  wurde  festgestellt,  dafs  Bau- 
land zu  weniger  als  5  "o  des  wahren  Wertes,  kostspielige 
herrschaftliche  Häuser  zu  weniger  als  8  "  o,  Geschäftshäuser 
zu  weniger  als  10°/o  geschätzt  wurden"*)! 

Ebensowenig  stichhaltig  ist  der  Einwand,  der  Eigen- 
tümer könne  mrd  solle  den  Wert  seines  Grundstücks  selbst 
schätzen.  Die  entscheidende  Instanz  muis  auch  in  diesemi 
Falle  die  Stadt  selbst  sein  und  sehr  wohl  läfst  sich  gerade 
bei  der  Selbsteinschätzung  der  Fall  denken,  wo  die  Stadt 
unter  Ausbeutung  der  Unerfahrenheit  einzelner  Indi- 
viduen sich  ungerechtfertigte  Vermögensvorteüe  verschaffen 
kami.  namenthch  dann,  wenn  es  in  ihrer  Macht  steht  zu 
dem  Schätzungspreise  den  Imniobiliai'besitz  zu  übernehmen. 

Vorläiifig  wird  die  in  der  willkiuiichen  Schätzungs- 
methode  hegende  Ungerechtigkeit  noch  nicht  empfunden, 
weü  die  Steuer  ja  tatsächlich  nur  ganz  minimal  ist.  Wie 
aber,  wenn  die  viel  weitergehenden  Fordenmgen  der  Boden- 
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reformer  vorwii'klicht  werden?  Rechtzeitig  sollte  man  Kich 
an  die  goldenen  Worte  erinnern,  die  Adam  Smith  über 
Steiierwillldir  im  5.  Buche  seines  „Wealth  of  nations"  aus- 
spricht. Insbesondere  mag  folgender  Satz  beherzigt  werden : 
„The  uncertainty  of  taxation  encourages  the  insolence  and 
favom's  the  corruption  of  an  order  of  mcn  who  are  naturally 
unpopulär,  even  where  they  are  neither  insolent  nor  corrupt." 

Den  bedenklichen  Schattenseiten  der  Steuer  nach  dem 
sogen,  gemeinen  Werte  soU  aber  nun  vor  allem  als  glän- 
zende Lichtseite  die  Tatsache  gegenüberstehen,  dafs  da- 
durch die  Grundbesitzer  gezwungen  würden,  ilu*  Land  eher 
an  den  Markt  zu  bringen.  Mehreren  Sachverständigen  von 
der  C.  on  Town  Holdings  wurde  die  Frage  vorgelegt:  Li 
yoiu'  opinion  is  it  deshable  to  drive  buüding  land  into  the 
market?  Die  Antwort  lautete:  The  result  is  ruinous.  Das 
ist  auch  meine  Memung.  Feststeht,  dafs  die  Lnniobiliar- 
krisis  auf  dem  Dresdener  Baumarkte  zum  Teil  verschiddet 
oder  doch  verschärft  wurde  dadnrch,  dafs  Baustellenbesitzer 
nicht  in  der  Lage  waren,  neben  den  Hypothekenzinsen  auch 
noch  die  Baustellensteuer  zu  zahlen  und  durch  beschleunigte 
Bebaming  gezwungen  -wurden,  sich  Mittel  zm'  Zins-  und 
Steuerzahlung  zu  beschaffen"*^). 

Auf  der  anderen  Seite  gebe  ich  uniunwunden  zu,  dafs 
es  ein  nicht  minder  grofses  Unrecht  ist,  dafs  die  BausteUen- 
besitzer  keine  oder  doch  viel  zu  geringe  Steuern  bezahlen. 
Es  fragt  sich  niu-,  was  ist  volkswirtschaftlich  bedenklicher, 
Steuerwillkür  oder  uiagerechtfertigte  Steuennüde  V  Solange 
die  WiUküi'  von  dem  Betroffenen  nicht  als  solche  empfunden 
wird  —  und  das  ist  der  Fall,  wenn  die  Steuer  nach  dem 
gemeinen  Wert  so  niedrig  wie  dm'chweg  in  der  Gegenwai-t 
bemessen  wird  —  mag  man  inunerliin  die  Steuer\\-illkür 
als  das  geringere  Übel  wählen. 

Nun  noch  einige  Anmerkimgen  über  die  Besteue- 
rung  des   unverdienten  Wertzuwachses. 

Am  besten  durchdacht  scheinen  mir  die  Vorschläge  zu 
sein,  die  jüngst  Adolf  Wagner  machte  ^'").  Er  will  eine 
Verbindung   von    Grundsteuer    imd    Grundbesitzwechselab- 
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gaben.  Im  "Werte  eines  Grundstücks,  dei*  bei  der  Steuer 
nach  dem  gemeinen  Werte  und  liei  der  Besitzwechselabgabe 
die  Bemessungsbasis  bildet,  sind  nach  Wagner  di-ei  Be- 
standteile zu  imterscheiden :  1.  Der  im  anfänglichen  Erwerbs- 
preise bestehende,  bezüglich  in  den  z.  Zt.  der  ersten  Steuer- 
veranlagung nach  der  Einschätzung  ermittelte  Wert;  2.  so- 
dann]f  der  Wertzuwachs,  der  diu-ch  neuen  Kapitalaufwand 
t'üi"  Bau,  Meliorationen  usw.  entsteht;  3.  endlich  der  dui'ch 
„allgemeine  Umstände"  herbeigeführte  Wertzuwachs.  Für 
die  beiden  ersten  Wertbestandteile  ist  nach  Wagner  eine 
Normalbesteuerung  festzustellen,  „z.  B.  wie  in  einer  Anzahl 
von  Städten  mit  Wertbesteuerung  2 "  oo.  für-  den  3.  Bestand- 
teil würde  dieser  Satz  erheblich  zu  steigern  sein,  z.  B.  auf 
das  Doppelte  oder,  wahrscheinlich  auch  angemessener,  auf 
noch  mehr,  also  auf  4 — (J"  ou  und  mehr."  Die  Grundbesitz- 
wechselabgabe wäre  im  Prinzip  ebenso  mit  diiferenzierten 
Steuersätzen  nach  den  angegebenen  drei  Wertbestandteilen 
einzurichten,  also  wiederum  ein  niedriger  Steuersatz  für 
die  beiden  ersten  Wertbestandteile,  ein  beträchtlich  höherer 
für  den  dritten.  „Gerade  in  diesem  dritten  Bestandteil 
liegen  die  riesigen  Gewinnrealisierungen  der  Bodenspeku- 
lation in  Baustellen,  aber  doch  auch  im  Häusergeschäft: 
gemeinschädliche  Verhältnisse,  die  es  rechtfertigen,  durch 
hohe  Extrabesteuerang  erschwerend  auf  solche  Spekulation 
einzuwii'ken  und  den  ei'zielten  Gewimi  durch  die  Besteue- 
rung zu  einem  starken  Betrage  der  Gemeinde  zuzufükren. 
Ich  wüi'de  einen  Steuersatz  von  50  "lo  imd  mehr,  wenigstens 
bei  rasch,  z.  B.  innerhalb  eines  Jahres  erzielten  Gewinnen, 
für  nicht  zu  hoch  halten." 

Aus  meinen  bisherigen  Darlegimgen  geht  schon  hervor, 
dafs  ich  im  Werte  des  städtischen  Bodens  nicht 
nur  drei,  sondern  fünf  Bestandteile  unter- 
scheide: 1.  Den  Erwerbswert,  2.  den  durch  den 
Eigentümer  geschaffenen  Melier ations wer t,  3. 
die  ßisikoprämie ,  4.  den  durch  Staat  und  Ge- 
meinde geschaffenen  Meliorationswert  (Better- 
ment),   5.  den  durch   ,,  allgemeine  Umstände"  her- 
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beigeführten  Wertzuwachs.  Nur  über  die  Besteue- 
rung des  unter  5  genannten  "Wertzuwachses  bedarf  es  hier 
noch  einiger  Worte.  Ich  sehe  davon  ab,  dafs  es  sich  kaum 
rechtfertigen  läfst,  niu-  den  Konjunkturgewinn  bei  städti- 
schem Boden  imd  nicht,  z.  B.  bei  Bergwerken,  wo  er  viel 
gröfser  ist,  auch  viel  klarer  in  die  Erschemimg  tritt,  zxi  be- 
steuern, ich  sehe  ferner  davon  ab,  dafs  die  Schätzung  der 
Bestandteile  1 — 4  auf  der  einen,  des  Bestandteiles  5  auf 
der  anderen  Seite  selbst  theoretisch  aufserordentlich  schwierig, 
praktisch  aber  unmöglich  ist,  und  dafs  auch  hier  die  Über- 
wälzungsfrage  noch  keineswegs  einwandsfrei  beant\\'ort-et 
ist.     Ich  gebe  folgendes  zu  erwägen: 

1.  Der  alte  Einwand,  Konfiskation  eines  Teiles  des 
Wertzuwachses  bedinge  zugleich  Ersatz  der  Wertver- 
minderung ist  diu'ch  die  bisherige  Diskussion  nicht  aus 
dem  Wege  geräumt.  Folgende  praktisch  aufserordentlich 
naheliegende  Fälle  werden  einige  der  hier  entgegenstehen- 
den Schwierigkeiten  in  etwa  illustrieren: 

a)  Nach  Brandt"^)  wurde  in  der  Kaiserstrafse  zu  Düssel- 
dorf bezahlt  pro  qm  1888  160,  1892  104,  190U  167  Mk. 
Nehmen  wm-  an,  jemand,  etwa  A,  habe  anfangs  der  80  er 
Jahi-e  dort  ein  Grundstück  1000  qm  grofs  für  100000  Mk. 
gekauft,  er  verkauft  es  1888  an  B,  dieser  1892  an  C  und  C 
wieder  an  D.  ]\Ieliorationswert  und  Risikoprämie  schalten 
wir  der  Einfachheit  halber  aus.  Die  Besitzwechselabgabe 
betrage  30"  o,  dann  wären  zu  zahlen  gewesen  1888  18000, 
1900  wieder  18000  Mk.,  zusammen  36  000  Mk.  Das  daneben 
liegende  Stück,  gleich  gTofs  und  gleich  wertvoU,  hat  der 
Urbesitzer,  als  reicher  Maim,  dem  es  nicht  auf  Zinsverluste 
ankam,  „zurückbehalten",  und  erst  1000  verkauft.  Der  Staat 
oder  die  Gemeinde  erhalten  also  von  diesem  Stücke  nur 
18000  Mk.  Steuer,  mit  anderen  Worten,  weil  das  Stück 
zm'ückbehalten  wm'de,  wird  es  mit  einer  Prämie  in  Form 
eines  Steuernachlasses  von  18000  Mk.  bedacht!  Würde  sich 
die  Differenzierung  des  Steuersatzes  fiir  den  Konjunkturen- 
wertzuwachs nach  der  Besitzdauer  —  imierhalb  des  ersten 
Jahi'es   üO "o,   des  zweiten  Jahres   45 "  o  usw.  —   bemessen, 
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wie  dies  Atlolt"\Vaoiier  will,  so  würde  der  Unterschied  noch 
wesentlich  gröl'ser  sein. 

b)  Ein  Fall,  den  der  bayriseho  Finanzministor  von 
Riedel  im  ba\'risclien  Abgcordnetonhanso  mitteilte:  ein 
Mann  kanft  ein  (int  nnd  vertan  seht  es  gegen  ein  anderes 
tuid  macht  dabei  einen  Gewimi.  Nnn  müfste  man  sofort 
von  dem  Gewinn  die  entsprechende  Abgabe  ei^heben;  er 
verliert  aber  bei  dem  Verkanf  des  eingetauschten  Objekts 
wieder  soviel,  als  er  gewonnen  hat  —  das  kommt  auch  vor 
in  der  Welt  luid  zwar  sehr  oft  — ,  was  ist  es  dann  mit  der  Be- 
steuerung? wird  ihm  die  Gebühr-  wieder  herausgezahlt,  wird 
er  entschädigi  ? 

c)  Jemand  hat  ein  Grundstück  in  Gröi'se  von  lOOO  qm 
ziT  lüO  Mlv.  pro  qm  gekauft,  er  verkauft  die  eine 
Hälfte  zu  200  Mk.  pro  qm,  darni  ändern  sich  die  Ver- 
hältnisse, erst  nach  einer  Reihe  von  Jakreu  vermag  der  Eigen- 
tümer die  z  w  e  i  t  e  H  ä  1  f  t  e  z  u  5  0  M  k.  pro  qm  an  den  Mann 
zu  bringen.  Der  Staat  hat  bei  dem  ersten  Verkaufe,  der  inner- 
halb des  ersten  Jakres  erfolgte,  50  "io  Besitzwechselabgaben 
gleich  50000  IVIk.  erhoben.  Die  Schlufsrechinxng  stellt  sich 
nunmehr  für  den  Spekulanten  folgendermafsen : 

Erwerbspreis   100  OOO  Mk. 
Abgabe  50  000     „ 

Zinsverlust        20  ()()(>     ., 
17(MiUi»  Mk. 
Verkaufspreis     1.  Hälfte  K.tOOOO  Mk. 
•2.        „  50  000     „ 


150000  Mk. 
mit  anderen  Worten,    der   Käufer   hat   aus   seinem   eigenen 
Vermögen  noch  20  000  Mk.  zugelegt-,  um  die  Steuer  für  den 
nichtvorhandeuen  Wertzuwachs  zu  bezahlen! 

Gibt  man  zu,  dafs  in  diesen  drei  Fällen  die  Wert- 
verminderung  in  Betracht  gezogen  worden  mufs,  so  be- 
fürchte ich,  dafs  daraus  Konseciuenzen  gezogen  werden 
müssen,  die  die  praktischen  Schwierigkeiten  der  Besteue- 
rung des  imverdienten  Wertzuwachses  aufserordenthch. 
steigern. 

Ad.  Weber,  Über  Hodenrente.  18 
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2.  Geradezu  rätselhaft  ist  es  mir.  warum  bei  der  Wert- 
zuwaclissteuer  die  liypotliekaris che  Belastung  ganz 
aufscr  acht  gelassen  wird.  Es  ist  doch  gerade  von  den 
Bodenreformern  so  häufig  und  mit  so  grofsem  Nachdmeke 
und  zwar  mit  vollem  Rechte  betont  worden,  dafs  die  eigent- 
lichen Grrundbesitzer  häufig  nur  Strohmänner  seien,  dafs 
die  Hj^othekengläubiger  in  vielen  Fällen  den  Löwenanteil 
von  dem  unverdienten  "Wei'tzuwachs  erhalten,  noch  dazu 
manchmal  ohne  wesentliches  Risiko.  Die  Deutsche  Volks- 
stimme teilte  Fälle  mit,  wo  10  und  mehr-  "/o  Zinsen  ge- 
nommen werden !  Auf  Neuseeland  ist  sogar  bei  der  ge- 
wöhnlichen Grundsteuer  Abzug  der  Hj-pothekenschulden 
gestattet.  Hypotheken  unterliegen  dort  ebenfalls  der  Gituid- 
steuer  und  zwar  gut  der  Hypothekengläuliiger  prinzipiell 
in  der  Höhe  des  Wertes  der  Hypothek  als  Eigentümer, 
doch  hat  er  seit  1902  25''/o  weniger  zu  zahlen  als  der  Eigen- 
tümer^'^). 

3.  Ein  weiteres  Bedenken  gegen  die  Steuer  vom  un- 
verdienten "Wertzuwachs  liegt  in  der  Tatsache,  dafs  die 
kräftigen  Steuerzahler  mit  Vorliebe  sich  dahin  wenden,  wo 
die  wenigsten  Steuern  bezahlt  werden.  Vergleichen  wir 
nur  Berlin  und  Charlottenburg,  schon  die  Ausgaben  für 
Armen-  und  Ki-ankenj^flege  shid  in  Berlin  pro  Kopf  der 
Bevölkerung  dojjpelt  so  hoch  als  in  Charlottenbm'g.  Dabei 
betrug  nach  Haberland"*)  die  aufzubringende  Staatssteuer. 
die  einen  ziemlich  sicheren  Schlufs  auf  Einkommen  und 
Reichtum  der  Bevölkerung  zuläfst,  pro  Kopf  in  Charlotten- 
Imrg  1895  17,41,  19ü3  25,94,  Zunahme  8,53;  in  Berlin  1895 
12,12.  1903  13,42,  Zunahme  niu-  1,30.  Der  imverdiente 
Wertzuwachs  ist  nun  aber  in  Charlottenbui'g  relativ  gröfser 
als  in  Berlin;  wüixle  er  zu  30— 50"/o  besteuert  werden,  so 
würde  die  lokale  Besteuerung  des  mobilien  Kapitals  in  Char- 
lottenburg wahi'scheinlich  ganz  in  Wegfall  kommen  können, 
noch  mehr  wie  bis  jetzt  würden  die  reichen  Leute  von 
Berlin  wegziehen  imd  sich  in  Chaidottenburg  ansiedeln. 
Was  würde  die  Folge  seinV  In  Charlottenbm-g  würden 
dadurch  die  Grundstückspreise  erheblich  gesteigert  werden. 
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Wenn  etwa  ein  reicher  ßörsensjjckulant,  der  sich  lieuie  ein 
Haus  im  Werte  von  200000  Mk.  leistet,  jährlich  vielleicht 
4  DUO  Mk.  an  lokalen  Steuern  weniger  zu  zahlen  hat  wegen 
stärkerer  Heranziolmng  des  unverdienten  Wertzuwachses, 
so  kann  er  jetzt  ruhig  mindestens  das  doppelte  für  sein 
Haus  auslegen. 

Man  kann  sicli  durch  Eingemeindungen  helfen,  wendet 
man  vielleicht  ein:  das  mag  zutreffen  für  Charlottenburg.  Aber 
nicht  nur  nahe  benachbarte  Städte  konmien  hier  in  Betracht. 
Nach  einer  von  der  badischen  Steuerdirektion  veröffent- 
lichten Statistik  stieg  der  Wert  des  städtischen  Gi'und- 
kapitals  in  ca.  25  Jahren  in  Karlsruhe  um  1225 "  o,  in  Pforz- 
heim um  521  "  0  (in  anderen  Städten  war  die  Zunahme  noch 
wesentlich  geringer).  Wüi'de  in  den  genannten  beiden 
Städten  eine  Wertzuwachssteuer  zu  gleichen  Prozentsätzen 
erngeftthi-t,  so  könnte  Karlsruhe  mit  seinen  lokalen  Steuern 
so  erheblich  herabgehen,  oder  doch  zur  Hebung  der  Stadt 
so  vieles  tun,  dafs  Rentner  und  Kapitalisten  sich  dort  mit 
gi'öfserer  Vorliebe,  als  wie  es  schon  jetzt  der  Fall  ist,  nieder- 
lassen würden.  Ein  stärkeres  Steigen  des  Grundwertes 
"«■ird  die  natm-notwendige  Folge  sein ;  sodafs  sich  auch  hier 
wieder  als  Resultat  ergäbe:  Die  Besteuerung  des  un- 
verdienten Wertzuwachses  wirkt  gerade  dort, 
wo  der  Wertzuwachs  besonders  hoch  ist,  auf 
künstliche  Steigerung  der  B  odenwerte  hin.  Der 
Satz  Wag-ners:  „Eine  Persönlichkeit,  die  sich  nm- ihr  Domi- 
zil da  wählt ,  wo  die  niedi'igsten  Steuern  sind ,  verdient 
keiue  Achtung",  wü-d  da  gewifs  nichts  helfen "°). 

4.  Das  bedenkliche,  das  darin  liegt,  in  weitem  Umfange 
einen  staatlichen  oder  kommunalen  Haushalt  von  Konjunktur- 
gewinnsteuer,  erhoben  beim  Besitzwechsel,  abhängig  zu 
machen  —  und  das  wäirde  bei  einer  Konjunkturgewinnsteuer 
in  der  Höhe,  wie  sie  vorgeschrieben  wij'd,  der  Fall  sein  — 
das  sehen  auch  die  Bodenreformer  zum  Teile  ein  ^"'"J. 

5.  Die  Steuer  vom  unverdienten  Wertzuwachs  ^^■il~d  un- 
zweifelhaft die  gTofsen  Spekulanten,  insbesondere  auch  die 
Bildung  von  Terraingesellschaften,  beglinstigen.    Sie  können 
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den  Boden,  ancli  olme  ihn  zu  verkaufen,  sei  es  durch  Bodon- 
loilie,  sei  es  durch  Bebauung,  nutzbar  machen.  Die  Fälle, 
wo  der  einzelne  etwa  bei  Erbschaft  sregiilierungen, 
Wegzug  aus  einer  Stadt,  Verschlechterung 
seiner  sozialen  Verhältnisse  usw.  gezwungen 
ist,  zu  verkaufen,  fallen  bei  Terraingesellschaf- 
ten, auch  meist  bei  reichen  Kapitalisten,  weg.  Die  Steuer 
vom  unverdienten  Wertzuwachs  wird  femer  die  TeiTain- 
gesellschaft  und  die  grofsen  Spekulanten  sozusagen  zwingen, 
schon  zfim  Zwecke  der  Risikoausgleichung  Interessen- 
koalitionen anzustreben  iind  dadurch  könnte  Monopoli- 
sierung des  städtischen  Grund  und  Bodens  allerdings  be- 
günstigt werden. 

Dafs  der  unverdiente  "Wertzuwachs  bei  bebauten  Grundstücken 
sehr  schwer  festzustellen  ist  wird  von  Brentano  in  einer  eben  er- 
schienenen Schritt  "')  hervorgehoben.  Mit  Eecht  weist  er  darauf  hin, 
dafs  es  häufig  unmöglich  ist,  zu  entscheiden,  welcher  Teil  des  Wert- 
zuwachses auf  eine  am  Gehäude  vorgenommene  Melioration,  welcher 
auf  den  Boden  fällt;  und  es  wtlrde  von  Meliorationen  abschrecken, 
wenn  dem  Besitzer  drohte,  dafür  durch  eine  Steuer  bestraft  zu  werden, 
die  sich  unter  den  angenommenen  Umständen  als  eine  partielle  Ver- 
mögenskonfiskation darstellen  würde.  Dabei  bleibt  aber  die  Tatsache 
zu  beachten,  dafs  der  unverdiente  Wertzuwachs  bei  bebautem  Boden, 
namentlich  im  Geschäftszentrum,  ganz  unverhältnismäfsig  gröfser  und 
sicherer  ist  als  bei  unbebautem  Boden  an  der  Peripherie.  Trotzdem 
verlangt  Brentano  Freilassung  des  bebauten  Bodens  von  der  Zuwachs- 
steuer, was  „einen  sehr  starken  Antrieb  zum  Bauen"  bringen  würde. 
Man  denkt  sich  dabei  unwillkürlich  in  die  Zeiten  Friedrich  Wilhelms  I. 
zurückversetzt.  Auch  er  trieb  mit  starken  Mitteln  seine  Untertanen 
zvim  Bauen  an.  Der  Unterschied  liegt  nur  darin ,  dafs  der  grofse 
preufsische  König  in  verständiger  Weise  neben  den  direkten  und  in- 
direkten Zwangsmafsregeln  Bauprämien  einführte  —  einen  Teil, 
vielfach  die  ganzen  Baukosten  trug  er  selbst! 

Will  man  den  unverdienten  Wertzuwachs  in  richtiger 
imd  gerechter  Weise  treffen  ''*,  so  ist  dies  meines  Erachtens 
weitaus  am  besten  zu  ermöglichen  mittelst  einer  Erb- 
schaftssteuer. Hier  haben  Colins  und  seine  Schüler, 
die  rationalen  Sozialisten,  im  Prinzipe  das  richtige  getroffen. 

Als  letztes  und  äufserstes  Mittel  kann  im  Kampfe  gegen 
die   Bodenreutensteigerungen    die    Enteignung    nicht    ganz 
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entbehrt  werden.  Die  in  die^^er  Hinsieht  von  den  Boden- 
reformern auf  ihrer  Hanpt\-ersannnhing  im  Jahre  1900  auf- 
gestellten Forderungen  sind  im  allgemeinen  zu  billigen. 
Es  sind  folgende : 

a)  Erweiterung  der  Enteignungsrechte  über  den  Rahmen 
der  jetzigen  Bestimmimg  hinaus  in  der  Weise,  dafs  den 
Gemeinden  sowie  den  Baugenossenschaften,  deren  dauernd 
gemeinnütziger  Charakter  ge-«'älirleistet  ist,  die  Enteignung 
des  für  die  von  ihnen  zu  ei'richtenden  Gebäude  notwendigen 
Bodens  gestattet  wird. 

b)  den  Gemeinden  ist  t  u  n  1  i  c  h  s  t  e  Ausniitziuig  des 
ihnen  nach  a  zu  gewährenden  Enteignungsrechtes  anzu- 
empfehlen. 

Dabei  möchte  ich  aber  die  Betonimg  auf  das  Wort 
„tunlichst"  legen,  dessen  Interpretation  den  einzelnen 
Stadtverordneten  usw.    zu   überlassen  ist   doch    bedenklich. 

Mit  grofser  Freude  ist  es  jedenfalls  zu  begrüfsen,  dafs 
die  Akademie  für  Sozial-  und  Handelswissenschaften  und 
das  soziale  Museum  zu  Frankfurt-Main  durch  Aussetzung 
eines  Preises  die  Beantwortung  der  Frage  angeregt  haben: 
Welche  gesetzliche  Mafsregeln  sind  imierhalb  des  Rahmens 
der  heutigen  Gesellschaft  und  Wiiischaftsordnung  möghch 
und  empfehlenswert ,  um  das  im  Stadterweiterungs- 
gebiete gelegene  Gelände  flu'  die  Herstellimg  von  Wohn- 
häusern aiicli  gegen  den  Willen  der  Eigentümer  verwertbar 
zu  machen"/  Bei  der  Beantwortung  sollen  insbesondere 
auch  die  ausländischen  Erfahrungen  verwertet  werden.  So- 
mit ist  zu  hoffen,  dafs  wenigstens  dieser  Teil  des  städti- 
schen Bodenproblems  bald  eine  gründlichere  und  unbe- 
fangenere Bearbeitung  erfähi't,  als  dies  bis  jetzt  der  Fall 
war.  Das  ist  aber  auch  für  die  anderen  hier  aufzuwerfenden 
Fragen  unbedingt  erforderlich;  so  häufig  sie  in  der  Partei- 
diskussion  erörtert  und  von  Theoretikern  erwähnt  worden 
sind,  eine  eingehende  wissenschaftliche  Bearbeitung 
fehlt:  den  Versuch  einer  solchen  hofft  Verfasser  in  nicht 
allzuferner  Zeit  als  Fortsetzung  und  Ergänzung  zu  dieser 
Arbeit  liefern  zu  können. 
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"')  Vgl.  S.  Webb:  the  oocupier  of  a  weekly  tenement  is  very 
often  afraid  cithcr  to  ask  for  a  reduction  of  reut  or  to  resist  an  in- 
crease  of  the  rent  for  fear  of  having  to  leave  the  premisos  which 
suit  him  .  .  .  (C.  T.  H.  Qu.  76).  Ferner  Schmoller  a.  a.  0.  S.  30  : 
„Der  Mensch  .  .  .  richtet  seine  Wohnung  so  ein,  wie  es  seine  Freunde 
und  Standesgenossen  für  passend  halten.  Jeder  fürchtet  sich  in  erster 
Linie  vor  dem,  was  man  von  ihm  .sagen  werde!"  Vergl.  auch  Selig- 
niann  Essays  S.  91. 

'")  „In  the  back-slum  courts  you  will  find  a  more  genuine  neigh- 
bourly  spirit  than  anywhere  eise  in  London.  The  little  community 
knows  itself  thoroughly.  They  quarrel  one  day,  and  help  each  other 
the  nexl.  They  pull  each  other  through  hard  times:  they  nurse 
each  other,  feed  each  other,  clothe  each  other,  shelter  each  other . . ." 
No  Eooni  to  Live  S.  33. 

-^}  Vgl.  H.  Bosanqiiet:  People  and  Houses,  Economic  Journal 
Vol.  X  (1900)  S.  48:  „The  inhabitants  of  London  are  extraordinarly 
mobile  over  smaU  areas,  though  much  less  so  over  a  large  one." 

"")  Vgl.  F.  A.  Weber  a.  a.  0.  S.  415. 

2S)  Weitere  Beispiele  für  Quartierbildungen  bei  Einaudi  a.  a.  0. 
S.  46.  —  Über  die  Londoner  City  berichtet  Mr.  Huxtable:  „The  City 
area  is  studded  with  special  centres  for  the  transaction  of  particular 
pursuits,  professional  and  commercial.  Thus  one  district  may  be 
wholly  devoted  to  Stockbroking,  another  to  dry  goods  and  drapery, 
another  to  the  legal  pofession,  another  to  Banking  and  Insurance, 
another  to  Shipping  Agents,  another  to  Newspapers,  another  to 
Markets  for  meat,  proultry,  fish  or  vegetables,  and  so  on;  and  for 
which  reason  .  .  .  certain  difficulties  arise  on  the  estimates 
of  the  annual  vaUie  for  assessment  purposes  in  nume- 
rous  cases.     Min.  of  Ev.  R.  C.  L.  T.  Volume  II  p.  334. 

-6)  a.  a.  0.  S.  2.5. 

-'')  Vgl.  die  diesbezüglichen  Ausführungen  von  Pli.  Stein  auf  dem 
Düsseldorfer  Kongrefs;  Bericht  S.  57. 

^*)  Ein  Beispiel  dafür  führt  Stein  a.  a.  O.  an. 

")  Neue  Untersuchungen.     I.  Bd.     I.  Abt.     S.  48. 

'")  Min.  of  Ev.  Vol.  II,  p.  3.33.  Vgl.  dazu  die  Aussagen  vor 
der  Kommission  Q.  20449. 

")  Referat  Damaschkes  auf  dem  IV.  allgem.  deutschen  Gärtnertag. 

"-)  C.  T.  H.  1891.  Q.  4.5.  Vgl.  ferner  die  Ausführungen  von 
Prof.  Mixter  (Hanvard  Univ.)  in  der  Single  Tax  Review  Vol.  2  Xr.  3. 
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»')  Kapitalismus.     Bif.  II.     S.  240. 

'■*)  Ziisammcn';;e.stcllt  nach  einem  Memorandum,  das  für  die  R. 
C.  L.  T.  Mr.  G.  L.  Gonime,  Statistical  officer  des  Londoner  Graf- 
schaftsrates, anfertigte;  abgedruckt  in  Min.  of  Ev.  Vol.  I,  ajjpendix 
part.  II,  S.  215  ff. 

'^)  Dabei  ist  zu  beachten,  was  Philippovich  mit  Recht  betonte: 
„"VVir  operieren  zu  häufig  mit  dem  Prozentausdruck  und  werden  da- 
durch überrascht  über  die  Gröfse  der  Wertsteigerung.  Das  genügt 
aber  nicht.  Wenn  am  Stefansplatz  in  Wien  der  Quadratmeter  von 
830  fl.  auf  9.50  fl.  im  Preise  gestiegen  ist,  so  ist  das  eine  Erhöhung 
um  nicht  200  "/o,  aber  absolut  fällt  sie  viel  bedeutender  ins  Gewicht, 
als  die  Veränderung  irgendwo  an  der  Peripherie  von  2  auf  24  fl.,  die 
eine  Steigerung  um  1100 "/o  aufweist,  absolut  aber  mu-  22  fl.  pro 
Quadratmeter  beträgt." 

"«)  Memoranda  (C— 9528)  S.  243. 

^■)  Als  in  Ntii-nberg  Magistrat  und  Gemeindekollegium  be- 
schlossen ,  dafs  Warenhäuser  nicht  bis  ins  zweite  Stockwerk  aus- 
gedehnt werden  durften,  machte  die  Frankfui'ter  Zeitung  (6.  Januar 
1903,  3.  Morgenblattl  dagegen  geltend,  dafs  in  allen  Grofsstädten,  in 
Berlin,  Hamburg,  Leipzig,  Dresden,  Breslau.  München,  Köln,  Halle, 
Dortmund  e.s  im  Verkehrsmittelpuukte  gang  vmd  gäbe  sei,  dafs  jedes 
Haus  vom  Keller  bis  zum  Boden  für  geschäftliche  Zwecke  ausgenutzt 
werde.  Man  könne  sich  den  Verkehr  in  diesen  Grofsstädten  ohne 
derartige  Ausnutzung  des  Grundbesitzes  überhaupt  schwer  vorstellen. 

5«)  Vgl.  R.  C.  L.  T.  Min.  of  Ev.  Qu.  10063 ff. 

'8)  Nach  Harper:  Statistics  of  London  Traffic.  Journal  of  the 
Royal  Stat.  Society  1904,  p.  177. 

«)  Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin.  2,5.  Jahrg.   1900.    S.  4. 

^')  Vgl.  Sombart,  Kapitalismus.     Bd.  IT.     S.  248. 

^-J  Nach  J.  A.  Mejer  a.  a.  O. 

•")  Das,  was  Philippovich  für  die  Gegenwart  sagt,  ist  auch 
früher  bereits  betont  worden,  so  schrieb  1866  Faucher  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  Wien:  „Die  Folge  der  Bevölkerungsvermehrung  der 
grofsen  Städte,  welche  das  Eisenbahnnetz  in  unserem  Zeitalter  über- 
haupt herbeigeführt  hat  und  in  noch  viel  gröfserem  Mafse  herbei- 
fttlu-en  wird,  beeinflufst  in  Wien  am  stärksten  die  Mietpreise  und 
"Wohnungsverhältnisse  des  Stadt  mittelpunktes  und  tritt  hier  vor 
allem  als  akutes  Leiden  auf."  Viertel  Jahrsschrift  für  Volkswirtschaft . 
1866.     IV.     S.  93. 

")  Schriften  d.  V.  f.  Sozialp.:  Die  Störungen  im  deutscheu  Wirt- 
schaftsleben.    1900  ff.    Bd.  7.     S.  174. 

*'')  Sehr.  d.  V.  f .Sozialp. :  Störungen  in  d.  Wirtschaftsl.  Bd.  V.  S.  197  ff. 


—    201     — 

■"')  Nach  der  statistisclieii  Korrespondenz  1904. 

*')  Vgl.  H.  Waentig:  „Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Grofs- 
städte"  in  „Die  Grofsstadt".     Dresden  1903.     S.  162. 

*^)  Vgl.  'William  Petty  a.  a.  0.  S.  40:  Ferner:  „An  Apology  for 
the  builder  or  a  discourse  shewing  the  cau.se  aud  effects  of  ilio  increase 
oi  building.    London  1§65.    S.  20  ff. 

■"')  Vgl.  Paul  Voigt  a.  a.  0.  S.  69. 

^")  Wohnungsnot  und  städtische  Bodenfrage.     S.  .5. 

"')  Vgl.  auch  die  Ausführungen  des  Grafen  Posadowsky  in  der 
255.  Sitzung  des  Reichstages  am  10.  Februar  1903,  Die  Deutsche  Volks- 
stimme bemerkte  dazu:  „Anders  hätte  ein  erklärtes  Mitglied  unseres 
Bundes  auch  nicht  sprechen  können." 

")  H.  W.  B.  Art.  Stadterweiterung. 

"")  Prince  Smith  schrieb  bereits  im  .Tahro  1866:  „Der  Baustellen- 
preis wird  durch  die  Mietshöhe  bestimmt,  kann  aber  diese  gar  nicht 
bestimmen,  man  bezahlt  eine  Baustelle  hoch,  weil  man  von  den  dai-auf 
noch  zu  errichtenden  Gebäuden  wegen  der  Blüte  des  Erwerbs  hohe 
Mieten  erwartet.  Man  f  erlangt  aber  nicht  höhere  Miete ,  weil  man 
die  Baustellen  teuer  bezahlt  hat." 

'"')  In  der  Westminster  Gazette  (15.  April  1902j  schildert  Rev. 
R.  Free  die  Wohnungsnot  der  ärmeren  Bevölkerung,  um  daran 
folgende  Bemerkung  zu  knüpfen:  „Shoeleather,  monej-,  health  are 
wasted.  And  for  what?  .Simph-  in  order  th.it  the  landowner  may 
get  his  land  ,ripened',  i  e.  increased  in  value,  by  the  sweat-aj' !  and 
the  blood,  too  —  of  the  labourer."  Und  in  der  Zeitschrift  der  eng- 
lischen Bodenbesitzreformer  hiefs  es  jüngst:  „All  over  the  country 
land  for  which  the  Community  is  hungering  is  being  „held  up"  tili 
somebody  is  forced  to  give  an  extortionate  price  for  it."  Land  Values 
1902  (Dez.)  S.  98. 

"'")  Vgl.  R.  C.  L.  T.  Min.  of  Ev.  Vol.  IIL  Q.  13435  f.  und 
Q.  19646  ff.  App.  S.  282.  Vol.  IV.  Q.  21 576  ff.  und  App.  S.  136 
und  S.  139. 

'*)  Ich  verweise  insbesondere  auf  die  Aussagen  von  John  Gross, 
Taxator  in  Lancashire  und  Henry  Labin,  Surwej'or  üi  London  C.  T. 
H.  1890  Q.  2955  und  1891  Q.  .5441  ff. 

^")  Min.  of  Ev.  Q.  142. 

5")  a.  a.  O.  Band  11  S.  164. 

"")  Privilegiertes Spekulantentum.  Berlui.  Zitiert  nach.Jäger a.a.O. 
Man  vergifst  dabei  sich  zu  vergegenwärtigen,  dafs  luiter  Zuschlag  von 
5 "  0  Zinsen  —  da  Terrains  gewöhnlich  nichts  oder  doch  unverhältnis- 
mäfsig  wenig  einbringen  —  das  Anlagekapital  sich  in  22  Va  Jahren 
verdreifachen  und  nach  ca.  70  Jahren  verdreifsigfachen  würde  1 
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««)  Volksstimme.     1904.     S.  284. 

«•)  Wealth  of  Nations.    Bd.  I,  c.  VII. 

^"-)  Bericht  das  Düsseldorfer  Kongresses.    S.  73. 

"^j  Prof.  Carver  (ITarvard  Tuiv.)  glaubt  den  städtischen  Grund- 
eigentümer mit  einem  mittelalterlichen  „Baron"  vergleichen  zu  dürfen 
„Both  are  in  control  of  access  to  certain  Utilities;  both  Charge  for 
access  to  them,  and  their  charges  are  what  the  ti-affic  or  the  busi- 
ness  will  stand.  The  baron  could  charge  no  more  than  the  difference 
between  the  advantage  of  bis  route  and  some  other  route  where 
travelers  and  merchants  might  go  free.  So  far  as  their  strictly 
economic  functions  are  concei-ned  there  is  not  a  particle  of  difference. 
The  only  difference  is  in  the  method  of  getting  possession,  the  baron 
taking  possession  by  force,  the  owner  of  a  modern  building  site 
getting  possession  by  legal  methods." 

'"]  Shifting  and  Incidence  S.  349.   Vgl.  dazu  Einaudi  a.  a.  O.  S.  (;3. 

*^)  Habersbrunner :  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Terrain- 
spekulation, Seite  6.  —  Calwer  berichtet  (Wirtschaftsjahr  1903,  S.  147),. 
dafs  in  Königsberg  durch  die  Festungswerke  das  steigende  Wohnungs- 
bedürfnis der  Bevölkerung  in  der  Hauptsache  durch  eine  dichtere  Be- 
bauung der  älteren  Grundstücke  befriedigt  werden  müsse.  1902  wurden 
in  Königsberg  nur  14.4  '','o  seiner  Neuhauten  auf  neuer  Baustelle  er- 
richtet, in  Frankfurt  dagegen  z.  B.  9.5,5  "/o,  in  Bremen  94,.5'"o.  Auch 
über  die  Gestaltung  der  Bodenrente  in  Königsberg  habe  ich  nichts  in 
Erfahrung  bringen  können. 

^^)  Das  geographische  Bild  der  modernen  Stadt  zeichnet  Ratzel 
folgendermafsen :  „Heute  geht  fast  jede  Stadt  allmählich  in  das  Land 
über;  die  Gruppen  der  im  Kern  der  Stadt  dicht  zusammengedrängten 
Häuser  lockern  sich  auf,  rücken  immer  weiter  auseinander,  werden 
getrennt  durch  Gärten,  Arbeitsplätze,  nicht  selten  auch  Trümmer- 
stätten, bis  endlich  Äcker,  Wiesen,  Weinberge  und  Wälder  das  eigent- 
liche Land  zwischen  die  letzten  Gebäude  der  Stadt  hineinziehen 
lassen  .  .  ."  Die  Grofsstadt  S.  40. 

8')  C  T.  H.  1891  Q.  4424  ff.  Ground-Eents  and  Building  Leases 
S.  94.  „The  Investors  of  the  better  class  will  not  touch  a  kind  of 
property  which  brings  them  into  such  unpleasant  relations  with  a 
class  below  them.  And  this  disinclination  is  immensely  increased  by 
the  populär  Indignation  which  is  levelled  at  the  owners  of  tenement 
houses.  So  that,  in  the  end,  Investments  of  this  description  are  left 
to  the  less  respectable  class  of  Investors,  who  expect  a  rate  of 
interest  rendered  additionally  high  in  consideration 
of  the  unpl easantnes   of  their   position." 

*')  Vgl.  Begründung  zum  Entwurf  eines  Gesetzes  zur  Verbesserung 
der  Wohnungsverhältnisse.    Art.  1,  Abs.  III. 
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«■')  a.  a.  O.  S.  414. 

'")  Neue  Untersuchungen.     I.  Bd.     I.  Abt.     8.  874. 

")  Handel  und  Wandel  (1902).  S.  l-M.  Vgl.  S.  1.56.  —  Es  ent- 
bohrt niclit  des  Interesses  dar.an  zu  erinnern,  dafs  Faucher,  als  er 
1866  über  die  Bewegung  für  „Wolinung.sreform"  schrieb,  nachdrück- 
lich aufmerksam  machte  auf  die  Bedeutung,  die  für  die  ganze 
Wohnimgsfrage  der  Umstand  habe,  „dafs  sich  die  ei-sten  Ausätze  zur 
Bildung  eines  sozialen  Gegensatzes  zwischen  Hauswirt  und  Mieter" 
dabei  gezeigt  hätten.  „Dieselben  Ursachen,"  so  fahrt  er  fort,  „werden 
fortfahren  zu  wirken  und  die  Wirkung  periodisch  in  Krisen  kulmi- 
nieren, bei  denen  der  unterdessen  ja  nur  verschärfte  Gegensatz  immer 
von  neuem  zutage  treten  wird,  gerade  wie  es  in  einer  mehrere  Jahr- 
hunderte hindurch  sich  langsam  vollziehenden  Steigerung  mit  dem 
Gegensätze  des  Gläubigers  und  Schuldners  in  Rom  geschah." 

■'•)  Verwaltuugsbericht  des  Rates  der  Stadt  Leipzig  für  das  .Jahr 
1899.  S.  1.54.  Vgl.  auch  Leipziger  Neueste  Nachrichten  2.  August 
1904  3.  Beilage. 

''■)  So  mit  Recht  Kölnische  Zeitung  12.  August  1904,  2.  Morgen- 
Ausgabe. 

'")  Single  Tax  Review  1903  S.  15. 

'•°)  Nach  Jäger,  Wohnungsfrage.     Bd.  II.     Seite  127  ff. 

'")  Vgl.  Sombart,  deutsche  Volkswirtschaft  S.  16. 

~~')  Nach  der  Zeitschrift  für  Kleinbahnen  Februar  1901. 

"•■")  a.  a.  O.  S.  469. 

'*)  Deutsches  Handelsarchiv  Juni  IGOl  S.  809,  zit.  nach  Möller: 
AVohnungsnot  und  Grundrente.  .Jahrbücher  für  Volkswirtschaft. 
1902.    S.  32. 

'")  Zusammengestellt  nach  C.  Heifs:  Wohnungsreform  und  Lokal- 
verkehr.    S.  33  u.  S.  .54. 

8')  Vgl.  Heifs  a.  a.  O.  S.  58. 

**-)  Vgl.  Return,  Workmen's  Trains  1900. 

*")  Lothar  Weifs,  die  Taufe  der  deutschen  Strafsenbahnen,  Karls- 
ruhe 1904.     S.  62  u.  S.  53. 

**)  cf.  Journal  of  the  Royal  Statistical  Society,  Juni  1904. 

"^)  Über  das  belgische  Verkehrswesen  macht  Lotz  in  der  Patria 
Jahrbuch  der  „Hilfe",  1903,  S.  68,  folgende  Anmerkungen  :  „Es  wäre 
jedenfalls  erwägenswert  für  Freunde  der  Wohnungs-  und  Bodenreform, 
über  das  bisher  bekannte  Mafs  hinaus  sorgfältig  testzustellen,  ob  nicht 
das  belgische  Vorbild  nachgeahmt  werden  kann.  Dort  wird  zu  enorm 
billigem  Preise  und  mit  grofser  Schnelligkeit  die  Arbeiterschaft  aus 
ländlichen   Distrikten,   die   50 — 100  km   entfernt  sind,  täglich   in   die 
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Fabrikstädte  und  zurück  befördert.  J[an  kann  dort  zugleich  Parzellen- 
pächter und  städtischer  Fabrikarbeiter  sein.  Die  Kinder  des  Arbeiters 
brauchen   nicht  in  dem  frühesten  Alter  in  Fabrikluft  aufzuwachsen." 

*')  Archiv  f.  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik.    Bd.  XIX. 

«')  Neue  Untersuchungen.     I.  Bd.    I.  Abt.  S.  237. 

***)  Bericht  des  Düsseldorfer  Kongresses.     S.  60. 

*")  Vergl.  z.  B.  Gustav  Sodoffsky :  Zur  Darlegung  und  Lösung 
•der  Wohnungsfrage.  Jahrbuch  der  internationalen  Vereinigung  ftir  ver- 
gleichende Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre.  1903.  S.  386. 

9»)  Vgl.  William  Petty  a.  a,  O.  S.  41:  „Now  if  great  Cities 
are  naturally  apt  to  remove  their  Seats,  J  ask  which  way?  I  say, 
in  the  case  of  London  it  must  be  West  ward,  because  the  Winds 
hlowing  near  ','4  of  the  year  from  the  West,  the  dwellings  of  the 
West  end  are  so  much  the  more  free  fi'om  the  whole  Easterly  Pyle  . . . 
Now  if  it  follows  from  hence,  that  the  Pallaces  of  the  greatest  men 
will  remove  Westward,  it  will  also  naturally  follow,  that  the  dwellings 
of  others  who  depend  upon  them  will  crep  after  them."  — ■  Vergl. 
ferner  Graunts:  Natural  and  Political  Observations,  London  1676. 
Evehoi  John:  Funiifugium,  London  1661. 

=")  3.  Ed.     Vol.  I.     S.  6.54. 

"-)  Vgl.  Grundeigentum  (Zeitschrift).     1902.     Seite  313. 

"')  Vgl.  Vossische  Zeitung  1904,  Nr.  401  imd  410. 

«<)  Nach  der  Rhein.- Westf.  Ztg.,  Nr.  745  v.  11.  August  1904.  — 
Anderseits  mufs  aber  hervorgehoben  werden,  dafs  neuerdings  vielfach 
darüber  geklagt  wird,  dafs  die  Hypothekenbanken  in  jüngerer  Zeit 
zu  vorsichtig  geworden  sind.  „Der  Vorwurf,  der  den  Hypotheken- 
banken hier  nicht  erspart  bleiben  kann,  geht  dahin,  dafs  sie  vom 
grölsten  Ojjtimismus  plötzlich  zum  gröfsten  Pessimismus  übergegangen 
sind,  ohne  ein  unbedingt  notwendiges  "Ubergangsstadium  eintreten  zu 
lassen.''  Handel  und  Industrie  (München),  Nr.  664  v.  10.  September  1904. 

f'6)  Our  Land  and  Land  Policy.     S.  183. 

"o)  Deutsche  Volksstimme.     1901.     S.  757. 

^~)  Finanztheoretische  Untersuchungen.    S.  70. 

"*)  Bericht  des  Düsseldorfer  Kongresses.  S.  72.  Vgl.  dazu  die 
Ausführungen  von  Fuchs  daselbst  S.  609:  „Die  Bodenspekulation 
unterscheidet  sich  allerdings  von  den  anderen  Spekulationsarten  in  sehr 
wichtigen  Punkten,  die  bei  ihr  Auswüchse  und  damit  eine  schäd- 
liche Wirkung  ganz  besonders  nahelegen  und  nahezu 
nötig  machen.  Diese  Unterscheidungspunkte  sind  folgende: 
ei'stens,  der  vorhandene  Bestand  der  Sache,  des  Objektes  der  Speku- 
lation, also  hier  des  städtischen  Grand  und  Bodens,  liegt  in  einer  Art 
und   Weise    offen,   wie    das    bei    keiner    anderen   Wai-e   der  Fall    ist. 
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Infolgedessen  ist  die  Beherrschung  des  Äfarktes  viel 
leichter  als  anderswo,  und  tatsächlich  finden  wir  auch,  dafs  die 
Spekulation  sich  meist  in  dieser  Beherrschung  oder  in  dem  Versuche 
einer  solchen  Beherrschung  des  Marktes  bewegt,  in  der  Aussperrung 
von  Bodenliindern  aus  dem  Verkehr,  und  zwar  deswegen,  weil  bei 
einem  Hause  des  Bodenmarktes,  des  städtischen  Grundmarktes,  die 
Gewinne,  die  erzielt  werden,  so  enorm  sind,  dafs  sie  die  Zinsverluste 
weit  überwiegen  .  .  .  Zweitens  findet  bei  der  Bodenspekulation  über- 
haupt nur  eine  Spekulation  a  la  hausse  statt;  auf  ein  Sinken  der 
Bodenpreise  wird  nicht  spekuliert,  eine  Kontermine  gibt  es  hier  über- 
haupt nicht,  und  schon  daraus  resultiert  die  einseitige  Tendenz  der 
Bodenspekulation,  eine  Preissteigerung  zu  bewirken."  —  Gleich- 
zeitig sei  aber  auch  hier  wieder  auf  die  wortvollen  Ausführungen  in 
dem  Anm.  7  zit.  Aufsatze  verwiesen. 

'")  „Noch  nie  hat  es  jemand  für  nützlich  gehalten,  gewaltsam 
k  la  baisse  zu  spekulieren  .  .  .  „Wiedenfeld  in  Schmollers  Jahrbuch. 
1908.    Seite  518. 

"«')  Calwer,  Das  Wirtschaftsjahr.  1903.  S.  140.  —  Erst  während 
der  Korrektur  dieser  Druckbogen  erschien  der  interessante  Aufsatz 
von  Pöble:  „Der  Wohnung.smarkt  unter  der  Herrschaft  der  privaten 
Bauspekulation"  im  Oktoberheft  der  Zeitschr.  f.  Sozialw.  (1904,  S.615  ff.)! 
Es  freut  mich,  dafs  Pohle,  wenn  auch  auf  anderem  "Wege  zu  ähnlichen 
Resultaten  gelangt  wie  diese  Schrift. 

"")  Statistisches  Jahrbuch  der  Stadt  Berlin.     1900.     S.  9S. 

'«2)  Vgl.  Handel  und  Industrie.     1904.     16.  Juli. 

I03J  Plutus  beeilt  sich  freilich  hinzuzufügen;  „Aber  städtischer 
Grund  und  Boden  ist  das  einzige  Kapital,  dessen  Ausbeutung  keinerlei 
Risiko  bedingt."     1904.     LS.  Aug. 

">*}  Volksstimmo.     1904.     Seite  47(5. 
"'f')  Bericht  d   Düsseldorfer  Kongresses.     Seite  88. 
'»6)  Neue  Untersuchungen.    Bd.  I.    Abt.  II.     S.  3.56  ff. 
'")  Bericht  des  Düsseldorfer  Kongresses.    S.  653. 

">^)  Zeitschrift  für  Volkswii-tschaftslehre.  1902.  S.  603.  Vergl. 
dazu  die  Ausführungen  von  H.  Albrecht,  neue  Untersuchungen. 
II.  Bd.     S    60. 

'»9)  Min.  of  Ev.     Vol.  IL     Q.  11.5.59. 

"")  Die  Annahme,  welche  unter  anderem  von  A.  Voigt  aus« 
gesprochen  wii-d,  dafs  in  England  die  Baukosten  niedriger  seien  als 
in  Deutschland,  ist  irrig.  Nach  Angaben  der  englischen  Zeitung  „The 
Echo"  vom  Li.  März  1899  beliefen  sich  die  Baukosten  für  eine  Reihe 
dort  namhaft  gemachter  englischer   Arbeitshäuser   auf  8  s.  10  d.  bis 
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14  s.  4  d.  per  squarc  foot,  also  auf  etwa  90 — 145  Mk.  pro  Quadrat- 
meter. Nach  dem  deutschen  Baukalender  kostet  1  qm  bei  zwei  Ge- 
schossen einfacher  Bauart  53 — 75  Mk. ,  bessere  Bauart  83 — 115  Mk. 

•")  a.  a.  O.  S.  241. 

"2)  Deutsche  Volkswirtschaft.     S.  16. 

'")  Vgl.  Eofs:  Leitfaden  für  die  Ermittlung  dos  Bauwertes  von 
Gebäuden.     Hannover  1888. 

"■•)  Mauerziegel  kosteten  nach  dem  allgemeinen  Bautarif  von 
S.  Sachs-Berlin  1833  per  1000  Stück  10—14  Taler;  nach  Engel:  Die 
moderne  Wohnungsnot,  Leipzig  1873,  S.  17,  waren  sie  Anfang  der 
70  er  Jahre  auf  22 — 24  Taler  gestiegen,  heute  kosten  sie  6 — 8  Taler.  — 
Hier  sei  jedoch  auch  verwiesen  auf  die  Angaben  v.  ßenaulds  über 
„wichtige  Arbeitslöhne  und  Materialpreise  im  Bauwesen  zu  München 
1835—1901". 

^'^)  Bericht  des  Düsseldorfer  Kongresses.    S.  62. 

"'')  Nach  den  Nachweisen  der  Berufsgenossenschaften  betrug 
1902  der  Jahresdurchschnittslohn  pro  Arbeiter  in  der  Hamburgischen 
Baugewerksborufsgenossenschaft  1138,94  Mk.,  in  der  Thüringischen  nur 
857,19  Mk.,  in  der  Schlesisch-Posenschen  sogar  nur  771,82  Mk.  d.  h. 
zwischen  ^laxinuim  und  Minimum  war  eine  Differenz  von  367,12 Mk.! 
Eine  älnilich  grofse  Differenz  findet  sich  in  keinem  anderen  Gewerbe, 
nicht  einmal  in  der  Textilindustrie.  —  Noch  gröfser  würde  der  Unter- 
schiedwerden, wenn  man  gleichzeitig  die  Arbeitszeit  vergleichen  würde. 
Auf  Grund  der  vereinharten  Tarifverträge  der  Zimmerer  z.  B.  betrug 
die  Jahresarlieitszeit  in  Mannheim  2822,  in  Leipzig  dagegen  nur  2512 
Stunden,  dabei  belief  sich  der  Jahresarbeitsverdienst  dort  auf  1270  Mk. 
hier  —  trotz  bedeutend  kürzerer  Arbeitszeit  —  auf  1382  j\rk.  Vgl. 
Calwer,  Das  Wirtschaftsjahr  1903.     S.  281  u.  147. 

,    "')  Economic   Joui-nal,   Dezember   1898;   vgl.    auch   Cooperative 
Wholesale  Societies  Annual.     1901.     S.  267. 

"■'')  Nachdrücklich  sei  hier  auf  v.  Eenaulds  statistische  Unter- 
suchungen über  die  Wirkung  des  offenen  und  geschlossenen  Bau- 
s^'stems  in  München  hingewiesen  a.  a.  O.  S.  102  ff.  Er  kommt  in  seiner 
Arbeit  zu  dem  Ergebnisse,  dass  der  Grundpreis,  der  in  München 
historisch  aus  dem  Hochbausystem  herangewachsen  sei, 
durch  Förderung  des  Flachbaues,  und  insbesondere  im 
offenen  Bausysteme,  dauernd  nicht  herabgedrückt 
werden  konnte.  Sozialpolitisch  sei  der  Hochbau  und  eine  ver- 
hältnismälsig  ausgedehnte  Anwendung  von  Eückgebäuden  für  die 
Masse  der  Bevölkerung  unvermeidlich.  Was  zum  Belege  dieser  Be- 
hauptung beigebracht  wird ,  hat  mich  zwar  nicht  ganz  überzeugt, 
bleibt  aber  jedenfalls  höchst  beachtenswert. 
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"")  Rheinische  AVohiuiiigsvci-hältiiisse.     Jena  l'.)0.''i,  S.  42. 

'•■»)  Schmollcrs  Jalii-buch.     1902,  S.  503 
*  * 

'-')  Political  Economy.     Kap.  XII. 

'-')  State  of  Illinois  Bureau  of  Laboui-:  Eifjlit  Annu.il  Report 
1895  S.  277.  Ein  anderes  ähnliches  Beispiel  —  aus  Philailel])hia —  habe 
icli  im  Archiv  für  Sozialwissenschaft  XX.  Bd.  Heft  1  initijetoilt. 

'=»)  a.  a.  O.  App.  Nr.  I  S.  341. 

'■-'')  a.  a.  O.  S.  217. 

'-'■)  Neue  Untersuchungen.     1.  Bd.     F.  Abt.     S.  160. 

'-")  „IJberHäuserbauunternehniungen  im  Geiste  der  Zeit".  Vicrtel- 
jahrsschrift  für  Volkswirtschaft.     1869.     S.  61. 

'-'')  Vossische  Zeitung  Nr.  410  v.  1.  September  1904. 

'-*')  Jos  Neuwirth :  Die  Spekulationskrisis  ven  1873.  Leipzig 
1874.     S.  25. 

'-»)  Sir  Louis  Mallet:  Free  Echange.  Ed.  by  Bernard  Mallet. 
London  1891,  S.  330,  Anmerk.  1:  .,It  may  safely  be  assumed  that  in 
the  long  run,  taking  into  account  all  risks,  the  average  returu  to 
an  investment  in  land  would  be  neither  more  nor  less  than  in  any 
other  solid  security."  —  Seligmann  Essays  S.  78. 

"")  Vgl.  C.  T.  H.  1891.     Q.  5429  ff.     R.  C.  L.  T.    Vol.  V.    S.   143. 

''")  Sehr.  d.  Ver.  f.  .Sozialp.  Bd.  111  S.  171. 

'32)  a.  a.  O.  S.  36. 

i3Sj  Der  moderne  Kapitalismus.     Bd.     II.     S.  219. 

1"')  a.  a.  O.  S.  70. 

'"")  Volksstimme.     19u4.     S.  419. 

ISO)  "VV'agner  spricht  sich  über  den  unverdienten  Wertzuwachs 
der  nicht  spekulierenden  Grundbesitzer  wie  folgt  aus:  „Ich  bin  auch 
ein  kleiner  Hausbesitzer,  in  der  Lessingstrafse  in  Berlin  .  .  .  Möglich, 
dafs  ich  —  oder  meine  Familie  —  mal  etwas  daran  gewinne,  weU 
unter  gegenwärtigen  Verhältnissen  der  Wert  gestiegen  ist.  Diesen 
Gewinnst  halte  ich  dann  nicht  für  unreeller  erworben  als  einen 
Lotteriegewinn;  wenn  ich  ihn  nicht  mache,  halte  ich  es  für 
gerechtfertigt,  dafs  er  mir  nicht  zuteil  wird!  AVenn  ich 
ein  Haus  besitze .  dann  gebrauche  ich  es  zu  dem  Zwecke ,  dem  ein 
Wohnhaus  dienen  soll,  nicht  zu  Spekulationszwecken  .  .  .  Nun  frage 
ich  Sie,  wo  in  Berlin  eine  solche  Auffassung  vertreten  wird?  Wer 
dergleichen  Auffassungen  hat,  von  dem  wird  gesagt:  das  ist  ein  ver- 
rückter Heiliger,  mit  dem  ist  nicht  zu  reden." 

'^■')  Es  ist  ein  Fehler  der  bekannten  Schrift  von  Hallgai-ten,  dafs 
er   keinen  Unterschied   macht   zwischen   betterraent  und   uuearnedin- 
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crement.  Siehe  dagegen  z.  B.  C.  T.  H.  1S90  (Munro)  Q.  1922-33 
Ferner  Price,  Economic  Science.  London  1896  S.  243  und  S.  G  ff. 
Vgl.  dazu  die  Ausführungen  von  Marshall  in  „Memoranda  ..."  S.  115. 
"")  Le  Collectivisme,  Paris  1884  chap.  X.  Vgl.  dazu  die  Aus- 
ftilu-ungeu  von  F.  Verinder,  Generalsekretär  der  English  League  for 
the  Taxation  of  Land  Values  S.  16:  ,It  would  be  as  idle  to  credit 
the  whole  of  the  increase  of  London  land  values  to  the  activities  and 
expenditure  of  those  who  live  in  London  as  to  claim  for  the  Co- 
operators  of  Manchester,  London,  Glasgow  and  Newcastle  the  whole 
of  the  Profits  of  Cooperative  wholesale  trading  because  the  chief 
Offices  happen  to  be  situated  in  those  cities;  for  it  is  in  the  widest 
sense  of  the  words  that  land  values  are  created  by  the  people". 
A.  Just  Basis  of  Taxation,  London  1902  S.  16. 

'"')  Essays  S.  69.  Ahnlich  auch  schon  Paine.  —  Das  geben  selbst 
Bodenreformer  zu.  So  äufserte  sich  kürzlich  der  amerikanische  Boden- 
reformer Ernest  Crosby  folgenderweise :  „It  seems  to  me  that  by  ad- 
mitting  the  principle  that  land  values  belong  to  those  who  cause 
them  we  ave  opening  the  door  to  untenable  deductions  ....  All 
values  of  manufactured  articles  as  well  as  of  land  are  caused  by 
the  Community."    Single  Tax  Review  1904,  vol.  3,  Nr.  3,  Seite  12. 

'■"')  Das  empfinden  die  Sozialdemokraten  ganz  richtig.  So  er- 
klärte Ehrhart  bei  Beratung  des  Antrags  betr.  Besteuerung  des  un- 
verdienten Wertzuwachses  in  der  bayerischen  K.  d.  A. :  „Ich  verkenne 
es  keineswegs,  dafs  diese  Frage  der  Besteuerung  von  Spekulations- 
gründen USW-.  eine  der  kitzlichsten  ist,  dafs  sie  eine  der  schwierigsten 
und  namentlich  für  Sie ,  meine  Herren  (bürgerlichen  Abgeordneten), 
eine  der  unangenehmsten  Steuern  sein  wird  .  .  ."  Nach  Habersbrunner 
a.  a.  O.  S.  16. 

'■")  Vgl.  Smart  a.  a.  0.:  „If  a  working  man  were  to  ask  himself 
why  it  is  that  he  gets  35  s.  a  week,  when  his  father,  not  less  sküled, 
not  less  hard  working,  was  glad  to  get  22  s.,  he  might  find  an 
object-lesson  in  earned  and  unearned  increment."  Mit  Hecht  sagt 
von  Kottenburg:  „Mit  den  Woi'ten  ,Ver dienst'  u.  a.  dex'gl.  läfst  sich 
nicht  ein  Begriff  verbinden,  welcher  bestimmt  genug  wäre,  um  als 
regulatives  Prinzip  für  die  Verteilung  der  Güter  zu  dienen."  Die 
Kartellfrage  in  Theorie  und  Praxis,  S.  24. 

>^-j  Cit.  nach  Rhodes  a.  a.  0.  S.  126. 


"')  Nach  Gustav  Wustmann:  „Leipzig  und  die  Leipziger  Inimo- 
bUiengesellschaft."  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Stadt  im  letzten 
Drittel  des  nexmzehnten  Jahrhunderts.  Leipzig  1903  und  nach  den 
Jahresberichten  der  Gesellschaft. 
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'")  Schriften  des  Vereins  f.  Sozialpolitik.     Bd.  111.     S.  342. 

"'')  a.  a.  O.  S.  343. 

"*)  Wohnungsfrage.     Bd.  V.     S.  IGä. 

"')  Mangoldt  a.  a.  0.  S.  24 :  „Bei  uns  ist  es  sehr  vielfach  so,  dafs 
einem  Unternehmer,  der  eine  Strafse  aufschliefsen  will,  auch  wenn 
sie  durchaus  so  auf  dem  Bebauungspläne  .steht  und  in  vorgeschi'iebener 
Weise  ausgeführt  wird,  keineswegs  in  allen  Fällen  erlaubt  wird,  diese 
Strafse  tlberhaupt  anzulegen,  sondern  nur,  wenn  die  Anlegung  nach 
Lage  der  Verhältnisse  der  Gemeindeverwaltung  als  richtig  erscheint." 

"*)  Kach  May  „Die  Wu-tschaft  in  Vergangenheit,  Gegenwart 
und  Zukunft",  Berlin  1904,  S.  4«0,  betrug  1896  die  D  urchschnitts- 
dividende  der  Banken  und  Kreditinstitute  7,4"'o,  der  Versicherungs- 
gesellschaften 17,9"/o,  der  sonstigen  Aktiengesellschaften  7,3''/o.  Auch 
in  dem  ungünstigen  Jahre  189192  waren  die  Ziffern  nur  um  etwa 
1  "lo  niedriger. 

'**)  Die  Baugenossenschaftsfrage.  Berlin  1901.  (Im  Selbstverlage 
des  Zentralverbandes  städtischer  Haus-  und  Grundbesitzervereine  er- 
schienen!)   S.  41. 

I50J  Von  den  16  Gesellschaften  haben  bis  heute  12  noch  überhaupt 
keine  Dividende  verteilt.  Vgl.  Hecht:  Die  „Immobiliengesellschaften 
in  München"  in  Schriften  d.  V.  f.  Sozialp.    Bd.  111.     S.  281. 

'^')  Der  innere  Wert  der  Münohener  Terraingesellschaften. 
Kritische  Betrachtungen  von  A.  Leonhard.    München  o.  D. 

'^'-,1  a.  a.  O.  S.  189.  Deshalb  wendet  sich  Leroy-Beaulieu  mit 
Entschiedenheit  dagegen,  dafs  die  Gemeinden  „gigantesques  societes 
immobilieres"  werden. 

153^  Theorie  der  ausschlielsenden  Absatzverhältnisse.  Tübingen 
1867.     S.  75  bezw.  S.  55. 

'5*)  a.  a.  0.  S.  23  ff. 

i55j  j)gj.  26.  deutsche  Haus-  und  Grimdbesitzertag  nahm  zwecks 
Reform  des  Taxwesens  für  den  städtischen  Grundbesitz  folgenden 
Antrag  an: 

1.  „Für  gröfsere  Städte  ist  die  Anstellung  vereideter  Taxatoren 
notwendig.  Von  der  Forderung  der  Kautionsstellung  oder  der  Er- 
weiterung der  Haftung  der  bestallten  Grundstückstaxatoren  für  den 
aus  einer  Verletzung  ihrer  Beruf spf licht  entstehenden  Schaden  über 
den  durch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  festgesetzten  Umfang  hinaus, 
ist  abzusehen. 

2.  Für  gröfsere  Städte  sind  Taxaufsichtsämter  einzurichten, 
welchen  die  obligatorische  Prüfung  und  Feststellung  derjenigen  von 
den  beeideten  Taxatoren  aufgestellten  Taxen  obliegt,   die  als  Unter- 

At}.  Weber,  C'jer  Ko<'enrente.  14 


—     210     — 

lagen  für  die  Bemessung  dos  Grundstückswertes  nach  den  Grundsätzen 
für  die  Mündolsicherheit  oder  nach  den  Wertermittlungsvorschriften 
solcher  Kreditinstitute  und  Versicherungsgesellschaften  dienen  sollen, 
die  einer  staatlichen  Aufsicht  unterstehen  und  bezüglich  welcher  die 
Prüfung  durch  das  Taxaufsichtsamt  seitens  eines  Interessenten  be- 
antragt wird. 

8.  Von  jeder  von  der  Taxaufsicht  eingereichten  Taxe  ist  eine 
Abschrift  dem  zuständigen  Grundbuchamt  für  die  Grundakten  des  be- 
treffenden Grundstücks  zuzufertigen. 

4.  Die  Wahl  und  Anstellung  der  Taxatoren  und  der  Mitglieder 
des  Taxaufsichtsamts  erfolgt  durch  die  Kommune.'' 

^''^)  Depositenbanken  und  Spekulationsbanken.    S.  293. 

'^■')  a.  a.  0.  S.  115. 

'^8)  Vgl.  Eberstadt,  städtische  Bodenfrage  S.  97  und  Kapital- 
mai'kt  S.  140  ff. 

'^^)  Im  übrigen  verweise  ich  auf  die  sehr-  verständigen  Aus- 
führungen von  Flesch  und  Zirndorfer  in  Neue  Untersuchimgen.  Bd.  I. 
Abt.  II.     S.  275  ff. 

""')  Die  Bodenreformer  sind  im  allgemeinen  —  wie  ich  glaube 
mit  Recht  —  gegen  den  Wohnungsbau  direkt  durch  die  Gemeinde. 
Vgl.  darüber  die  Diskussionen  in  der  Deutschen  Volksstimme.  1903. 
S.  621.  —  Vgl.  auch  Schmoller  a.  a.  O.  S.  380. 

"')  Ich  verweise  auf  meinen  Aufsatz  im  Archiv  für  Sozialwissen- 
sohaft,  Bd.  XX,  Heft  1  und  auf  den  Aufsatz  von  Oertmann:  Zur 
Würdigung  des  Erbbaureohts.     Annalen  1904  S.  561  ff. 

I62-)  Arbeiterpolitik  und  Wirtschaftspflege  in  der  deutschen  Stadt- 
verwaltung.    Bd.  II,  S.  187. 

^*')  Die  Gründe  für  und  gegen  den  kommunalen  Betrieb  stellt 
Weifs  in  seinem  Buche:  „Die  Tarife  der  deutschen  Strafsenbahnen" 
S.  8$  ff.  zusammen.  Ich  mache  hier  auf  die  gründliche  Erörterung 
aufmerksam,  die  Lindemann  im  zweiten  Bande  seines  eben  zitierten 
Buches  der  Frage  widmet. 

'^*J  Vierteljahrsschrift  für  Volkswirtschaft  und  Kulturgeschichte. 
1866.    S.  135. 

'"5)  Neue  deutsche  Wirtschaftspolitik,  S.  64.  —  Die  mit  der 
Dezentralisation  verbundenen  Schwierigkeiten  könnten  vielleicht  dui-ch 
ein  genossenschaftliches  Vorgehen  der  interessierten  Kreise  heseitigt 
werden.  Experimente  dieser  Art  liegen  vor.  In  England  hat  die 
Gesellschaft  First  Garden  Citj'  Lim  60  km  nördlich  von  London  eine 
.sogenannte  Gartenstadt  geschaffen,  deren  Terrain  1600  ha  grofs  ist; 
die  Ansiedlung  zahlreicher  Industriefh-men  soll  gesichert  sein. 

"5«)  Memoranda.     S.  98. 
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'*■')  Aufgaben  von  G-emeinde  und  Staat  in  derWolinungsfrage,  S.  31, 
zit.  nach  Thissen,  soziale  Tätigkeit  der  Gemeinden.  2.  Aufl.  1903.  S.  105. 

'«8)  Vgl.  Neue  Untersuchungen.     Bd.  III.     S.  187  ff. 

'«»)  Single  Tax  Review.    1903.    Vol.  2.    Nr.  4.    S.  23. 

"»)  Vgl.  Berliner  Tageblatt  Nr.  484,  22.  September  1904. 

'"')  Finanzielle  Mitbeteiligung.    S.  52. 

"-)  Vgl.  „Der  Boden  und  seine  Bedeutung  in  Düsseldorf"  (Studien 
zur  Wirtschaftsgeschichte  Düsseldorfs.     1902.     S.  160—189). 

'")  Nach  Richard  H.  Hooper:  Dreizehn  Jahre  sozialen  Fort- 
schritts in  Neuseeland;  Archiv  für  Sozialwissenschaft.  Bd.  XIX. 
1904.     S.  595. 

"■')  Grofs-Berlin.  Ein  Beitrag  zur  Eingemeindungsfrage.  Berlin 
1904. 

'■">)  Verhandlungen  des  14.  evangel. -sozialen  Kongresses.  Darm- 
stadt 1903.    S.  87. 

■")  Vgl.  z.  B.  Deutsche  Volksstimme.     1903.     S.  554. 

'''~)  Wohuungszustände  und  Wohnungsreform  in  München.  Ein 
Vortrag.     München  1904.     S.  16. 

'■")  Übrigens  wird  in  der  Diskussion  über  die  Besteuerung  des 
unverdienten  Wertzuwachses  auffallender  Weise  avifser  acht  gelassen, 
dafs  schon  heute  wenigstens  in  Preufsen  der  Gewinn  der  Spekulation 
besteuert  wird.  Nach  den  Anweisungen  des  Finanzministers  vom 
6.  Juli  1900  zur  Ausführung  des  Einkommensteuergesetzes  vom  24.  Juni 
1891  mufs  der  Spekulationsgewinn  als  Einkommen  versteuert  werden, 
insbesondere  auch  dann,  „wenn  jemand  das  in  der  Nähe  einer  grofsen 
Stadt  im  Hinblick  auf  deren  Ausdehnung  erworbene,  ertragslos  oder 
einstweilen  in  landwirt-sohaftlicher  Benutzung  liegende  Grundstück 
wieder  verävifsert,  nachdem  dasselbe  als  Bauplatz  verwendbar  ge- 
worden ist."  Die  Folge  davon  ist,  dafs  ein  Bodenspekulant,  der  ein 
Terrain  mit  100000  Mk.  Nutzen  verkauft,  ca.  4000  Mk.  mehr  an  Steuern 
bezahlen  mufs  als  der  nicht  minder  glückliche,  aber  „nicht  speku- 
lierende" Besitzer  eines  Hauses  im  Zentrum,  das  er  mit  gleichem 
Profit  veräufsert. 
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Eine  juristisch-socialükonomische   Untersii<linng- 


von 

Adolf  Weber. 

1900.     Preis    2    M. 


Depositenbanken  nnd  Spekulationsbanken. 

Ein  Vergleich 
deutschen  und  englischen  Bankwesens. 

Von 

Adolf  Weber. 

1902.     Preis  6  M.  80  Pf. 

Der  europäische  Bodenkredit. 

Von 

Felix  Hecht. 

Erster  Band:  Die  Entschuldung  des  ländlichen  Grundbesitzes. 
Die  Entwicklungsgeschichte  der  staatlichen  und  provinziellen 
Bodenkreditinstitute  in  Deutschland  seit  1890. 
1900.    Preis  10  M. 


Die  Organisation 
des  Bodenkredits  in  Deutschland. 

Von 

Felix  Hecht. 

Erste  Abteilung.     A.  u.  d.  T. : 

Die  staatlichen  und  provinziellen  Bodenkredit- 
institute in  Deutschland. 

Zwei  Bände.    1891.    Preis  24  M. 
I.    Entwicklungsgeschichte  und  Statistik. 
II.    Organische  Satzungen. 


Zitveite  Abteilung: 

Die  deutschen  Hypothekenbanken. 

Erster  Band.    A.  u.  d.  T. :    Die    deutschen    Hypothekenbanken. 
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1903.    Preis  25  M. 
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